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Das  Kramerhaus. 


Es  wurde  im  Jahre  1654  für  1500  Gulden  von  der  Krameriuuung  erworben  und 
von  ihrer  Rechtsnachfolgerin,  der  Handelskammer,  im  Jahre  1889  für  125  000  Mark 
verkauft.  Diese  Abbildung  zeigt  das  Gebäude  in  seiner  letzten  Gestalt.  Es  stand 
an  der  Ecke  des  Neumarkts  und  des  Kupfergäßcheus  (jetzt  Kaufhaus).  In  seinen 
Räumen  hielten  im  19.  Jahrhundert  die  Krameriunuug,  die  Handlungsdeputierten, 
der  Handelsvorstand   und   die  Handelsgenossenschaft  ihre   Sitzungen  ah. 
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Leipzigs  Handelskorporationen 

(Kramerinnung-,  Handlungsdeputierte,  Handelsvorstand, 

Handelsgenossenschaft.     Die   Leipziger  Kaufmannschaft  und   die 

Kommunerepräsentation.) 

Versuch  der  Gründung 

Sächsischer  Handelskammern 

im  19.  Jahrhundert. 
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Siegfried  Moltke. 
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Herrn 

Königlich  Sächsischem  Geheimen  Kommerzienrat 

GUSTAV  ZWEINIGER 

Ritter  etc. 

am  Tage  der  Vollendung  des  ersten  Jahrzehnts  seines  Wirkens 

als 

Vorsitzender  der  Handelskammer 

in  Dankbarkeit  und  Verehrung 
zugeeignet  vom  Verfasser. 

Leipzig,  am  4.  Januar  1907. 


Vorbemerkung. 


Der  vorliegende  dritte  Band  meiner  Veröffentlichungen  aus  den  im 
Besitz  der  Handelskammer  zu  Leipzig  befindlichen  Archiven  bringt  den 
Abschluß  des  Ergebnisses  meiner  Forschungen,  welche  ich  angestellt  habe, 
um  die  Entstehung,  Entwicklung,  Organisation  und  Endschaft  derjenigen 
kaufmännischen  Körperschaften  zu  schildern,  welche  als  die  Vorgängerinnen 
der  Handelskammer  zu  Leipzig  zu  betrachten  sind. 

Wie  in  den  beiden  ersten  Bänden,  so  ist  auch  in  dem  dritten  manches 
eingeflochten  worden,  was  nicht  unmittelbar  zum  bestimmt  umgrenzten 
Thema  gerechnet  zu  werden  braucht,  was  sich  jedoch  als  besonders  geeignet 
für  die  Einfügung  in  den  Text  oder  zum  Anschluß  an  denselben  erwies, 
einmal,  weil  es  besonders  interessant  ist,  dann  aber,  weil  es  für  meine  auf- 
gestellten, direkt  zum  Thema  gehörenden  Behauptungen  Beweiskraft  besitzt. 

So  hielt  ich  es  z.  B.  für  durchaus  angebracht,  indem  Kapitel  „Die Leip- 
ziger Kaufmannschaft  und  die  Kommunerepräsentation"  den  Beweis  zu 
führen,  daß  die  Leipziger  körperschaftliche  Handelsvertretung  auch  auf 
anderen  als  rein  handelstechnischen  und  handelswirtschaftlichen,  sowie 
handelsrechtlichen  Gebieten  hervorragend  mitgearbeitet  hat. 

Ganz  unerläßlich  erschien  es  mir  ferner,  das  Kapitel  über  die  bisher 
ebenfalls  noch  nirgends  literarisch  behandelte  Frage  des  Versuches  zur 
Gründung  von  Handelskammern  in  Sachsen  und  insbesondere  einer  solchen 
in  Leipzig  vor  dem  Jahre  1861  einzufügen,  da  diese  Versuche  schließlich  zur 
Gründung  dieser  Institute  geführt  haben  und  da  die  Handelskammern 
wiederum  das  Bestehen  jener  kaufmännischen  Körperschaften  überflüssig 
gemacht  haben,  deren  Hauptgegenstand  die  vorliegende  Abhandlung  bildet. 
Die  meiner  Obhut  anvertrauten  Archive  der  Handelskammer  dürften  die 
einzigen  erhalten  gebliebenen  schriftlichen  Quellen  für  diesen  Teil  meiner 
Schüderungen  besitzen,  da  mir  das  Königliche  Ministerium  des  Innern 
mitgeteilt  hat,  daß  in  den  Königlichen  Archiven  zu  Dresden  die  Akten 
des  sogenannten  „Engeren  Plenums''  der  „Kommission  für  Erörterung 
der  Gewerbs-  und  Arbeitsverhältnisse"  der  Jahre  1848/1849  nicht  zu 
finden   gewesen   sind.     Die  Handelskammer  zu   Leipzig   birgt  also  in  den 
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Briefen  und  sonstigen  Bestandteilen  der  in  Frage  kommenden  Akten  der 
ehemaligen  kaufmännischen  Korporationen  ihres  Bezirkes  auch  nach 
dieser  Hinsicht  einen  überaus  wertvollen  Schatz.  Für  diejenigen,  welche 
sich  für  die  Arbeiten  der  genannten  Kommission  interessieren,  sei  be- 
merkt, daß  die  Bibliothek  des  Königlich  Sächsischen  Statistischen  Lan- 
desamts in  Dresden  die  gedruckten  Mitteilungen  der  Kommission  und 
die  dazugehörigen  Anlagen   (Fragepunkte,  Berichte  usw.)  besitzt. 

Aber  auch  bei  der  Abfassung  der  übrigen  Kapitel  —  sowohl  des  vor- 
liegenden Bandes,  wie  seiner  beiden  Vorgänger  —  habe  ich  in  erster  Linie 
aus  den  Archivbeständen  der  Handelskammer  geschöpft,  die  vorher  der 
Geschichtsforschung  verschlossen  waren.  Zu  einem  Teile  hat  mir  das 
Städtische  Archiv  Leipzigs  helfen  können.  Ich  verfehle  nicht,  für  die  mir  in 
liberalster  Weise  gewährte  Vergünstigung  der  Benutzung  seiner  Akten  auch 
an  dieser  Stelle  meinen  aufrichtigsten  Dank  abzustatten. 

Da  ohne  kaufmännische  körperschaftliche  Interessenvertretungen  unser 
Handel  und  Gewerbe  und  unsere  Industrie  jeder  offiziellen  Schutz- 
gemeinschaft entbehrt  hätte,  die  unbedingt  notwendig  war,  um  eine  gedeih- 
liche Entwickelung  der  durch  sie  vertretenen  Erwerbsstände  zu  gewähr- 
leisten, ist  die  Geschichte  dieser  Korporationen  von  hervorragender 
Bedeutung  für  unsere  Stadt.  Somit  ist  ihre  ausführliche  Behandlung 
gerechtfertigt.  Ein  solches  Geschichtswerk  darf  aber  nicht  nur  die  Dar- 
legung und  Klarlegung  des  Entwicklungsganges,  der  Geschichte  und  der 
Organisation  der  einzelnen  Genossenschaften  bieten,  sondern  es  muß 
auch  die  Beschreibung  ihrer  Tätigkeit  umfassen,  durch  deren  Entfaltung 
die  Korporationen  für  Leipzigs  und  Sachsens  Handel.  Industrie  und  Gewerbe 
segensreiche  Institute  geworden  sind.  Es  wird  mein  Bestreben  sein,  von 
nun  an  mich  dieser  Aufgabe  nach  besten  Kräften  zu  widmen. 

Ausdrücklich  möchte  ich  schließlich  noch  betonen,  daß  ich  in  diesem 
Bande  vorwiegend  aktenmäßige  Schilderung,  namentlich  im  dritten  Kapitel, 
gegeben  habe.  Ich  bin  der  Überzeugung,  daß  ich  auf  diese  Weise  besonders 
denen  gedient  habe,  welche  sich  mit  Studien  auf  dem  Gebiete  des  säch- 
sischen Innungs-   und   Verwaltungsrechtes    befassen. 

Mit  der  ganzen,  die  drei  Bände  umfassenden  Arbeit  aber  glaube  ich 
unserer  Stadt-  und  Handelsgeschichte  ein  neues  Kapitel  angefügt  zu  haben. 

Leipzig,  am  22.  Oktober  1906,  dem  20.  Jahrestage  der  Auflösung 
der  Leipziger  Kramerinnung. 


Siegfried  Moltke. 


Über  die   körperschaftliche  Vertretung 
des  Leipziger  Handelsstandes  bis  1861. 


Um  die  weitläufigen  und  teilweise  verwickelten  Verhandlungen  ver- 
stehen zu  können,  welche  in  den  sechziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts 
stattfanden  behufs  Herbeiführung  einer  Vereinigung  der  Leipziger  körper- 
schaftlichen Großhandelsvertretung  mit  der  Leipziger  körperschaftlichen 
Kleinhandelsvertretung  (unter  Auflösung  dieser  beiden)  zu  einer  einzigen 
körperschaftlichen  Vereinigung  der  gesamten  Leipziger  Kaufmann- 
schaft, ist  es  geboten,  in  kurzen  Umrissen  darzulegen,  welcher  Art  die  Orga- 
nisation beider  Körperschaften  bis  dahin  gewesen  ist,  als  jener  Plan  am 
Schlüsse  des  Jahres   1861   auftauchte. 

Die  Entstehung  und  anfängliche  Entwickelung  und  Organisation 
beider  Korporationen  ist  literarisch  bereits  gewürdigt  worden.1) 

Die  Korporation  des  Kleinhandels,  die  Kramerinnung,  ist  das  ältere 
Institut.  Ihr  Dasein  ist  schon  im  14.  Jahrhundert  urkundlich  beglaubigt, 
freilich  damals  noch  in  Form  einer  magisterialen  Institution.  In  Ergänzung 
meiner  früheren  Ausführungen2)  möchte  ich  folgendes  erwähnen.  Um  einen 
eigenen  Magister  zu  erhalten,  um  ein  Magisterium  bilden  zu  können,  war  es 
Vorbedingung,  daß  die  betreffende  Erwerbsgruppe,  hier  also  die  Kramer, 
auch  zahlreich  genug  vertreten  war,  um  das  Amt  des  Magisters  finanziell 
zu  erhalten,  zu  tragen,  mit  einem  Wort:  seinem  Inhaber  nutzbar  zu  machen. 
Haben  wir  es  doch  hier  nicht  mit  jener  Magisterienart  zu  tun,  die  meh- 
rere kleinere  Gewerkschaften  vertrat,  sondern  wir  haben  es  ausdrücklich 
mit  einem  magister  super  institores,  also  mit  dem  K  r  a  m  e  r  meister 
zu  tun,  der  ausschließlich  den  K  r  a  m  e  r  n  vorstand.  Wir  können  hieraus 
demnach  auch  den  Schluß  ziehen,  daß  die  Vertretung  des  Leipziger  Kram- 
kaufmannsstandes, ich  meine  die  Zahl  der  Kramer,  schon  im  Mittelalter 
eine  verhältnismäßig  große  war.  Wie  lange  das  Magisterium  der  Leipziger 
Kramer  bestanden  hat,  ist  nicht  zu  ermitteln.  Vielleicht  dürfen  wir  seine 
Umwandlung  in  eine  Innung  in  das  Jahr  1423  legen,  in  welchem  Jahre  der 
Kurfürst  Friedrich  I.  der  Stadt  Leipzig  die  Gerichtsbarkeit  wiederkäuflich 
gegen  ein  Darlehen  von  1500  Gulden  überließ.     Das  Magisteramt  war  ein 


M  Karl  Biedermann.  Geschichte  der  Leipziger  Kramer-Innung  1477 —  1880. 
Leipzig  1881.  —  Siegfried  Moltke,  Die  Leipziger  Kramer-Innung  im  15.  und  16.  Jahr- 
hundert. Leipzig  1901.  —  Siegfried  Moltke,  Urkunden  zur  Entstehungsgeschichte 
der  ersten  Leipziger  Großhandelsvertretung.     Leipzig   1904. 

-)  Siehe  mein  in  Fußnote  l)  genanntes  Buch  über  die  Kramer-Innung,  Seite  16  ff. 
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Richteramt  über  die  Kramer,  und  im  Kaufbriefe3)  von  1423  des  genannten 
Kurfürsten  heißt  es,  daß  der  Landesherr  der  Stadt  überließ  „alle  Gerichte 
im  Weichbildc  zu  Leipzig,  oberste  und  niederste,  über  Hals  und  Hand, 
Vordingen  und  Gerichte  über  alle  Schuld,  mit  allen  Bußen,  Wetten,  Ge- 
nießen, Zubehörungen,  Zinsen  und  Renten,  als  wir  und  unsere  Voigte 
daselbst  von  unsertwegen  das  bisher  gehabt,  besessen  und  gebraucht 
haben  usw."  Hierin  dürfte  vielleicht  die  Auflassung  auch  der  Magisterien 
und  die  Übertragung  der  Oberhoheit  über  die  Kramergesamtheit  an  den 
Stadtrat  zu  finden  sein.  Die  Wahrscheinlichkeit,  daß  das  Jahr  1423  hierfür 
in  Betracht  kommt,  gewinnt  noch  mehr,  wenn  man  in  Erwägung  zieht,  daß 
in  diesem  Jahre  der  Rat  der  Stadt  Leipzig  einigen  Gewerken  den  Befehl 
erteilte,  ,,sich  zusammenzufügen  und  zusammenzuhalten,  also  sämtlich 
unserm  gnädigen  Herrn  und  der  Stadt  zu  dienen".  Der  Rat  gab  z.  B. 
unter  den  Weißgerbern  zwei  Meistern  das  Oberamt  über  die  übrigen  Berufs- 
genossen.4)  Auch  an  die  Kürschner  erging  der  Befehl,  sich  zusammen- 
zuschließen.5) So  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  daß  auch  die  Kramer  nun- 
mehr zu  einer  Innung  zusammentraten.  Als  Innung  im  gewöhnlichen 
Sinne  des  Wortes  bestand  die  Körperschaft  also  wohl  erst  seit  Anfang 
des    15.   Jahrhunderts.6) 

Im  Jahre  1861,  als  zu  dem  Zeitpunkte,  der  für  die  folgenden  Darstel- 
lungen der  wichtigste  ist,  stand  im  wesentlichen  noch  die  alte  Kramer- 
ordnung mit  ihren  34  Artikeln  in  Kraft,  wie  sie  zuletzt  von  August  dem 
Starken  am  9.  April  1695  konfirmiert  worden  war;7)  nur  wenige  kleine  und, 
namentlich  für  die  folgenden  Betrachtungen  unwesentliche  Änderungen, 
hatte  sie  erfahren.     Ihr  ist  zu  entnehmen:8) 

An  der  Spitze  der  Innung  standen  neun  Kramermeister,  im  19.  Jahr- 
hundert auf  Lebenszeit  gewählt,  von  denen  drei  jährlich  „zum  Regiment", 
d.  h.  zur  Oberleitung  gelangten,  welche  wiederum  von  Jahr  zu  Jahr  im 
Vorsitz  wechselten.  Erst  ganz  spät  führt  der  „Senior"  ständig  das  Präsi- 
dium. Für  ihre  Amtsführung  erhielten  diese  drei  ein  Jahresgehalt  von 
35  Talern  (früher  20  Taler)  aus  der  Kramerkasse.  Starb  einer  der  neun,  so 
hatten  die  übrigen  acht  nach  vier  Wochen  der  Innung  etliche  Innungs- 
mitglieder (Innungsverwandte)  zur  Nachwahl  vorzuschlagen.  Welchen 
von  diesen  die  Innung  wählte,  der  mußte  ohne  Widerrede  das  Amt  des 
Kramermeisters  annehmen,  „bey  Straffe  nach  E.  E.  hochw.  Raths  Er- 
känntniß".     Die  am  Schlüsse  ihrer  Regierungsperiode  abtretenden  Kramer- 

3)  Urkundenbuch  der  Stadt  Leipzig,  Band  I,  Seite  88. 

4)  Ebenda,  Seite  92. 

5)  Abdruck  ihrer  Artikel  im  Programm  des  Nikolaigymnasiums  zu  Leipzig,  188b, 
Seite  23. 

6)  Siehe  bei  Moltke,  Seite  8  ff. 

')  Die  Urkunde  befindet  sich  im  Kramerinnungs- Archiv. 

8)  Leipziger  Kramer-Ordnung  nebst  Nachträgen  und  Beilagen.     Leipzig    1857. 


meister  hatten  ..ihr  Regiment  beneben  richtiger  und  klarer  Rechnung 
ihren  drey  Successoribus  gebührlichen  zu  übergeben".  Die  neugewählten 
Kramermeister  mußten  vom  Rate  der  Stadt  Leipzig  bestätigt  werden. 

Niemand  sollte  Mitglied  der  Innung  werden,  der  schon  einer  anderen 
Innung  angehörte.  Wer  eintreten  wollte,  mußte  folgende  Nachweise  er- 
bringen: t.  daß  er  ehrlicher,  d.  h.  ehelicher  Geburt  ist.  2.  daß  er  vier  Jahre 
als  Lehrling  und  ein  Jahr  als  Diener  ..vollkömmlich  und  redlich  aus- 
gestanden hat",  3.  daß  der  Rat  zu  Leipzig  ihn  als  Bürger  annehmen 
wolle,  4.  daß  er  ,,mit  einer  untadelhafften  Weibes-Person  sich  entweder 
allbereit  verehlichet.  oder  inskünfftige  zu  verhevrathen  gemevnet"  sei. 
Mannigfaltig  waren  die  Bestimmungen,  welche  die  Eintretenden  zu  Zahlungen 
an  die  Innung  unterwarfen.  Wer  in  Leipzig  selbst  gelernt  und  gedient 
hatte,  zahlte  40  Taler  für  sich  und  20  Taler  für  sein  Eheweib  in  die  Kramer- 
lade, und  zwar  bevor  er  sein  Gewölbe  aufmachte.  Wurde  die  Frau  Witwe, 
genoß  sie  Kramerrechte.  Wer  außerhalb  Leipzigs  gelernt  und  gedient  hatte, 
zahlte  60  Taler  für  sich.  20  Taler  für  sein  Weib,  wenn  letzteres  eines 
Kramerinnungsmitgliedes  Tochter  oder  Witwe  war.  Eines  Leipziger 
Kramers  Sohn  oder  Tochter  zahlte  statt  der  40  Taler  (bez.  60  Taler) 
nur  4  Taler  Kramergeld.  Außerdem  hatte  noch  jeder  10  Taler  Beitrag  zum 
Kramerhause,  2  Taler  zur  Meßbüchse,  1  Taler  zur  Innungsbibliothek. 
1  Taler  zur  Armenkasse  (der  Innung)  und  die  Kosten  an  den  Kramerkon- 
slüenten,  Kramerboten  und  Kramerfiskal  zu  entrichten.  Wer  sich  zum 
zweiten  Male  verehelichte,  mußte,  wenn  die  zweite  Frau  keine  Kramers- 
tochter  oder  Kramerswitwe  war.  wiederum  20  Taler  entrichten.  Kramers- 
witwen  konnten  ohne  Nachzahlung  in  der  Innung  bleiben  und  Kramerei 
treiben,  gingen  aber  des  Kramerrechts  verlustig,  sobald  sie  ,. außerhalb  der 
Innung  wieder  heirateten,  es  wäre  denn,  daß  sie  eine  vornehme  Person  (die 
in  keiner  absonderlichen  Innung  begriffen)  heiratete  und  die  Handlung  in 
ihres  vorigen  Mannes  Erben  Namen  fortsetzte,  auch  deswegen  100  Taler 
erlegte".  Heiratete  eine  Kramerswitwe  einen  Angehörigen  einer  anderen 
Innung  oder  einen  Künstler,  so  blieb  sie  aus  der  Kramerinnung  ausge- 
schlossen. Kramerstöchter.  die  „außer  der  Innung  heirateten",  blieben 
von  derselben  ebenfalls  ausgeschlossen.  Wenn  eine  Kramerswitwe  oder 
-tochter  einen  Handels-  oder  Kramdiener  heiratete,  so  wurde  diesem  das 
Kramerrecht  für  40  Taler  verliehen,  gleichviel  wo  er  gelernt  und  gedient  hatte. 
Die  drei  regierenden  Kramermeister  waren  verpflichtet,  alle  Quartale 
die  ganze  Innung  zusammenzuf ordern  und  ihnen  jedesmal  die  Artikel  der 
Kramerordnung  vorlesen  zu  lassen.9)  Jedes  Innungsmitglied  hatte  bei  jeder 
dieser  Quartalsversammlungen  3  Groschen,  also  jährlich  12  Groschen  zu 
erlegen  „und  sollte  darauf  mit  seiner  Nothdurfft,  wenn  er  was,  in  Sachen 
der  Innung  betreffende,  fürzubringen  hat,  sattsam  gehöret,  und  billichen 


9)   Wurde   selten,  in  der  letzten  Zeit  gar  nicht  befolgt. 
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Dingen  nach  bescheidet  werden".  Außer  zu  diesen  Quartalen  konnten 
die  Kramermeister  die  sämtlichen  Innungsverwandten  auch  sonst  zusammen- 
berufen, ..wenn  es  die  Nothdurfft  erforderte".  Unentschuldigt  durfte 
niemand  fortbleiben  oder  mehr  als  eine  halbe  Stunde  zu  spät  kommen, 
wollten  die  Ausbleibenden  nicht  12,  die  Langsamen  6  Groschen  Strafe 
zahlen.  Eintritts-  und  Strafgelder  flössen  zum  Teil  in  die  Innungslade,  zu 
einem  Teil  wurden  sie  an  den  Rat  der  Stadt  abgeführt. 

Dies  sind  die  für  unsere  Betrachtung  wichtigsten  Bestimmungen  der 
Kramerordnung,  wie  sie  im  ig.  Jahrhundert  noch  Geltung  hatten.  Der 
größte  Teil  der  Artikel  befaßt  sich  mit  den  weitläufigen  Vertretungsrechten 
Nichtkramern  gegenüber,  wie  z.  B.  mit  dem  Verbot  des  Verkaufs  bestimmter 
Warengattungen  seitens  der  letzteren  und  der  Mitglieder  anderer  Innungen. 
Kramerinnung  und  Rat  der  Stadt  erzielten  aus  diesen  Strafgeldern,  welche 
bei  Verstößen  der  Nichtkramer  gegen  die  Vertretungsrechte  eingingen, 
hübsche  Einnahmen. 

Neben  den  Kramermeistern  erscheinen  seit  1 8$  i  noch  Innungsverordnetc. 

Nach  einem  Rezeß  vom  22.  Juli  1747  war  es  bei  der  Kramerinnung 
verfassungsmäßig  gewesen,  daß  zweien  von  den  16  ältesten  Mitgliedern  der 
Innung  zu  wählenden  Innungsverwandten  nebst  der  Bilanz  und  dem  Haupt- 
buche von  jeder  Jahresrechnung  die  Einnahmen  und  Ausgaben-Kapitel 
in  folle  vorgezeigt  wurden,  daß  diese  beiden  Gewählten  eine  Decharge 
nach  einem  bestimmten  Formulare  unterzeichneten  und  dabei  aller  Defek- 
tierung  sich  zu  enthalten,  auch  keine  speziellere  Rechnung  zu  verlangen. 
die  Kramermeister  aber  ihnen  bei  vorfallendem  außerordentlichen  Aufwand 
Nachricht  zu  erteilen  hatten. 

Die  Kramermeister  des  Jahres  1831  kamen  der  Innung  freiwillig  und 
ohne  alle  Veranlassung  von  Seiten  der  letzteren  mit  dem  Vorschlage  ent- 
gegen, hierin  eine  Veränderung  herbeizuführen.  Es  entstand  das  Institut 
der  „Innungsverordneten  bei  der  Kramerinnung'',  für  welches  ein  beson- 
deres Statut  unter  dem  3.  September  1831  behördlich  genehmigt  wurde. 
Sämtliche  Innungsmitglieder  wählten  am  Michaelis-Quartal  aus  ihrer  Mitte 
acht  Verordnete  ..zur  jährlichen  Abnahme,  Durchsicht  und  Justifikation 
der  Rechnung  über  Administration  des  Innnungsvermögens".  Wählbar 
war  jeder  Kramer  (außer  den  Kramermeistern,  die  aber  selbst  wählen 
konnten),  der  mit  seinen  Verpflichtungen  an  die  Innungskasse  nicht  länger 
als  ein  Jahr  rückständig  war,  einem  Leipziger  Geschäft  in  Person  vorstand 
und  seinen  wesentlichen  Wohnsitz  in  Leipzig  hatte.  Das  Ehrenamt  konnte 
nicht  abgeschlagen  werden.  Nicht  wählbar  war,  wer  diesen  Vorausset- 
zungen nicht  entsprach,  wer  seine  Zahlungen  gerichtlich  oder  außergericht- 
lich einstellte  oder  wer  in  eine  nach  Vorschrift  des  Generale  vom  30.  April 
1783  zu  behandelnde  Untersuchung  verfallen  und  nicht  in  Mangel  allen 
Verdachts  freigesprochen  -worden  war.  Eine  einzige  aller  dieser  Ursachen 
reichte  aus.  um  den  Ausschluß  von  der  Wahl  wie  den  Ausschluß  des  bereits 


Gewählten  aus  dem  Kollegium  der  Verordneten  zu  bewirken.  Alle  Jahre 
schieden  zwei  Verordnete  aus,  und  zwar  nach  Maßgabe  ihres  Eintrittes  in 
das  Kollegium.  Starb  ein  Mitglied,  legte  eines  die  Stelle  nieder  oder  mußte 
eines  aus  den  eben  genannten  Gründen  das  Amt  niederlegen,  wurde  beim 
nächsten  Michaelis-Quartal  die  Ergänzungswahl  vollzogen. 

Für  die  vorliegenden  Betrachtungen  ist  es  angebracht,  folgende  Funk- 
tionen der  Innungs verordneten  namhaft  zu  machen.  Sie  hatten  für  beson- 
dere Ausgaben  der  Innung,  welche  nicht  innerhalb  der,  nach  jedesmaligen 
Landesgesetzen  zu  bestimmenden  Grenze  geringfügiger  Rechtssachen  lagen 
oder  beim  regelmäßigen  Laufe  der  Geschäfte  vorkamen,  wie  Salarierung 
des  Konsulenten,  Besoldung  der  sonstigen  Beamten,  Gerichtskosten,  ge- 
stiftete Almosen,  Ausgaben  für  die  Bibliothek,  Kosten  der  Kramermeister- 
Reisen  in  Innungsangelegenheiten,  ihre  Genehmigung  zu  erteilen.  Ver- 
sagten sie  diese,  mußte  die  Generalversammlung  der  Innung  entscheiden, 
bei  deren  Stimmengleichheit  die  Kramermeister  siegten,  sonst  entschied 
Stimmenmehrheit.  Ferner  hatten  die  Verordneten  die  sämtlichen  Bücher 
und  die  Bilanz  zu  prüfen,  aber  ohne  Zuziehung  eines  Advokaten,  auch  nur 
insoweit,  als  nicht  die  Verwendung  von  denjenigen  Stiftungskapitalien  in 
Betracht  kamen,  die  lediglich  zugunsten  der  Kramer  m  e  i  s  t  e  r  vermacht 
waren.  Innerhalb  10  Tagen  sollten  die  Innungsverordneten  etwaige  Er- 
innerungen den  Kramermeistern  schriftlich  übergeben.  Im  Verlauf  weite- 
rer acht  Tage  sollten  die  Kramermeister  sich  mit  den  Verordneten  zu  ver- 
ständigen suchen;  gelang  dies  nicht,  sollten  sie  die  ganze  Innung  oder 
einen  schiedsrichterlichen  Spruch  entscheiden  lassen.  Für  letzteren  war 
die  Wahl  von  vier  Schiedsrichtern  aus  dem  nicht  in  der  Kramerinnung 
vertretenen  Handelsstande  nötig,  die  Kramermeister  wählten  zwei  und  die 
Innungsverordneten  zwei.  Diese  Schiedsrichter  wählten  einen  Obmann, 
der  auch  ein  Jurist  sein  konnte.  Ein  gerichtliches  Verfahren  infolge  der 
Erinnerungen  der  Verordneten  konnte  nur  stattfinden,  wenn  Veruntreu- 
ungen oder  betrügerische  Handlungen  zu  monieren  waren. 

Hatten  die  Verordneten  keine  Monita  einzubringen,  oder  hatten  sich 
ihre  Erinnerungen  erledigt,  so  hatten  die  Verordneten  die  Jahresrechnung 
richtig  zu  sprechen,  dann  konnten  weitere  Einwendungen  nicht  mehr 
stattfinden. 

Es  bedarf  für  unseren  Zweck  keiner  weiteren  Mitteilungen  über  die 
Organisation  der  Kramerinnung.     (Das  Statut  siehe  in  Anlage  I.) 

Ungleich  schwieriger  ist  es,  über  die  Organisation  der  Körperschaft 
der  Großhändler,  der  sogenannten  „Handlungsdeputierten",  zu  berichten. 
Statuten  liegen  nicht  vor,  es  sind  solche  auch  niemals  behördlich  be- 
stätigt worden. 

Unter  Hinweis  auf  die  bereits  geschilderte  Entstehungsgeschichte  der 
Korporation  brauche  ich  hier  nur  folgendes  auszuführen,  bez.  in  Kürze  zu 
rekapitulieren  und  ergänzend  zu  berichten. 


Das  Institut  wurde  im  Jahre  1681  gegründet,  seine  von  ihm  in  jenem 
Jahre  errichteten  Satzungen  zwar  zur  Konfirmation  in  Dresden  vorgelegt, 
das  Ansuchen  ihrer  Bestätigung  jedoch  bald  fallen  gelassen,  um  dem  Zu- 
standekommen der  von  den  Handlungsdeputierten  ebenfalls  im  Jahre  168 1 
im  ersten  Entwurf  aufgestellten  Wechselordnung  und  Handelsgerichts- 
ordnung, deren  Bestimmungen  die  Satzungen  zum  Teil  vorgegriffen  hätten, 
nicht  zu  hindern  oder  hinauszuschieben. 

Aus  einer  Zeit,  die  nach  der  Vereinbarung  der  Handlungsdeputierten 
mit  der  Kramerinnung  vom  Jahre  1688,  in  Angelegenheiten,  die  beide 
Körperschaften  gemeinsam  angingen,  auch  gemeinsam  zu  verhandeln  und 
zu  handeln,  liegt,  immerhin  aber  noch  nahe  genug  an  das  Jahr  1688  heran- 
kommt, um  eine  Anzahl  der  ersten,  der  gründenden  Mitglieder  der 
Handlungsdeputierten  in  dieser  Körperschaft  amtierend  zu  finden,  stammt 
ein  Satzungsentwurf  —  und  ein  dazu  gehöriger  begutachtender  Ergänzungs- 
und Abänderungsplan  — ,  der  dem  Rate  zur  Bestätigung  zugedacht  war. 
Da  ich  die  beiden  Papiere  unter  verstreuten  Schriften  erst  nach  Erscheinen 
meiner  „Urkunden  zur  Entstehungsgeschichte  der  ersten  Leipziger  Groß- 
handelsvertretung" gefunden,  sie  demnach  auch  nicht  erwähnt  habe,  auch, 
weil  sie  nicht  jener  Zeit  entstammen,  welche  mein  Buch  umfaßt,  nicht  zu 
erwähnen  brauchte,  sei  hier  der  Wortlaut  dieses  Bestätigungsentwurfes 
wiedergegeben.  Im  wesentlichen  umgrenzt  er  die  Funktionen  der  Hand- 
lungsdeputierten, die  sie  neben  neuhinzugekommenen,  in  der  Folge  noch 
zu  erwähnenden,  noch  im  19.  Jahrhundert  zu  erledigen  hatten.  Der  Ent- 
wurf sagt: 

„Wir  Bürgermeister  und  Rath  der  Stat  Leipzigk  Urkunden  hiermit. 
Demnach  Uns  die  Handelsleute  außer  der  Kramer  Innung  alhier  zu  ver- 
nehmen gegeben,  was  maßen  bey  unterschiedlichen  vorgefallenen  Dingen. 
da  entweder  von  uns  Ihnen  Andeutung  zu  thun  gewesen,  oder  auch  an  Uns 
Sie  etwas  gelangen  laßen  wollen,  indem  Sie  in  keiner  gewißen  Verfaßung 
mit  einander  stünden,  eine  und  die  andere  Hindernis  habe  wollen  verspüret 
werden.  Dannenhero  Sie  zu  deren  künfftigen  Verhütung  vor  ein  beqvemes 
mittel  geachtet,  daß  Uns  Sie  aus  Ihnen  Neun  Personen  vorschlügen,  welche 
wir,  dofern  wir  solches  ebenfals  gut  befinden  und  approbiren  würden,  mit 
gewißer  autorität  und  Gewalt  instruiren  und  versehen  möchten,  und  nach- 
dem sie  hierbey  ihr  Absehen  auf  folgende  Personen  gerichtet,  nemlich  auf 
Michael  Etmüllern,  Johann  von  Ryßel,  David  Fleischern,  Thomas  Richtern, 
Paul  Wincklern,  Johann  Jacob  Pfitzern  den  Altern10),  Heinrich  Wincklern 
den  Jüngern,  Johann  Heinrich  von  Seelen,  und  Johann  Ernst  Kregeln. 
Als  wolten  Uns  Sie  diese  Ihre  intention  vorgestelltet,  und  zugleich  die  nur 


10)  Der  erste,  zweite  und  dritte  waren  Gründer  der  Korporation  der  Handlungs- 
deputierten; Richter,  Winckler  und  Pfitzner  waren  nachgewählte  Deputierte,  und  zwar 
Richter  1686  und  Winckler  und  Pfitzner  1688.  Vgl.  meine  „Urkunden  usw." 
S.   5  und   10. 


^h^nas  .  Uilitcj- 


Richter  war  einer  der  ältesten  Handlungsdeputierten. 
Siehe  Seite  S,  unten. 
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benante  Personen  zu  Deputirten  der  Handelsleute  außer  der  Gramer  Innung 
Obrigkeitlich  zu   bestetigen  gebeten   haben. 

Wann  Wir  dann  alles  dasjenige,  was  zum  Aufnehmen  und  Nutzen  der 
Handlung  und  Negotianten  einigerley  weise  dienlich  seyn  kan,  zu  befördern 
und  beyzutragen  ganz  geneigt  sind,  und  angeführtes  suchen  bey  deßen 
fleißigen  Überlegung  dergestalt  beschaffen  befunden,  daß  dem  Commercien- 
wesen  bey  dieser  Stat  einiger  Nutzen  davon  zu  hoffen, 

Als  haben  Wir  demselben  auf  gewiße  nachgesetzte  weise  stat  gegeben, 

Confirmiren  nemlich  Obrigkeitswegen  Krafft  dieses  besagten  Michael 
Etmüllern  und  die  übrigen  hieroben  mit  Namen  benanten  acht  Personen 
samt  und  sonders  zu  Deputirten  der  Handelsleute  außer  der  Kramer  Innung, 
dergestalt  und  also,  daß  Sie  zuförderst  von  uns  als  ihrer  vorgesetzten  or- 
dendlichen  Obrigkeit  dependiren,  hiernechst,  wenn  bey  handlung  bedenk- 
liche Dinge  vorfallen,  Sie  nebenst  denen  Kramermeistern  deshalben  die 
Nothdurfft  erwegen,  und  uns  schrifft-  oder  mündlich  vortragen,  so  offt  es 
in  Handels-Sachen  von  nöthen,  oder  Sie  erfordert  werden,  vor  uns  im 
Namen  der  Handelsleute  außer  der  Kramer  Innung  erscheinen,  was  ihnen 
anzudeuten,  anhören  begehrte  Nachrichten  abfaßen,  und  uns  übergeben, 
und  der  Handlung  Nutz  und  Wachsthum  nach  ihrem  besten  Verstände  beo- 
bachten und  erinnern,  dargegen  Schaden  und  Nachtheil  verhüten  und  warnen, 
und  sich  in  diesen  allen  als  autorisirte  Handels  Deputirte  außer  der  Krämer- 
Innung  geriren  mögen,  auf  davor  erkant  und  geachtet  werden  sollen,  jedoch 
bescheidentlich  und  also,  daß  Sie  sich  dieser  Gewalt  weiter  nicht,  als  die 
Handlungssachen  bedienen,  und  sich  einer  mehrere  in  andere  wege  noch 
zu  andern  hierinne  nicht  benanten  Dingen  ohne  unsere  ausdrückliche 
Einwilligung  nicht  anmassen  noch  gebrauchen,  an  uns  sich  halten,  auch 
unseren  Anordnungen  iedesmahl,  ihren  Bürgerlichen  Pflichten  gemäs. 
nachleben,  dargegen  Wir  sie  in  allen  billigen  Dingen,  soviel  an  Uns,  schützen 
wollen. 

Do  auch  einer  ihres  mittels  durch  Todesfal  oder  sonsten  abgehen  wird, 
sollen  uns  zweene  oder  drey  andere  unbescholtene  hiesige  Handelsleute  an 
des  abgegangenen  stelle  einen  andern  zu  wehlen  und  zu  confirmiren, 
vorgeschlagen  werden. 

Wir  behalten  uns  aber  allenthalben  ausdrücklich  vor,  nach  befinden 
solches  alles  zu  mehren,  zu  mindern  oder  gar  wieder  aufzuheben." 

In  kürzerer  und  prägnanterer  Weise  kann  die  Umschreibung  der 
Tätigkeitspflichten  und  -rechte  der  Handlungsdeputierten  nicht  erfolgen. 
Da  die  Protokollbücher  der  Handlungsdeputierten  mustergültig  geführt 
worden  sind,  in  ihnen  aber  ebensowenig  wie  im  Stadtarchiv  etwas  über 
diesen  Entwurf  zu  finden  ist,  kann  man  mit  Bestimmtheit  behaupten,  daß 
dieser  oder  ein  anderer  Entwurf  weder  im  Plenum  der  Handlungsdepu- 
tierten  beraten,  nochdem  Rate  zugesandt  worden  ist.  Jedenfalls  ist  er  der 
Vorschlag  eines  einzelnen  der  Deputierten  oder  eine  nicht  weiter  behau- 


IO      

delte  Vorlage  des  Handlungskonsulenten,  die  vielleicht  nur  von  einem  der 
Deputierten  jene  Begutachtung  erfahren  hat,  dann  aber  ad  acta  autoris 
vel  corporationis  gelegt  worden  ist. 

>sach  langen,  in  meinen  „Urkunden  etc.'"  ganz  ausführlich  dargelegten, 
oft  recht  gehässigen  Verhandlungen  kam  im  Jahre  1688  jene  schon  erwähnte 
Einigung  zwischen  den  Handlungsdeputierten  und  den  Kramern  zustande, 
dahingehend,  daß  Angelegenheiten,  die  den  gesamten  Handel  Leipzigs,  also 
Großhandel  und  Kleinhandel  gemeinsam  berühren,  gemeinsam  auch  durch 
die  Deputierten  und  Kramermeister  beraten,  begutachtet  oder  höheren 
Ortes  angeregt  werden  sollten.  Daneben  sollten  beide  Körperschaften  ihre 
Sonderinteressen  selbständig  nach  wie  vor  vertreten.  Wie  die  Kramer- 
innung neun  Kramermeister,  so  wählten  (statt  bis  dahin  acht)  neun  Depu- 
tierte auch  die  Großhändler,  und  zwar  auf  Lebenszeit.  Ihnen  wurde  eine 
besondere  Vollmacht  erteilt,  deren  letzte  Ausgabe  vom  Jahre  1693  datiert 
und  die  neun  Deputierten  zur  Erledigung  aller  Rechtsgeschäfte  der  Kor- 
poration in  dem  schwülstigen  Stil  jener  Zeit  ermächtigt. 

Trotzdem  ein  eigentliches  Statut  niemals  bestanden  hat,  niemals  auch 
eine  behördliche  Bestätigung  der  Korporation  der  Handlungsdeputierten 
erfolgt  ist,  wurde  diese  —  wie  ich  in  meinen  „Urkunden"  schon  nachge- 
wiesen habe  —  von  Anfang  an  (1681)  von  den  Behörden  und  vom  Landes- 
herrn als  eine  Körperschaft,  wie  jede  bestätigte  Innung,  behandelt.  Hatte 
doch  der  Kurfürst  schon  im  Frühjahr  1681,  einem  Ersuchen  der  Handlungs- 
deputierten Folge  gebend,  eine  Kommission  ernannt,  welche  der  Deputierten 
Wünsche  und  Beschwerden  hören  und  erwägen  sollte.  Schon  hierin  hegt 
gewissermaßen  eine  Anerkennung  der  Berechtigung  der  Handlungsdepu- 
tierten, als  körperschaftliche  Vertretung  der  gesamten  Kaufmannschaft 
Leipzigs  außerhalb  der  Kramerinnung  aufzutreten  und  zu  agieren.  Im 
19.  Jahrhundert  trat  diese  Anerkennung  verschiedentlich  zutage.11) 


u)  Folgendes  möge  als  Beweismaterial  dienen,  daß  die  Handlungsdeputierten 
ein  Statut  niemals  besessen  haben.  In  einer  Ministerialverordnung  vom  25.  Juli 
1863  heißt  es  (siehe  Akta  die  Angelegenheiten  der  Herren  Handlungs-Deputierten 
betr.  Vol.  HI.  Ergangen  1861,  Fol.  112b  ff.):  „  .  .  .  weil  die  Grossohändler  zu 
Leipzig  zu  keiner  Zeit  sich  in  dem  Besitze  eines  innungsmäßigen,  nach  Maßgabe  der 
früheren  Zunftverfassung  geordneten  Organismus  befunden  hatten  .  .  ."  Ein  Beweis. 
daß  man  höheren  Ortes  die  Handlungsdeputierten  dennoch  als  eine  Korporation  be- 
handelt und  ihre  Äußerungen  demnach  gewürdigt  hat,  ist  in  derselben  Verordnung 
enthalten.  Es  heißt  (ebenda,  Fol.  114b):  „  .  .  .  kann  die  Klassifizierung  der  Ge- 
nossenschaftsverhältnisse der  Grossohändler  zu  Leipzig  unter  dem  Gesichtspunkt  von 
§  88  des  Gewerbegesetzes  (von  1 861)  einem  begründeten  Zweifel  nicht  unterliegen, 
da  dieselben  mit  den  Attributen  der  Vorstandschaft  und  Mitgliedschaft  versehen  sind, 
rücksichtlich  ihrer  gewerblichen  Verhältnisse  und  Interessen  auf  ganz  gleicher 
Stufe  mit  der  Kramerinnung  stehen  und  ihren  Zweck  vornehmlich  in  der  Er- 
haltung und  Förderung  einer  für  den  gesamten  Leipziger  Handelsstand  gemeinnützigen 
Anstalt,  dem  Börseninstitute,  suchen  .  .  ."  Noch  deutlicher  spricht  eine  Ministerial- 
verordnung vom    12.  Juli   1868  (Akta  der  Handlungsdeputierten,    die  Vereinigung  der 


Einmal  in  der  Königlichen  Bestätigung  der  Börsenordnung  vom  9.  Ja- 
nuar 181 8. 12)  Die  Börse  unterstand  schon  seit  dem  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts der  Verwaltung  durch  die  Handlungsdeputierten.  Die  genannte 
Börsenordnung  spricht  wiederholt  von  den  ,, Handlungsdeputierten'"  d.  s. 
aber  die  gewählten  Vertreter  des  Großhandelsstandes.  §  19  sagt  dann,  daß 
die  Börsenvorsteher  aus  der  Mitte  der  Kramermeister  und  Handlungs- 
deputierten „von  diesen  C  o  1 1  e  g  i  i  s"  selbst  gewählt  werden  sollen.  Hierin 
liegt  klar  und  deutlich  die  Anerkennung  der  Handlungsdeputierten  als  eines 
Kollegiums,  also  als  einer  körperschaftlichen  Vertretung.  Auch  die 
Mäklerordnung  von  181 5  erkennt  die  Handlungsdeputierten  als  Vertreter 
eines  Teiles  der  Kaufmannschaft  an,  indem  sie  in  ihrem  §  17  bestimmt, 
daß  die  Wahl  von  Mäklern  durch  die  Kramermeister  und  durch  die  Hand- 
lungsdeputierten zu  erfolgen  hat. 

Die  andere  behördliche  Anerkennung  des  19.  Jahrhunderts  liegt  in  der 
Bestätigung  eines  Wahlregulativs  für  die  Handlungsdeputierten  durch  den 
Rat  der  Stadt  vom  27.  Oktober  1853. 13)  Der  Konsulent  (Sekretär)  der 
Handlungsdeputierten,  Advokat  Dr.  Einert,  berichtet  über  dieses  Regu- 
lativ im  Jahre  1863: 

„Dieser  Wahlmodus,  welcher  bis  in  die  neueste  Zeit  befolgt  worden  ist, 
hat  sich  auch  bewährt,  indem  dadurch  immerfort  eine  Abstimmung  von 
über  400  Wahlberechtigten  an  diesen  Wahlen  teilgenommen  haben.14) 
In  dieser  Beteiligung  hegt  die  volle  Anerkennung  der  Deputierten  durch 
den  Großhandelsstand  selbst. 

Das  Wahlregulativ  selbst  besagt  —  soweit  es  für  unsere  Beweisführung 
für  die  Anerkennung  der  Handlungsdeputierten  als  einer  körperschaft- 
lichen Großhandelsvertretung  seitens  der  Behörde  in  Betracht  kommt  — 
folgendes : 


Korporation  des  Grossohandelsstandes  alliier  zu  einer  Genossenschaft,  dann  Handels- 
genossenschaft. Ergangen  im  Jahre  1864 — 69,  Fol.  380):  „Ein  positiver  Anfang 
dieser  Einrichtung"  (seil,  der  Korporation  der  Handlungsdeputierten)  „ist  nicht  nach- 
zuweisen;" (o  doch,  siehe  mein  Buch  „Urkunden  zur  Entstehungsgeschichte  der 
ersten  Leipziger  Großhandelsvertretung")  „ihr  tatsächliches  Bestehen  unter  voller 
Anerkennung  der  Staatsregierung  ist  unzweifelhaft,  und  es  geht  aus  allen 
Regierungsakten,  welche  dazu  Gelegenheit  haben,  klar  hervor,  daß  die  Staatsregierung 
in  allen  allgemeinen  Handelsangelegenheiten  Leipzigs  seit  mehr  als  hundert  Jahren 
nie  die  Kramermeister  allein,  sondern  stets  nur  in  Gemeinschaft  mit  Vertretern  des 
dem  Innungszwange  nicht  unterworfenen  Teiles  der  Kaufmannschaft  als  Vertreter  an- 
erkannt hat." 

12)  Im  18.  Jahrhundert  war  eine  Art  von  Anerkennung  der  Handlungsdeputierteu 
schon  dadurch  dokumentiert,  daß  sie  in  dem  „Banqueroutierer-Mandat"  vom  20.  De- 
zember 1766  zusammen  mit  den  Kramermeistern  genannt  werden.  Siehe  „Fort- 
gesetzter Codex  Augusteus  .   .  .,"  I.  Abtheilung,  Spalte  928,  §  5.     Leipzig   1772. 

13)  Originalurkunde  im  Archiv  der  Handlungsdeputierten. 

u)  Akta  die  Angelegenheiten  der  Herren  Handlungsdeputierten  betr.  Vol.  HL 
Ergangen   1861.     Fol.    109. 


,,§  i.  Der  Vor  s  ta  n  d  der  nicht  zur  Kramerinnung  gehörigen  hiesigen 
Kauflcutc  besteht  aus  neun  Mitgliedern,  die  den  Namen 
Handlungsdeputiertc  führen.  §  2.  Das  Amt  der  Hand- 
lungsdcputierten  ist  ein  Ehrenamt,  welches  unentgeltlich  verwaltet  wird. 
§  3.  Bei  eintretender  Vakanz  des  Amtes  eines  Handlungsdeputierten 
werden  von  den  übrigen  Mitgliedern  dieses  Gremiums  zu  jeder  Stelle 
drei  Personen  vorgeschlagen,  aus  denen  die  Neuwahl  zu  treffen  ist.  §  4. 
Wahlberechtigt  ist  jeder  hiesige  Kaufmann,  welcher  selbständig  ein 
Handlungsgeschäft  allhier  betreibt  und  nicht  Mitglied  der  hiesigen  Kramer- 
innung ist.  §  5.  Wählbar  dagegen  ist  jeder  selbständige  Kaufmann  allhier, 
der  sich  im  Besitz  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  befindet,  so  lange  er  ein 
Handlungsgeschäft  betreibt.  §  6.  Die  Wahl  erfolgt  auf  Lebenszeit...'- 
Die  übrigen  Bestimmungen  betreffen  lediglich  die  Art  des  Wahlverfahrens. 
Deutlicher  als  in  diesen  ersten  sechs  Paragraphen  konnte  eine  Anerkennung 
des  „Gremiums"  nicht  geschehen.  — 

Wie  von  der  Kramerinnung,  so  muß  auch  von  den  Handlungsdepu- 
tierten gesagt  werden,  woher  sie  die  Gelder  bezogen,  deren  sie  zur  Bestreitung 
ihrer  Unkosten  bedurften,  um  so  mehr,  als  in  den  beiden  Kapiteln  III 
und  IV  dieser  Betrachtungen  das  Vermögen  der  beiden  Korporationen  eine 
nicht  unwesentliche  Rolle  spielen  wird. 

Die  Handlungsdeputierten  vereinnahmten  a)  die  Börsenbeiträge  und 
b)  die  Börsenquartale. 

Die  Börsenbeiträge,  jährlich  4  Taler  von  jedem  Handlungshaus  (auch 
wenn  es  mehrere  die  Börse  besuchende  Kompagnons  besaß  nur  4  Taler  im 
ganzen),  wurden  nach  §  4  und  §  7  der  Börsenordnung  vom  9.  Januar  181S 
von  sämtlichen  Bankhäusern,  sowie  von  allen  Handelshäusern,  welche  Ge- 
schäfte en  gros  entweder  ausschließlich  oder  neben  Detailgeschäften  zu 
betreiben  pflegten,  erhoben.  Sie  flössen  in  die  Börsenkasse.  Über  die 
Berichtigung  der  Beiträge  hatte  der  Börsenvorstand  zu  wachen. IS) 

Lediglich  das  Börsenquartal,  welches  an  und  für  sich  nicht  wie  der 
Börsenbeitrag  einen  Einfluß  auf  den  Börsenbesuch  hatte  oder  durch  diesen 
bedingt  war,  floß  zur  Bestreitung  der  bei  Besorgung  der  allgemeinen  Hand- 
lungsangelegenheiten vorkommenden  Ausgaben  in  die  Kasse  der  Hand- 
lungsdeputiertcn  und  war  nach  §  8  der  Börsenordnung  von  jedem  etablierten 
Kaufmann  zu  erlegen,  welcher  nicht  Kramer  war.  Das  Börsenquartal 
betrug  jährlich  2  Taler.  Daß  beide  Kollegien  ihre  Vermögen  selbständig, 
unabhängig    voneinander    verwalteten,    bedarf    kaum  der  Feststellung.16) 

Bemerkt  s^i  noch,  daß  §  9  der  Börsenordnung  bestimmte:  „Diejenigen 
Kramer,  deren  Geschäfte  sich  in  der  Regel  auf  bloßen  Detailhandel  be- 
schränken, können  die  Börse  besuchen,  ohne  jenen  Beitrag"  (von  4  Talern) 


15)  Ebenda,  Fol.  67  und  74  b. 

16)  Ebenda,  Fol.  67  und  74  b. 


„zu  erlegen.  Für  dieselben  wird  aus  der  Kramerkasse  ein  gewisser,  überein- 
künftlich festzusetzender  jährlicher  Zuschuß  überhaupt  zur  Börsenkassc 
geleistet.1'  Ein  solcher  Zuschuß  ist  aber  zwischen  den  beiden  Körper 
schaffen  niemals  vereinbart  worden,  weil  sich  keiner  der  in  §  o  gedachten 
Kramer  zum  Börsenbesuch  gemeldet  hatte.17) 

Man  darf  jene  Bestimmung  des  §  8  der  Börsenordnung,  nach  welcher 
das  Börsenquartal  für  die  bei  Besorgung  der  allgemeinen  Hand- 
lungsangelegenheiten vorkommenden  Kosten  erhoben  wurde,  nicht  so 
verstehen,  als  handle  es  sich  hier  um  diejenigen  Angelegenheiten,  welche 
Groß-  und  Kleinhandel  gemeinsam  betrafen.  Unter  Handlungsangelegen- 
heiten sind  hier  nur  die  Angelegenheiten  des  Grossohandels,  also  der  Hand- 
lungsdeputierten zu  verstehen.  Zur  Bestreitung  derjenigen  Ausgaben, 
welche  die  Erledigung  der  die  Klein-  und  Großhändler  gemeinsam  ange- 
henden Angelegenheiten  betrafen,  haben  beide  Korporationen,  Handlungs- 
deputierte und  Kramerinnung,  einen  besonderen  Beitrag  geleistet,  und 
zwar  war  dieser  von  Anfang  an  durch  Rezeß  vom  22.  Juni  1688  (Artikel  VII18) 
auf  je  die  Hälfte  bemessen.  Diese  Bestimmung  hat  bis  zur  Auflösung  des 
Institutes  der  Handlungsdeputierten  im  19.  Jahrhundert  Geltung  behalten. 

Hatte  die  Kramerinnung  aus  ihren  Einschreibegebühren  der  neuein- 
tretenden Mitglieder,  aus  Strafgeldern  usw.  ansehnliche  Einnahmen,  so 
mehrte  sich  das  Vermögen  der  Handlungsdeputierten  durch  die,  durch  die 
Betriebsunkosten  nicht  aufgehenden,  Börsenquartale.  Bei  der  Auflösung 
der  Körperschaft  1869  betrug  das  Vermögen  M.  112  996.     Hierüber  später. 

Somit  bin  ich  bei  der  gemeinsamen  Tätigkeit  beider  Kollegien  im 
19.  Jahrhundert  angelangt.  Ich  hatte  bereits  dargelegt,  daß  es  zu  einer 
entsprechenden  Vereinbarung  bereits  im  Jahre  1688  gekommen  war.  Am 
9.  Juli  1829  kam  es  zu  einer  erneuten  Übereinkunft,  welche  bezweckte. 
..daß  künftig  die  beiden  Vorstände  hiesiger  Kaufmannschaft  in  und  außer 
der  (Kramer-)Innung  bei  Beratung  und  Besorgung  der  Handelsangelegen- 
heiten hiesigen  Platzes  ein  ungetrenntes  Ganze  bilden,  die  Veranlassung 
zu  Reibungen  und  Zwistigkeiten  völlig  entfernt  werde  und  die  Bearbeitung 
aller  den  Handel  des  Platzes  betreffenden  Angelegenheiten  auf  eine  gleich- 
förmige und  zweckmäßigere  Weise  verfolge."  Die  so  geeinten  Kollegien 
bildeten  nun  den  Handelsvorstand  und  bald  zeichnete  und  siegelte  auch 
diese  Vertretung  von  Leipzigs  Kaufmannschaft,  und  zwar  von  der  gesamten, 
als  „H  andelsvorstand"  und  wurde  als  „Handelsvorstand"  auch 
von  allen  Behörden  und  Privaten  angeredet,  nachdem  die  Handlungs- 
deputierten und  die  Kramermeister  den  höheren  Behörden  mitgeteilt 
hatten,  daß  die  gemeinsamen  Schriftstücke  in  Zukunft  nicht  mehr  unter- 
zeichnet würden:   „Kramermeister"  und  „Handlungsdeputierte"  (unter  Bei- 


17)  Ebenda,  Fol.  67  und  74  b. 

1S)   Vgl.  meine   „Urkunden  usw."  S.  69. 
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fügung  sämtlicher  18  Namen  derselben),  sondern  lediglich  mit  dem  Kollektiv- 
namen „Handelsvorstand"  mit  Beifügung  der  Namensunterschriften  von 
nur  zweien  seiner  Mitglieder.     Dies  geschah  im  Jahr  1840.19) 

Der  erste  Paragraph  der  Vereinbarung  von   1829  sagt: 

„Es  sollen  die  sämtlichen  Handelsangelegenheiten  hiesigen  Platzes  als 
einem  Handels-Gremio  angehörig  betrachtet,  gemeinsam  beraten  werden 
und  ein  gemeinsamer  Handelskonsulent  mit  deren  Besorgung  beauftragt  und 
beschäftigt  sein.  Die  von  dem  Handelskonsulenten  über  sämtliche  Ange- 
legenheiten hiesigen  Platzes  zu  haltenden  Akten  werden  den  Vorständen 
hiesiger  Kaufmannschaft  gemeinschaftlich  zugehören.  Zu  den  allgemeinen 
Handelsangelegenheiten  wird  alles  gerechnet,  was  den  Handel  unseres 
Platzes  überhaupt,  dessen  gemeinsame  Institute,  sowie  die  Beförderung 
und  das  Gedeihen  der  Handelsgeschäfte  im  allgemeinen  angehet  und  berührt 
und  worüber  gemeinsame  Beratungen  stattfinden:  nur  das  bleibt  hiervon 
ausgeschlossen,  was  die  besonderen  Interessen  der  Kramerinnung  als  der 
Innung,  sowie  der  Deputierten  der  Kaufmannschaft  außer  Innung  als 
abgesonderter  Körperschaft  betrifft." 

Der  gemeinsame  Konsulent  sollte  gemeinschaftlich  und  zu  gleichen 
Teilen  salariert  werden.  Der  Kramerkonsulent  sollte  lediglich  die  Kramer- 
angelegenheiten erledigen,  jedoch  den  Handelskonsulenten  in  dessen  Be- 
hinderung vertreten  können,  weshalb  ihm  Gelegenheit  geboten  werden 
sollte,  auf  dem  laufenden  zu  bleiben.  Zu  diesem  Zwecke  sollte  er  den 
gemeinsamen  Sitzungen  beiwohnen,  in  ihnen  beratende  Stimme  haben, 
auch  alle  Eingänge  und  Ausgänge  zur  Kenntnisnahme  erhalten.  „Der 
gemeinsame  Handelskonsulent  bleibt  außer  seiner  Funktion  noch  mit 
Besorgung  der  wenigen  Angelegenheiten  der  Kaufmannschaft  außer  der 
Innung,   als  abgesonderter  Körperschaft,  beauftragt." 

Weiterhin  waren  folgende  Bestimmungen  der  Vereinbarung  wesentlich : 
In  gemeinsamen  Angelegenheiten  hatten  Kramermeister  und  Deputierte 
gemeinsames  Stimmrecht.  Bei  Stimmengleichheit  —  Mehrheit  entschied  — 
sollten  die  beiden  Senioren  den  Ausschlag  geben,  und  zwar  hatte  in  den 
Monaten  Januar,  März,  Mai,  Juli,  September  und  November  der  Senior 
der  Kramermeister,  in  den  übrigen  sechs  Monaten  derjenige  der  Deputierten 
die  Entscheidung  zu  fällen.  Das  Archiv  der  gemeinsamen  Angelegenheiten 
sollte  im  Kramerhause  Unterkunft  finden,  wo  auch  die  gemeinsamen 
Sitzungen  abgehalten  werden  sollten.  Die  Kosten  wurden  —  wie  bisher  — 
gemeinsam  zu  gleichen  Teilen  getragen.  Der  Rezeß  ist  von  den  Kramer- 
meistern und  Handlungsdeputierten  eigenhändig  unterschrieben  und  von 
jedem  einzelnen  gesiegelt  worden.20) 

Als  im  März  1853  der  Vorstand  des  Kaufmannsvereins  in  Braunschweig 


19)  Akta  des  Handelsvorstandes  zu  Leipzig.     Innere  Angelegenheiten  betr.    1834. 

20)  Original  im  Archiv  der  Handlungsdeputierten. 


bei  den  Kollegen  in  Leipzig  über  die  dortige  kaufmännische  Organisation 
Nachfrage  hielt,  sagte  der  Handels  vorstand  in  seiner  Antwort  u.  a. 
folgendes:21) 

„Für  alle  Verhältnisse,  welche  den  Handel  im  allgemeinen  angehen, 
Groß-  und  Kleinhandel  betreffen,  vereinigen  sich  die  vorhergedachten 
18  Mitglieder  des  Handelsstandes,  9  Kramermeister  und  9  Handlungs- 
deputierte, unter  Zuziehung  ihrer  beiderseitigen  Konsulenten,  in  ein 
Kollegium,  der  Handelsvorstand,  zu  gemeinsamer  Beratung  und  Beschluß- 
fassung über  alle  in  dieser  Richtung  zu  stellenden  Anträge,  erforderte 
Begutachtungen,  verhandelt  hierüber  mit  den  inländischen  Behörden  wie 
auch  mit  den  auswärtigen  Handelsgremien  und  gibt  auf  gestellte  Anfragen 
über  zweifelhafte  Handelsverhältnisse  auch  Entscheidungen,  sogenannte 
Pareres.  Im  wesentlichen  wird  durch  diese  Einrichtung  dasselbe  Ziel  er- 
reicht, welches  den  Handelskammern  gewöhnlich  vorgesteckt  zu  werden 
pflegt." 

Auch  in  diesen  Worten  aus  der  Feder  Dr.  Einerts  ist  diese  Tätigkeit 
des  Handelsvorstandes  charakterisiert.  Aber  nicht  nur  die  hierin  ange- 
zogene Tätigkeit  gehörte  zu  den  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  Kramer- 
meister und  der  Deputierten.  Durch  das  mittels  Allerhöchsten  Dekrets 
vom  23.  Dezember  1830  bestätigte  Statut  der  von  der  Kramerinnung  ge- 
gründeten Handelslehranstalt  war  in  §  4  bestimmt  worden,  daß  der  Vorstand 
dieser  Schule  aus  a)  den  Kramermeistern  zu  Leipzig,  b)  drei  Deputierten 
des  dasigen  Handelsstandes  außer  der  Kramerinnung,  welche  die  Handels- 
deputierten aus  ihrer  Mitte  je  auf  drei  Jahre  erwählen,  und  c)  aus  dem 
obersten  Lehrer  oder  Direktor  der  Anstalt  bestehen  solle.  Ferner  bestimmte 
der  §  15  der  Börsenordnung  vom  9.  Januar  1818,  ,,daß  Börsenvorsteher 
jederzeit  sechs,  und  zwar  zwei  Kramermeister,  zwei  Handlungsdeputierte 
und  zwei  aus  der  übrigen  Kaufmannschaft"  sein  sollten.  Nach  der  am 
7.  März  1818  bestätigten  Mäklerordnung  hatte  weiterhin  die  Wahl  neuer 
Mäkler  unter  Konkurrenz  der  Kramermeister  und  der  Handlungsdepu- 
tierten zu  erfolgen.  Schließlich  hatte  dieser  aus  Kramermeistern  und 
Handlungsdeputierten  gebildete  „Handelsvorstand"  sich  bei  der  Aufnahme 
fremder  israelitischer  Kaufleute  in  den  sächsischen  Untertanenverband 
darüber  gutachtlich  zu  äußern,  inwiefern  deren  Aufnahme  sich  für  den 
Platz  Leipzig  empfehle  und  aus  welchem  Grunde  auch  ihre  Aufnahme 
in  den  sächsischen  Untertanenverband  vorteilhaft  erscheine.22) 

Mehr  als  einmal  ist  der  Handelsvorstand  weit  über  den  Rahmen  der 
einer  Körperschaft  zur  ausschließlichen  Pflege  der  Interessen  der  Kauf- 
mannschaft einer  Stadt  vorgeschriebenen  Tätigkeit  hinausgetreten.     Die 


n)  Acta  des  Handelsvorstandes  zu  Leipzig,  die  Errichtung  von  Handelskammern 
betr.      1848,  Fol.    131. 

22)  Eine  Folge  des  Gesetzes  betr.  Modifikation  in  den  bürgerlichen  Verhält- 
nissen der  Juden.     Vom   16.  August  1838. 
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hohe  Intelligenz,  die  dem  Leipziger  Kaufmann  allezeit  innewohnte,  be- 
fähigte ihn  nicht  nur,  in  die  weitverzweigten  Gebiete  der  kommunalen  und 
staatlichen  Yerwaltungstätigkeit,  sei  es  beantragend,  sei  es  begutachtend, 
einzugreifen,  sondern  zwang  Stadt-  und  Landesregierung  oft  genug,  Gut- 
achten des  umsichtigen,  weitsichtigen  und  —  um  ein  altes,  gutes  deutsches 
Wort  recht  passend  anzubringen  —  fürsichtigen  Kaufmanns,  dessen 
Meinung  sowie  seinen  aus  Erfahrung  und  Praxis  geschöpften  Rat  zu  erbitten, 
auch  wenn  es  sich  nicht  um  ausschließlich  den  Handel  betreffende  Ange- 
legenheiten handelte.  Daß  die  Behörden  sich  in  solchen  Fällen  nicht  an 
einzelne,  sondern  an  das  Kollegium  der  von  ihren  Wählern  als  hervor- 
ragendste erkannten  Kaufleute  wandte,  ist  selbstverständlich.  Als  ein 
typisches  Beispiel  der  hervorragenden  Mitarbeit  des  Leipziger  Kaufmanns- 
standes erwähne  ich  nur  seine  beratende  und  hierdurch  überaus  fördernde 
Stellung,  die  er  bei  der  Bildung  der  Leipziger  Kommunerepräsentation, 
unserer  jetzigen  Körperschaft  der  „Stadtverordneten",  einnahm.  Trugen 
auch  damals  (1816)  die  gemeinsamen  Schriftstücke  noch  nicht  die  Unter- 
schrift des  „Handelsvorstandes",  so  waren  sie  doch  inhaltlich  das  geistige 
Produkt  derselben  Männer,  die  sich  diesen  Kollektivnamen  wenige  Jahre 
zulegten:  Die  neun  Handlungsdeputierten  und  die  neun  Kramermeister. 
Sie  bildeten  ja  schon  vom  22.  Juni  1688  an  den  Handelsvorstand  Leipzigs, 
ohne  als  solcher,  unter  diesem  Namen,  zu  signieren.  Die  rühmenden  Worte 
des  Dankes,  welche  der  Rat  am  25.  September  181723)  an  die  Leipziger 
Kaufmannschaft  richtete,  als  das  Institut  der  Kommunerepräsentation 
endlich  ins  Leben  getreten  war,  sind  ein  schönes  Denkmal. 

Den  wesentlichsten  und  wichtigsten,  für  das  allgemeine  Wohl  von 
Handel,  Industrie  und  Gewerbe  nicht  nur  Leipzigs,  sondern  ganz  Sachsens 
ungemein  wertvollen  Teil  der  vereinten  Tätigkeit  der  Handlungsdeputierten 
und  der  Kramermeister,  also  des  Handelsvorstandes,  sowie  der  beiden 
Körperschaften  für  sich  allein,  soweit  ihre  Spezialinteressen  in  Frage  kommen, 
bildete  jedoch  unbestreitbar  die  Begutachtung  von  Gesetzesentwürfen,  die 
Erteilung  von  Entscheidungen  (Pareres  oder  Rechtsgutachten)  usw.  und 
die  Ausarbeitung  der  aus  eigener  Initiative  beider  Einzelgremien  und  des 
Handelsvorstandes  hervorgegangenen  Anregungen  zu  Neueinrichtungen 
und  Änderungen,  das  heißt  Verbesserungen  bereits  bestehender  Gesetze 
und  Gebräuche  auf  dem  so  weitverzweigten  Gebiete  der  Legislatur,  der 
Verwaltung  und  der  kaufmännischen  Gebarung.  Gar  manches  Samenkorn 
hat  der  Handels  vorstand  ausgestreut,  das  reiche  Frucht  getragen  hat, 
nicht  nur  reif  zur  Ernte  für  Handel,  Industrie  und  Gewerbe,  sondern  zum 
Besten  aller  Erwerbsstände  der  alten  Handelsstadt  in  Deutschland?  Herzen. 

Um  noch  einmal  kurz  zu  erwähnen:  Zu  der  Zeit,  in  welcher  die  großen 
Änderungen  im  Handels-  und  Gewerbslcben  Sachsens  durch  die  Einführung 


-?1)  Protokolle  des. Handlungsstandes,  Band   XVIII.    1816—1822,  Fol.  68b. 


des  Gewerbegesetzes  vom  15.  Oktober  1861  bedingt  worden  waren,  bestand 
in  Leipzig  eine  körperschaftliche  Interessenvertretung  des  Kleinhandels 
in  der  Kramerinnung,  eine  körperschaftliche  Interessenvertretung  des 
Großhandels  in  der  Korporation  der  Handlungsdeputierten  und  eine 
körperschaftliche  Interessenvertretung  der  gesamten,  Klein-  und  Groß- 
handel umfassenden  Kaufmannschaft  in  der  Vereinigung  der  Vorstände 
dieser  beiden  Institute,  in  dem  Handelsvorstande. 

Daß  schon  lange  vor  dem  Jahre  1861  Versuche  gemacht  worden  sind, 
durch  Landesgesetz  Körperschaften  zu  gründen,  die  die  Funk- 
tionen dieses  Handelsvorstandes  übernehmen  sollten  —  Versuche,  die  bei 
den  drei  genannten  Gremien  wenig  Liebe  fanden  —  das  soll  der  nächste 
Abschnitt  meiner  Darlegungen  zeigen. 


Siegel  der  Börse  zu  Leipzig. 

Die  Börse,  1679  am  Naschmarkt  erbaut,  unterstand  zuerst  der  Aufsicht  und 
Verwaltung  der  Handlungsdeputierten  allein,  in  'welche  Aufgabe  sich  diese  später 
mit  den  Kramermeistern  zu  teilen  hatten,  -weshalb  dann  der  aus  beiden  zusammen- 
gesetzte Handelsvorstand  vier  seiner  Mitglieder  (2  Handlungsdeputierte  und  2  Kramer- 
meister)  in  den  Börsenvorstand  abzuordnen  hatte.  Zwei  Kaufleute,  die  weder  Kramer. 
noch  Großhändler  waren,  vervollständigten  den  Börsenvorstand.  Nach  Umwandlung 
der  Körperschaft  der  Handlungsdeputierten  in  die  Handelsgenossenschaft  traten  zwei 
Mitglieder  von  deren  Vorstand  neben  die  vier  übrigen  Vorstandsmitglieder.  Seit 
der  Auflösung  der  Handelsgenossenschaft  steht  die  Börse  ausschließlich  unter  Auf- 
sicht der  Handelskammer.  Sie  wählt  den  Börsenvorstand,  welchem  sie  die  Aufsicht 
über  die  Börsenbesucher  überträgt.  Dem  bei  der  Börse  bestellten  Staatskommissare 
kommen  die  Obliegenheiten  und  Befugnisse  eines  solchen  in  dem  vollen,  vom  Börsen- 
gesetze bezeichneten  Umfange  zu. 

Das  Börsensekretariat  bedient  sich  noch  heute  des  obigen,  die  alte  Kaufmanns- 
börse am  Naschmarkt  darstellenden  Siegels. 


II. 

Versuche 

zur  Gründung  sächsischer  Handelskammern 

im  19.  Jahrhundert, 

insbesondere  einer  solchen  in  Leipzig. 


Unter  den  Gründen,  welche  im  Jahre  1861  die  Handlungsdeputierten 
veranlaßt  haben,  an  die  Kramermeister  die  Frage  zu  richten,  ob  sie  geneigt 
seien,  dem  Plane  einer  Verschmelzung  beider  Körperschaften  (Handlungs- 
deputierte und  Kramerinnung)  zu  einer  Genossenschaft  näher  zu  treten, 
war  auch  - —  wie  ich  später  noch  erörtern  werde  —  der,  und  zwar  in  aller- 
erster Linie  der,  daß  das  Gewerbegesetz  von  1861  definitiv  die  Schaffung 
von  Handelskammern  (Handels-  und  Gewerbekammern)  anordnete. 

Es  ist  gewiß  durchaus  angebracht,  eingehender  zu  erörtern,  ob  die 
Frage  des  Bedürfnisses  von  Handelskammern  in  Sachsen  schon  früher 
einmal  aufgeworfen  und  eingehend  untersucht  worden  ist,  bevor  sie  der 
Entwurf  zu  dem  genannten  Gewerbegesetz  an  den  Landtag  richtete. 

Die  Antwort  ist:  Ja! 

Der  Gedanke  an  Handelskammern  wurde  hervorgerufen  direkt  durch 
die.  mißliche  Lage  der  allgemeinen  Wirtschaftsverhältnisse,  die  in  der  ersten 
Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  wie  allerwärts,  so  namentlich  in  Sachsen  überaus 
schwer  empfunden  worden  ist.  Das  sächsische  Volk,  so  sagen  die  Hand- 
lungsdeputierten einmal  im  Jahre  1829,24)  seit  Jahrhunderten  durch  Betrieb- 
samkeit ausgezeichnet,  findet  gegenwärtig  in  der  Erhaltung  und  Belebung 
seiner  Industrie  seine  Stütze,  seine  Hoffnung.  Nur  durch  diese  unermüdete, 
nutzenbringende  Tätigkeit  ist  es  gelungen,  die  großen  Lasten  und  herben 
Verluste  zu  ertragen,  welche  die  neuere  Zeit  über  unser  Vaterland  ver- 
hangen hat.  Allein,  gegenwärtig  ist  der  Zustand  des  Handels  und  der 
Fabrikation  in  Sachsen  dem  größeren  Teile  des  mit  Zollinien  sich  um- 
gebenden Deutschlands,  wie  den  Ausschließungssystemen  des  Auslands 
gegenüber  ein  sehr  bedenklicher  und  verlangt  die  sorgfältigste  Umsicht 
und  reiflichste  Erwägung.  Nicht  nach  außen  allein  stellen  sich  einer  freien, 
nutzenbringenden  Regung  des  Handels  wie  der  Industrie  allenthalben 
Schranken  entgegen,  auch  im  Innern  sind  diese  Grundlagen  allgemeiner 
Wohlfahrt  vielfältig  gehemmt,  gedrückt,  verkümmert.  Veraltete  Einrich- 
tungen unseres  Gewerbewesens,  die  durch  ihre  Ungleichheiten  den  Grosso- 
handel  zerrüttenden  Akzisefixationen,  unverhältnismäßige  Abgaben  und 
Lasten,  welche  den  Verkehr  im  Innern  des  Landes,  insonderheit  den  für 
Sachsen  über  alles  wichtigen  Speditions-  und  Transitohandel  hemmen  und 
nach  dem  Auslande  treiben,  mit  einem  Worte :  alle  die  Hindernisse,  wodurch 


u)  Protokoll  die  Handlungsangelegenheiten  betr.  vom  Jahre   1829,  Fol.   340. 


das  sächsische  Volk  zurückgehalten  ist,  den  hohen  Standpunkt  im  Reiche 
deutscher  Industrie  einzunehmen  und  zu  behaupten,  zu  welchem  es  berufen 
scheint,  waren  eben  so  viele  Aufgaben,  deren  heilbringende  Lösung  zu 
erbringen  war. 

Es  fehlte  an  einem  Organ,  das  nicht  nur  gestützt  auf  reiche  wirt- 
schaftliche Erfahrungen  aus  der  Praxis,  sondern  auch  unterstützt  in  seiner 
Arbeit  dadurch,  daß  es,  auf  Grund  gesetzlicher  Bestimmung  ins  Leben 
gerufen,  die  Autorität  der  Regierung  hinter  oder  über  sich  hatte,  um  in 
objektiver,  prüfender,  beratender,  begutachtender  Weise  den  Schäden  mit 
scharfer  Axt  an  die  Wurzel  gehen  zu  können.  Wenn  auch  die  freiwillig 
zusammengetretenen,  zum  Teil  schon  Jahrhunderte  alten  kaufmännischen 
lokalen,  meist  Partei-Organisationen  das  volle  Vertrauen  der  Regierung 
genossen,  auch  in  anerkannt  segensreicher  Weise  Großes  geleistet  haben 
zum  Wohle  des  gesamten  sächsischen  Handels,  so  darf  doch  nicht  verkannt 
werden,  daß  —  und  das  ist  ja  nur  naturgemäß  —  nur  allzuhäufig  die  Partei- 
interessen der  einzelnen  freiwilligen  Körperschaften  die  gemeinsamen 
Interessen  des  gesamten  Handels  überwogen,  daß  z.  B.  die  Großhandels- 
vertretung entgegen  der  Kleinhandelsvertretung  in  Dingen  begutachtete, 
die  wesentlich  besser  gefördert  worden  wären,  wenn  die  Gutachten  von 
einer  Stelle  ausgegangen  wären  (z.  B.  von  einer  Handelskammer),  die  als 
gesetzlich  berufene  Vertretung  des  G  e  s  a  m  t  handelsstandes, 
von  der  Warte  der  Objektivität  aus,  gerecht  und  parteiinteresselos  ab- 
wägend, geprüft  und  berichtet  hätte.  Und  dieser  Mangel  machte  sich 
immer  mehr  und  mehr  fühlbar.  Eine  Körperschaft,  die  ihre  Vertretung 
über  ganz  Sachsen  verbreitet  hatte,  bestand  allerdings  in  dem  „Industrie- 
Verein  für  das  Königreich  Sachsen".  Er  war  in  20  sächsische  Bezirke  geteilt, 
die  2i.  Abteilung  umfaßte  das  Ausland,  sowohl  das  deutsche  (nichtsäch- 
sische), wie  das  außerdeutsche  kontinentale  und  überseeische.  Der  Sitz 
des  Direktoriums  war  in  Chemnitz.  Mitglieder  waren  Kaufleute,  Kramer, 
Handwerker,  Vereine,  Gelehrte,  Juristen,  hohe  Staatsbeamte  (Staats- 
minister, Regierungsräte),  Forstbeamte  usw.  Im  Jahre  1842,  dem  Zeit- 
punkt, an  welchem  unsere  Betrachtung  einzusetzen  hat,  zählte  der  Verein 
363  Mitglieder,  darunter  337  sächsische,  14  andere  deutsche  und  12  nicht- 
deutsche.25) Dreizehn  Jahre  bestand  die  Körperschaft  im  Jahre  1841 
bereits  und  dennoch  mußte  der  Vorsitzende  seines  Direktoriums  in  der 
6.  Generalversammlung  am  28.  Oktober  1841  klagen-  ,,Es  ist  anfänglich 
die  Hoffnung  gehegt  worden,  daß  in  den  örtlichen  Abteilungen  regelmäßige 
Mitgliederversammlungen  gehalten  und  diese  namentlich  der  Vervoll- 
kommnung des  technischen  Gewerbsbetriebes  sich  widmen  würden;  in- 
zwischen   hat    der    Zentralvorstand    dieser    Erwartuug    entsagen    müssen. 


t**)  Siehe    das    Verzeichnis    in    den    „Mitteilungen    des   Industrie-Vereins    für   das 
Königreich  Sachsen",   1842,   I.  Lieferung. 
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Der  Mitglieder  in  manchen  Bezirken  sind  nur  wenige,  wodurch  eine  mehr- 
seitige Beratung  untunhch  wird."26)  Es  bedarf  kaum  des  Hinweises, 
darauf,  daß  unter  solchen  Umständen  bei  aller  umsichtigen  und  zweck- 
verfolgenden Tätigkeit  einzelner  Gruppen  des  Vereins  und  insonderheit 
seines  Zentralvorstandes  eine  wirklich  durchgreifenden  Erfolg  habende 
Arbeit  so  gut  wie  ausgeschlossen  war.  Gesetzlich  war  dem  Verein  eine 
Behörde  weder  über-  noch  beigeordnet,  und  das  wollte  der  Verein  auch  nicht. 
., Hätten  wir,"  so  heißt  es  in  der  eben  zitierten  Ansprache,  „bei  unserer 
Konstituierung  in  ähnlicher  Weise,  wie  ein  derartiger  Verein  im  König- 
reiche Hannover,  die  Mitwirkung  der  mit  der  Gewerbskuratel  beauftragten 
höchsten  Behörde  und  der  ihr  untergeordneten  Beamteten  in  Anspruch 
nehmen  können,  dann  würden  unbezweifelt,  wie  bei  jener  Verbindung, 
auch  für  den  Industrieverein  zahlreichere  Mitglieder,  namentlich  in  dem 
Beamtenstande,  sowie  unter  den  zünftigen  Klassen  der  Gewerbetreibenden 
haben  gewonnen  werden  können,  und  es  würden  unsere  Bestrebungen 
hinsichtlich  des  Gewerbsbetriebes  im  engeren  Sinne  des  Wortes  hoffentlich 
nicht  hinter  anderen  Zentralvereinen  deutscher  Staaten  zurückgeblieben 
sein.  Eine  direkte  Einwirkung  der  Staatsbehörde  bei  der  Führung  seiner 
Angelegenheiten  konnte  jedoch  der  Industrieverein  nicht  erbitten,  da  sie 
mit  der  Idee  eines  Organs  des  Gewerbstandes,  wozu  derselbe  berufen 
worden  ist,  unverträglich  gewesen  sein  würde".  Es  fehlte  eben  dem  In- 
dustrie-Verein an  einer  wesentlichen  Voraussetzung  gedeihlichen  Wirkens: 
Es  fehlte  die  gesetzliche,  unumgängliche  Bestimmung,  daß  er  in  Fragen, 
die  die  Interessen  der  durch  ihn  vertretenen  Erwerbsstände  aufs  innigste 
berührten,  ja  oft  für  diese  Lebensfragen  waren,  gehört  werden  mußte 
als  ein  der  Regierung  beigeordnetes,  beratendes  und  begutachtendes  Organ, 
und  daß  er  —  in  seiner  durch  Gesetz  bestimmten  Zusammensetzung 
und  in  Ausübung  seiner  gesetzlich  umschriebenen  Funktionen  — 
gewisse  Pflichten  zur  Erreichung  einer  gedeihlichen  Entwicklung  des 
Handels-,  Industrie-  und  Gewerbestandes  in  Sachsen  erfüllen  mußte 
und  nicht  ausschließlich  auf  Grund  freiwilliger  Vereinbarungen  arbeitete. 
Mit  einem  Worte:  Es  konnte  nicht  genügen,  freiwilhg  zusammengetretene 
kaufmännische,  industrielle  und  gewerbliche  Korporationen  in  Sachsen  zu 
besitzen,  welche  von  der  Regierung  nur  gehört  werden  konnten  und 
welche  die  Regierung  nur  beraten,  mit  Initiativanträgen  an  sie  herantreten 
durften,  sondern  die  Überzeugung  drang  in  den  interessierten  Kreisen 
und  zum  Teil  auch  bei  der  Regierung  immer  stärker  hervor,  daß  für  beide 
Teile  durch  Gesetz  eine  Pflicht  zu  beiderseitigem,  gemeinsamen  Zu- 
sammenarbeiten in  oben  angedeutetem  Sinne  geschaffen  werden  mußte. 

Wie   gesagt:   Die   zunehmende  Verschlechterung  der  wirtschaftlichen 
Lage,   die   im    Jahre    1681    schon   zur   Gründung  einer  körperschaftlichen 


-6)  Ebenda.    1841,  4.  Lieferung. 
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Großhandelsvertretung  Leipzigs  (Handlungsdeputierte)  gezwungen  hatte, 
sie  war  es,  die  auch  im  19.  Jahrhundert  zu  einem  fördernden  Zusammen- 
schluß des  Kaufmannsstandes  trieb,  zur  Bildung  einer  Körperschaft,  der 
man  die  Wahrung  der  gemeinsamen,  der  Gesamtinteressen  vertrauens- 
voll in  die  Hand  legen  konnte,  ohne  befürchten  zu  müssen,  daß  Sonder- 
interessen der  einzelnen  Parteien  und  Branchen  das  leitende  Motiv  bei  der 
Lösung  der  dieser  neuen  Korperation  zu  stellenden  Aufgaben  sein  werden. 
Es  ist  nicht  die  Aufgabe  meiner  Arbeit,  eingehend  die  mißlichen  Ver- 
hältnisse zu  schildern,  welche  sich  nach  den  Krisen  der  Jahre  1825  bis 
1836  immer  mehr  empfindlich  geltend  machten;  hierüber  ist  genug  ge- 
schrieben.27) Auf  W.  Ritters,  eines  Dresdners,  knappe  Zusammen- 
fassung der  wichtigsten  Ursachen  des  wirtschaftlichen  Notstandes  komme 
ich  nur  zurück,  indem  ich  seine  eigenen  Worte  hier  anführe.  Er  sagt:28) 
„Die  Klagen  über  den  Mangel  an  Absatz  sind  ziemlich  allgemein  im  deut- 
schen Handels  vereine,  obgleich  man  sich  im  Jahre  1834  sehr  sanguinische 
Hoffnungen  von  der  größeren  Ausdehnung  des  Zollverbandes  machte. 
Diese  Klagen  beruhen  in  der  größeren  Gewerbsproduktion  durch  das  Ma- 
schinenwesen, in  der  zunehmenden  Bevölkerung,  die,  bei  dem  geringen 
Flächenraum  von  iocoo  Quadratmeilen  mit  25  Millionen  Bewohnern,  ihre 
Beschäftigung  weniger  dem  Landbau  widmen  kann  und  nun  in  der  Gewerbs- 
tätigkeit ihre  Subsistenzmittel  suchen  muß;  in  unverhältnismäßiger  Ober- 
steigung der  Produktion  gegen  die  vereinsländische  Konsumtion  der  meisten 
Artikel;  in  der  Bequemlichkeit  des  Deutschen,  nur  im  Binnenverkehr  den 
Absatz  seiner  Gewerbserzeugnisse  zu  suchen;  in  der  Engherzigkeit  des 
deutschen  Unternehmungsgeistes,  sich  so  schwer  zu  einer  gemeinschaft- 
lichen Vereinbarung  hinsichtlich  der  Absatzwege  nach  außen  hin  entschließen 
zu  können;  in  der  kleinbürgerlichen  Betriebsweise  des  Geschäfts,  daß  den 
größeren  Fabrikanten  neben  dem  kleineren  auf  allen  Messen  und  Märkten 
herumziehen  läßt  und  mittelst  einer  ausgearteten  Musterreiterei  sogar  zum 
förmlichen  Hausierhandel  herabwürdigt;  in  dem  Mangel  an  Weltbürgersinn, 
der  den  größeren  Fabrikanten  mehr  zur  Teilnahme  am  Welthandel  hin- 
leiten sollte  und  dadurch  gegen  die  Inkonvenienzen  einer  Geschäftsstockung 
im  engen  Bereiche  des  vaterländischen  Vereinsgebietes  sicherstellte;  in  der 
verkehrten  Richtung  endlich,  die  unsere  Industrieanlagen  im  allgemeinen 
genommen  haben,  daß  sie  sich  hauptsächlich  mit  der  Fabrikation  aus- 
wärtiger Rohstoffe  (zu  teureren  Einkaufspreisen)  befassen  und  mit  den 
daraus  gefertigten  Waren  immer  in  nachteiliger  Konkurrenz  zu  den  größeren 
Handelsvölkern  stehen,  während  die  eigene  Verarbeitung  vaterländischer 


27)  Man  lese  vor  allem  das  treffliche  Werk,  das  in  jener  Zeit  entstanden  ist: 
Gustav  von  Gülich,  „Geschichtliche  Darstellung  des  Handels,  der  Gewerbe  und  des 
Ackerbaues",  die  Abteilung  „Die  gesaraten  gewerblichen  Zustände  in  den  bedeu- 
tendsten Ländern   der  Erde".     II.  Band.     Jena   1844. 

28)  Central-Blatt  der  Gewerbe-  und  Handels-Statistik  .   .   .,   1839,  No.  9. 


Urstoffe  (Schafwolle,  Flachs  etc.  im  Einkauf  aus  erster  Hand)  dem  Unter- 
nehmer einen  größeren  Kapitalgewinn  und  dem  Volke  eine  vermehrte, 
dauernde  Beschäftigung  mit  einträglicherem  Arbeitslohne  abwerfen  würde.'' 
Die  Zeitumstände  geboten  es  dringend,  Mittel  und  Wege  mit  aller  Energie 
zu  suchen,  welche  eine  Wandlung  in  der  Lage  herbeizuführen  vermochten. 
Die  verschiedensten  Korporationen,  die  Regierungen,  gelehrte  Gesell- 
schaften und  einzelne  Männer  der  Wissenschaft  arbeiteten  immer  intensiver 
an  der  Lösung  der  immer  brennender  werdenden  Frage. 

Ein  recht  laut  redendes  Zeugnis,  wie  schwer  und  drückend  die  all- 
gemeine wirtschaftliche  Lage  empfunden  wurde,  deren  Härte  durch  die 
schlechte  Ernte  des  Sommers  1842  und  durch  den  großen  Notstand  des 
Winters  1842/43  noch  erhöht  worden  war,  legen  die  Petitionen  ab,  welche 
dem  sächsischen  Landtage  zugingen,  besonders  zahlreich  und  eindringlich 
beim  Landtage  1842/43.  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  bedurften  der 
tatkräftigsten  Unterstützung. 

Mit  lebhaftem  allseitigen  Danke  erkannte  man  die  Petition  des  Ab- 
geordneten von  Gablenz,  welche  dahin  gerichtet  war,  den  überfüllten  Markt 
von  den  Produkten  zu  räumen  und  diesen  Markt  vor  neuer  Überhäufung 
sicher  zu  stellen,  die  Produktionskräfte  von  dem  einen  oder  dem  anderen 
Industriezweige,  auf  welchen  sie  sich  in  zu  großer  Masse  geworfen,  weg-  und 
anderwärts  hinzuziehen,  v.  Gablenz  beantragte,  die  Staatsregierung  zu 
ersuchen,  Mittel  zu  ergreifen,  um  den  Fabrikaten  der  sächsischen  Industrie 
neue  Absatzwege  zu  eröffnen,  sowie  den  bisherigen  Markt  wenigstens 
kräftig  zu  schützen,  zu  diesem  Zwecke  aber  unmittelbar  bei  dem  deutschen 
Bunde  Schritte  zu  tun,  um  die  politische  Kraft  desselben  zu  Unterhandlung 
und  Vertretung  der  gemeinsamen  deutschen  Handels-  und  Fabrikinteressen 
dem  Auslande  gegenüber  zu  vermitteln.  Bei  den  betreffenden  Verhand- 
lungen der  deutschen  Handelsvereinsstaaten  sollte  nach  Gablenz'  Antrag 
die  Frage  mit  in  Erörterung  gebracht  werden,  inwieweit  der  deutsche 
Handelsverein  gemeinschaftliche  Mittel  ergreifen  könnte  und  möchte,  um 
die  gemeinsamen  Handels-  und  Fabrikinteressen  dem  Auslande  gegenüber 
kräftig  zu  vertreten  und  neue  Absatzwege  zu  eröffnen  und  sicher  zu  stellen. 
Um  endlich  den  arbeitslosen  Untertanen  Gelegenheit  zu  Erwerb  zu  geben, 
schlug  v.  Gablenz  vor:  1)  daß  der  Staat  sein  Besitztum  an  Ländereien  ent- 
weder dismembriere  oder  verteile,  2)  erweiterte  Versorgungs-  und  Armen- 
häuser gründe  oder  3)  in  einer  von  dem  Staat  überwachten  Auswanderung 
jene  arbeitslosen  Menschen  dahin  versetze,  wo  Verdienst  sei  und  sie  sich 
Erwerb  und  Brot  auf  redliche  Weise  verdienen  können.  Im  Anschluß  hieran 
ist  die  Petition  des  Dresdner  Hofbuchhändlers  Traugott  Bromme  zu  nennen, 
der  den  „Entwurf  eines  Planes  einer  sächsischen  Armenniederlassung  in 
Nordamerika,  berechnet  auf  ein  großes  Menschen-  oder  Kraft-  und  ein 
kleines  Betriebskapital"  überreichte  und  beantragte,  die  Ständeversammlung 
solle  diesen  Entwurf  einer  Kolonisationskompagnie  prüfen  und  die  Staats- 
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regierung  ersuchen,  die  Publikation  seines  Entwurfes  zu  gestatten,  über- 
haupt ähnliche  Unternehmungen  unter  ihre  Aufsicht  zu  stellen,  sodann 
aber  dieselben  möglichst  zu  begünstigen. 

Diese  und  andere  Eingaben  richteten  sich  meist  auf  Verbesserung  der 
Lage  durch  eine  kräftige  Vertretung  von  Handel  und  Industrie  nach  außen 
und  auf  die  Auswanderung  überflüssiger  menschlicher  Arbeitskräfte,  wie 
auf  den  Ausbau  des  Armen-  und  Arbeitsh-  ussystems. 

Anders  eine  Eingabe  von  25  Spinnereibesitzern  zu  Chemnitz  und  dessen 
Umgegend,  der  sich  zwölf  gleichlautende  Petitionen  mehrerer  Mitglieder 
des  Industrievereins  aus  Chemnitz,  Frankenberg,  Bautzen,  Oederan,  Lößnitz, 
Dresden,  Zschopau,  Großröhrsdorf,  Großenhain,  Freiberg,  Großschönau 
und  Schneeberg  anschlössen.  Sie  richteten  ihre  Wünsche  zunächst  auf  Ab- 
stellung der  Mängel,  an  welchen  die  Vertretung  der  Industrie  im  Innern 
ihrer  Meinung  nach  litt,  und  hofften,  daß  nach  Beseitigung  derselben  aus 
einer  entkräftigteren  Gewerbskuratel  alles  hervorgehen  werde,  was  zur  Be- 
lebung und  Erholung  der  Industrie  dienen  könne.  Sie  beantragten,  daß 
der  Geschäftskreis  der  Gewerbskuratel  einer  eigenen  dafür  zu  organisierenden 
Behörde  überwiesen,  eventuell  aber  der  zur  Erweiterung  des  Etats  erfor- 
derliche Aufwand  bewilligt  werde. 

Aus  Treuen  kam  eine  vom  Kaufmann  und  Fabrikanten  Gustav  Grimm 
und  43  Genossen  eingereichte  Petition,  die  neben  mehreren  auf  Verbesserung 
der  Handelsbeziehungen  zum  Ausland  abzielenden  Anträgen  auch  wünschte, 
daß  in  allen  Zollvereinsstaaten  Handelskammern  errichtet  und 
zu  den  Zoll  Vereinskonferenzen  diese  oder  andere  Handel-,  Fabrik-  und 
Gewerbetreibende  zugezogen  werden  möchten  und  endlich,  daß  die  Re- 
gierung eine  entsprechende  organisierte  Zentralstelle  für  die  Interessen  der 
Industrie  bilden  möge,  um  welche  Einrichtung  schließlich  auch  die  Handels- 
innung zu  Budissin  und  Herrnhut  bat. 

Als  die  wichtigste  aller  der  genannten  und  übrigen  Eingaben  bezeichne 
ich  die  der  25   Spinnereibesitzer  zu  Chemnitz  und  Umgegend.29) 

Seit  dem  n.  Juli  1735  hatte  in  Sachsen  eine  Kommerziendeputation 
bestanden,  welche  später  zu  einer  das  gesamte  materielle  Staatsleben  um- 
fassenden Behörde  der  ,,Landes-ökonomie-,  Manufaktur-  und  Kommerzien- 
deputation" umgestaltet  worden  war,  um  nach  dem  Siebenjährigen  Kriege 
zur  Beförderung  des  gesunkenen  Nahrungsstandes  einen  Mittelpunkt  zu 
gewinnen,  von  welchem  die  gleichmäßige  Leitung  und  Aufsicht  über  die 
Vervollkommnung  der  Landwirtschaft,  der  Manufakturen,  der  Fabriken 
und  des  Handels  ausgehen  sollte.  Im  Jahre  1831  wurde  dieselbe  aufgelöst 
und  der  Geschäftskreis  dieser  Behörde  der  Landesdirektion  überwiesen. 
Seit  deren  Aufhebung  aber  lagen  die  in  die  Gewerbskuratel  einschlagenden 


29)  Ihr  Wortlaut   ist  in   den  Acta   priv.   des   Handelsvorstandes  zu  Leipzig,    ver- 
schiedenartige Angelegenheiten  betr.,    1843,  hinter  Fol.   153. 
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Geschäfte  in  Händen  zweier  Mitglieder  des  Ministeriums  des  Innern.  Aus- 
führlich begründete  die  Petition,  wie  mit  dem  Wachsen  der  sächsischen 
Industrie,  des  Handels  und  der  Gewerbe  die  Lasten,  welche  auf  jenen  beiden 
Beamten  ruhten,  immer  drückender,  die  von  ihnen  zu  erfüllende  Aufgabe 
immer  umfangreicher  sich  gestaltete: 

„Die  Industrie,  welche  im  Schöße  eines  langjährigen  Friedens  in  ganz 
Europa  eine  außerordentliche  Entwicklungsperiode  durchlebt  habe,  habe 
sich  auch  in  Sachsen  immer  weiter  ausgebreitet  und  sich  vielfältig  verzweigt. 
Die  Aufgaben  der  Gewerbskuratel  mußten  sich  notwendig  mehren,  selbst 
wenn  sie  auf  eine  vermittelnde  Tätigkeit  beschränkt  bleiben  sollte,  welche 
Hemmnisse  zu  beseitigen  sucht,  nützliche  Veranstaltungen  ins  Leben  ruft, 
aufmuntert  und  beschützt. 

Mit  dem  Anschlüsse  Sachsens  an  den  Zollverein  wurden  diese  Auf- 
gaben immer  schwieriger. 

Die  nationalökonomischen  Systeme  der  Physiokraten  und  Adam 
Smith',  welche  unter  der  langen  Regierung  Königs  Friedrich  August  der 
bis  dahin  nur  empirischen  Staatswirtschaft  zum  Grunde  gelegt  wurden  und 
der  Gewerbskuratel  als  ein  ebenso  sicherer,  wie  bequemer  Leiter  für  ihre 
Maßnahmen  dienten,  reichten  nicht  mehr  aus,  um  innerhalb  der  Zollschranken 
eines  größeren  Staatenbundes  durch  das  Labyrinth  einer  Menge  sich  kreu- 
zender politischer  und  gewerblicher  Interessen  den  rechten  Weg  zu  finden." 
Unter  Anführung  einigen  Beweismaterials  für  diese  Behauptung  baten, 
wie  schon  gesagt,  die  Zeichner  der  Petition,  die  Zweite  Kammer  wolle  im 
Verein  mit  der  ersten  Kammer  an  die  Regierung  den  Antrag  stellen,  daß 
der  Geschäftskreis  der  Gewerbskuratel  einer  eigenen,  dafür  zu  organisie- 
renden Behörde  überwiesen  werde. 

Die  Petition  wurde  zugleich  mit  den  übrigen  der  dritten  Deputation 
der  Zweiten  Kammer  zur  Vorberatung  überwiesen.30) 

Die  Deputation  war  von  der  großen  Wichtigkeit  der  Frage,  welche 
Vertretung  die  Industrie  im  Innern  finde,  überzeugt  und  glaubte,  daß, 
soweit  überhaupt  darauf  hingewirkt  werden  könne,  aus  einer  kräftigen 
Vertretung  im  Innern  alles  weitere  von  selbst  hervorgehen  werde,  was  zu 
Belebung  und  Erhebung  der  Gewerbstätigkeit  und  zu  Verbesserung  des 
Nahrungszustandes  der  Arbeiterklassen  gereichte.  Sie  konnte  es  den  Pe- 
tenten nicht  verargen,  daß  sie  auf  Verbesserung  der  Gesetzgebung  dringend 
antrugen,  wollte  aber  auch  nicht  zugeben,  daß  durch  eine  erweiterte  Gewerbs- 
kuratel ein  schnellerer  materieller  Vorschritt  in  der  Gesetzgebung  geschaffen 
werde.  Sie  wies  darauf  hin,  daß  seit  dem  Bestehen  der  Gewerbskuratel 
weit  mehr  geschehen  sei,  als  die  frühere  Kommerziendeputation  getan  habe, 
und  wollte  dabei  „nur  des  Zollvereins"  gedenken.    Nehme  man  nun  an,  daß 


3°)  Bericht   der   Deputation   siehe:    Landtags-Akten    1843.   Beilage   zu  den  Pro- 
tokollen der  II.  Kammer,  3.  Sammlung,  S.  971. 


aus  den  von  den  Petenten  angeführten  Momenten  keineswegs  eine  Gleich- 
gültigkeit der  Staatsregierung  für  das  Emporblühen  des  Handels  und  der 
Industrie  hervorgehe,  so  könne  auch  das  Bedürfnis  einer  Zentralstelle  für 
die  industriellen  Interessen  zur  Erweiterung  der  Gewerbskuratel  von  der 
Deputation  nicht  erkannt  werden.  Es  lasse  sich  vielmehr  befürchten,  daß 
dann  leicht  Klagen  über  Bevormundung,  Zuvielregieren  usw.  laut  werden 
könnten.  Es  werde  die  Errichtung  einer  Zentralstelle  um  so  weniger  not- 
wendig sein,  als  nach  der  Erklärung  des  den  Sitzungen  der  Deputation 
beiwohnenden  Königlichen  Kommissars  das  Ministerium  des  Innern  bei 
wichtigen  Fragen  stets  mit  anderen  Organen  der  Staatsregierung  in  Ver- 
nehmen trete  und.  wie  es  bis  dahin  geschehen  sei,  über  die  ihm  vorliegenden 
Fragen  das  Gutachten  Beteiligter  und  Sachverständiger  einholen  werde. 
Die  Industrie  vereine,  die  sich  allmählich  über  alle  Teile  Sachsens  ausbreiten, 
gäben  der  Staatsregierung  genügende  Gelegenheit,  von  denjenigen,  die  bei 
der  Entscheidung  am  unmittelbarsten  beteiligt  seien,  zur  Aufklärung  der 
in  Frage  stehenden  Verhältnisse  die  Ansichten,  Wünsche  und  Beschwerden 
zu  hören,  so  daß  es  nicht  einmal  der  Konstituierung  eigener  Organe  — 
Handelskammern  —  bedürfe.  Die  Industrievereine  seien  die  natürlichen 
Vertreter  des  Fabrik-  und  Handelsstandes  und  würden  bei  aller  Handels- 
und Gewerbsangelegenheit  ihr  Interesse  ebensogut  zu  wahren  wissen,  als 
die  Handelskammern,  deren  Mitglieder  doch  aus  dem  Schöße  der  Industrie- 
vereine hervorgehen  würden. 

Die  Deputation  empfahl  daher  der  Zweiten  Kammer,  diesen  Antrag 
(auf  Errichtung  einer  Zentralstelle  und  von  Handelskammern)  auf  sich 
beruhen  zu  lassen. 

Als  am  2.  und  4.  September  1843  dieser  Antrag  in  der  Zweiten  Kammer 
beraten  wurde,31)  verteidigte  der  Staatsminister  Nostiz  und  Jänkendorf 
die  Gewerbskuratel  im  Ministerium,  deren  Mittel  er  für  durchaus  hin- 
reichend erklärte.  Die  Fürsorge  des  Staates  für  Handel  und  Gewerbe  sei 
immer  wach  gewesen.  Die  Ungunst  der  Zeit  aber,  welche  auch  auf  Handel 
und  Gewerbe  zurückwirke,  vermöge  keine  Regierung,  keine  Ständever- 
sammlung, keine  Handelskammer,  überhaupt  keine  menschliche  Weisheit 
zu  beseitigen. 

Ganz  besonders  zeichnete  sich  in  den  Debatten,  die  sich  an  die  Ver- 
lesung des  Deputationsberichtes  knüpften,  der  Abgeordnete  Gehe  aus,  der 
aufs  wärmste  für  die  Errichtung  von  Handelskammern  eintrat.  Er  war  es, 
der  zwei  wichtige  Anträge  stellte,  die  aber  beide  mit  großer  Majorität  ab- 
gelehnt worden  sind.  Der  erste  lautete:  .,Die  hohe  Staatsregierung  wolle 
die  Errichtung  einer  Kommission  für  Ackerbau,  Handel  und  Fabrikwesen 
in  Erwägung  ziehen  und  hierüber  der  nächsten  Ständeversammlung  Mit- 
teilung machen."     Der  zweite   Antrag  war  darauf  gerichtet:   „Die  hohe 


31 1  Mitteilungen  des  Landtages    1842  43,  II.  Kammer,  3.  Band,  S.   3079  ff. 
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Staatsregierung  wolle  unverweilt  das  Institut  der  aus  unbesoldeten  Gliedern 
des  Handelsstandes  zu  organisierenden  Handelskammern  an  den  Haupt- 
handelsplätzen des  Landes  ins  Leben  rufen."  Er  bestritt,  daß  der  von  den 
Gegnern  so  viel  genannte  Industrie  verein  völlig  den  Aufgaben  gewachsen 
sei,  die  den  Handelskammern  zukommen  müßten.  Dieser  Verein  werde 
keinesfalls  ein  Surrogat  bieten  für  die  in  den  Handelsstädten  fehlenden 
Handelskammern.  Dazu  seien  seine  Bezirksvereine  nicht  konstituiert. 
Zittau  sei  gewiß  eine  Stadt,  die  Berücksichtigung  verdiene,  und  wo  eine 
Handelskammer  recht  zweckmäßig  wäre,  um  zu  untersuchen,  ob  der  frühere 
Handel  nicht  wieder  zu  gewinnen  wäre,  und  doch  bestehe  der  Bezirks- 
industrieverein daselbst  nur  aus  einem  einzigen  Mitgliede,  einem  achtungs- 
werten Bleichenmeister.  Es  könne  dieser  doch  nicht  berufen  sein,  in  seiner 
einzigen  Person  eine  Handelskorporation  zu  vertreten  und  Gutachten 
abzugeben  in  allgemeinen  Handelssachen. 

Die  Zweite  Kammer  genehmigte  jedoch  den  Antrag  ihrer  Deputation. 
Die  Erste  Kammer  beschloß,  die  Angelegenheit  beizulegen,  da  sie  einer 
gründlicheren  Prüfung  bedürfe,  als  die  Zeit  gestatte.32) 

Für  unsere  Schilderung  ist  die  Erwähnung  all  der  genannten  Petitionen, 
Anträge  und  Verhandlungen  aus  zwei  Gründen  von  Wichtigkeit.  Der  eine 
ist  der,  daß  hier  sowohl  von  der  Deputation  der  Ständekammer  und  durch 
die  Annahme  von  deren  Antrag  seitens  der  Kammer  diese  selbst  das  Be- 
dürfnis von  Handelskammern  in  Abrede  stellte,  wie  es  auch  der  Regierungs- 
vertreter, der  Minister  des  Innern,  tat. 

Der  andere  Grund  ist  der,  daß  vom  „Ausschuß  des  Fabrik-  und  Handels- 
standes" in  Chemnitz  an  den  Handels  vorstand  zu  Leipzig  ein  Schreiben 
ergangen  war,  in  welchem  (unter  Hinweis  auf  den  Antrag  v.  Gablenz  auf 
eine  kräftigere  Vertretung  der  gewerblichen  Interessen  nach  außen) 
auf  die  ungleich  wichtigere  Frage  hingewiesen  wurde,  welche  Vertretung 
die  Industrie  im  Innern  finde.  Der  Ausschuß  bat,  daß  der  Leipziger 
Handelsvorstand  jene  Eingabe  der  25  Spinnereibesitzer  von  Chemnitz 
unterstützen  möchte,33)  ein  Ersuchen,  das  der  Handelsvorstand  ablehnte, 
„unter  Hinweis  auf  das  nahe  bevorstehende  Ende  des  Landtages,  weshalb 
die  Petition  ohne  Erfolg  bleiben  würde.  Zudem  sei  sie  auch  schon  hin- 
reichend unterstützt,  um  der  Befürwortung  des  Handelsvorstandes  noch 
zu  bedürfen." 

Mit  den  Beschlüssen  der  Ersten  und  Zweiten  Kammer  war  die  Ange- 
legenheit für  die  Regierung  begraben.  Von  ihr  selbst  wurde  zunächst  eine 
Anregung  zur  Bildung  weiterer  beratender  Organisationen  von  Handel, 
Industrie  und  Gewerbe  nicht  gegeben. 


32)  Mitteilungen  des  Landtages   1842/43,  I.  Kammer,  3.  Band,  S.   1912 — 14. 

33)  Acta   priv.    des   Handelsvorstandes    zu   Leipzig,    verschiedenartige    Angelegen- 
heiten betr.,   1843,  Fol.  70. 
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Wohl  aber  übergaben  am  27.  November  1845  fünf  Mitglieder  der 
Zweiten  Kammer,  Peter  Otto  Clauß,  Robert  G  e  o  r  g  i ,  Carl  Zieglcr, 
Heinrich  Poppe  und  Traugott  Leuner  der  Zweiten  Kammer  eine 
Denkschrift,  in  der  sie  „unter  Anerkennung  dessen,  was  in  Sachsens 
neuester  kulturgeschichtlicher  Periode  zur  Unterstützung  des  Handels- 
verkehrs, wie  der  Fabrikindustrie  geschehen  ist  und  noch  vorbereitet  wird, 
hinweisen  auf  andere,  weniger  materielle,  aber  dennoch  dringliche  Bedürf- 
nisse, um  dadurch  Wünsche  und  Anträge  zu  erneuern,  auf  deren  Erledigung 
der  sächsische  Handels-  und  Gewerbsstand  seit  einer  Reihe  von  Jahren 
Anspruch  macht  und  wozu  er  sich  berechtigt  fühlt  durch  die  Eigentüm- 
lichkeit des  Handels-  und  Gewerbslebens  an  sich,  durch  das  Beispiel  und  die 
Erfahrung  anderer  Industrie-  und  Handelsstaaten,  durch  den  Zusammenhang 
des  Handelsstandes  der  ganzen  zivilisierten  Welt,  welcher  das  Verkehrs- 
bedürfnis über  alle  politischen  Grenzen  hinweg  unterhält  und  durch  die 
hieraus  hervorgehende  Verwandtschaft  der  Interessen,  der  Aufgaben  und 
der  Hifismittel."34) 

In  dieser  Denkschrift  wird  zunächst  eine  Beseitigung  der  alten  Leipziger 
Handelsgerichtsordnung  von  1682  und  ihrer  Nachträge  und  Erläuterungen 
gefordert,35)  namentlich  wird  für  ein  öffenthches  Verfahren  eingetreten, 
das  um  deswillen  von  nicht  zu  berechnendem  Einflüsse  sei,  weil  die  Öffent- 
lichkeit im  Handelsgerichtsprozesse  die  Ehrliebe  des  Kaufmannstandes, 
dessen  ganzes  Wesen  auf  Treu  und  Glauben  beruhe,  rege  erhalte  und 
manche,  die  durch  Erfüllung  unbestrittener  —  weil  unbestreitbarer  — 
Verbindlichkeiten  ihrer  Reputation  genug  getan  zu  haben  glauben,  dagegen 
chikanöser  Prozesse  sich  nicht  schämen,  weil  sie  solche  unter  dem  Mantel  der 
pflichtmäßigen  Verschwiegenheit  der  Behörden  verbergen  können,  dränge, 
feinfühlender  für  ihren  kaufmännischen  Ruf  zu  werden.  Wenn  das  Be- 
dürfnis verbesserter  Institutionen  für  die  Rechtsverfolgung  in  Sachen  des 
Handels  dringlich  erscheinen  müsse,  so  sei  dasselbe  nach  Ansicht  der  Pe- 
tenten noch  hervortretender  in  Sachen,  welche  den  Fabrikverkehr  betreffen. 
Die  Paragraphen  des  Kriminalgesetzbuches  reichten  bei  weitem  nicht  hin. 
die  vielfachen  Verstöße  und  Vergehen  von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern 
zu  treffen  oder  ihnen  zu  begegnen.  Die  einfache  unleugbare  Tatsache, 
welche  die  Kriminal-  und  Zivilgerichte  in  den  Fabrikgegenden  bestätigen 
müßten:  daß  nur  in  sehr  seltenen  prägnanten  Fällen  auf  die  bezüglichen 
Strafgesetze  von  den  Verletzten  rekurriert  werde,  daß  Zivilansprüche  aus 
Arbeitsverträgen,  welche  dem  Fabrikverkehre  angehören,  fast  gar  nicht 
zur  Prozeßverhandlung  kämen,  während  doch  Rechtsverletzungen  dieser 
und  jener  Art  sich  häuften:    dies  weise  zu  deutlich  darauf  hin,    daß  die 


3i)  Wortlaut  der  Denkschrift  in:  Acta  priv.  des  Handelsvorstandes  zu  Leipzig, 
verschiedene  Angelegenheiten  betr.      1845,  Fol.    192. 

^  Über  deren  Entstehen  siehe:  Moltke,  Urkunden  zur  Entstehungsgeschichte 
der  ersten  Leipziger  Großhandelsvertretuug,  Leipzig   1904,  S.  IX. 


Rechtspflege,  welche  andere  Verhältnisse  in  Ordnung  erhalte,  für  diese 
gänzlich  ungeeignet  sein  müsse.  Die  Denkschrift  weist  sodann  auf  das 
Institut  der  Prud'hommes  in  Frankreich  hin,  das  nach  den  fabrikreichen 
westlichen  Provinzen  Deutschlands  verpflanzt  und  vollkommen  ausgebildet 
worden  war.  Daß  es  in  Sachsen  noch  einer  Fabrikpolizei-Gesetzgebung, 
einer  Gewerbeordnung  bedürfen  werde,  um  für  die  Wirksamkeit  der  Fabrik- 
gerichte die  vollständige  Basis  zu  gewinnen,  welche  z.  B.  das  französische 
Institut  durch  die  in  dem  Manuel  des  Prud'hommes  gesammelten  Gesetze 
und  Verordnungen  erlangt  habe,  habe  die  Petenten  nicht  abhalten  können, 
auf  die  Einführung  von  Fabrikgerichten  anzutragen.  Ihre  Wünsche  stützten 
sich  auf  den  Grundsatz,  daß  eigentümliche  Verhältnisse  eigentümliche 
Einrichtungen  erfordern  und  rechtfertigen.  Hierauf  wollten  sie  sich  auch 
berufen  haben,  wenn  sie  schließlich  auch  die  Einführung  von  Handels- 
kammern verlangten.     Hören  wir  die  Petenten  selbst.     Sie  sagen: 

„Was  irgend  den  einzelnen  Zweigen  des  Handels  und  der  Industrie 
nützt  und  frommt,  was  zu  ihrem  Bestehen  notwendig,  zu  ihrem  Gedeihen 
förderlich,  dies  kann  präsumtiv  zunächst  niemand  besser  beurteilen,  als 
die  Angehörigen  der  Industrie  und  des  Handels  selbst.  Diese  Interessen 
von  höherem  Gesichtspunkte  zu  beleuchten,  untereinander  und  gegen- 
einander abzuwägen,  zwischen  den  Elementen  des  Nationalwohlstandes 
das  nötige  Gleichgewicht  zu  erhalten  —  ist  Sache  der  Staatsverwaltung. 
Hierzu  bedarf  aber  die  Regierung  einer  sachverständigen  Unterstützung, 
weil  sie  nicht  imstande  ist,  bei  dem  Umschwung  des  Handels  und  der  In- 
dustrie dem  unaufhörlichen  Wechsel  der  Verhältnisse  genau  zu  folgen,  bei 
einzelnen  Erscheinungen  Ursache  und  Wirkung  allenthalben  deutlich  zu 
unterscheiden  und  für  die  unter  mancherlei  Gestalt  hervortretenden  Ge- 
brechen stets  das  geeignetste  Korrektiv  zu  finden  oder  auch  die  günstigen 
Momente  immer  zu  erkennen,  welche  der  Weltverkehr  bietet,  um  der  in- 
ländischen Gewerbtätigkeit  einen  Vorteil  zuzuführen. 

Dies  ist  die  Bestimmung  und  die  Pflicht  sachverständiger  Organe  aus 
dem  Mittel  des  Handels  -und  Gewerbstandes. 

Es  ist  dankbar  anzuerkennen,  daß  es  die  sächsische  Regierung  in  der 
Sorgfalt  für  das  allgemeine  Landeswohl  und  in  ihrem  eigenen  Interesse  für 
zweckmäßig  erachtet  hat,  als  dergleichen  Organe  die  Vorstände  von  Korpo- 
rationen und  Vereine  gelten  zu  lassen,  welche  durch  freien  Zusammentritt 
der  Staatsangehörigen  gebildet  sind.  Der  seit  langen  Zeiten  bestehende 
Handels  vorstand  zu  Leipzig,  die  Korporationen  ähnlicher  Art  in  anderen 
Städten  des  Landes,  sind  bei  allgemeinen  und  lokalen  Handels-  und  Gewerbs- 
angelegenheiten mit  Erfolg  von  der  Staatsbehörde  gutachtlich  gehört 
worden.  Namentlich  wurde  als  Organ  des  gesamten  sächsischen  Ge- 
werbstandes bereits  im  Jahre  1829  der  Industrie-Verein  für  das  Königreich 
Sachsen  von  der  Regierung  anerkannt  und  bestätigt.  Aber  wie  andere 
ähnliche  Verbindungen  besteht  auch  dieser  Verein  aus  freiwillig  zusammen- 


getretenen  Mitgliedern;  ihre  Tätigkeit  —  eine  rein  fakultative  —  beruht 
auf  keiner  anderen  Verpflichtung,  als  welche  sie  durch  das  Statut  sich  selbst 
auferlegt  haben;  der  Verein  verzweigte  sich  nicht  gleichmäßig  nach  allen 
und  in  allen  Gewerbsdistrikten,  seine  materielle  Tätigkeit  hat  sich  daher 
mehr  und  mehr  auf  den  Zentralvorstand  konzentrieren  müssen,  welcher 
zur  Ergänzung  solcher  Mängel  wiederum  außer  dem  Kreise  des  Vereins 
seine  Unterstützung  zu  suchen  sich  gemüßigt  sieht. 

Obwohl  diese  Mängel  in  der  Organisation  nicht  hinderlich  gewesen 
sind,  eine  geraume  Zeit  dem  dringendsten  Bedürfnisse  einer  Vertretung 
des  Handels-  und  Gewerbstandes  abzuhelfen,  so  bieten  doch  alle  diese 
Institute  weder  dem  Handels-  und  Gewerbstande,  noch  der  Regierung 
diejenige  Bürgschaft,  welche  in  Handelskammern  liegt,  als  einem  gesetz- 
lichen Institute  —  eingereiht  in  den  Organismus  der  Staatsverwaltung  — 
gebildet  von  Mitgliedern,  von  und  aus  dem  betreffenden  Teile  des  Volkes 
gewählt,  denen  durch  das  Gesetz  vom  Staate  Pflichten  auferlegt,  denen 
Rechte  in  der  ihnen  angewiesenen  Stellung  zuerkannt  sind.  Nur  sie  können 
dem  Gewerbstande  einen  bestimmteren  Einfluß  auf  die  Verwaltung  seiner 
Angelegenheiten  sichern  und  ihm  in  allen  Teilen  des  Landes  Gewähr  leisten, 
daß  die  Regierung  aus  den  Quellen  zu  schöpfen  verpflichtet  ist,  welche  das 
Vertrauen  des  Gewerbstandes  als  die  dafür  geeigneten  bezeichnet. 

Die  Geschichte  der  neuesten  Zeit,  der  immer  mehr  wachsende  Einfluß, 
welchen  Handel  und  Gewerbe  auf  den  Kulturzustand  der  Völker  im  allgemeinen 
gewinnen,  bekräftigen  die  Wahrheit  dieser  Behauptung.  Vor  allem  sind 
es  die  Angelegenheiten  des  Zollverbandes,  insbesondere  die  Veränderung 
und  Feststellung  des  Tarifes  für  die  Ein-  und  Ausfuhrzölle,  welche  auch  der 
diesseitigen  Regierung  unaufhörlich  Veranlassung  geben,  sachverständigen 
Beirat  aus  dem  Handels-  und  Gewerbstande  zu  bedürfen.  Die  Staats- 
regierung hat  in  Anerkennung  dieses  Bedürfnisses  bei  wichtigen  Zweifels- 
fragen direkten  mündlichen  Austausch  unter  den  Sachverständigen  ver- 
anlaßt. Aber  indem  sie  diese  Maßregel  um  der  Sache  willen  und  zu  ihrer 
eigenen  Verwahrung  als  notwendig  erkennt,  sieht  sie  sich  in  Ermangelung 
gesetzlich  konstituierter  Handelskammern  gemüßiget,  die  Personen  beliebig 
auszuwählen,  von  welchen  sie  in  dem  einen  oder  dem  andern  Falle  ein  Gut- 
achten unterbreitet  haben  will.  Auf  ein  solches  Parere,  wenn  nicht  formell, 
doch  moralisch  gestützt,  legt  sie  den  Ständen  nachträglich  Rechenschaft 
ab  über  ihren  Anteil  von  den  hier  einschlagenden  Verhandlungen  des  Zoll- 
vereins. Mit  dem  Geiste  der  konstitutionellen  Verfassung  will  sich  diese 
Form  der  Begutachtung  wichtiger,  tief  in  das  Volksleben,  in  das  Eigentum 
und  den  Erwerb  des  einzelnen  eingreifenden  Angelegenheiten  nicht  wohl 
vereinigen  lassen.  Der  Zoll  Vereins  vertrag  involviert  für  alle  Teile  des 
Staatenbundes,  also  auch  für  unser  Vaterland,  eine  Abhängigkeit  in  den 
gemeinschaftlichen  Maßnehmungen,  derzufolge  sich  letztere  der  Volks- 
vertretung gegenüber  oft  erst  nachträglich  rechtfertigen  lassen,   wie  dies 


noch  neuerdings  in  bezug  auf  den  Abschluß  von  Handelsverträgen  von 
der  Staatsregierung  hervorgehoben  worden  ist.  Die  Wahrung  solcher,  die 
Nationalwohlfahrt  tief  berührender  Interessen  möglichst  verbürgt  zu  sehen, 
indem  man  auf  die  Entschließungen  der  Regierung  den  Regierten  wenigstens 
einen  gutachtlichen  Einfluß  sichert,  erheischt  das  konstitutionelle  Prinzip, 
das  alle  Formen  der  Staatsverwaltung  durchdringen  soll.  Durch  das  In- 
stitut gesetzlich  organisierter  und  gewählter  Handelskammern  wird  eine 
solche  erreichbare  Garantie,  welche  mit  der  Entwickelung  und  Ausbildung 
des  konstitutionellen  Geistes  Schritt  hält,  dargeboten  werden. 

Darüber  aber  können  wir  nicht  in  Zweifel  sein,  daß,  ungeachtet  der  zu 
hoffenden  heilsamen  Wirksamkeit  der  Handelskammern,  deren  Tätigkeit 
überall  scheitern  müßte,  wenn  nicht  die  Staatsbehörde,  wie  wir  das  Ver- 
trauen hegen,  die  Bestrebungen  der  erbetenen  Organe  des  Handels-  und 
Gewerbstandes  in  ihrer  Nützlichkeit  kräftig  unterstützen  würde.  In  dieser 
Verbindung  allein  kann  gehofft  werden,  daß  dem  sächsischen  Handel  und 
Gewerbe  ferneres  Gedeihen,  soweit  Einrichtungen  im  Staate  hierzu  bei- 
zutragen vermögen,  sich  sichern  und  dadurch  das  allgemeine  Wohlergehen 
des  Vaterlandes  sich  fördern  lasse!" 

Und  nun  forderten  die  Petenten  in  formellem  Antrag  die  Einführung 
von  Handelskammern. 

Diese  Petition,  die  das  Mitglied  des  Leipziger  Handelsvorstandes,  der 
Kramermeister  Heinrich  Poppe,  mit  unterzeichnet  hatte,  war  dem  Handels- 
vorstand —  wiederum  von  dem  Ausschuß  des  Fabrik-  und  Handelsstandes 
in  Chemnitz  —  zur  Unterstützung  empfohlen  worden.36)  Bei  dem  Kon- 
sulenten des  Handelsvorstandes,  Advokaten  Einert,  rief  die  Poppesche 
Unterschrift  einiges  Erstaunen  hervor,  so  daß  er  ihn  privatim  über  seine 
Meinung  von  der  Petition  und  der  in  ihr  niedergelegten  Wünsche  befragte. 
Poppe,  der  als  Mitglied  der  Zweiten  Ständekammer  in  Dresden  weilte, 
antwortete  kurz: 

„Ich  habe  die  Petition  der  5.  Vertreter  des  Handels  und  Fabr:  aus 
keinen  andern  Grund  unterschrieben,  um  nicht  als  Leipziger  mich  von 
meinen  Collegen  abzusondern,  was  mir  diesmal  noch  übler  als  je  ausgelegt 
werden  würde.  —  Für  uns  hat  die  Sache  gar  keinen  Werth  und  braucht  somit 
nicht  die  mindeste  Unterstützung,  bei  der  durch  mein  Haus  dort  mit  unter- 
nommenen, habe  ich  nicht  die  mindeste  Betheiligung  oder  irgend  einen 
Einfluß  ausgeübt,  im  Gegentheil  mich  wenig  darüber  gefreut.  Dieses  Peti- 
tionswesen ist  eine  unglückseelige  Manie,  die  indess  der  jetzige  Landtag 
etwas  dämpfen  wird."37) 

In  der  Tat  hat  sich  der  Leipziger  Handelsvorstand  in  jener  Zeit  mehr- 
mals   von    solchem    gemeinsamen  Vorgehen    oder   von    der   Unterstützung 


y6)  Acta  priv.  des    Handelsvorstandes   zu  Leipzig,   verschiedene  Angelegenheiten 
betr.      1845,  Fol.   190. 

37)  Ebenda,  Fol.   186. 
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anderer  Petitionen  abgesondert,  eine  Tatsache,  die  im  ganzen  Lande  eine 
gewisse  Antipathie  gegen  die  Leipziger  Handelsvertretung  und  wohl  zum 
Teil  auch  gegen  den  Leipziger  gesamten  Handelsstand  erzeugt  hat,  was 
später,  wie  ich  noch  an  der  Hand  von  Briefen  des  Leipziger  Vertreters  in 
Dresden  zeigen  werde,  besonders  deutlich  in  die  Erscheinung  getreten  ist. 
Nicht  ganz  richtig  war  wohl  die  Ansicht  Poppes,  daß  die  Petition  der 
fünf  Industriellen  und  Kaufleute  für  den  Handelsvorstand  ,,gar  keinen 
Wert  habe".  Daß  sie  „nicht  die  mindeste  Unterstützung  brauche"  war 
gewiß,  aber  Wert  hatte  sie  insofern,  als  sie  hätte  vom  Standpunkt  der 
Interessen  des  Handelsvorstandes,  als  der  kaufmännischen  Körperschaft 
Leipzigs,  hätte  bekämpft  werden  müssen,  denn  mit  der  Errichtung  von 
Handelskammern  mußte  ein  großer  Teil  wichtiger  bisher  vom  Handels- 
vorstande ausgeübter  Funktionen  auf  die  Handelskammer  übergehen, 
deren  Einfluß  als  eines  gesetzlich  organisierten  Institutes  gewiß  auch  in 
allen  anderen  Angelegenheiten  weit  mächtiger  geworden  wäre,  als  der  des 
freiwillig  zusammengetretenen  Handelsvorstandes.  Die  Anträge  der  fünf 
Abgeordneten  hatten  im  ganzen  Sachsenlande  lebhaften  Widerhall  und 
kräftige  Unterstützung  gefunden.  42  Anschlußpetitionen  waren  beim 
Landtage  eingegangen.  Ich  hebe,  nachdem  ich  festgestellt  habe,  daß  unter 
ihnen  zahlreiche  Eingaben  sind  von  ad  hoc  frei  zusammengetretenen,  oft 
recht  zahlreichen  Kaufleuten,  Industriellen  und  Gewerbsleuten  aus  allen 
Teilen  des  Landes,  jene  Anschlußpetitionen  hervor,  die  von  kaufmännischen 
und  gewerblichen  Korporationen  herrühren.  Es  waren  dies  solche  von  den 
Deputierten  des  Buchhandels  zu  Leipzig,  den  Ältesten  der  Handlungs- 
sozietät  zu  Budissin,  der  Kaufmannssozietät  zu  Zittau,  der  Administration 
der  Handelsinnung  zu  Dresden,  dem  Kunst-  und  Gewerbeverein  zu  Leipzig, 
dem  Ausschuß  des  Fabrik-  und  Handelsstandes  zu  Chemnitz,  der  Weber- 
innung zu  Auerbach,  der  Weberinnung  zu  Falkenstein  und  des  Handels- 
vorstandes zu  Pirna.  Unter  den  übrigen  23  Petitionen  stammten  aus 
Leipzig:  Diejenigen  von  Constantin  Schulze  und  21  Genossen,  Knauth 
&  Storrow  und  3  Genossen,  Bernhard  Trinius  &  Co.  und  2  Genossen  und 
Christian  David  Wäntig  &  Söhne.38)  Zahlreich  mögen  auch  die  Unter- 
schriften gewesen  sein,  die  eine  Beitrittserklärung  zu  der  Petition  der  fünf 
Abgeordneten  erhalten  hat.  Eine  solche  Sammlung  ist  erfolgt,  das  geht 
aus  Poppes  obigen  Worten  hervor,  daß  er  sich  wenig  über  die  Unterstützung 
seines  Hauses  in  Leipzig  gefreut  habe.  Die  eben  erwähnten  aus  Leipzig 
stammenden  Sonder-Anschlußpetitionen  sind  ein  Argument  für  eine  drei 
Jahre  später  seitens  des  Leipziger  Handelsstandes  offen  ausgesprochene 
Vertrauenslosigkeit,  die  dieser  dem  Handelsvorstande  gegenüber  hegte. 
Ich  werde  hierauf  später  zurückkommen,   bemerke  hier  nur,   daß  die  kräf- 


^  Landtags-Akten    1845/46,    Beilagen    zu    den   Protokollen    der   II.    Kammer, 
dritte  Sammlung,  S.  389.     Von  der  Firma  Trinius  &  Co.  war  Poppe  Mitinhaber. 
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tigste  Wurzel  für  das  Wachsen  jener  Vertrauenslosigkeit  in  dem  Umstände 
zu  suchen  ist,  daß  über  die  Tätigkeit  des  Handelsvorstandes  so  gut  wie  gar 
nichts  in  die  Öffentlichkeit  und  namentlich  zu  Ohren  der  Ervverbsstände 
Leipzigs  drang,  deren  körperschaftliche  Gesamtvertretung  der  Handels- 
vorstand (neun  Großhändler  und  neun  Kramermeister)  darstellte. 

Auch  dieses  Mal  nahm  der  Handelsvorstand  eine  ablehnende  Stellung 
ein,  und  zwar  begründete  er  diese  einmal  damit,  daß  ja  schon  der  ge- 
samte Leipziger  Handelsstand  öffentlich  zur  Mitunterzeichnung  der  Abge- 
ordneten-Petition aufgefordert,  ihm  somit  unmittelbare  Gelegenheit  ge- 
geben worden  sei,  sich  über  die  Gegenstände  der  Petition  auszusprechen, 
und  zweitens  damit,  daß  die  bewußte  Denkschrift  von  einem  Mitgliede 
des  Handelsvorstandes  (Poppe)  selbst  mit  ausgegangen  sei,  „wodurch  sich 
der  Handelsvorstand  in  dieser  Hinsicht  schon  als  vertreten  ansehen  könne", 
eine  Schlußfolgerung,  die  kaum  wohl  anerkannt  werden  darf.  Er,  der 
Handelsvorstand,  habe  aus  diesen  Gründen  angestanden,  durch  eine  seiner- 
seits noch  besonders  einzureichende  Schrift  die  Geschäfte  der  Ständever- 
sammlung noch  weiter  zu  mehren(!).39)  Mit  dem  Antrag  auf  Bearbeitung 
eines  vollständigen  Handelsgesetzbuches,  den  die  fünf  Abgeordneten  in 
erster  Linie  gesteht  hatten,  und  mit  deren  zweitem  Antrag  auf  Errichtung 
von  Handels-  und  Fabrikgerichten  erklärte  sich  der  Handelsvorstand  in 
dieser  Antwort  an  den  Chemnitzer  Ausschuß  vollkommen  einverstanden, 
glaubte  nur,  daß  beide  Wünsche  wohl  nur  zugleich  mit  einer  aUgemeinen 
Zivillegislatur  und  daher  fürs  erste  wohl  noch  nicht  erfüllt  werden  könnten. 

Andre  Ansichten,  als  die  Verfasser  der  Denkschrift,  hegte  der  Handels- 
vorstand dagegen  von  den  beantragten  Handelskammern.40)     Er  sagte: 

„Nach  der  Geltung,  welche  derartige,  schon  jetzt  in  Sachsen  bestehende 
Institute41)  auch  bei  der  Staatsregierung  erlangt  haben,  halten  wir  eine 
hier  beantragte  Änderung  weder  für  zweckmäßig,  noch  für  notwendig. 
Für  notwendig  nicht,  weil  wir  den  Erfolg,  der  von  Handelskammern  in 
Aussicht  gestellt  wird,  schon  jetzt  für  erreicht  halten,  wenn  auch  mit  anderen 
Namen,  denn,  wie  auch  in  der  Petition  anerkannt  ist,  die  jetzigen  Institute 
erfreuen  sich  nicht  nur  möglicher  Unterstützung  von  der  Regierung,  sie 
werden  auch  von  dieser  bei  allen  wichtigeren  Handelsverhältnissen  in 
Kenntnis  gesetzt  oder  zu  deren  Begutachtung  aufgefordert,  welche  auch 
Berücksichtigung  findet;  Anträge,  Gesuche  um  Auskünfte  oder  notwendige 
Abhilfe  haben,  so  viel  wir  wenigstens  von  unserem  Vereine  sagen  können, 
zu  jeder  Zeit  beachtete  Aufnahme  gefunden,  auch  bei  den  besonders  be- 
rührten Zollvereinsverhältnissen  hat  die  Regierung,  wie  die  neuesten  Ereig- 


39)  Acta  des  Handelsvorstandes  zu  Leipzig,  verschiedene  Angelegenheiten  betr.. 
1846.  Fol.  28. 

*°)  Ebenda,  Fol.  29. 

41)  Scilicet:  ähnlicher  Art,  nämlich  Vereine,  Innungen,  Genossenschaften. 
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nisse  an  die  Hand  geben,  sich  den  sachverständigen  Beirat  zu  verschaffen 
nicht  unterlassen,  und  so  wissen  wir  in  der  Tat  kein  Verhältnis  zu  bezeichnen, 
was  uns  eine  Änderung  hierin  wünschenswert  erscheinen  oder  was  uns  die 
Wahrung  der  die  National-Wohlfahrt  berührenden  Interessen  unverbürgt 
erscheinen  ließe.  Dazu  schlagen  wir  die  Tätigkeit  dieser  Vereine,  zu  der 
sie  sich  selbst  verpflichten,  weit  höher  an,  als  wenn  sie  dazu  durch  Ein- 
reihung in  den  Organismus  der  Staatsverwaltung  gehalten  wären  und  die 
Wahlen  zu  deren  Mitgliedern  finden  bei  eintretenden  Vakanzen  mit  so 
allgemeiner  Öffentlichkeit  statt,  daß  eine  Ausstellung  daran,  wie  sie  uns 
jedoch  noch  nicht  vorgekommen,  nur  diejenigen  treffen  könnte,  welche 
einem  solchen  Akte  der  Aufforderung  dazu  unbeachtet  ihre  Gegenwart  nicht 
zuteil  werden  lassen.  Uberdem  bewegen  wir  uns  unter  den  jetzigen  Ver- 
hältnissen —  und  gleiches  dürfen  wir  wohl  auch  bei  übrigen  Instituten 
dieser  Art  voraussetzen  —  in  einer  Unabhängigkeit  und  Freiheit,  die  uns 
sehr  beachtenswert  erscheint,  und  wenn  wir  uns  fragen,  ob  diese  zu  bewahren 
sein  würde,  wenn  solchen  Vereinen  ein  Platz  in  der  Staatsverwaltung  selbst 
angewiesen  wäre,  bringt  uns  die  Antwort  darauf  allerdings  dazu,  sagen  zu 
müssen,  daß  wir  deshalb  eine  hier  beantragte  Änderung  auch  nicht  zweck- 
mäßig finden  möchten." 

Somit  standen  sich  die  Meinungen  vieler  Leipziger  aus  dem  Kaufmanns- 
stande und  des  Handelsvorstandes  schroff  gegenüber,  ebenso  schroff,  wie 
die  Ansicht  der  über  die  gleiche  Angelegenheit  beratenden  Deputation 
des  Landtages  von  1842/43  gegenüber  der  dritten  Deputation  der  Zweiten 
Kammer  des  Landtages  von  1845/46,  welcher  die  Petition  der  fünf  Abgeord- 
neten zur  Vorberatung  überwiesen  worden  war.  Ihr  Bericht  ist  von  ganz  be- 
sonderem Interesse,  um  so  interessanter,  als  er,  wie  eben  angedeutet,  ent- 
gegen dem  Deputationsbericht  von  1842/43  die  Errichtung  von  Handels- 
kammern nicht  nur  befürwortete,  sondern  sogar  direkt  beantragte.  Die 
Deputation  hatte  diesen  dritten  Antrag  der  fünf  Abgeordneten,  .,weil  er 
in  das  Handels-  und  Verwaltungsrecht  eingriff",  zur  besonderen  Bericht- 
erstattung herausgehoben  und  führte  über  ihn  nun  folgendes  aus: 

„Der  Satz,  daß  in  Fragen  des  Handels,  der  Gewerbe  und  der  Industrie 
diejenigen,  in  deren  Berufskreis  solche  Fragen  vorzugsweise  gehören  und 
praktische  Bedeutung  haben,  mit  ihren  Ansichten  und  Wünschen  gehört 
werden,  ist  eine  Wahrheit,  die  in  unserer  Zeit  kaum  von  jemandem  mehr 
verkannt  wird. 

Je  mehr  der  Handel  sich  ausbreitet,  je  weiter  er  seine  Wurzeln  hinaus- 
treibt aus  dem  Boden  der  Heimat,  je  mehr  er  Welthandel  wird,  desto 
belangreicher,  desto  verwickelter  und  schwieriger  werden  die  Fragen,  deren 
Lösung  er  erheischt.  Die  Weisheit  der  Theorie  allein  reicht  hier  nicht  aus, 
das  Leben,  der  praktische  Blick  fordert  hier  sein  Anteil.  Die  ersten  handel- 
treibenden  und   industriellsten    Nationen   der   Neuzeit   haben   dies   längst 


erkannt,  und  auch  Sachsen  hat  in  jüngster  Zeit  bei  wichtigen  Fragen  die 
Stimmen  seiner  Industriellen  gehört.42) 

Die  Petenten  wünschen  nun  das,  was  seither  nur  prekär  und  beliebig 
geübt  wurde,  eingeführt  und  geregelt  zu  sehen  durch  eine  gesetzlich  aner- 
kannte und  feststehende  Einrichtung,  durch  die  Einrichtung  von  Handels- 
kammern. In  wichtigeren  Handels-  und  Industrieplätzen  des  Landes  be- 
stehend und  von  den  Handeltreibenden  und  Industriellen  aus  ihrer  Mitte 
gewählt,  bilden  die  Handelskammern  das  offizielle  Organ  ihres  Standes 
und  haben,  in  allen  wichtigen,  den  Handel  und  die  Industrie  betreffenden 
Angelegenheiten  von  den  Staatsbehörden  zu  Rate  gezogen,  oder,  aus  freiem 
Antrieb,  als  natürliche  Vertreter  ihres  Standes,  ihre  Vorschläge  und  An- 
träge der  Regierung  zu  eröffnen.  In  Frankreich,  wo  dieses  Institut  durch  die 
Gesetzgebung  besonders  ausgebildet  ist,  bestehen  die  Handelskammern,  wovon 
im  Jahre  1837  bereits  38  existierten,  aus  9  bis  15  Mitgliedern,  je  nach  der 
Zahl  der  Bevölkerung  der  Städte,  und  haben  auf  Verlangen  der  Regierung 
über  kommerzielle  und  industrielle  Tatsachen  Auskunft  zu  erteilen,  ihre 
Ansichten  über  den  Zustand  des  Handels  und  der  Industrie  und  über  die 
Wege,  solche  zu  heben,  mitzuteilen,  ferner  die  diesem  Zwecke  entgegen- 
stehenden Hindernisse  und  die  Mittel  ihrer  Abhilfe  anzugeben,  sowie  die 
Verbesserungen,  die  in  allen  Zweigen  der  Handelsgesetzgebung  den  Zoll- 
tarif begriffen,  einzuführen  sind,  zu  bezeichnen.  Außerdem  werden  sie 
gehört  besonders  bei  beabsichtigten  Veränderungen  der  Handelsgesetz- 
gebung, bei  Gründung  von  Handelsgerichten,  Handelskammern  und  deren 
Einrichtung,  bei  Errichtung  von  Lokalbänken  und  Börsen,  bei  Bestellung 
von  Wechselsensalen  und  Mäklern  und  bei  Bestimmung  von  Mäklergebühren. 

Auch  in  Deutschland,  insonderheit  am  deutschen  Rhein,  soweit  das 
französische  Recht  gilt,  sind  Handelskammern  an  verschiedenen  Orten 
anzutreffen.  Vor  uns  liegt  das  Statut  der  Handelskammer  von  Elberfeld 
und  Barmen,  demzufolge  erst  am  22.  Juni  1830  von  der  Königlich  Preu- 
ßischen Regierung  die  Einführung  einer  solchen  in  Elberfeld  angeordnet 
wurde,  was  wenigstens  den  Beweis  abgibt,  daß  auch  deutsche  Regierungen 
den  Nutzen  dieser  Institutionen  zu  würdigen  verstehen.  Im  Königreiche 
Württemberg  haben  sich,  von  dem  dortigen  Handelsstande  hervorgerufen, 
in  den  Städten  Stuttgart,  Heilbronn,  Ulm  und  Reutlingen  ohne  Zutun  der 
Regierung  Privathandelskammern  gebildet,  die  erst  vor  kurzem  ein  rühm- 


42)  Das  geschah  nicht  erst  in  der  damals  „jüngsten  Zeit".  Die  Archive  der 
Leipziger  Kramerinnung,  der  dortigen  Handlungsdeputierten  und  des  Handelsvorstandes 
legen  beredtes  Zeugnis  davon  ab,  daß  bis  in  das  17.  Jahrhundert  zurück  diese  Kör- 
perschaften von  staatlichen  und  städtischen  Behörden  vielfach  um  Gutachten  u.  dergl. 
mehr  angegangen  worden  sind,  daß  zahlreiche  Anregungen  zu  Verbesserungen  und 
Neuerungen,  die  der  Initiative  der  genannten  Korporationen  zu  verdanken  gewesen 
sind,  auch  von  den  Behörden  und  an  Allerhöchster  Stelle  berücksichtigt  und  dank- 
bar aufgenommen  worden  sind. 
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liches  Zeichen  ihrer  Tätigkeit  durch  eine  an  die  dortige  Regierung  gerichtete, 
das  Bedürfnis  eines  für  die  deutschen  Staaten  gemeinsamen  Rechts  in  Han- 
delssachen darlegende  Vorstellung  gegeben  haben.43) 

Noch  kürzlich  am  31.  März  d.  J.44)  erklärte  in  der  Baierischen  Depu- 
tiertenkammer der  Minister  von  Abel  bei  Gelegenheit  der  Verhandlung 
über  die  Zoll-  und  Handelsangelegenheit,  daß  im  Baierischen  Staate  nichts 
von  Einfluß  auf  die  Handelsverhältnisse  geschehe,  ohne  daß  die  Gutachten 
der  Handelskammern  vernommen  würden,  denn  die  Regierung  sehe  darin 
eines  der  wichtigsten  Organe  zu  Befestigung  ihrer  Ansichten. 

Der  Deputation  sind  die  Einwendungen  nicht  unbekannt,  die  man  hin 
und  wieder  gegen  das  Institut  der  Handelskammern  zu  erheben  pflegt. 
Insonderheit  macht  man  dagegen  geltend,  daß  die  Ansichten  der  verschie- 
denen Handelskammern  über  vorkommende  Fragen  oft  verschieden  und  von- 
einander abweichend  sich  darstellten  und  daß  diesenfalls  die  Regierung 
kein  sicheres  Anhalten  habe.  Allein  immer  bleibt  es  doch  ein  Vorteil  für 
Beurteilung  einer  Sache,  wenn  die  darüber  bestehenden  Ansichten,  mögen 
sie  auch  voneinander  abweichen,  laut  werden  und  Anlaß  zur  Erörterung 
und  Prüfung  geben.  Gerade  hierin  wird  der  Wahrheit  ein  Dienst  geleistet. 
Auch  würde  ein  derartiger  Einwand  zu  viel  und  daher  nichts  beweisen, 
weil  er  mit  demselben  Rechte  gegen  die  Rätlichkeit  des  Gehörs  von  Sach- 
verständigen im  allgemeinen  angeführt  werden  könnte,  sofern  nicht  im 
voraus  über  die  Einstimmigkeit  deren  Urteils  Gewißheit  vorhanden  wäre. 

Man  behauptet  ferner,  daß  zuweilen  Fragen  auftauchten,  hinsichtlich 
deren  gerade  die  gewählten  Mitglieder  der  Handelskammer  nicht  hinreichende 
Urteilsbefähigung  besäßen,  während  andere  Kaufleute,  die  zufällig  zu  der 
Zeit,  wo  solche  Fragen  zur  Beantwortung  gelangten,  den  Handelskammern 
nicht  angehörten,  darüber  genau  unterrichtet  wären  und,  würden  sie 
statt  der  Handelskammern  von  der  Regierung  befragt,  bestimmte  und  voll- 
ständige Auskunft  darüber  zu  geben  vermöchten. 

Daß  Fälle  dieser  Art  vorkommen  können,  ist  möglich,  aber  was  be- 
weist dies?  Es  beweist  nur,  daß  in  einzelnen  Fällen  die  Regierung  auch 
andere,  als  die  Mitglieder  der  Handelskammern  zu  hören,  berechtigt  sein 
müsse,  und  dies  wird  man  der  Regierung  nicht  bestreiten. 

Man  sagt  ferner,  daß,  wenn  man  letzteres  der  Regierung  zur  Pflicht 
mache,  also  wenn  man  solche  vor  Entscheidung  wichtiger  Handels-  und 
Industriefragen  einige  präsumtiv  darüber  unterrichtete  Handeltreibende 
und  Industrielle  zu  hören  habe,  dies  genüge,  so  wie  auch  in  England  über 
die  wichtigsten  Handelsfragen  auf  Grund  von  Sachverständigen  ent- 
schieden werde.  Es  ist  wahr,  in  England  —  jedoch  nicht  allein  in  diesem, 
sondern  auch  in  Frankreich  und  Belgien  etc.  —    legt  man  auf  Enqueten, 


43)  Vgl.  „Schwäbischer  Merkur".   1846,  Nr.   65   ff. 

44)  1846. 
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welche  vor  einem  Parlaments- Komitee  vorgenommen  wurden  und  bei 
welchen  über  Fragen  und  Antworten  ein  genaues  Protokoll  geführt  wird, 
das  später  der  Öffentlichkeit  übergeben  zu  werden  pflegt,  ein  großes  Ge- 
wicht. Aber  Handelskammern,  wenn  auch  mit  anderen  Attributionen, 
als  in  Frankreich,  bestehen  auch  in  England,  z.  B.  in  Manchester.  Übrigens 
würde  in  England,  selbst  wenn  dort  Handelskammern  nicht  vorhanden 
wären,  das  Bedürfnis  derselben  schon  deswegen  weniger  fühlbar  sein,  teils 
weil  der  allgemeine  auf  das  Praktische  hinstrebende  und  in  Sachen  des 
Handels  sehr  geübte  Sinn  der  ganzen  Nation  das  Richtige  in  der  Regel 
herausfühlt,  teils  weil  in  dem  Lande  mit  seinen  großartigen  Institutionen, 
mit  seiner  Preßfreiheit  und  seinem  Parlamente  Mißgriffe  der  Regierung 
im  allgemeinen  und  insbesondere  in  Handels-  und  Industriefragen  sofort 
von  Sachkundigen  aufgedeckt  werden  und  auch  alsbald  ihnen  abgeholfen 
wird.  Es  ist  eine  grosse  Frage,  ob,  wenn  im  deutschen  Zollverein  Handels- 
kammern allgemeine  Geltung  gehabt  hätten,  der  bekannte,  der  Zollvereins- 
industrie  so  mannigfach  nachteilig  gewesenene  Zuckervertrag  des  Zoll- 
vereins vom  Jahre  1839  mit  Holland,  oder  gar  der  Löwenvertrag45)  des 
Zollvereins  mit  England  vom  2.  März  1841  zustande  gekommen  wäre. 
Würden  —  urteilt  die  Augsburger  Allgemeine  Zeitung  vom  Jahre  1842, 
Nr.  223,  Seite  178 1  —  die  Nationalfragen  in  Deutschland  in  öffentlichen 
Untersuchungen  verhandelt,  würden  bei  uns,  wie  in  England,  Frankreich 
und  Belgien,  die  Vertreter  der  beteiligten  Interessen  —  die  einsichtsvollsten 
und  bedeutendsten  Landwirte,  Gewerbs-  und  Kaufleute,  Schiffsrheder  — 
gehört  und  die  Protokolle  hierüber,  wie  es  zu  London,  Paris  und  Brüssel 
geschieht,  gedruckt  der  öffentlichen  Erörterung  der  Nation  überlassen, 
ehe  die  Gesetzgebung  einen  Schritt  in  Zoll-  und  Handelssachen  tut;  be- 
ständen in   Deutschland   außerdem,   wie  in    Frankreich.    Räte  des  Acker- 


45)  Hier  bemerkt  der  Deputationsbericht  in  Fußnote  folgendes:  „Man  kann  ihn 
wohl  mit  Recht  so  nennen,  denn  der  Inhalt  des  fraglichen  Handelsvertrags  ist  -wirk- 
lich kein  anderer  als:  England  schließt  die  Schiffahrt  und  den  Handel  Deutschlands 
mit  allen  nicht  deutschen  Erzeugnissen  von  den  britischen  Häfen  unbedingt  aus, 
während  es  dem  britischen  Handel  und  den  britischen  Schiffen  das  Recht  vorbehält, 
Deutschland,  wie  seither,  nicht  allein  mit  britischen,  sondern  mit  den  Erzeugnissen 
aller  Welt  zu  versehen,  und  hierbei  alle  Vorzüge  zu  genießen,  welche  deutschem 
Handel  und  deutscher  Schiffahrt  vor  denen  dritter  Nationen  in  den  deutschen  Häfen 
eingeräumt  werden  könnten.  —  Englands  Zweck  und  Verhältnis  zu  uns  ist,  erstens 
zu  verhindern,  daß  Deutschland  eine  gewerbreiche  Nation  werde,  welche  Englands 
Manufacte  aus  dem  deutschen  Verbrauche  ausschließe  und  auf  den  Märkten  des  Aus- 
landes in  ihren  Absätzen  beeinträchtige,  da  in  England  jedes  Kind  weiß,  daß  der 
Reichtum  und  die  Macht  der  gesamten  Nation  auf  der  einstimmigen  Ausdehnung 
ihres  Gewerbsbetriebs  beruhe,  und  zweitens  zu  bewirken,  daß  Deutschland  keinen 
Handel  mit  "Westindien,  beiden  Amerikas  und  den  übrigen  überseeischen  Ländern 
in  größerer  Ausdehnung  treibe,  vielmehr  die  Erzeugnisse  dieser  Länder  so  viel  als 
möglich  aus  englischen  Häfen  oder  mindestens  auf  Rechnung  des  britischen  Handels 
erhalte." 
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baues,  des  Gewerbflcißes  und  des  Handels,  welche,  aus  den  ersten  volks- 
und  staatswirtschaftlichen  Notabilitäten  des  Landes  zusammengesetzt, 
die  Regierung  über  jede  Frage  der  Zoll-  oder  Schiffahrtsgesetzgebung, 
wenn  dieselbe  auch  bereits  durch  öffentliche  Untersuchungen  erörtert  ist. 
so  wie  die  Verhältnisse  zum  Auslande  in  Handels-  und  Schiffahrtsange- 
legenheiten zu  beraten  haben,  ehe  eine  Verhandlung  hierüber  eröffnet 
oder  ein  Gesetzentwurf  in  den  Kammern  eingebracht  wird;  hätten  end- 
lich in  Deutschland,  wie  in  England,  Frankreich,  Belgien  und  Nordamerika, 
die  Gesetze  und  Verträge  über  Zoll-  und  Schiffahrtsabgaben  die  Feuer- 
probe einer  öffentlichen  Beratung  und  entscheidenden  Beschlußnahme 
durch  eine  Nationalvertretung  zu  bestehen,  so  könnte  man  in  Deutsch- 
land über  den  Erfolg  der  englischen  Maschinationen  gegen  den  Zollverein 
ruhig  sein,  und  wir  setzen  hinzu,  so  würden  Deutschlands  Handels-,  Schiff- 
fahrts-  und  Industrieangelegenheiten  aus  einem  höheren,  als  dem  bloß 
finanziellen  Gesichtspunkte,  unter  dem  man  sie  nur  zu  oft  betrachtet  sieht, 
aufgefasst  werden  und  bald  einen  Aufschwung  und  eine  Höhe  einnehmen, 
auf  die  gebracht  zu  sehen  ein  Volk  von  etlichen  30  Millionen  gewerbtätiger 
Menschen  mit  einem  ausgedehnten  Küstengebiet  vollgültigen  Anspruch  hat. 

Die  Deputation  erkennt  in  Handelskammern  ein  Institut,  das  die  An- 
sichten der  Erfahrung,  gegenüber  dem  abstrakten  Standpunkt  ermittelt, 
das  um  so  heilsamer  da  ist,  wo  Preßfreiheit  und  Nationalvertretung  fehlen 
und  das  gerade  in  jetziger  Zeit,  welche  dem  Zollverein  die  Entwickelung 
der  deutschen  Industrie  zur  Aufgabe  gemacht  und  die  wichtige  Frage:  ob 
der  trügerischen  Stimme  der  Handelsfreiheit  oder  dem  Verlangen  nach 
angemessenen  Schutzzöllen  nachzugeben,  zum  Verständnis  und  zur  Ent- 
scheidung zu  bringen,  bestimmt  zu  sein  scheint,  die  wichtigsten  Dienste 
leisten  kann,  absonderlich  wenn  nebenbei  die  oben  angedeuteten  Enqueten 
bei  einflußreichen  Handels-  und  Zollfragen  eingeführt  oder  bezüglich  beibe- 
halten  werden. 

Umfangreicher  würde  jedenfalls  diese  Einrichtung  wirken,  wenn  sie 
in  dem  ganzen  Zollvereinsgebiet  nach  gleichmäßigem  Maßstabe  getroffen 
und  so  bei  Bestimmung  der  großen  und  allgemeinen  Fragen  desselben  eine 
Beteiligung  der  Industriellen  ausgesprochen  würde.  Allein  eine  solche 
Einrichtung,  die  eine  nicht  unwesentliche  Abänderung  des  Organismus 
des  ganzen  Zollstaatenkörpers  enthalten  dürfte,  zu  befürworten,  scheint 
in  jetziger  Zeit,  wo  Verschiedenheit  der  Ansichten  über  Hauptfragen  ohne- 
hin die  gewünschte  Verständigung  im  Zollverein  erschwert  haben,  nicht 
ratsam  zu  sein,  weshalb  die  Deputation  auch  von  einem  dahin  bezüglichen 
Antrag  absieht  und,  sich  zunächst  nur  auf  unser  sächsisches  Vaterland 
beschränkend,  für  solches  die  fragliche  Institution  beansprucht  und  deshalb 
der  Zweiten  Kammer  empfiehlt:  ,,Sie  wolle  im  Verein  mit  der  Ersten 
Kammer  die  Staatsregierung  ersuchen,  einen  die  Einführung  von  Handels- 
kammern  in   den   bedeutenden   Fabrik-    und    Handelsplätzen   des   Landes 
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nebst  den  Grenzen  deren  Wirksamkeit  aussprechenden  Gesetzentwurf 
den  Ständen  vorlegen." 

Die  der  Beratung  der  Deputation  beiwohnenden  Königlichen  Kom- 
missare hatten  zwar  das  Institut  der  Handelskammern  nicht  für  unbedingt 
nötig  erkannt,  aber  erklärt,  dem  Antrage  nicht  entgegen  zu  sein. 

Es  soll  hier  nicht  unvermerkt  bleiben,  daß  in  dieser  die  Handelskammern 
so  warm  befürwortenden  Deputation  des  Landtags  von  1846  zwei  Mit- 
glieder derselben  Deputation  von  1843  saßen,  die  die  Handelskammern 
als  völlig  überflüssig  und  nicht  zweckentsprechend  verworfen  hatten.  In- 
teressant wäre  es,  zu  erfahren,  ob  diese  beiden  1 846  ebenfalls  für  die  Handels- 
kammern gestimmt  hatten  oder  ob  sie  von  den  übrigen  vier  Mitgliedern, 
unter  denen  auch  der  Abgeordnete  von  Gablenz  sich  befand,  überstimmt 
worden  waren.  Im  ersteren  Falle  wäre  es  weiterhin  interessant,  ob  beide 
dann  auch  schon  im  Jahre  1843  für  die  Handelskammern  gestimmt  hatten. 

Der  Deputationsbericht  und  somit  die  ganze  Frage  der  Errichtung  von 
Handelskammern  wurde  im  Landtage  gar  nicht  verhandelt.  — 

Erst  im  Jahre  1848  kam  diese  Frage  wiederum  zur  Erörterung,  als 
durch  Beschluß  beider  Ständekammern46)  die  bekannte  „Kommission 
für  Erörterung  der  Gewerbe-  und  Arbeiterverhältnisse"  ins  Leben  gerufen 
worden  war. 

Über  die  Organisation  dieser  Kommission  möchte  ich  zum  Verständnis 
meiner  nun  folgenden  Ausführungen  folgendes  sagen:  Die  Stellung  der 
Kommission  sollte  nicht  die  einer  Behörde,  sondern  die  eines  beratenden, 
zwar  unter  der  Oberleitung  des  Ministers  stehenden,  aber  dem  Ministerium 
weder  im  gewöhnlichen  Sinne  untergeordneten,  noch  andererseits  dem 
letzteren  gegenüber  zu  etwas  anderem,  als  zu  Eröffnung  seiner  Ansicht 
und  seines  Beirats  befugten,  zu  dieser  letzteren  Tätigkeit  aber  auch  ver- 
pflichteten Kollegiums  sein.  Aus  demselben  Grunde  konnte  die  Kommission 
als  Ganzes  sowohl,  als  in  ihren  einzelnen  Gliedern  den  Ausschüssen  der 
Gewerbtreibenden  und  den  Gewerbsgenossen  gegenüber  wohl  die  Befug- 
nis der  Befragung,  der  Beratung,  der  freundlichen  Anweisung  zustehen, 
keineswegs  aber  eine  amtliche  Autorität,  welche  die  Ausschüsse  der  Kom- 
mission unterordnete  und  dieselben  zwänge,  sich  nach  ihren  Weisungen  zu 
richten.  Wo  daher  behufs  näherer  Erörterungen  bestehender  Verhältnisse 
im  Verlaufe  der  Arbeit,  Lokalerörterungen,  sogenannte  Enqueten,  er- 
forderlich wurden,  und  man  fand,  daß  zur  Ermittelung  der  Wahrheit  die 


46)  Siehe  hierüber:  Mitteilungen  des  außerordentlichen  Landtages  1848.  I.  Kammer, 
S.  689  ff.  und  II.  Kammer,  1.  Band,  S.  563  ff.  Hierzu:  Landtags- Akten;  III.  Ab- 
teilung, die  Protokolle  der  II.  Kammer  enthaltend,  S.  193;  II.  Abteilung,  die  Pro- 
tokolle der  I.  Kammer  enthaltend,  S.  228;  I.  Abteilung,  Königl.  Mitteilungen  usw., 
S.  457  und  610.  Sodann  Landtag-Akten,  1849,  I.  Abteilung  S.  321  und  409; 
IL  Abteilung,  S.  43;  III.  Abteilung,  S.  117.  Endlich:  Mitteilungen  des  Landtages 
1849,  I.  Kammer,  S.   394  und  749;  IL  Kammer,  S.  449  und  545. 
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Vernehmung  freiwilliger  Zeugen  und  die  freundschaftliche  Besprechung 
nicht  ausreichte,  sondern  amtliche  Autorität  nötig  wurde,  wurde  diese  den 
mit  der  Enquete  beauftragten  Kommissionsmitgliedern  durch  das  Ministe- 
rium besonders  verliehen.  Die  Ausschüsse  wurden  gebildet  durch  die 
freie  Wahl  von  Vertrauensmännern  der  einzelnen  Geschäftszweige  an  den 
wichtigsten  Handels-  und  Gewerbsplätzen  des  Landes.  Aus  der  Mitte  der 
Gewählten  entsandten  die  Ausschüsse  dann  Vertreter  des  Platzes 
(gewöhnlich  einen  oder  zwei)  nach  Dresden  in  die  Kommission.  Auch  die 
Ausschüsse  hatten  sich  keine  andere  Autorität,  als  die  ihnen  durch  ihre 
Gewerbsgenossen  freiwillig  übertragen  worden  war,  beizulegen.  Auch  ihre 
Tätigkeit  hatte  sich  auf  die  Erörterung  des  Bestehenden,  der  Mängel  des- 
selben und  auf  die  Vorschläge  zur  Abhilfe,  sowie  auf  die  Zusammenfassung 
des  Resultates  ihrer  Erörterungen  in  einem  an  die  Kommission  zu  erstat- 
tenden Bericht  zu  beschränken.  Die  Tätigkeit  der  Kommission  begann 
naturgemäß  erst,  als  die  Berichte  der  einzelnen  Ausschüsse  eingegangen 
waren. 

Die  Kommission  war  gebildet  aus  Räten  und  Mitarbeitern  des  Mi- 
nisteriums des  Innern  und  aus  jenen  bereits  genannten,  nicht  im  Staats- 
dienst befindlichen,  sowohl  durch  das  Vertrauen  des  Volkes,  als  durch 
Sachkenntnis  dazu  geeigneten  Männern.  Sie  sollte  aus  sechs  Abteilungen 
bestehen,  gebildet  aus  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  aus  den  Haupt- 
formen des  Gewerbebetriebs.  Diese  sechs  Abteilungen  kommen  hier  nicht 
in  Betracht.  Außer  ihnen  aber  wurde  eine  gemischte,  die  siebente  Abteilung, 
geschaffen,  bestimmt  zur  Behandlung  allgemeiner,  keiner  der  einzelnen 
Abteilungen  ausschließlich  angehörenden  Fragen.  Bei  der  Organisation 
der  Kommission  hatte  man  anfangs  daran  gedacht,  eventuell  eine  achte 
Abteilung  für  den  Handel  zu  errichten,  sobald  sich,  wie  es  für  wünschens- 
wert erachtet  wurde,  aus  der  Mitte  der  Handeltreibenden  eine  hinreichende 
Anzahl  von  Ausschüssen  an  den  einzelnen  Plätzen  des  Landes  gebildet  haben 
würden.  Die  siebente  Abteilung  trat  zusammen  durch  Vereinigung  der 
Vorstände  und  Berichterstatter  der  ersten  bis  sechsten  und  achten  Ab- 
teilung. Sie  nannte  sich  das  „Kleine  Plenum",  das  seine  Beratungen  und 
Arbeiten  auch  zu  der  Zeit,  wo  das  sogenannte  „Große  Plenum"  —  das 
war  die  gesamte  Kommission  —  nicht  tätig  gewesen  ist.  Die  gesamte 
Kommissionstätigkeit  wurde  durch  die  Unruhen  der  1849er  Maitage  und 
deren  unmittelbare  Folgen  in  der  Regierungsleitung  abgebrochen.  Sie 
wurde  auch  in  Zukunft  nicht  wieder  aufgenommen,  aus  Gründen,  die  der 
Regierungskommissar  Dr.  Weinlig  im  Landtage  eingehend  erörterte,47) 
die  jedoch  für  meine  weiteren  Darlegungen  außer  Betracht  kommen. 

Als  der  Plan  von  der  Errichtung  der  siebenten,  eventuell  auch  achten 
Abteilung  nach  Leipzig  gelangte,  ergriff  der  dortige  Handelsvorstand  das 

i7)  Mitteilungen  des  Landtages    1849/50,  II.  Kammer,    1.  Band,  S.  442. 
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Wort,  indem  er  dem  Ministerium  den  Wunsch  aussprach,  den  gesamten 
Handelsstand  Leipzigs  bei  der  Kommission  durch  Abordnungen  der  ver- 
schiedenen Branchen  vertreten  zu  sehen.  Der  Termin  für  deren  Wahlen 
war  von  dem  vorbereitenden  Ausschusse  der  Kommission  sehr  früh  gelegt 
worden,  weshalb  der  Leipziger  Handelsvorstand  um  Verlängerung  der  Frist 
bat,  was  ihm  auch  gewährt  wurde.48)  Die  Ergebnisse  der  Wahlen  sollten 
statt  bis  zum  20.  bis  zum  30.  Juni  1848  dem  Bureau  der  Kommission  mit- 
geteilt werden.  In  öffentlicher  Bekanntmachung  forderte  der  Handels- 
vorstand seine  Bezirkseingesessenen  auf,  an  bestimmten  Tagen  und  Stunden 
im  Kramerhause  aus  ihren  Kreisen  Ausschüsse  und  für  jeden  derselben 
einen  Obmann  zu  wählen.49)  Der  Handelsvorstand  hatte  sieben  Gruppen 
zusammengestellt:  I)  Manufakturwarenhandlung  en  gros,  II)  Kolonial- 
waren-, Tabak-,  Produkten-,  Drogen-,  Farben-,  Wein-  und  itahenische 
Warenhandlungen,  III)  Eisen-,  Kurzwaren-,  Quincaillerie-,  Uhren-  und 
Papierhandlungen,  IV)  Tuch-Ausschnitt-  und  Modehandlungen,  V)  Spe- 
ditions-,  Wechsel-  und  Kommissionsgeschäfte.  VI)  Wollen-,  Baumwoll- 
garn-, rohe  und  gezwirnte  Seidehandlungen  und  VII)  Woll-,  Rauchwaren-, 
Fell-   und   Ledergeschäfte. 

Das  Ergebnis  der  Wahlen,  die  am  26.  und  27.  Juni  1848  stattfanden, 
war   folgendes : 5  °) 

.  I.  Manufakturwaren  etc. :  Otto  Grüner,    Obmann  (in  Firma  Carl 
Grüner),  W.  Th.  von    der   C  r  o  1;  e    (i.  Fa.  G.  D.  Friederichs),  Hermann 

5  a  m  s  o  n  ,  Wilhelm  H  e  y  m  a  n  n  (i.  Fa.  Heymann,  Welter  &  Co.)  und 
Julius  Spangenberg    (i.  Fa.  Schunck  &  Co.). 

IL  Kolonial-  etc.  Waren :  G.  Brunner,  Obmann  (  i.  Fa.  Apel  & 
Brunner),    Gustav    Rus,     G.    S  a  c  h  s  e  n  r  ö  d  e  r     (i.    Fa.    Sachsenröder 

6  Gottfried),  Max  Werner  (i.  Fa.  M.  Werner  &  Co.),  Ludwig  Ernst 
Heydenreich,  F.  A.  Junghanns  (i.  Fa.  Mentz  &  Co.)  und  Joh. 
Jacob  Huth   (i.  Fa.  J.  S.  Lange). 

III.  Eisen-  etc.  Waren:  August  Moritz  W  e  i  c  k  e  r  t  ,  Obmann  (i.  Fa. 
J.  D.  Weickert),  W.  J.  Pf  äff,  Ferdinand  Traugott  Fun  seh  (i.  Fa. 
Ferd.  Flinsch),  C.  Fr.  W  e  i  t  h  a  s  und  C.  E.  B  r  e  t  s  c  h  n  e  i  d  e  r  (i.  Fa. 
Gebr.   Benner). 

IV.  Tuch- Ausschnitt  etc. :  Friedrich  Söhlmann,  Obmann,  Ludwig 
Z  a  n  g  e  n  b  e  r  g  (i.  Fa.  Gebr.  Zangenberg),  C.  S  ö  r  n  i  t  z  ,  Gustav 
Heinrich  Ayrer    (i.  Fa.  Schubert  &  Ayrer)  und  C.   F.   A.   F  o  r  b  r  i  g. 

V.  Spedition  etc. :  Fr.  Gustav  Oehlschläger,  Obmann  (i.  Fa.  Joh. 
Fr.   Oehlschläger),   Ferdinand  S  i  e  1  a  n  d    (i.   Fa.   F.   A.   Sieland),   Robert 


**)  Acta  des  Handelsvorstandes    zu  Leipzig,   verschiedene    Angelegenheiten  betr. 
1848,  I,  Fol.    193  und   195. 
*9)  Ebenda.  Fol.  207. 
s0)  Dieselben  Akten,  Vol.  II,  Fol.  43. 
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F  r  e  y  g  a  n  g    (i.  Fa.  Job.  Chr.  Freygang),  Wilhelm  Seiffert  h    (i.  Fa. 
Vetter  &  Co.)  und  Ad.  Mayer  (i.  Fa.  Frege  &  Co.). 

VI.  Wollen-  und  Baumwollengarn  etc. :  Joh.  Chr.  D  ü  r  b  i  g  ,  Ob- 
mann (i.  Fa.  Dürbig  &  Co.),  Wilhelm  Bergmann  (i.  Fa.  Bergmann 
<.v  Co.),  und  Joh.  Friedrich  B  e  r  g  e  r   (i.  Fa.  Berger  &  Voigt). 

VII.  Wolle-,  Rauchwaren  etc. :  Heinrich  Poppe,  Obmann  (i.  Fa. 
Bernhard  Trinius  &  Co.).  Heinrich  Lomer  und  Franz  Moritz  Wei- 
n  o  1  d  t   (i.  Fa.  Weinoldt  &  Lange). 

Am  i.  Juli  1848  erhielt  der  Handelsvorstand  vom  Bureau  der  Kom- 
mission (gez.  Dr.  Weinlig  und  Friedrich  Georg  Wieck)  die  Mitteilung,  daß 
sich  eine  hinreichende  Anzahl  von  Ausschüssen  des  Handelsstandes  im 
Lande  gebildet  habe,  um  zur  Gründung  einer  besonderen  Abteilung  für 
Handelsfragen  schreiten  zu  können.  Der  Vorstand  solle  nun  sämtliche  in 
Leipzig  gebildeten  Ausschüsse  versammeln  und  unter  Hinzuziehung  des 
Ausschusses  der  Buchhändler,  dessen  Obmann  Dr.  Härtel  (i.  Fa.  Breitkopf 
&  Härtel)  war,  durch  diese  Versammlung  zwei  in  die  Kommission  abzu- 
ordnende Männer  wählen  lassen.  Diese  Wahl  fand  am  19.  Juli  statt.  Bevor 
sie  begann,  stellte  der  Obmann  Stadtrat  Grüner  den  Antrag,  da  mit  zwei 
Kommissionsmitgliedern  die  vielfachen  Branchen  des  Leipziger  Handels 
offenbar  viel  zu  gering  vertreten  wären,  wenigstens  drei  oder  noch  besser 
vier  Mitglieder  zu  wählen  und  vor  der  Wahl  über  die  Zulässigkeit  dieser 
Erweiterung  in  Dresden  anzufragen.51)  Man  einigte  sich,  nachdem  ein 
Antrag  von  von  der  Crone,  außer  den  vier  ordentlichen  noch  vier  stell- 
vertretende Mitglieder  zu  wählen,  abgelehnt  worden  war,  dahin,  daß  man 
folgenden  Antrag  des  Ausschußmitgliedes  Freygang  annahm:  ,,Es  möchten 
heute  vier  Kommissionsmitglieder  gewählt  und  die  Behörde  bei  der  dies- 
fallsigen  Anzeige  ersucht  werden,  diese  vermehrte  Zahl  von  Kommissions- 
mitgliedern zu  genehmigen,  damit,  da  doch  in  alle  Wege  die  wichtige  Buch- 
händlerbranche durch  ein  aus  dieser  gewähltes  Mitglied  selbständig  ver- 
treten zu  sehen  wünschenswert  sein  müsse,  für  die  übrigen  Handelsbranchen 
doch  wenigstens  noch  drei  Vertreter  als  Kommissionsmitglieder  übrig 
blieben." 

Die  Wahl  ergab  folgendes  Resultat:  von  der  Crone  20,  Grüner  17, 
Sachsenröder  14  und  Oehlschläger  11  Stimmen.  Da  Crone  aus  Geschäfts- 
rücksichten die  Wahl  ablehnte,  wurden  unter  den  nach  Höhe  der  Stimmen- 
zahl folgenden  Dr.  Härtel  und  Köhler,  welche  gleiche  Stimmenzahl  (7) 
erhalten  hatten,  durchs  Los,  und  zwar  für  Köhler  entschieden.  Nach  diesem 
Wahlresultate  glaubte  die  Versammlung  die  Hoffnung  auf  Genehmigung 
einer  vermehrten  Kommissionsmitgliederzahl  aus  dem  Handelsstande 
um  so  mehr  hegen  zu  dürfen,  als  der  zuletzt  gewählte  Köhler  der  einzige 
war,  der   dem    Buchhandelsstande   angehörte. 


M)  Ebenda,  Fol.   92. 
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Das  Bureau  der  Kommission  sprach  jedoch  unterm  28.  Juli  sein  Be- 
dauern aus52),  daß  es  nicht  in  den  Grenzen  seiner  Ermächtigung  liege, 
mehr  als  die  beiden  mit  den  meisten  Stimmen  Gewählten  (Grüner  und  Sachsen- 
röder)  einzuberufen,  daß  es  aber  der  Kommission  selbst  nach  ihrem  Zu- 
sammentritt anheimgeben  wolle,  die  beiden  andern  Gewählten  (Oehlschläger 
und  Köhler)  noch  hinzuziehen.  x\ber  auch  die  Kommission  lehnte  die  Er- 
weiterung der  Leipziger  Deputation  ab.  Grüner  berichtete  hierüber53) 
unterm  10.  August  1848: 

„Gestern  wurde  in  der  Kommission  die  Frage  entschieden,  ob  eine 
Verstärkung  der  Vertretung  des  Leipziger  Handelsstandes  in  derselben 
zulässig  sei  oder  nicht.  Schon  frühere  Debatten  über  diesen  Gegenstand 
hatten  mich  überzeugt,  daß  eine  solche  Verstärkung  in  allen  Branchen 
nicht  gewünscht  werde,  ich  verzichtete  daher  auf  eine  verstärkte  Vertretung 
des  Handelsstandes  im  allgemeinen,  stellte  aber  den  Antrag,  man  möge 
für  den  Buchhandel  eine  neue  Wahl  durch  die  Herren  Buchhändler  allein 
unter  sich  gestatten.  Ich  motivierte  diesen  Antrag,  indem  ich  auf  die  Wich- 
tigkeit des  Buchhandels  im  allgemeinen  aufmerksam  machte,  und  wie  es 
unmöglich  sei,  daß  derselbe  von  andern  Kaufleuten  vertreten  werden  könnte, 
die  von  diesem  Geschäfte  keine  Kenntnis  besäßen.  Die  Kommission  warf 
aber  den  Antrag  gegen  23  Stimmen  ab,  man  wollte  nicht  die  Dringhchkeit 
der  Vertretung  des  Buchhandels  anerkennen,  indem  man  bezweifelte,  daß 
dessen  Interessen  überhaupt  in  Frage  kommen  würden,  sollte  dies  jedoch 
der  Fall  sein,  so  würde  man  einen  Buchhändler  auf  kürzere  Zeit  einberufen 
können."  Grüner  wollte  es  den  Buchhändlern  anheimstellen,  nochmals 
schriftlich  um  Zulassung  ihrer  Vertretung  einzukommen,  was  seiner  An- 
sicht nach  aber  schwerlich  Erfolg  haben  werde.  „Im  allgemeinen,"  so 
schließt  er,  „gehen  die  Verhandlungen  einen  sehr  schleppenden  Gang, 
man  scheint  das  Interesse  der  Fabrikanten  und  Arbeiter  vorzugsweise  im 
Auge  zu  haben  und  den  Handel  als  Nebensache  zu  betrachten.  Ob 
diese  meine  Ansicht  richtig  ist,  werden  die  weiteren  Verhandlungen  aus- 
weisen."   — 

Bei  der  Kommission  häuften  sich  die  Eingaben  und  Petitionen  in  un- 
heimlicher Weise.  Zwei  Monate  angestrengtester  Tätigkeit  des  Bureaus 
bedurfte  es,  um  den  aufgelaufenen  Stoff  zu  bewältigen.  379  Petitionen 
betrafen  allein  die  Einführung  von  Gewerbegerichten  und  Vergleichssenaten 
(Schiedsgerichten).  Der  Wunsch  nach  Errichtung  von  Gewerberäten  und 
Handelskammern  war  in  129  Eingaben  niedergelegt  worden.  In  allen 
jedoch  war  —  wie  der  Bericht  des  engeren  Plenums  besagt  —  kein  klares 
Bild  entworfen,  sondern  es  waren  nur  abgerissene  Vorschläge  gemacht 
worden.      Nur  eine,  im  Auftrage  des  Leipziger  Handelsstandes  —  wohl- 


52)  Ebenda,  Fol.   106. 
™)  Ebenda,  Fol.   187. 
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gemerkt:  nicht  des  Handels  vor  Standes  —  eingereichte  Eingabe  des  Leip- 
ziger Advokaten  Dr.  Christoph  machte  davon  eine  Ausnahme,54)  indem  sie 
einen  vollständigen  Gesetzentwurf  zur  Errichtung  einer  Handelskammer, 
jedoch  nur  einer  solchen  für  den  Leipziger  Platz  und  dessen  Ver- 
hältnissen   entsprechenden,    vorlegte. 

Faßt  man  die  in  den  Eingaben,  mit  Ausnahme  der  zuletzt  gedachten, 
zerstreut  liegenden  Vorschläge  zusammen,  so  stellt  sich  folgendes  Bild  dar: 
Die  Mitgliedschaft  sollte,  einer  Eingabe  zufolge,  bei  den  Handelskammern 
und  Gewerberäten  an  die  Entrichtung  eines  Gewerbesteuersatzes  von 
10  Talern  gebunden  sein.  Für  die  Zusammensetzung  beider  Institute 
wurden  verschiedenartige  Vorschläge  gemacht.  Die  meisten  vereinigten 
sich  in  der  Forderung,  Gewerbetreibende  aller  Gattungen  vertreten  zu  sehen ; 
einige  Eingaben  bestimmten  dies  genauer  durch  Aufführung  der  Haupt- 
klassen der  Industriellen :  Kaufleute,  Handwerker  und  Fabrikanten.  Diesen 
wollte  man  einen  oder  einige  Juristen,  mehrere  technisch  Gebildete,  einen 
Abgeordneten  der  Regierung  beigegeben  wissen.  Einige  Eingaben  verwiesen 
lediglich  auf  des  Leipziger  Advokaten  Dr.  jur.  Heinrich  August  Meißner 
Schriften,55)  während  andere  dieselben  nicht  mehr  ganz  im  Geiste  der  dama- 
ligen Zeit  fanden.  Von  einer  Eingabe  wurden  die  französischen  Einrich- 
tungen als  Muster  empfohlen,  von  einer  andern  die  Gruppierung  verwandter 
Gewerbe  und  die  Vertretung  jeder  Gruppe  durch  ein  Mitglied  verlangt. 
Xur  zwei  Eingaben  sprachen  bestimmt  den  Wunsch  aus,  in  den  Ge- 
werberäten sowohl  Arbeitgeber  als  Arbeitnehmer  zu  sehen. 

Die  Wahlen  sollten  nach  einigen  Eingaben  auf  direktem  Wege  erfolgen, 
wozu  eine  Eingabe  ausdrücklich  hinzufügte,  daß  sie  das  erste  Mal  durch 
die  Ortsbehörde,  in  der  Folge  aber  durch  den  Gemeinderat  selbst  geleitet 
werden  möchten. 

Was  die  Kompetenz  der  Gewerberäte  und  der  Handelskammern 
anlangen  sollte,  so  liefen  die  kundgegebenen  Wünsche  in  dem  Punkte 
zusammen,  daß  sie  in  der  Beratung  und  Begutachtung  gewerblicher  Ange- 
legenheiten, der  Überwachung  der  Gewerbszweige  und  ihrer  Verhältnisse, 
aber  auch  —  und  dieses  Verlangen  wurde  von  allen  Eingaben,  mit  sehr 
geringer  Ausnahme,  gestellt  —  in  der  Entscheidung  gewerblicher  Streitig- 
keiten hegen  sollte.  Aus  welchem  Rechtstitel  die  letzteren  entspringen 
mußten,  um  vor  die  fraglichen  Institute  zu  gelangen,  darüber  hatte  sich 
freilich  keine  Eingabe  mit  der  nötigen  Klarheit  und  Bestimmtheit  aus- 
gesprochen; denn  wenn  auch  einige  auf  Dr.  Meißners  Schriften  hinwiesen. 


54)  Siehe  den  Wortlaut  der  Eingabe  iu  Anlage  II. 

.  Bö)  „Spezialgerichte  für  unsere  Fabrikgewerbe,"  Leipzig  1 846.  „Vier  Gesetze 
für  das  deutsche  Gewerbewesen:  Die  Einsetzung  von  Gewerbsräten,  der  Markenschutz, 
der  Musterschutz,  die  Arbeitsbücher,"  Leipzig  1848.  Dann  eine,  wohl  der  Kommission 
selbst  überreichte,  bisher  nicht  gedruckte  Denkschrift  über  Errichtung  von  Handels- 
kammern, deren  Wortlaut  ich  in  Anlage  III  wiedergebe. 


oder  auch  Streitigkeiten  rein  gewerblicher  Natur  verstanden  wissen  wollten, 
so  ließ  sich  doch  anderseits  nicht  übersehen,  wieweit  die  Scheidung  des 
Begriffes  der  Streitigkeiten,  welche  aus  dem  öffentlichen  und  aus  dem 
Privatrechte  entsprangen,  erfolgt  war. 

Einige  Eingaben  erwähnten  die  Sühneversuche,  welche  der  Entscheidung 
vorangehen  sollten;  während  man  einerseits  ein  Mitglied  des  Stadtrates, 
das  zum  Gewerberate  gehören  sollte,  mit  den  Vergleichsversuchen  beauftragt 
wünschte,  wollte  man  anderseits  diese  den  Vorständen  der  Gewerbe- 
korporationen ausschließlich  überlassen,  von  einer  dritten  Seite  aber  be- 
sondere Deputierte  der  Innungen  dafür  bestellen. 

Über  den  Instanzenzug  sprachen  sich  nur  zwei  Eingaben  aus.  Nach 
der  einen  sollten  die  Gewerberäte  die  erste  Instanz  bilden,  ohne  daß  man 
die  zweite  Instanz  bezeichnete.  Die  andere  Eingabe  bestimmte  dagegen 
ausdrücklich  die  Handelskammer  als  zweite  Instanz.  Eine  Eingabe  stellte 
ein  Verlangen,  daß  sich  offenbar  mehr  oder  ausschließlich  auf  Rechts-, 
als  auf  Verwaltungssachen  bezog,  nämlich  daß  das  Recht  der  Berufung 
möglichst  eingeschränkt  werden  sollte. 

Über  die  etwaigen  Entschädigungen  der  Mitglieder  der  beiden  Institute 
fand  sich  in  den  Eingaben  etwas  Bestimmtes  nicht  angeführt.  Nur  eine 
Eingabe  erklärte  sich  gegen  gänzlich  unentgeltliche  Amtsführung,  andre 
bezeichneten  die  betreffenden   Funktionen  mehr  als  Ehrenämter. 

Hinsichtlich  der  Verteilung  der  Handelskammern  und  Gewerberäte 
im  Lande  wollte  eine  Eingabe,  die  ersteren  für  Bezirke,  die  letzteren  für 
jeden  Ort  von  industrieller  Bedeutung,  eine  andere  dagegen  ebenfalls  für 
Bezirke  bestellt  wissen.  Für  eine  Trennung  der  Gewerberäte  von  den 
Handelskammern  hatte  sich,  soweit  dies  nicht  aus  den  sonstigen  Wünschen 
zu  folgern  war,  nur  eine  Eingabe  ausdrücklich  ausgesprochen. 

Für  die  Geschichte  der  Bestrebungen,  in  Sachsen  Handelskammern 
zu  errichten,  ist  das  Ergebnis  der  Beratungen  des  „Engeren  Plenums"  von 
großem  Werte. 

,,  In  Frankreich",  so  sagt  der  Bericht  über  das  Ergebnis,  „sind  Gewerbe- 
und  Handelskammern  getrennt;  am  Rhein  vereinigt  die  Handelskammer 
Fabrikanten  und  Kaufleute;  in  beiden  Ländern  ist  der  Handwerksbetrieb 
nicht  beteiligt.  Dies  soll  hier  geschehen,  und  es  können  daher  die  Fragen 
entstehen:  Soll  man  Kaufleute,  Fabrikanten  und  Handwerker  in  einer 
Kammer  vereinigen  oder  in  zweien,  und  in  welche  von  beiden  sind  dann 
die  Fabrikanten  zu  verweisen  ?  Es  läßt  sich  nicht  leugnen,  daß  es  Fragen 
gibt,  in  denen  das  Interesse  des  Handels  wenigstens  scheinbar  von  dem 
industriellen  abweicht,  ja  dem  letzteren  entgegengesetzt  ist,  daß  ferner  in 
handelspolitischen  Fragen  der  Fabrikkaufmann  und  Fabrikant  teils  un- 
mittelbarer interessiert  ist,  als  der  Handwerksmann,  teils  auch  im  allgemeinen 
mehr  Erfahrung  und  Urteü  besitzt,  daß  drittens  in  nicht  wenig  Stücken  die 
Forderungen  und  Wünsche  des  Fabrikstandes  sehr  von  denen  des  Hand- 


Werksbetriebes  abweichen,  »laß  aber  endlich  zwischen  allen  drei  Richtungen 
des  Gewerbetriebes  so  mir  rbergänge  and  Zwischenstufen  sich  finden, 
daß  man  scharfe  Grenzen  kaum  ziehen  kann,  und  daü  gerade  im  Interesse 
der  Sache  eine  Berührung  und  gegenseitige  Abschiebung  der  Gegensätze 
sehr  zu  wünschen.  Je  nachdem  man  die  eine  oder  die  andere  dieser  Bemer- 
kungen für  die  überwiegend  richtige  hält,  wird  die  Beantwortung  obiger 
Fragen  auch  anders  ausfallen.''  Die  Kommissionsabteilung,  das  Engere 
Plenum,  glaubte  nun,  daß  man  zwar  die  möglichste  Ausgleichung  der 
Gegensätze  durch  Vereinigung  und  Berührung  derselben  innerhalb  der 
Gewerberäte  zu  erreichen  suchen  müsse,  daß  sich  aber  die  gesamten  Gegen 
stände  der  Tätigkeit  dieser  Organe  in  zwei  Hauptgruppen  teilen  ließen, 
welche  ziemlich  scharf  geschieden  sind:  Gegenstände  der  Handels-  um! 
Zollpolitik,  des  Transportwesens  usw.  und  Gegenstände  der  innern  Gewerbs- 
Verfassung  und  des  Gewerbebetriebes.  Jene  seien  wesentlich  für  den  Groß- 
händler, den  Fabrikanten  und  Manutakturisten  geeignet,  an  diesen  sei 
jeder  Gewerbetreibende  unmittelbar  beteiligt,  insofern  er  eben  Mitglied 
einer  Gewerbsgruppe  mit  ihren  besonderen  Interessen  sei.  Daher  sei  aller- 
dings zwischen  Handelskammern  und  Gewerberäten  zu  scheiden.  Der 
Kaufmann  und  Fabrikant  gehöre  in  jene,  sofern  er  bei  dem  allgemeinen 
Handelsverkehr  beteiligt  sei.  in  diese,  soweit  er  einer  besonderen  Innung 
oder  Genossenschaft  mit  besonderem  Gebiete  und  besonderer  innerer 
Einrichtung  angehöre.  In  die  Gewerberäte  der  verschiedenen  Bezirke 
würden  daher  auch  die  kaufmännischen  Korporationen  ihre  Mitglieder  ru 
wählen  haben,  und  zwar,  weil  die  Handelsgruppe  allein  gleichsam  allen 
andern  Gewerbegruppen  gegenüberstehe  und  weil  gerade  die  Entscheidung 
von  Differenzen  zwischen  Kleinhandel  und  Gewerbebetrieb  häufig  vorkommen 
werde,  durch  etwa  drei  Mitglieder,  während  jede  Gewerbegruppe  eines  sende. 
Die  Handelskammern,  welche  der  Natur  ihrer  Aufgabe  nach  nur  mit 
der  Regierung  unmittelbar  zu  tun  haben,  daher  auch  an  Zahl  weit  geringer 
sein  könnten,  als  die  Gewerberäte,  sollten  nach  dem  Prinzip  der  rheinischen 
Handelskammern  aus  den  mindestens  fünf  Jahre  lang  im  Geschäft  bete: 
ligten  und  tätigen  Großhändlern  und  Fabrikanten  (welche  als  solche  Ge- 
werbesteuer zahlen)  zu  wählen  und  dann  durch  einen  oder  zwei  Abgeordnete 
jedes  Gewerberates  in  dem  Sprengel  der  betreffenden  Handelskammer  zu 
verstärken  sein,  um  auch  die  Vermittelung  zwischen  den  Interessen  des 
Kleinhandels  und  Handwerkbetriebes  und  den  allgemeinen  zur  Geltung  zu 
bringen.  Dazu  erachtete  es  das  Engere  Plenum  für  zweckmäßig,  ein  oder 
zwei  Deputierte  des  betreffenden  landwirtschaftlichen  Ausschusses  hinzu- 
zuwählen.  indem  es  meinte,  daß  die  Handelskammern  dadurch  für  allge- 
meinere Fragen  zugleich  eine  höhere  Stufe  der  Zentralisation  bilden  könnten, 
als  die  Gewerberäte.  Für  reine  Handelssachen  sollten  die  Handelskammern 
die  Oberaufsicht  unmittelbar  führen  und  für  diese  daher  auch  an  Stelle  des 
Gewerberates  die  Rekursinstanz  bilden.     Sonst  sollten  sie  rein  die  Stellung 


—      ig     — 

beratender  Organe  einnehmen,  zu  deren  Anhörung  in  handelspolitischen 
Gegenständen  von  Bedeutung  die  Regierung  verpflichtet  sein  sollte. 
Außerdem  sollten  die  Handelskammern  die  Aufgabe  der  Ausbildung  gemein- 
schaftlicher Grundsätze  und  der  Vermittelung  übereinstimmenden  Handelns 
unter  den  Gewerberäten  erfüllen.  Von  selbst  verstehe  es  sich,  daß  der 
Arbeiter  nach  dieser  Entwicklung  nicht  unmittelbar,  sondern  nur  mittelbar, 
durch  die  Gewerberäte,  an  der  Bildung  der  Handelskammern  teilhaben 
könne.  Eine  weitere  Zentralisation  erschien  dem  Engeren  Plenum  nicht 
nötig,  weil  das  Ministerium  für  gewisse  Fragen,  Gesetzbegutachtungen  usw. 
leicht  die  Abgeordneten  aller  Gewerberäte  und  Handelskammern  zu  verei- 
nigen imstande  sei,  jedes  stehende  Zentralkollegium  aber  nur  unnötige 
Kosten  verursache.  Wolle  man  eine  stehende  Zentralkammer  errichten, 
so  würde  man  diese  doch  nur  so  selten  wie  möglich  zusammenkommen 
lassen  müssen,  um  die  bei  solcher  Entfernung  ohne  Zweifel  zu  vergütenden 
Kosten  nicht  zu  sehr  zu  steigern,  oder  man  würde  sie  nur  aus  Dresdner 
und  Leipziger  Mitgliedern  bilden,  was  sehr  einseitig  wäre.  Dazu  käme, 
daß  die  Verhältnisse  des  Handels  und  der  Industrie  in  viele  Speziali- 
täten auseinandergingen,  viele,  ja  die  meisten  Fragen  nur  einzelne  Zweige, 
einzelne  Bezirke  angingen,  die  ganz  allgemein  zu  behandelnden  Fragen 
die  seltneren  seien  und  daher  füglich  durch  besondere  Zusammenkünfte  zu 
erledigen  seien ,  für  welche  die  Gewerberäte  und  Handelskammern ,  die 
vorher  einzeln  über  den  Gegenstand  beraten  sollten,  jedesmal  besonders 
ihre  Abgeordneten  zu  ernennen  hätten.  Beim  Ackerbau,  welcher  bei 
der  Gleichartigkeit  seiner  Interessen  viel  allgemeinere  Maßregeln  gestatte, 
sei  dies  etwas  anderes.  In  alledem  läge  auch  die  Ansicht  des  Engeren 
Plenums  über  die  Vorschläge  Dr.  Meißners56)  begründet.  Es  halte  nicht 
für  nötig,  in  j  e  d  e  m  Bezirke  eine  Handelskammer  und  eine  Gewerbe- 
kammer zu  haben,  noch  weniger  aber,  daß  neben  den  Bezirkskammern  die 
größeren  Plätze  noch  besondere  Kammern  haben  sollten,  da  ja  der 
bedeutende  Platz  stets  der  industrielle  und  kommerzielle  Zentralpunkt  des 
Bezirks  sei,  der  dessen  ganze  Richtung  bestimmen  und  allemal  bei 
Bildung  der  Kammern  dominieren  werde.  Außerdem  seien  ja  die  Lokal- 
handelsrätc  der  bedeutenderen  Plätze  (denn  der  Handelsstand  jedes 
bedeutenderen  Platzes  werde  einen  solchen  haben,  und  für  die  Bildung 
eines  solchen,  besonders  für  Leipzig,  könnten  auch  nur  die  Vorschläge  des 
Dr.  Christoph57)  gelten,  nicht  für  eine  Bezirkshandelskammer)  ganz  unbe- 
hindert, ihr  Übergewicht  geltend  zu  machen,  auch  der  Regierung  sei  un- 
verwehrt,  dieselben  in  einzelnen  Fragen  um  ihre  besondere  Meinung  zu 
fragen.  Allerdings  scheine  Dr.  Meißner  viel  größere  Bezirke  im  Sinne  gehabt 
zu  haben;   aber  das  Engere  Plenum  war  der  Ansicht,  daß  durch  die  Bezirke 


ö6)  Siehe  Anlage  III. 
°7)  Siehe  Anlage  II. 
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Plauen,  Annaberg,  Glauchau,  Chemnitz,  Leipzig,  Dresden  und  Zittau  gerade 
die  Hauptverschiedenheiten  der  Richtungen  und  Interessen  in  Sachsen  ge- 
troffen werden  können,  welche  alle  ihren  Anspruch  auf  Geltendmachung 
haben  und  als  deren  Hauptrepräsentanten  gerade  die  genannten  Städte 
angesehen  werden  könnten,  in  denen  demnach  Handelskammern  zu  errichten 
sein  würden.  Was  aber  die  Gewerberäte  anbelange,  so  würden  deren  Be- 
zirke wahrscheinlich  so  klein,  daß  die  drei  größten  Städte  (namentlich  wenn 
man  zu  Chemnitz  noch  die  nächsten  größten  Fabrikdorfer  rechne)  so  gut 
wie  ihre  Gewerberäte  für  sich  haben  würden. 

Wenn  ferner  Dr.  Meißner  für  jeden  Bezirk  einen  besonderen  Handels- 
und Gewerbebeamten  aufgestellt  zu  sehen  wünsche,  so  könne  diesem  Vor- 
schlage das  Engere  Plenum  aus  demselben  Grunde  nicht  beistimmen,  der 
sie  bewogen  habe,  die  Teilnahme  der  Bezirksverwaltungsbeamten  an  den 
Gewerberäten  zu  fordern.  Der  natürliche  Beamte  für  den  Bezirk  sei  der 
regelmäßige  Verwaltungsbeamte,  und  wenn  man  diesem  alle  Handels-  und 
Gewerbesachen  völlig  entziehe,  so  reiße  man  ein  wesentliches  Glied  aus  der 
Kette  der  Verwaltung  und  müsse  sich  nicht  wundern,  wenn  den  Beamten 
das  Leben  fremd  bleibe.  Dagegen  halte  das  Engere  Plenum  allerdings 
dafür,  daß  bei  Organisation  eines  besonderen  Ministeriums  oder  Departements 
für  Handel,  Gewerbe  und  Ackerbau  diesem  außer  den  mit  gehöriger  Sach- 
kenntnis versehenen  Räten  einige  Männer  beigegeben  werden  müßten, 
deren  Hauptaufgabe  sei,  sich  stets  mit  den  Gewerben  im  Lande  durch  per- 
sönliche Anschauung  bekannt  zu  erhalten.  Daß  von  denselben  jeder  einen 
gewissen  Kreis  habe,  könne  gut  sein,  aber  dies  dürfe  nicht  zu  weit  gehen, 
wenn  nicht  Einseitigkeit  die  Folge  sein  solle. 

Der  Zweck  des  ferneren  Vorschlags  von  Dr.  Meißner,  in  der  Regel  die 
gewerbliche  Abteilung  und  die  kaufmännische  für  sich,  und  nur  zuweilen 
vereint  beraten  zu  lassen,  erledige  sich  durch  die  obigen  Organisations- 
vorschläge besser.  Dagegen  werde  es  ganz  zweckmäßig  sein,  innerhalb  des 
Gewerberates  Sektionen  für  Fabrikgewerbe  und  Handwerke  zu  bilden, 
welche  nach  Befinden  allein  beraten  könnten. 

Soweit  das  Resultat  der  Beratungen  des  Engeren  Plenums  (siebenten 
Abteilung)   der    „Kommission  für  Erörterung  der  Gewerbs-   und  Arbeits- 
verhältnisse"    über    die    Errichtung    von    Handelskammern.      Zusammen- 
gefaßt lautet  es: 
I.      Das   Plenum   erklärt  sich   für   die   Bildung   von   Handelskammern   in 

Sachsen  nach  folgenden  Grundsätzen: 

a)  Die  Zahl  derselben  sei  sieben:  in  den  Städten  Dresden,  Leipzig, 
Chemnitz,  Zittau,  Plauen,  Glauchau  und  Annaberg. 

b)  Dieselben  werden  gebildet :  r)  aus  je  zwei  Deputierten  jedes  indem  der 
Handelskammer  zuzuteilenden  Bezirke  vorhandenen  Gewerberates; 
2)  aus  sieben  bis  neun  Mitgliedern,  welche  aus  sämtlichen,  ihr  Geschäft 


wirklich  betreibenden  Großhändlern  und  Fabrikanten  des  Bezirks 
gewählt  werden,  wobei  nur  der  wählbar  ist,  welcher  sein  Geschäft 
mindestens  fünf  Jahre  lang  betrieben  hat. 

c)  Kein  Beamter  ist  Mitglied  der  Handelskammer,  aber  das  Ministe- 
rium hat  das  Recht,  Kommissare  an  den  Sitzungen  teilnehmen 
zu  lassen. 

d)  Für  Fragen  allgemeiner,  direkt  oder  indirekt  auch  den  Ackerbau 
berührender  Natur  sind  zu  den  Sitzungen  der  Handelskammer  zwei 
Mitglieder  des  betreffenden  landwirtschaftlichen  Kreisausschusses 
zuzuziehen. 

e)  Die  Handelskammern  wählen  ihren  Präsidenten  und  Vizepräsidenten 
frei;  die  Sekretariatsfunktionen  versieht  der  Sekretär  des  am  Sitze 
der  Handelskammer  befindlichen  Gewerbegerichts. 

f)  Der  Geschäftskreis  der  Handelskammern  umfaßt: 

i)  Die  vertretenden  und  beratenden  Funktionen  dem  in  allen  wich- 
tigeren Dingen  zu  Befragung  der  Handelskammern  verpflichteten 
Ministerium  gegenüber,  in  kommerziellen,  handelspolitischen  und 
industriellen  Fragen  nicht  lokaler  Xatur. 

2)  Die  Herbeiführung  gleichförmiger  Grundsätze  unter  den  ver- 
schiedenen Gewerberäten. 

3)  Die  Aufsichtführung  in  Handelssachen  in  derselben  Weise,  wie 
sie  die  Gewerberäte  in  Gewerbesachen  führen,58)  so  daß  sie  in 
dieser  Beziehung  ganz  an  die  Stelle  der  Gewerberäte  treten. 
An  Ausübung  dieser  letztern  Befugnis  nehmen  nur  die  dem 
Handelsstande  angehörenden  Mitglieder  teil. 

II.  Das  Engere  Plenum  hält  die  Errichtung  einer  ständigen  Zentralhandels- 
kammer oder  Zentralgewerbekammer  für  unnötig;  wohl  aber  in  Fragen 
allgemeinerer  Art,  wo  sich  die  verschiedenen  beratenden  Organe  nicht 
einigen  können,  die  Zusammenberufung  von  Deputierten  aller  Handels- 
kammern zu  gemeinschaftlicher  Beratung  für  ratsam. 


^  Der  betreffende  Passus  in  dem  Antrag  des  Engeren  Plenums  über  den  Ge- 
schäftskreis des  Gewerberates  lautet:  Der  Geschäftskreis  „umfaßt  die  Ausübung  der 
Gewerbepolizei,  Aufsicht  über  Innungssachen,  Fabrikpolizei.  Konzessionen  und  Dis- 
pensationen in  den  von  der  Gewerbeordnung  näher  zu  bestimmenden  Fällen  usw. ; 
in  diesen  Dingen  ist  er,  soweit  Genossenschaftsräte  die  erste  Instanz  bilden,  die 
zweite,  sonst  die  erste,  und  von  ihm  steht  Rekurs  an  das  Ministerium  offen.  Bei 
Ausübung  dieser  Befugnisse  hat  der  Gewerberat  die  Autorität  der  Verwaltungsbehör- 
den und  ist  von  letzteren,  soweit  erforderiich,  mit  Exekutionsmitteln  zu  unterstützen. 
Wo  in  diesen  Beziehungen  übereinstimmende  Grundsätze  von  den  verschiedenen  Ge- 
werberäten befolgt  werden  müssen,  ist  diese  Übereinstimmung  durch  Vermittelung 
der  Handelskammern  herbeizuführen." 

4* 


In  dieser  Form  schlug  das  Engere  Plenum  dem  Großen  Plenum  die 
Fassung  der  zu  stellenden  Anträge  vor.58) 

In  aller  Kürze  sei  noch  einiges  hinzugefügt.  Das  Engere  Plenum  hatte 
sich  gedacht,  die  Verwaltung  der  inneren  Angelegenheiten  eines  gewerblichen 
Kreises  der  Genossenschaft  selbst  zu  überlassen.  Der  Genossenschaft  der 
Arbeitgeber  (dem  Innungsrate)  sollte  demnach  die  Verwaltung  des  Innungs- 
vermögens, die  Abnahme  der  Prüfungen  (jedoch  unter  Konkurrenz  des 
Gewerberates)  und  die  Wahrung  der  übrigen  Innungsinteressen,  der  Ge- 
nossenschaft der  Gesellen  oder  Arbeiter  (dem  Gesellen-  oder  Arbeiterrate) 
die  Verwaltung  der  Gesellen-  oder  Arbeiterkassen,  der  Fortbildungsan- 
stalten usw.  anheimfallen.  Beide  Genossenschaften  sollten  jedoch  gegen- 
seitig bei  allen  ihren  Beratungen  und  Zusammenkünften  eine  Deputation 
der  anderen  Genossenschaft  hinzuziehen.  Bei  den  innungsmäßigen 
Gewerben  würde  diese  Einrichtung  leicht  zu  treffen  sein.  Bei  den  fabrik- 
mäßigen Gewerben  würden  die  Kreise  kleiner  sein  müssen,  so  daß  für  jede 
Fabrik  oder  für  gewisse  Gruppen  von  Fabriken  ein  Arbeiterausschuß  be- 
stehen würde.  In  der  Hausindustrie  würde  sich  die  Gestaltung  danach 
bestimmen,  ob  der  Arbeitsvertrag  ein  Kaufverhältnis  umschließt,  ob  mithin 
die  gesamten  Arbeitnehmer  (d.  h.  der  Innungsrat  mit  der  Deputation  des 
Gesellenrates)  den  Arbeitgebern  als  Genossenschaft  gegenüberstehen  oder 
nicht.  Immer  aber  sollte  unter  den  Arbeitnehmern  dann  dieselbe  genossen- 
schaftliche Begrenzung  und  Tätigkeit  bestehen,  wie  bei  den  innungsmäßigen 
Gewerben.  Im  Kaufmannstande  sollte  die  Bildung  von  Genossenschaften 
dem  Belieben  der  Arbeitnehmer  überlassen  bleiben,  da  hier  die  Verhältnisse 
nicht  mit  der  Schärfe  begrenzt  seien  als  in  andern  Gewerben,  über  diesen 
Genossenschaftsräten  standen  die  Gewerberäte  und  Handelskammern, 
welche  die  Gewerbe  der  Regierung  gegenüber  vertreten  sollten  und,  wie 
schon  gesagt,  bezügliche  Anträge  und  Gutachten  stellen,  den  Verwaltungs- 
behörden beratend  und  unterstützend  zur  Seite  stehen  und  die  innere 
Gewerbepolizei  selbständig  ausüben  oder,  insofern  dies  letztere  schon  von 
den  Innungsräten  geschähe,  die  Überwachung  und  Bestätigung  von  Be- 
schlüssen über  gewisse  Grundsätze,  Entscheidung  von  Rekursen  und  von 
Streitigkeiten  zwischen  Innungsgliedern  und  Innungsgebieten  übernehmen. 
Für  alle  Fälle  sollte  ihnen  das  Kommissions-  und  Dispensationswesen 
selbständig  überlassen  bleiben,  wo  nicht  das  Interesse  dritter,  nicht  zur 
Genossenschaft  gehöriger  Personen  kollidiere  (z.  B.  der  Gemeinden).  Wo 
dies  eintreten  würde,  sollten  sie  jedoch  unbedingt  gehört  werden. 

Den  Handelskammern  war  nach  allem  Gesagten  eine  höhere  Stufe 
der  Zentralisation  gegeben,  die  höchste  vor  dem  Ministerium,  da  eine 
Zentralhandelskammer  abgelehnt  worden  war. 


69)  Den  Bericht  des  Engeren  Plenums  (siebenten  Abteilung  der  Kommission) 
siehe  in  Acta  des  Handelsvorstandes  zu  Leipzig,  die  Errichtung  von  Handelskammern 
betr.,  Fol.  57  ff. 


Die  Bureaukosten  für  beide  Institute,  Gewerberäte  und  Handels- 
kammern sollte  der  Staat  tragen.  Etwaige  Remunerationen  und  Ent- 
schädigungen sollten  die  Gewerbetreibenden  nach  dem  Gewerbesteuer- 
fuße aufbringen,  unbedeutende  Ausgaben,  da  die  Amtsverwaltung  unent- 
geltlich sein  sollte,  also  kaum  mehr  als  etwa  notwendiger  Reiseaufwand 
zu  erstatten  war.  Um  den  beteiligten  Arbeitern  jede  mögliche  Erleichterung 
zu  gewähren,  wollte  man  ihnen  keine  Zwangspflicht  zur  Übernahme  zeit- 
raubender, einen  Zeitaufwand  außer  den  Sitzungen  erfordernder  Arbeiten 
auferlegt  wissen.  Indes  beschloß  das  Engere  Plenum,  den  Arbeitern  außer 
dieser  Vergünstigung  gleiche  Pflichten  und  gleiche  Rechte  mit  den  übrigen 
Gewerberatsmitgliedern  zuzuteilen.  Man  dachte  sich,  daß  die  Gewerberäte 
monatlich,    die  Handelskammern  vierteljährlich  Sitzungen  halten  sollten. 

Zu  den  Wahleinrichtungen  sei  noch  ergänzend  bemerkt,  daß  das  Engere 
Plenum  der  Ansicht  war,  die  Mitglieder  der  beiden  Institute  alljährlich  zur 
Hälfte  zu  erneuern,  wobei  die  Austretenden  wieder  wählbar  sein  sollten. 
In  betreff  der  Übernahme  der  Wahl  sollten  die  gesetzlichen  Bestimmungen 
für  bürgerliche  Ehrenämter  gelten,  über  die  Triftigkeit  der  Ablehnungs- 
gründe das  Kollegium  selbst  beschließen,  jedoch  sollten  Wiedergewählte 
die  Wahl  unbedingt  ablehnen  können. 

Der  Handels  vorstand  zu  Leipzig  war  wenig  erbaut  von  den  Vorschlägen 
des  Engeren  Plenums  der  Kommission.  Grüner  kam  nach  Leipzig,  und 
man  beschloß,  gegen  die  Ausführung  des  Planes  Protest  zu  erheben.  Grüner 
wollte  versuchen,  die  Mitglieder  der  achten  (Handels-)  Abteilung  der  Kom- 
mission für  diesen  Protest  zu  gewinnen,  damit  er  im  Namen  derselben 
eingereicht  werden  könne,  andernfalls  im  Namen  des  Leipziger  Handels- 
standes. Grüner  fand  jedoch  bei  seiner  Wiederankunft  in  Dresden  die 
Beratungen  im  Engeren  Plenum  so  weit  vorgeschritten,  daß  sie  bald  be- 
endigt und  die  Sitzungen  abgeschlossen  werden  sollten,  um  dann  zu  den 
Gesamtberatungen  im  Großen  Plenum  der  ganzen  Kommission  überzu- 
gehen. Grüner  selbst  riefen  seine  Privatgeschäfte  dringend  nach  Leipzig 
zurück  und  er  bat  deshalb  um  Beschleunigung  der  Protestationsschrift, 
damit  sie  der  achten  Abteilung  noch  zeitig  genug  vorgelegt  werden  könne, 
um  als  Protest  derselben  im  Namen  des  sächsischen  Handelsstandes,  „was 
der  Sache  noch  größeres  Gewicht  gäbe,"  dem  Engeren  Plenum  doch  noch 
übergeben  zu  werden.60)  Grüner  betonte  in  seinem  Schreiben  an  den  Han- 
delskonsulenten, Advokaten  Dr.  Einert,  ,,daß  man  bei  dem  ganzen  Pleno 
voraussetzt,  daß  neben  den  Handelskammern  noch  besondere  Handels- 
vorstände für  die  Korporation  der  Kaufleute  in  den  Städten  bestehen 
werden."  Am  23.  Januar  1849  fand  die  entsprechende  Sitzung  des  Leip- 
ziger  Handels  Vorstandes   statt,    am    25.    Januar   wurde    die    Protestschrift 


w)  Acta  des  Handelsvorstandes  zu  Leipzig,  die  Errichtung  von  Handelskammern 
betr.      1848,  Fol.  76. 
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von  den  Leipziger  Handelsausschüssen  genehmigt  und  ging  dann  sofort 
an  Grüner  ab.  Es  dürfte  das  beste  sein,  den  Wortlaut  hier  nur  so  weit  ge- 
kürzt wiederzugeben,  als  sein  Eingang  die  Beschlüsse  des  Engeren  Plenums 
rekapituliert.     Der  Protest  besagt  dann:  61) 

„Mit  Bedauern  sieht  sich  der  Handelsstand  in  diesem  Verwaltungs- 
systeme nur  höchst  mangelhaft  vertreten.  Die  obersten  Bedingungen  der 
Vertretung,  wie  sie  unsere  Zeit  für  den  Landbau,  das  Gewerbe  und  den 
Handel  fordert,  sind  i)  Vollständigkeit,  d.  h.  gleichmäßige  Ver- 
tretung aller  einzelnen  Interessen  und  Interessenten  jedes  dieser  Erwerbs- 
zweige, dann  aber  2)  Selbständigkeit,  d.  h.  freie,  vor  jedem  fremden 
Einflüsse  gesicherte  Beratung  und  Beschlußfassung  der  von  dem  Inter- 
essenten jeder  Branche  selbst  gewählten  Vertreter,  also  Ausschluß  jeden 
Einflusses  der  Regierung,  wie  jeden  fremden  Elementes. 

Kann  die  Vollständigkeit  der  Vertretung  allein  die  verschiedenen 
Fragen  von  allen  Seiten  beleuchten  und  so  kein  Interesse  unbeachtet  bleiben 
lassen,  so  gibt  nur  die  Selbständigkeit  jedem  Bedürfnisse  freie  und  leiden- 
schaftslose Beratung  und  der  Beschlußfassung  das  treue  Abbild  der  all- 
gemeinen Wünsche  und  in  den  daraus  hervorgehenden  Vorträgen  und 
Gutachten  für  die  Regierung  ein  Resultat,  welches,  nunmehr  mit  den 
Regierungsinteressen  zusammengehalten  und  verglichen,  allein  eine  reife 
Unterlage  für  die  Gesetzgebung  zu  bieten  vermag. 

Beide  gedachten  Bedingungen  sind  in  der  projektierten  Vertretung 
unerfüllt  geblieben.  Es  bedarf  kaum  einer  Erwähnung,  daß  der  Handel 
in  den  Gewerbsräten  nicht  nur  keine  selbständige  und  keine  vollständige 
Vertretung  genießt,  er  hat  in  denselben  überhaupt  keine  Unterstützung 
seiner  Wünsche  zu  erwarten,  welche  irgendwie  von  denen  der  Handwerks- 
meister abweichen.  Drei  Mitglieder  des  Handelsstandes,  und  zwar  nur 
doch  Mitglieder  des  Kleinhandels,  neben  vielleicht  30  bis  40  Handwerkern 
werden  sich  auch  nur  jede  Bevorwortung  ihrer  Interessen  ersparen  dürfen. 
In  den  Gewerberäten  also  ist  von  einerVertretung 
des  Handels  nicht  die  Rede,  und  wir  lassen  daher  auch  die 
Beschränkung  der  Selbständigkeit  dieser  Institute  durch  Zuziehung  des 
Verwaltungsbeamten  des  Bezirks  unbeachtet. 

In  den  Handelskammern  sollen  sieben  bis  neun  Großhändler  und 
Fabrikanten  aus  dem  jedesmaligen  Bezirke,  daneben  aber  je  zwei  De- 
putierte jedes  in  dem  der  Handelskammer  zuzu- 
teilenden Bezirke  vorhandenen  Gewerberates 
sitzen.  Wenn  nun  das  Königreich  Sachsen  sich  in  sieben  Handels- 
kammerbezirke teilen,  jeder  Verwaltungsbezirk  aber  einen  Gewerberat 
haben  soll,  so  wird  auch  in  der  Handelskammer  die  Zahl  der  zuletzt  ge- 
dachten  Deputierten   der   Gewerberäte,    welche   beinahe   ohne   Ausnahme 


61)  Ebenda,  Fol.  80  ff. 


Handwerker  sein  werden,  die  Zahl  der  Kaufleute  in  der  Regel  übertreffen, 
und  so  auch  in  den  sogenannten  Handelskammern 
dem  Handel  keine  Vertretung  gewährt  werden.  Wo 
aber  auch  in  solcher  Kammer  der  Handelsstand  nicht  unbedingt  überstimmt 
werden  sollte,  fehlt  darin  doch  jedenfalls  erstens  die  Vollständigkeit  und 
zweitens  die  Selbständigkeit  der  Vertretung  der   Handelsinteressen. 

Eine  vollständige  Vertretung  des  Handels  verlangt  die  Be- 
rufung von  Vertretern  aller  seiner  Branchen,  d.  h.  einmal  des  Großhandels 
und  Fabrikkaufmannes,  wie  des  Kleinhandels,  aber  auch  aller  Zweige  des 
Handels  je  nach  den  verschiedenen  Waren,  welche  derselbe  vertreibt  und 
rücksichtlich  deren,  je  nach  der  üblichen  Verbindung  mehrerer,  sich  ge- 
wisse Klassen  zur  Vertretung  ihrer  Interessen  bilden  lassen.  Eine  unge- 
nügende, unvollständige  Vertretung  ist  es  daher,  wenn  man  in  den  Handels- 
kammern einmal  nur  den  Großhändlern  Sitz  geben  will  und  den  eben  so 
wichtigen  Kleinhandel,  welcher  überdies,  wie  gezeigt  worden,  auch  in  den 
Gewerberäten  keine  Stimmen  findet,  ausschließen  will.  Wenn  man  aber 
dann  auch  von  den  Großhändlern  und  Fabrikanten  nur  sieben  bis  neun  zu 
den  Handelskammern  zieht,  ohne  zu  bestimmen,  daß  jeder  einer  anderen 
Branche  oder  doch  Branchengruppe  angehöre,  und  unbeachtet,  ob  in  einem 
Bezirke  mehr  solcher  Branchen  vorhanden  sind  und  ob  solche  nach  dem 
angenommenen  Systeme  unvertreten  bleiben  würden. 

Liegt  aber  hiernach  die  Unvollständigkeit  der  Vertretung  der  Handels- 
interessen in  den  projektierten  Handelskammern  offen  vor,  so  kann  an 
denselben  wohl  auch  eine  Selbständigkeit  niemand  rühmen  wollen.  Denn 
wie  vermag  der  Kaufmann  seine  Interessen  frei  zu  beraten,  wie  namentlich 
einen  freien  Beschluß  zu  erzielen,  wenn  sich  fremde  Interessen  in  die  Ver- 
handlung und  Beschlußfassung  einmischen,  ja  vielleicht  zumeist  zahlreicher 
vertreten  sind  als  die  seinigen.  Und  hier  gut  der  Einwand  nicht,  daß  gerade 
die  verschiedenen  Interessen  sich  gegenseitig  aussprechen,  die  verschiedenen 
Ansichten  sich  abschleifen  sollen,  denn  es  handelt  sich  hier  nicht  um  gegen- 
seitige Eelehrung  der  Vertreter,  sondern  darum,  daß  die  Regierung  die 
Ansichten  aller  Interessenten,  d.  h.  je  die  Ansicht  jeder  einzelnen  Klasse 
erfahre.  Eine  Beschlußfassung  in  der  Handelskammer  aber,  wie  sie  der 
Entwurf  gestalten  will,  nennt  der  Regierung  weder  die  Ansicht  der  Handels- 
leute, noch  die  der  Gewerbtreibenden,  sondern  ist  ein  nichtssagendes  Re- 
sultat einer  Abstimmung  ungemessener  Bestandteile  einer  Versammlung, 
ein  Nichts.  Endlich  wird  auch  die  Selbständigkeit  der  Handelskammer 
noch  durch  die  Beiordnung  eines  derselben  fremden  Sekretärs  gestört. 

Die  Geschäfte  solchen  Sekretärs  sind  nicht  bloß  die  des  Nachschreibens, 
sondern  werden  namentlich  auch  die  Ausfertigung  in  materieller  Hinsicht 
nicht  unwichtiger  Arbeiten  einschließen.  Hier  ist  es  für  die  Handelskammer 
von  Bedeutung,  daß  sie  einem  Manne,  sei  es  aus  ihrer  Mitte  oder  außerhalb 
derselben,  diese  Arbeiten  übertragen  könne,  dem  sie  den  wahren  Ausdruck 
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ihrer  Ansicht  anvertrauen  zu  können  glaubt.  Die  Regierung  erhalte  die 
von  der  Handelskammer  frei  beratenen,  selbständig  beschlossenen  und 
ausgearbeiteten  Vorträge  und  Begutachtungen  der  vollständig  besetzten 
Handelskammern,  aber  sie  erwarte  diese  Einhändigung,  ohne  vorher  mit 
daran  arbeiten  zu  wollen. 

Die  vorgedachten  Mängel  der  projektierten  Vertretung  des  Handels, 
welche  wir  hervorheben  und  vorstellig  machen  zu  müssen  geglaubt  haben, 
scheinen  ihren  Grund  darin  zu  tragen,  daß  man  in  einem  Staate,  wie  das 
Königreich  Sachsen,  eine  vielseitige  Vertretung  der  kommerziellen  und 
industriellen  Interessen  erzielen  wollte,  wie  wir  sie  in  großen  Staaten  mit 
gutem  Erfolge  eingerichtet  finden,  daß  man  aber  doch  die  hierzu  erforder- 
lichen, für  einen  Staat  geringeren  Umfanges  viel  zu  hohen  Kosten  fürchten 
mußte.  Man  wollte  Trennung  der  Justiz  von  der  Verwaltung,  man  wollte 
in  dieser  eine  Vertretung  des  Handels  und  eine  des  Gewerbes,  man  wollte 
die  Vertretung  von  beider  Interessen,  erst  allgemeiner  und  dann  lokaler 
Natur,  man  wollte  einen  Instanzenzug  in  dieser  Vertretung  —  man  wollte 
aber  nicht  warten,  bis  Deutschland  sich  soweit  gestaltet,  daß  solche  viel- 
seitige und  vollkommene  Vertretung  in  weitem  Umfange  möglich  würde  — 
und  so  drücken  die  Schranken  der  finanziellen  Möglichkeit  die  zu  vielgliedrig 
gewünschte  Vertretung  dergestalt  zusammen,  daß  für  Handel  und  Gewerbe 
gemeinschaftlich  zwei  Glieder  geblieben  sind,  von  welchem  keines  dem 
einen  ganz  angehört.  Beide  Glieder  sollen  beiden  dienen,  und  darüber 
können  sie  keinem  helfen.  Ist  aber  dem  Gewerbe  eine  allenfalls  erträgliche 
Vertretung  in  den  Gewerberäten  gegeben,  so  findet  namentlich  der  Handel 
in  keinem  der  beiden  Institute  eine  irgend  wie  genügende  Vertretung. 
Diese  aber  muß  er  sich  gerade  jetzt  am  strengsten  zu  sichern  streben,  weil 
ihn  jetzt  der  Arbeiterstand  in  allen  ihn  angehenden  Fragen  zu  überstimmen 
bemüht  ist. 

Der  Handelsstand  darf  sich  eine  vollständige  und  von  fremdem  Einfluß 
wie  von  der  Regierung  unabhängige  Vertretung  seiner  für  das  Königreich 
Sachsen  gewiß  nicht  unwichtigen  Interessen  vindizieren;  er  darf  aber  auch, 
wenn  einmal  die  Vertretungen  der  drei  Haupterwerbszweige,  des  Land- 
baues, des  Gewerbes  und  des  Handels  von  dem  Staate  organisiert  werden, 
erwarten,  daß  man  eben  diese  staatlich  organisierte  Vertretung  des  Handels 
zu  einer  genügenden  gestalten  werde.  Denn  wenn  dagegen  im  Berichte 
des  Engeren  Plenums  gesagt  wird,  daß  Lokalhandelsräte  neben  der  allge- 
meinen Vertretung  immer  noch  bestehen  werden,  so  würde  dies  zwar  bei 
einer  Verwaltung  über  ganz  Deutschland,  wobei  die  Distrikte  groß  sein 
müßten,  notwendig  und  unter  allen  Verhältnissen  unser  Wunsch  sein,  immer 
aber  dürften  solche  Lokalhandels-  oder  Gewerbekammern  nicht  außer  dem 
Nexus  der  Vertretungsorganisation  des  ganzen  Staates  stehen;  sie  müßten, 
nur  freilich  mit  ihrem  engeren  Kreise,  dieselben  Rechte  und  Verpflichtungen 
dem  Staate  gegenüber  haben,  als  die  regelmäßigen  Bezirkskammern.    Ein 
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Verweisen  auf  anders  konstituierte,  sozusagen  außer  dem  Gesetze  stehende 
Handelsräte  und  ein  Anregen  solcher,  wie  dies  in  dem  Plenum-Berichte 
geschehen,  hieße  entweder  die  Schwäche  der  allgemeinen  Einrichtung  ein- 
räumen, oder  verspräche  jenen  Sonderinstituten  einen  sehr  geringen  Einfluß. 
Indem  wir  daher  die  Überzeugung  hegen,  daß  man  unseren  Interessen  bei 
der  berufenen  Kommission  eine  Vertretung  gönnen  wird,  welche  dieselben 
mit  denen  der  Industrie  im  Staate  gleichberechtigt  erscheinen  lassen,  daß 
aber,  wenn  dies  geschehen  soll,  uns  Gelegenheit  gegeben  werden  muß,  frei 
und  ungefesselt  durch  die  Stimmen  der  Gewerbtreibenden,  über  unsere 
Angelegenheiten  zu  beraten  und  zu  beschließen  und  solche  unsere  Ansichten 
der  Regierung,  sei  es  auf  Befragen  derselben  oder  aus  freiem  Antriebe  zu 
eröffnen,  erlauben  wir  uns,  über  die  Bildung  von  Handelskammern  in  kurzen 
Worten   folgende  Grundsätze  auszusprechen: 

i .  Die  Handelskammern  haben  nur  den  Handel, 
aber    auch    allen    Handel    zu    vertreten. 

Es  müssen  also  in  der  Handelskammer  nicht  bloß  der  Großhandel  und 
der  Fabrikkaufmann,  sondern  auch  der  Kleinhandel  und  der  Buchhandel, 
und  zwar  in  allen  ihren  Branchen  oder  obgedachten  Branchegruppen  durch 
Männer  ihres  Mittels  vertreten  sein.  Die  Bildung  von  Sektionen  aus  diesen 
Vertretern  zu  sicherer  Wahrung  der  wieder  innerhalb  der  Handelskammer 
bestehenden  Sonderinteressen  bleibt  der  Kammer  überlassen.  Dagegen 
ist  jede  gleichzeitige  Vertretung  anderer,  gewerblicher  Interessen,  und 
daher  Teilnahme  von  Handwerkern  an  der  Handelskammer  unzulässig. 
Eine  zeitweilige  Vereinigung  der  Handelskammer  mit  der  Gewerbekammer 
zu  Beratung  gemeinsamer  Interessen  ist  damit  nicht  ausgeschlossen. 

2.  Den  Handelskammern  ist  volle  Selbstän- 
digkeit   zu      bewahren. 

Die  Mitglieder  werden  deshalb  von  dem  gesamten  Handelsstande  des 
Bezirks  gewählt,  und  es  ist  ebensowohl  jede  Zuziehung  -von  Regierungs- 
beamten (und  die  Zuziehung  eines  nicht  von  der  Kammer  selbst  erwählten 
Sekretärs)  als  eben  wiederum  Teilnahme  von  Gewerbtreibenden  und  Nicht- 
kaufleuten unstatthaft. 

3.  Die  Handelskammer  beratet  teils  aus  freiem 
Antriebe  oder  notwendige  Anfrage  der  Regierung 
über  kommerzielle,  handelspolitische  und  in- 
dustrielle Fragen  und  gibt  ihren  Beschluß  der 
Regierung    zu    erkennen. 

4.  Bedeutende  Handelsplätze  dürfen  neben  der 
Beteiligung  an  der  Bezirkshandelskammer  für 
sich  allein  L  o  k  a  1  h  a  n  d  e  1  s  k  a  m  m  e  r  n  bilden  und  es 
treten  diese  der  Regierung  gegenüber  und  rück- 
sichtlich    allgemeiner     kommerzieller     Interessen 
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in  dieselben  Rechte  wie  die  Bezirkshandels- 
kammern. 

Indem  wir  diese  unsere  Ansicht  über  die  Gestaltung  von  Handels- 
kammern zur  Kenntnis  einer  hohen  Kommission  bringen,  diese  vorstehend 
aufgestellten  Punkte  aber  berücksichtigt  zu  sehen  auf  das  bestimmteste 
voraussetzen,  müssen  wir  wider  alles  in  dem  vorliegenden  Entwürfe  dem 
Entgegenstehendes  Protest  einlegen.  Gern  wird  der  Handelsstand,  der 
.freie  sowohl  als  der  zur  Kramerinnung  vereinigte,  bereit  sein,  dem  Gewerbe- 
stande gegenüber  Vorrechte  aufzugeben,  wenn  dagegen  gleiches  auch  von 
jener  Seite  erwartet  werden  darf. 

Wir  müssen  aber  einem  Plane  der  Verwaltungsverfassung  entgegen- 
treten, welcher  dahin  zielen  könnte,  uns  unsere  Rechte  aufgeben  zu  machen, 
um  damit  nur  größere  Schranken  für  uns  zu  erbauen. 

Bei  dem  hohen  Interesse,  welches  an  den  hier  berührten  Verhältnissen 
der  gesamte  Handelsstand  zu  nehmen  hat,  halten  wir  uns  in  unserer  Stellung 
als  Vertreter  des  Leipziger  Handelsstandes  verpflichtet,  den  vorstehend 
erwähnten  Protest  auszusprechen,  und  glauben,  uns  dessen  Berücksich- 
tigung versichert  halten  zu  dürfen." 

Bei  der  Beratung  dieses  Protestes  in  den  Handelsausschüssen  Leipzigs 
wurde  die  Veröffentlichung  desselben  angeregt,  da  aber  hiergegen  Be- 
denken erhoben  wurden,  Poppe  insbesondere  darauf  hinwies,  ,,daß  man 
nicht  verkennen  möge,  wie  sehr  Leipzig  von  anderen  Städten  angefeindet 
werde  und  wie  sehr  ihnen  eine  Gelegenheit  willkommen  sein  dürfe,  die 
Selbständigkeit  des  Leipziger  Handelsvorstandes  zu  untergraben",  sah  man 
vorläufig  von  der  Publikation  des  Protestes  ab,  um  zunächst  Gruners 
Meinung  hierüber  zu  hören.62) 

Grüner  bemühte  sich  in  Dresden  vergeblich,  die  übrigen  Herren  seiner 
(der  achten)  Kommissionsabteilung  dazu  zu  bewegen,  diesen  Protect  zum 
Separatvotum  der  ganzen  Abteilung  zu  machen.63)  Sie  fanden  im  allge- 
meinen die  im  Protest  ausgesprochenen  Grundsätze  richtig,  hatten  aber 
gegen  den  einen  oder  andern  Satz  Bedenken.  Alles,  was  Grüner  erlangen 
konnte,  war,  daß  die  drei  Abteilungsmitglieder  Schramm  (aus  Dresden). 
Zschweigert  (aus  Plauen  i.  V.)  und  Schuricht  (aus  Pirna)  ein  besonderes 
Separatvotum  eingeben  wollten,  was  im  Sinne  des  Leipziger  Protestes, 
,,aber  viel  allgemeiner  gehalten  und  milder  gefaßt  sein  wird".  Grüner 
übergab  den  Protest  am  i .  Februar  1 849  im  Namen  und  Auftrag  des  Leip- 
ziger Handelsstandes,  erklärte  ihn  zugleich  als  sein  Separatvotum  und 
verlangte,  daß  die  Schrift  mit  dem  Referate  dem  Großen  Plenum  vorgetragen 
würde.  Der  Regierungskommissar  Dr.  Weinlig,  mit  dem  Grüner  sprach, 
erkannte   zum  Teil  die  Richtigkeit  der  Leipziger  Bedenken  an,  war  auch 


62 )  Ebenda,  Fol.  90. 
^  Ebenda,  Fol.  92. 
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nicht  abgeneigt,  dieselben  zu  berücksichtigen,  jedoch  nur  „soweit,  als 
dadurch  nicht  sein  ganzer  Entwurf  umgestoßen  wird".  Da  würde  freilich 
die  zugesagte  Berücksichtigung  eine  sehr  minimale  sein.64)  Als  Grüner 
dieses  nach  Leipzig  berichtete,  gab  er  zugleich  seiner  Ansicht  Ausdruck, 
daß  die  Dresdner  und  die  Leipziger  Handelskammern  überhaupt  anders 
als  die  übrigen  fünf  zusammengesetzt  werden  müßten,  leider  ohne  hierauf 
erklärend  näher  einzugehen. 

Am  12.  April  1849  wurden  die  Verhandlungen  des  Großen  Plenums  der 
Kommission  eröffnet,  und  zwar  wurde  der  Bericht  der  siebenten  Abteilung 
(des  Engeren  Plenums),  welcher  auch  die  Vorschläge,  die  Gewerberäte  und 
Handelskammern  betreffend,  umfaßte,  als  erster  Gegenstand  der  Beratung 
auf  die  Tagesordnung  gesetzt.  Grüner  saß  angesichts  der  nahen  Messe, 
die  ihn  unbedingt  in  seinem  Leipziger  Geschäft  sehen  mußte,  auf  Kohlen. 
,, Leider  ist  der  Gang  der  Debatte,"  so  schreibt  er,65)  „so  langsam  und 
schleppend,  daß  ich  wenig  Hoffnung  habe,  daß  dieselbe  in  den  drei  Sitzungen 
am  Montag,  Dienstag  und  Mittwoch",  denen  er  noch  beiwohnen  konnte, 
.,so  weit  vorschreiten  wird,  daß  die  Handelskammern  bis  dahin  zur  Sprache 
kommen.  Die  Vertretung  des  Handelsstandes  ist,  wie  Sie  wissen,  überhaupt 
sehr  schwach  in  der  Kommission,  dazu  kömmt,  daß  Zschweigert  aus  Plauen 
als  Mitglied  der  Ersten  Kammer  sehr  viel  außerhalb  der  Kommission  be- 
schäftigt ist,  Schuricht  aus  Pirna  jetzt  schon  Urlaub  genommen  hat,  Schramm 
aus  Dresden  von  Montag  an  auf  14  Tage  gleichfalls  Urlaub  erlangte,  dagegen 
aber  erreichte,  daß  an  seine  Stelle  für  diese  Zeit  ein  Stellvertreter  eintreten 
darf.''  Grüner  fragte  nun  an,  ob  es  der  Leipziger  Handelsvorstand  für 
ausreichend  hielt,  wenn  Apel66)  den  Protest  allein  verteidigte,  oder  ob  es 
geratener  sei,  für  ihn,  Grüner,  einen  Stellvertreter  zu  wählen.  Der  bevor- 
stehenden Messe  halber  war  ein  Stellvertreter  nicht  zu  finden  und  die 
Versammlung  der  Leipziger  Ausschüsse  gaben  folgende  Erklärung  zu  Pro- 
tokoll, das  sie  Grüner  übersandten: 

„Die  Versammlung  sprach  sich,  der  Ansicht  des  Herrn  Grüner  beitretend, 
darüber  aus,  wie  höchst  notwendig  es  sei,  den  hiesigen  Handelsstand  bei 
einer  Angelegenheit,  die  ihn  so  wesentlich  berühre,  soviel  immer  möglich 
vertreten  zu  sehen,  und  bedauerte  es  deshalb  aufs  lebhafteste,  daß  die  In- 
teressen des  Handelsstandes  bei  der  Kommission  insofern  so  wenig  Berück- 
sichtigung gefunden  haben,  als  die  Beratungen  gerade  dieses  Verhältnisses 
zu  einer  Zeit  vorgenommen  worden  seien,  zu  welcher,  wie  sich  auch  bereits 


6i)  Weinlig  war  Berichterstatter  des  Engeren  Plenums. 

tä)  Acta  des  Handelsvorstandes  zu  Leipzig,  die  Errichtung  von  Handelskammern 
betr.      1848,  Fol.    100. 

66)  Apel  war  an  Sachsenröders  Stelle  getreten,  da  dieser  seine  Mission  anläßlich 
mehrerer  Trauerfalle  in  seiner  Familie  in  die  Hände  seiner  Auftraggeber  zurückge- 
geben hatte.  Siehe  Acta  des  Handelsvorstandes  zu  Leipzig,  verschiedene  Angelegen- 
heiten betr.      1849,  Fol.  46  ff. 


—     6o     — 

durch  mehrfach  zu  erteilen  gewesene  Beurlaubungen  bewiesen  habe,  es 
den  Mitgliedern  des  Handelsstandes  wegen  ihrer  anderweiten  unaufschieb- 
lichen  Berufsgeschälte  unmöglich  werde,  daran  teilzunehmen.  Deshalb 
erklärte  man  es,  nachdem  der  gemachte  Versuch,  einen  Stellvertreter  für 
Herrn  Grüner  zu  gewinnen,  fehlgeschlagen,  geradezu  für  unmöglich,  in  der 
jetzigen  Zeit  eine  Wahl  treffen  zu  können,  welche  die  Stellvertretung  des 
Herrn  Grüner  zu  übernehmen  geeignet  sei,  und  man  müsse  daher  Herrn 
Apcl  die  Wahrnehmung  der  hiesigen  Handelsinteressen  allein  anheimgeben, 
wenn  sich  nicht  eine  Vertagung  dieser  Verhandlungen  bei  der  Kommission 
erwirken  lasse.  Daß  dies  aber  auf  Vorstellen  dieser  Umstände  erfolgen 
werde,  dies  glaubte  die  Versammlung  von  der  gerechten  Billigkeit  der 
Kommission  erwarten  zu  dürfen,  welche  einer  mit  den  übrigen  gleichbe- 
rechtigten und  doch  auch  nicht  unbedeutenden  Korporation  die  Gelegenheit 
nicht  entziehen  werde,  ihre  Interessen  verteidigen  zu  können,  was  aber  gar 
nicht  mehr  möglich  sei,  weil  nach  Beurlaubung  des  Herrn  Grüner  insbesondere 
der  hiesige  Grossohandel  gar  keine  Vertretung  habe.  Die  Anwesenden  ver- 
einigten sich  daher  in  dem  Beschlüsse,  Herrn  Grüner  zu  ersuchen,  bei  der 
Kommission  die  Vertagung  der  Beratungen  über  Gewerberäte  und  Handels- 
kammern bis  nach  der  diesmaligen  Ostermesse  zu  beantragen,  und  glauben 
der  Gewährung  desselben  um  so  zuversichtlicher  entgegensehen  zu  können, 
als  derselbe  gewiß  nur  Billiges  beanspruche.  Sollte  aber,  äußerte  sich  die 
Versammlung  weiter,  dieser  Antrag  wider  Erwarten  keine  Genehmigung 
finden,  so  müsse  man  für  den  Handelsstand  die  ausdrückliche  Verwahrung 
gegen  jede  Benachteiligung  seiner  Interessen  aussprechen,  die  ihm  aus 
seiner  dermalen  unverhältnismäßig  geringen  Vertretung  entstehen  könnten. 
Auch  in  dieser  Richtung  ersucht  die  Versammlung  Herrn  Grüner,  die  Ver- 
tretung des  Handelsstandes  nach  Kräften  wahrzunehmen."67) 

Grüner  entsprach  den  Wünschen  dieses  Protokolls  nicht,  da,  wie  er 
meinte,  der  Antrag  auf  Aufschub  der  Beratungen  unfehlbar  abgewiesen 
werden  und  statt  zu  nützen  nur  schaden  würde.  Bei  der  wenigen  Rücksicht, 
die  man  für  den  Handelsstand  im  allgemeinen  zeige,  und  bei  der  Mißgunst, 
ja  dem  Hasse,  den  man  gegen  Leipzig  insbesondere  an  den  Tag  lege,  würde 
ein  solcher  Antrag  als  große  Anmaßung  ausgelegt  werden,  und  dies  möge 
und  könne  er  nicht  wagen.  Er  glaubte,  daß  das  Separatvotum  etwa  mit 
zwanzig  gegen  dreißig  Stimmen  verworfen  werde,  geschehe  dieses,  so  hätte 
die  achte  Abteilung  mittlerweile  doch  noch  Anträge  beraten,  die  im  wesent- 
lichen dem  Inhalte  des  Leipziger  Protestverlangens  gleichkämen  und  die 
die  Abteilung  im  Namen  des  Handelsstandes  Sachsens  stellen  wolle.68) 
Würden  auch  diese  Anträge  abgewiesen,  so  wollte  die  achte  Abteilung 
: 

67)  Acta  des  Handelsvorstandes  zu  Leipzig,  die  Errichtung  von  Handelskammern 
betr.      1848,  Fol.    100  und   104b. 

^  Ihren  Inhalt  habe  ich  nicht  ergründen  können. 
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feierlichen  Protest  einlegen  und  zu  veranlassen  suchen,  daß  alle  Handels- 
korporationen Sachsens  diesem  Proteste  beitreten.  Grüner  ,, hoffte  dann 
von  der  Regierung  mehr,  als  von  der  Kommission,  in  der  Arbeiter-Unver- 
stand herrsche."69) 

über  den  Verlauf  der  Verhandlungen  im  Großen  Plenum  der  Kommission 
berichtete  Grüner  seinen  Mandatoren  mündlich  in  einer  ad  hoc  einberufenen 
Versammlung.70)     Nach  diesem  Bericht  war  folgendes  geschehen: 

Der  Protest  des  Leipziger  Handelsvorstandes  war  zugleich  mit  dem 
mehrerwähnten  Bericht  der  siebenten  Abteilung  (Engeren  Plenums)  von 
der  Kommission  beraten  worden,  wobei  der  Punkt,  betreffend  das  Recht 
der  Gegenwart  der  Regierungskommissare  bei  den  Beratungen  der  Handels- 
kammern, und  der  Punkt  über  das  Verhältnis  der  Lokalhandelskammern  zu 
der  Regierung  als  weniger  von  Bedeutung  nicht  weiter  verfolgt  wurden.  Man 
interessierte  sich  zunächst  für  das  Verhältnis  der  Zusammensetzung  der 
Handelskammern.  Ein  Antrag,  nach  welchem  dieselben  gebildet  werden 
sollten  aus  sieben  bis  dreizehn  Mitgliedern,  welche  nach  Branchen  aus  dem 
gesamten  Handelsstande  und  der  Fabrikanten  des  Bezirks  zu  wählen  seien 
und  ihr  Geschäft  mindestens  drei  Jahre  betrieben  haben  mußten,  war  abge- 
lehnt worden.  Dagegen  wurde  folgender  Antrag  angenommen :  „Die  Handels- 
kammern werden  gebildet  i)  aus  je  zwei  Deputierten  jedes  in  dem  den 
Handelskammern  zuzuteilenden  Bezirke  vorhandenen  Gewerberates,  2)  aus 
Mitgliedern,  welche  aus  sämtlichen  ihr  Geschäft  wirklich  betreibenden  Kauf- 
leuten  und  Fabrikanten  des  Bezirkes  gewählt  werden,  wobei  nur  der  wählbar 
ist,  welcher  sein  Geschäft  mindestens  drei  Jahre  lang  betrieben  hat.  Die 
Kaufleute  und  Fabrikanten  bilden  der  Zahl  nach  drei  Fünftel  der  Mit- 
glieder der  Handelskammern.  Sie  haben  das  Recht,  nach  Maßgabe  der 
Gegenstände  im  ganzen  oder  in  Abteilungen  zu  beraten  und  für  besondere 
Geschäfte  besondere  Deputationen  zu  ernennen  und  Mitgheder  ständig  zu 
beauftragen."  Endlich  wurde  beschlossen,  daß  die  Wahl  des  Sekretärs 
ebenso  der  Handelskammer  überlassen  werden  sollte,  wie  die  des  Präsi- 
denten.    Sonst  blieb  alles  bei  den  Anträgen  des  Engeren  Plenums. 

Am  Schlüsse  der  Beratungen  hatten  die  beiden  Leipziger  Abgeordneten 
Grüner  und  Apel  gegen  die  ihren  Anträgen  entgegen  erfolgten  Beschlüsse 
Protest  eingelegt.  Die  Dresdner  Abgeordneten  waren  diesem  Protest 
beigetreten  und  man  beabsichtigte,  die  sämtlichen  Handelsgremien  Sachsens 
ebenfalls  zum  Beitritt  aufzufordern.  Grüner  schlug  vor.  eine  entsprechende 
Eingabe  an  das  Ministerium  zu  richten,  ein  Antrag,  der  von  der  Versammlung 
angenommen  worden  war,  ,,da  man  diese  Sache  nach  allen  Kräften  fördern 
müsse,  weil  eine  Handelskammer,  welche  nicht  nur  aus  Handelstreibenden 
allein  bestehe,  durchaus  nicht  den  Zweck  erfüllen  könne,  den  man  dabei  im 


ö9j  Ebenda.  Fol.   109. 

7n)  Das  Protokoll  über  deren  Verlauf  siehe  ebenda.  Fol.   112. 
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Auge  habe".  Besonders  wurde  noch  beschlossen,  auf  dem  Widerspruch 
gegen  das  Recht  der  Gegenwart  eines  Königlichen  Kommissars  bei  den 
Handelskammersitzungen  zu  verharren  und  bei  dem  Verlangen  stehen  zu 
bleiben,  daß  die  Lokalhandelskammern  der  Regierung  gegenüber  und 
hinsichtlich  allgemeiner  kommerzieller  Interessen  dieselben  Rechte  genießen 
sollten  wie  die  Bezirkshandelskammern. 

Die  Eingabe  an  das  Ministerium  wiederholt  zunächst  das  Wesentlichste 
der  von  dem  Handelsvorstand  der  Kommission  überreichten  Protestschrift 
und  übt  dann  an  den  Beschlüssen  der  Kommission  Kritik,  indem  sie  sagt:71) 

,,Wenn  die  Arbeitskommission  und  der  Handels  vorstand  betreffs  der 
Zulassung  oder  Ausschließung  von  Regierungsbeamten,  sowie  rücksichtlich 
der  Teilnahme  von  Handwerkern  bei  den  Verhandlungen  der  Handels- 
kammern ganz  entgegengesetzter  Ansicht  sind,  so  läßt  sich  dies  nur  daraus 
erklären,  daß  hierbei  von  ganz  verschiedenen  Gesichtspunkten  ausgegangen 
wurde.  Die  Entscheidung  dieser  beiden  Fragen  durch  die  Kommission 
scheint  nämlich  in  dem  weiten  Kompetenzkreise,  welche  jene  den  Handels- 
kammern geben  will,  welchen  aber  nicht  wenige  Mitglieder  derselben  noch 
erweitern  möchten,  ihren  Grund  zu  haben.  Sollen  nämlich  die  Handels- 
kammern eine  Polizei  in  Handelssachen  ausüben,  wie  man  sie  den  Gewerbe- 
räten in  Gewerbesachen  geben  will,  dann  freilich  mag  es  der  Regierung 
wünschenswert  sein,  durch  Kommissarien  Wissenschaft  von  der  Ausübung 
dieser  Machtvollkommenheit  unmittelbar  verlangen  zu  können,  ebenso  wie 
die  Handwerker  Recht  haben,  in  den  Handelskammern  Sitz  und  Stimme 
zu  verlangen,  wenn  die  letzteren  nach  dem  Kommissionsbericht  (des  Engeren 
Plenums)  sozusagen  die  zweite  Instanz  über  Gewerbesachen  ausmachen 
sollen.  Wir  müssen  aber  gegen  diese  Ausdehnung  der  Kompetenz  der 
Handelskammern  ebensosehr  als  gegen  die  Erweiterung  der  Mitgliedschaft 
und  Teilnahme  daran  über  Kaufleute  und  Fabrikanten  hinaus  uns  aus- 
sprechen." Es  werden  dann  Statuten  westdeutscher  Handelskammern  und 
das  preußische  Gesetz  über  Einrichtung  von  Handelskammern  vom  Jahre  1 848 
angezogen.  ,, Keine  von  allen  diesen  Verordnungen  erstreckt  die  Mitglied- 
schaft auf  andere  als  Kaufleute  und  Fabrikanten  und  ebenso  bestimmen  auch 
die  französischen  Gesetze.  Die  Zulassung  von  Regierungskommissarien 
anlangend,  so  wird  diese  allerdings  von  einigen  der  obgedachten  Verord- 
nungen bestimmt.  Es  stammen  diese  aber  auch  noch  aus  der  Zeit,  wo  man 
jede  Versammlung  fürchten  zu  müssen  glaubte,  wenn  nicht  ein  beaufsich- 
tigender Beamter  zugegen  war,  und  das  neueste  preußische  Gesetz  vom 
vorigen  Jahre  (1848)  weiß  von  der  Zuziehung  von  Regierungskommissarien 
nichts.  Können  wir  nun  von  der  Ansicht  nicht  abgehen,  daß  die  Haupt- 
funktion der  Handelskammern  lediglich  in  Beratung  und  Begutachtung 
kommerzieller,  handelspolitischer  und  industrieller  Fragen  zu  bestehen  und 

71)  Ebenda,  Fol.    120. 


daß  diese  nur  noch  auf  Beaufsichtigung  und  Leitung  von  öffentlichen,  den 
Handel  und  die  Handeltreibenden  angehenden  Anstalten  zweckmäßig  aus- 
gedehnt werden  mag.  und  stimmen  uns  darin  die  Statuten  aller  Handels- 
kammern, namentlich  auch  die  neuesten  preußischen  bei,  so  muß  man 
wohl  neugierig  nach  den  Gründen  fragen,  welche  die  Arbeitskommission 
veranlaßt,  in  Wesen,  Bestimmung  und  Zusammensetzung  der  Handels- 
kammern von  allem  Bestehenden  abzuweichen. 

Die  Vorteile  der  bestehenden  Institutionen  dieser  Art,  namentlich  der 
französischen,  hat  Deutschland  erst  aufgerufen,  nachzufolgen,  und  wir 
wollten,  wie  junge,  eigensinnige  Künstler  das  Vorbild  aus  der  Schule  heraus- 
werfen, um  den  Lehrer  zu  übertreffen?  Hüten  wir  uns,  nicht  zurückzu- 
bleiben, indem  wir  den  Meister  zu  überflügeln  meinen !  Eine  Handelskammer, 
welche  nur  die  obengedachten  Funktionen  übernimmt,  wird  einen  freien 
und  damit  reinen  Blick  über  und  in  die  Verhältnisse  behalten,  welche  ihrer 
Begutachtung  unterstellt  werden,  sie  wird  nicht  durch  viele  kleinliche 
Kanzleigeschäfte  mehr  in  Anspruch  genommen  werden,  als  es  das  Haupt- 
geschäft ihrer  Mitglieder  erlaubt,  und  nicht  durch  polizeirichterliche  und 
häufig  unangenehme  Arbeiten  die  Liebe  für  die  Handelsinteressen  verlieren, 
durch  Arbeiten,  welche  entweder  den  ordentlichen  Behörden  oder  den 
Handels-  und  Gewerbegerichten  besser  überlassen  bleiben. 

.  Wenn  man  aber  nun  den  Wirkungskreis  der  Handelskammern  in  der 
vorgedachten  Weise  beschränkt,  dann  dürften  wohl  schwerlich  schlagende 
Gründe  für  die  von  der  Kommission  beabsichtigte  gemischte  Zusammen- 
setzung der  Handelskammern  und  gegen  den  in  unserer  Vorstellung  an  die 
Kommission  ausgesprochenen  Wunsch,  daß  nur  Fabrikanten  und  Kauf- 
leute in  die  Handelskammer  gewählt  werden  möchten,  vorgebracht  werden 
können.  Was  die  heutige  Zeit  verlangt,  ist  doch  eben  die  Gleichberech- 
tigung jener  Individualität,  als  solche  im  Staate  sich  zu  entwickeln,  zu 
gestalten  und  aufzutreten,  nicht  aber  nur  der  Individualität  als  letzter 
Einzelheit,  sondern,  und  was  zum  Gedeihen  eben  dieser  notwendig  ist,  in 
Verbindung  mit  seinen  gleichen  und  verwandten  Genossen.  Ungestört 
von  fremden  Einwirkungen,  ungehemmt  vom  Regierungseinfluß  müssen 
sich  die  Genossenschaften,  ohne  freihch  über  ihre  Glieder  einen  Zwang 
ausüben  zu  dürfen,  über  ihr  Bestes  beraten  können,  sie  müssen  als  solche 
Genossenschaften,  welche  mittelst  ihre  Beschlüsse  besser  als  der  einzelne 
unter  ihnen  das  wahre  Bedürfnis  ihrer  Gesamtheit  anzugeben  vermögen, 
von  dem  Staate  gehört  und  in  ihrem  Gedeihen  unterstützt  werden,  damit  so 
der  Staat  durch  Hebung  aller  Genossenschaften  in  sich,  durch  die  Blüte 
dieser  selbst  und  ohne  direkt  in  das  Heil  der  einzelnen  einzugreifen,  zum 
Gedeihen  der  gesamten  Bevölkerung  gelange.  Die  erste  dringendste  Auf- 
gabe des  Staates  ist  es  daher,  die  freie  Entwickelung  der  einzelnen  Klassen 
zu  fördern,  d.  h.  zu  begünstigen,  seine  zweite  Aufgabe  nur,  und  zwar  die,  wo 
er  zuerst  direkter  einzugreifen  hat,  ist  es,  die  verschiedenen  frei  sich  ent- 
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wickelnden  Genossenschaften,  wo  sie  in  ihren  Interessen  mehr  oder  weniger 
feindlich  sich  berühren,  miteinander  zu  versöhnen,  und  ihnen  den  Weg  zu 
zeigen,  welchen  sie  nicht  gegen,  sondern  miteinander  gehen  sollen,  den  Weg 
zugleich,  welcher  allein  zum  wahren  und  dauernden  Heile  jeder  einzelnen 
dieser  Genossenschaften  führt.  Daraus  folgt  aber,  daß  die  notwendigste, 
die  Urvertretung,  jedes  Standes  rein  aus  dem  Stande  selbst  gebildet  werden 
muß  und  daß  eine  vereinigte  Vertretung  der  verschiedenen  Interessen  nur 
zur  Versöhnung  der  schon  gereiften  Wünsche  und  Beschlüsse  derselben 
wohltätig  wirken  kann. 

Die  Handelskammern  werden,  wenn  darin  schon  bei  der  ersten  Ent- 
wicklung und  Beratung  von  Handelsinteressen  diesen  fremde,  mindestens 
gleichgültige,  oft  aber  feindliche  Mitglieder  zugelassen  werden,  eine  freie 
Ausbildung  der  Beratungen  und  Beschlüsse  über  ihre  Bedürfnisse  und 
Wünsche  nicht  gestatten,  gleich  wie  zwei  Bäume,  welche  man  dicht  zu- 
sammenpflanzte, entweder  einer  den  anderen  erdrücken  oder  beide  verkrüppeln 
würden.  Wie  aber  diese,  wenn  sie  von  jung  an  frei  gewachsen,  erst  in  den 
Spitzen  zusammentreffen,  ein  schönes  Ganze  bilden,  so  werden  auch,  wenn 
die  einzelnen  Vertretungen  der  verschiedenen  Stände  in  ihrer  ursprüng- 
lichen Gestalt  frei  und  selbständig  dastehen,  in  vollster  und  gleichberech- 
tigter Kraft  in  den  Spitzen  sich  vereinigen  und  das  Glück  des  Ganzen 
herbeiführen. 

Was  zuletzt  noch  den  Punkt  anlangt,  daß  bedeutende  Handelsplätze 
neben  der  Beteiligung  an  der  betreffenden  Bezirkshandelskammer  auch 
eine  Lokalhandelskammer  bilden  sollen,  so  ist  man  darauf  nicht  eingegangen, 
wahrscheinlich  in  der  Meinung,  daß  dieser  Wunsch  sich  durch  die  Zulassung 
jedweder  Handelsgenossenschaften  mit  Genossenschaftsräten  erledige. 
Dem  ist  aber  nicht  so,  weil  obiges  Verlangen  gleichzeitig  und  wesentlich 
dahin  geht,  daß  die  Lokalhandelskammern  der  Regierung  gegenüber  und 
rücksichtlich  allgemeiner  kommerzieller  Interessen  in  dieselben  Rechte 
als  die  Bezirkshandelskammern  treten  möchten. 

Sind  schon  jetzt,  wo  staatlich  organisierte  Vertretungen  dieser  In- 
teressen bei  uns  gar  nicht  vorhanden,  die  bestehenden  freien  Handels-  und 
Gewerbevorstände  oft  zu  wenig  von  der  Regierung  gehört  worden,  so  darf 
man  mit  Grund  fürchten,  daß  künftig  neben  organisierten  Repräsen- 
tationen diese  ganz  unabhängig  vom  Staate  sich  bildenden  Vereine  so  gut 
als  keine  Beachtung  finden  werden.  Ist  es  nun  aber  sehr  wahr,  was  von 
anderer  Seite  gesagt  worden  ist,72)  daß  große  Handels-  und  Gewerbe-, 
namentlich  aber  Meßplätze  besondere  Interessen  haben  und  daß  deren 
Sondervertretung  nicht  mit  Recht  deshalb  zurückgewiesen  werden  können, 
weil   solcher   Platz   in   der   Bezirkskammer  jeder   Zeit   dominieren    werde, 


'-)  Dr.    Heinrich   Meißner    in    der    „Deutschen    Gewerbezeitung",    Nr.    19    vom 
Jahre    1849. 


indem  entweder  diese  Annahme  selbst  nicht  eintreten  oder,  wenn  dies  der 
Fall  wäre,  der  ganze  Bezirk  wieder  zu  seinem  Nachteil  von  den  Sonder- 
interessen des  einzelnen  Platzes  beherrscht  werden  würde,  so  darf  der 
Handelsstand  eines  bedeutenden  Handelsplatzes  gewiß  eine  mit  den  Handels- 
kammern ganzer  Bezirke  gleichberechtigte  Vertretung  um  so  mehr  ver- 
langen, als  seine  Blüte  für  den  Gesamthandel  und  das  gesamte  Gewerbe 
des  Landes  weit  bedeutender  ist,  als  der  über  einen  ganzen  Bezirk  verteilte, 
mehr   oder   weniger    erst   wieder   von   jenem   abhängende    Handelsbetrieb. 

Indem  wir  dem  Königlichen  Ministerium  diese  unsere  Wünsche  für 
eine  bevorstehende  Organisation  der  Vertretung  des  Handels  in  Sachsen 
hiermit  gehorsamst  zu  erkennen  gegeben  haben,  können  wir  nicht  unter- 
lassen, demselben  zum  Schlüsse  noch  die  dringende  Bitte  ans  Herz  zu  legen, 
einseitigen  Bestrebungen  der  Arbeiterklassen  zum  Nachteile  des  Handels 
kräftig  entgegentreten  zu  wollen.  Wir  sind  weit  entfernt,  ebenso  einseitige 
Begehren  zugunsten  des  Handels  zu  verlangen  oder  nur  gut  zu  heißen, 
denn  wir  leben  der  festen  Überzeugung,  daß  es  ebenso  wenig  einen  blühenden 
Handel  ohne  ein  blühendes  Gewerbe,  als  ein  solches  ohne  einen  gedeihenden 
Handel  geben  könne,  und  daß  vielmehr  beide  Gewerbszweige,  sowie  auch 
der  Ackerbau  von  dem  Staate  gleich  befördert  und  begünstigt  werden 
müssen,  soll  auch  nur  eine  dieser  Branchen  die  möglichst  hohe  Blüte 
erreichen  und  dauernd  behaupten  können.  Aber  wir  glauben  Ursache 
zu  haben  zu  der  Befürchtung,  daß  man  in  der  Kommission  für  Erörterungen 
der  Gewerbsverhältnisse  einseitigen  Wünschen  der  arbeitenden  Klassen 
ein  zu  nachgiebiges  Ohr  schenkte.  Würden  Gesetze  in  dieser  Richtung  in 
Kraft  treten,  sie  würden  dem  Handel  sofortigen  und  dauernden  Nachteil, 
aber  auch  den  Gewerbtreibenden  vielleicht  nur  einen  kurzen  Nutzen,  viel- 
mehr dagegen  dauernden  Schaden  bringen.  Deshalb  erlauben  wir  uns  jetzt 
und  werden  wir  uns  immer  erlauben,  feste  Verwahrung  gegen  solche  Be- 
stimmungen, aber  auch  nur  gegen  solche,  zu  erheben,  welche  den  Handels- 
stand dergestalt  beeinträchtigen,  daß  dadurch  die  Allgemeinheit  der  Staats- 
bürger, und  nicht  nur  in  dieser  ( ? ),  sondern  zuletzt  ganz  besonders  die  Gewerbe- 
treibenden selbst  leiden  müssen.  Aber  schon  die  Macht,  nur  diese  Stimmen 
kräftig  zu  erheben,  wird  dem  Handelsstande  durch  die  projektierte  Organi- 
sation seiner  Vertretungen  gebrochen.  Es  ist  also  gerade  unsere  hiergegen 
erhobene  Bitte  um  so  wichtiger,  um  so  ernster,  und  wir  ersuchen  das  König- 
liche Ministerium  des  Innern,  die  obgedachten,  von  der  Kommission  für 
Erörterung  der  Gewerbs-  und  Arbeitsverhältnisse  nicht  genügend  beachteten 
vier  Punkte73)  bei  Bearbeitung  der  Gesetze  über  Handelskammern  gefälligst 
zu  berücksichtigen.*' 

Diese  Schrift  ist,  durch  die  eingetretenen  politischen  Verhältnisse  des 
Frühlings  1849  aufgehalten,  erst  am  31.  Mai  1849  an  das  Ministerium  abge- 


73)  Siehe  diese  in  der  Protestschrift  des  Handelsvorstandes;  hier  wiedergegeben 
auf  Seite  57. 
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gangen.71)  Eine  Antwort  des  Ministeriums  erfolgte  nicht. 7i)  Die  Kom- 
mission trat,  wie  bereits  erwähnt,  nicht  wieder  zusammen  und  somit  war 
die  Handelskammer-Angelegenheit  vorderhand  wieder  einmal  schlafen 
gegangen. 

Ich  möchte  aber  nicht  zur  Schilderung  der  Leipziger  Vorgänge  nach  der 
endlich  zur  Wahrheit  gewordenen  Einführung  von  Handelskammern  über- 
gehen, ohne  einige  Worte  über  das  bereits  angedeutete  gespannte  Verhältnis 
gesagt  zu  haben,  das  zwischen  dem  allgemeinen  Handelsstand  Leipzigs  und 
seiner  körperschaftlichen  Interessenvertretung  herrschte. 

In  dem  schon  mehrfach  erwähnten,  im  Auftrage  einer  Anzahl  Leipziger 
Kaufleute  verfaßten  Bericht  des  Advokaten  Dr.  Christoph  (siehe  Anlage  II) 
kommt  es  klar  zum  Ausdruck,  daß  weder  er,  noch  seine  Auftraggeber, 
wie  wohl  überhaupt  der  Leipziger  Handelsstand  in  seinen  breiten  Schichten 
eine  Ahnung  davon  gehabt  hat,  welche  Unsumme  von  Zeit  und  Arbeit  die 
Kramermeisterunddie  Handlungsdeputierten  verwendeten,  sei  es  im  Interesse 
der  beiden  von  ihnen  vertretenen  Gruppen,  der  Kleinhändler  und  der  Groß- 
händler, sei  es  gemeinsam  als  Handels  vorstand  Leipzigs,  um  keine  Möglich- 
keit vorübergehen  zu  lassen,  das  Emporblühen  des  Handels  zu  fördern. 
Und  in  dieser  Unwissenheit  haben  wir  die  Quelle  des  Mißtrauens  des  Leip- 
ziger Handelsstandes  seinen  Körperschaften  gegenüber  zu  suchen,  ein  Miß- 
trauen, das  nicht  ganz  ungerechtfertigt  war,  denn  die  Handlungsdeputierten 
ganz  besonders  und  die  Kramermeister  dann,  wenn  sie  als  Mitglieder  des 
Handels  Vorstandes  handelten,  hatten  bis  zum  Jahre  1849  so  gut  wie  gar 
nichts  über  ihre  Tätigkeit  in  die  Öffentlichkeit  dringen  lassen.  Die  Kramer 
erfuhren  ja  von  ihren  Kramermeistern  bei  der  Abhaltung  der  Quartale 
manches,  bei  weitem  nicht  alles,  eben  nur  das,  was  bekannt  zu  geben  und 
zur  Diskussion  zu  stellen  die  Kramermeister  für  nötig  befanden. 

Dr.  Christoph  wandte  sich  denn  auch  gegen  diesen  Ausschluß  jeder 
Öffentlichkeit,  führte  einiges  aus  der  Organisation  der  Körperschaften  an, 
freilich  meist  den  Tatsachen  keineswegs  Entsprechendes,  und  kommt  schließ- 
lich dazu,  die  Veranlassung  zu  dem  Mißtrauen  im  Handelsstande  zu  suchen : 


74)  Acta  des  Handelsvorstandes  zu  Leipzig,  verschiedene  Angelegenheiten  betr. 
1849,  Fol.    166  b. 

7Ö)  Das  Königlich  Sächsische  Ministerium  des  Innern  hat  mir  auf  eine  Anfrage 
unterm  16.  Januar  1905  geantwortet:  „Auf  Ihre  Anfrage  vom  11./ 13.  November  vor. 
Js.  wird  Ihnen  eröffnet,  daß  die  unter  dem  31.  Mai  1849  in  Leipzig  ausgefertigte 
Eingabe  des  dortigen  Handelsvorstandes  amio./il.  Juni  desselben  Jahres  beim  Mini- 
sterium des  Innern  eingegangen  und  hier  laut  Beschlusses  vom  15.  Juni  1849  zu  den 
Akten  genommen  worden  ist.  Niederschriften  des  „Kleinen  Plenums"  —  wie  solches 
auf  Seite  27  der  gedruckten  Mitteilungen  über  die  Verhandlungen  der  Kommission 
für  Erörterung  der  Gewerbs-  und  Arbeitsverhältnisse,  neue  Folge.  Nr.  2,  vom  18.  April 
1849  erwähnt  wird  —  sind  weder  im  Archive  des  Ministeriums  des  Innern,  noch  im 
Hauptstaatsarchive  aufzufinden  gewesen".  Reg.-Nr.  des  Ministeriums  vom  Jahre 
1905:   1405  III  A. 
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,,A.  indem  Mangel  jeder  zeitgemäßen  Vertretung  durch  den  Vorstand,  B.  in 
der  Abgeschlossenheit  dieses  Vorstandes,  welche  behindert,  daß  selbst  die 
geringen  (!)  Früchte  seiner  Bestrebungen  zur  Kenntnis  der  Beteiligten 
gelangen,  endlich  C.  in  der  Art  der  Zusammensetzung  dieses  Vorstandes." 
Aus  der  teilweisen,  durchaus  nicht  vollkommenen  Verkennung  der  herr- 
schenden Verhältnisse  in  Leipzigs  Handelsvertretung  heraus  ist  der  Ge- 
danke in  Leipzigs  Handelsstand  geboren  worden,  Handelskammern  zu  ver- 
langen, insonderheit  eine  Handelskammer  in  Leipzig  selbst.  Die 
Begründung  dieses  Verlangens  ist  in  der  Anlage76)  wiedergegeben.  Hier 
seien  nur  die  Bemerkungen  zu  den  obigen  Punkten  A.,  B.  und  C.  angeführt, 
die  Christoph  aufstellt. 

Er  sagt  zu  A. :  ,,Soll  der  Vorstand  eines  Handelsplatzes  von  Leipzigs 
Bedeutsamkeit  die  ihm  gestellte  hochwichtige  Aufgabe  zur  Befriedigung 
lösen,  so  muß  derselbe  den  Gang  des  Handels,  seine  Ausbreitungen  und 
Schwankungen  sorgfältig  und  rechtzeitig  in  Obacht  nehmen  und  für  Herbei- 
schaffung von  Mitteln  besorgt  sein,  um  die  Schwankungen  gefahrlos  zu 
machen,  die  Ausbreitungen  dagegen  des  fördersamsten  zu  nutzen."  Christoph 
bestreitet  nun,  daß  der  Leipziger  Handelsvorstand  sich  dieser  Aufgabe 
bewußt  geworden  sei  und  diese  Erkenntnis  betätigt,  folglich  den  Handels- 
stand mit  Erfolg  vertreten  habe,  was  mit  zahlreichen  Tatsachen  belegt 
werden  könnte.  Das  war  eine  vage  Behauptung,  um  so  kühner,  als,  wie  er 
vorher  selbst  gesagt  hatte,  über  die  Tätigkeit  des  Handelsvorstandes  nichts 
in  die  Öffentlichkeit  gekommen  war.  Hätte  er  diese  Tätigkeit  gekannt, 
sie  und  ihre  Erfolge,  er  würde  solch  kühne  Behauptungen  unterlassen  haben ! 

Zu  B.  sagt  Christoph:  ,,Soll  irgend  eine  Regierung,  sie  möge  die  eines 
Staates,  einer  Stadt,  eines  Gewerbes  oder  des  Handels  sein,  dem  Geiste  der 
Gegenwart  entsprechen,  so  muß  dieselbe  ihre  Tätigkeit,  ihre  Handlungen 
so  offen  darlegen,  daß  jeder  Beteiligte  die  Äußerungen  dieser  Tätigkeit 
einer  Prüfung  unterstellen  kann.  Von  allen  dem  ist  bei  unserer  gegen- 
wärtigen Vertretung  nicht  die  Rede.  Geheim  sind  die  Verhandlungen, 
geheim  die  Niederschriften  und  kein  öffentlicher  Akt  gibt  uns  Kunde  über 
die  Wirksamkeit  der  Handelsvertretung.  Über  die  Rechte  dieses  Vorstandes 
und  über  seine  Verpflichtungen,  über  die  Äußerungen  seiner  Wirksamkeit 
dringt  nie  die  entfernteste  Kunde  zum  Kaufmannsstande." 

Zu  C. :  „Wie  erwähnt,  haben  diese  eben  entwickelten  Umstände  dem 
Leipziger  Handelsstande  zu  seiner  Vertretung  jedes  Vertrauen  so  von 
Grund  aus  entzogen,  daß  er  sich  seit  hundert  und  mehr  Jahren  um  die 
Wahl  seiner  Vertreter  nicht  kümmert,  ja  die  Sache  so  anzusehen  gewohnt 
ist,  als  ob  eine  Vertretung  für  ihn  gar  nicht  vorhanden  sei.  Hierdurch  ist 
es  möglich  geworden,  daß  seit  undenklicher  Zeit  die  Handelsdeputation 
sich  immer  nur  aus  einem  engbegrenzten  Zyklus  erwählt  hat  und  daß  dieser 

76)  Anlage  II. 
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enge  Kreis  sich  in  dem  Maße  mehr  vom  übrigen  Kaufmannsstandc  abschloß, 
als  die  Erblichkeit  dieser  Ämter  für  ihn  mehr  zur  Gewißheit  wurde.  Dies 
lührte  notwendig  noch  andere  Nachteile  mit  sich.  Es  ergab  sich  als  Folge, 
daß  im  Vorstand  immer  nur  einseitige  Handelsrichtungen  vertreten  wurden 
und  daß  aus  eben  diesem  Grunde  sich  immer  in  einer  Person  mehrere  der 
kaufmännischen  Ämter  häuften.  So  ist  es  dahin  gekommen,  daß  Mitglieder 
des  Handelsvorstandes  noch  fünf  bis  sechs  andere  Ämter  bekleiden.  Wir 
könnten  dies  durch  Namen  belegen.  Doch  es  gilt  nicht  den  Persönlich- 
keiten. Es  gilt  der  Sache.  Diese  macht  aber  die  Erwähnung  dieses  Um- 
Standes  dringend  notwendig,  weil  es  klar  zutage  liegt,  daß  kein  Mensch, 
und  wäre  es  der  hochbegabteste,  imstande  ist,  fünf  bis  sechs  Ämter  von 
solcher  Wichtigkeit  zu  verwalten,  von  denen  fast  jedes  einzelne  die  Tätigkeit 
eines  gediegenen  Mannes  ausschließlich  in  Anspruch  nimmt." 

Christoph  fordert  nun  die  Reorganisation  der  Leipziger  Handelsver- 
tretung, wofür  er  besondere  Anträge  stellt.77) 

Die  Anklagen,  die  in  der  Christophschen  Schrift  bei  den  Ständen  namens 
der  Leipziger  Kaufmannschaft  erhoben  wurden,  hatten  natürlich  eine 
lebhafte  öffentliche  Debatte  zur  Folge.  Der  Handelsvorstand  forderte  den 
Dr.  Christoph  im  Leipziger  Tageblatt  auf,  Tatsachen  zu  offenbaren,  auf 
welche  er  sich  mit  seiner  Behauptung  vom  verloren  gegangenen  Vertrauen 
des  Handelsstandes  zu  seiner  körperschaftlichen  Vertretung  stütze.  Christoph 
antwortete  ebenfalls  im  Tageblatt,  daß  er  im  Auftrage  mehrerer  Mitglieder 
des  Handelsstandes  Leipzigs  gehandelt  habe.  Seinen  Auftrag  habe  er  erfüllt. 
dem  Verlangen  auf  Veröffentlichung  der  vom  Handelsvorstand  geforderten 
Beweise  könne  er  nicht  entsprechen,  weil  er  hierzu  von  seinen  „Macht- 
gebern" keine  Vollmacht  habe.  Hierauf  verlangte  der  Handelsvorstand 
von  Christoph,  daß  er  seine  Machtgeber  nenne,  sollte  er  diesem  Ersuchen 
binnen  acht  Tagen  nicht  Folge  leisten,  wolle  der  Handelsvorstand  „die- 
jenigen Maßregeln  ergreifen,  welche  geeignet  sind,  ihn  zu  dem  Zwecke  zu 
führen".  Hierauf  erschien  am  19.  August  1848  als  Sonderbeilage  zu  Nr.  232 
des  Leipziger  Tageblattes  ein  vier  Spalten  umfassender  Artikel  aus  der 
Feder  des  Kaufmanns  Wilhelm  von  der  Crone  (in  Firma  G.  D.  Friederichs 
&  Comp.),  von  diesem  mit  vollem  Namen  „im  Namen  vieler  Collegen" 
gezeichnet. 

v.  d.  Crone  sagt  darin,  Handlungen  des  Handelsvorstandes,  die  diesem 
das  Vertrauen  der  Kaufmannschaft  geraubt  haben,  könnten  nicht  namhaft 
gemacht  werden,  „vielmehr  dürfte  der  Beweis  für  das  mangelnde  Vertrauen 
des  Handelsstandes  zu  seiner  Vertretung  in  negativ  er  Weise  zu  führen 
sein,  indem  man  demselben  zum  Vorwurf  macht,  daß  er  sich  eben  zu  w  e  n  i  g 
durch  Handlungen,  welche  eine  energische  Vertretung  des  Handels- 


~)  Siehe  Anlage  IL 
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Standes   zum   Zweck  hatten,    herbeigelassen   hat".      In    Kürze   zusammen- 
gefaßt richten  sich  v.  d.  Crones  Angriffe  dahin: 

Der  Handelsvorstand  habe  es  unterlassen,  eine  feste,  auf  gegenseitiges 
Vertrauen  gegründete  Vereinigung  des  gesamten  Handelsstandes  herbei- 
zuführen und  zu  vermitteln,  er  habe  unterlassen,  zur  Aufhebung  der  ge- 
rügten Übelstände  nicht  oft  und  bei  jeder  wichtigen  Veranlassung,  deren 
sich  im  Handelsverkehre  so  viele  fänden,  Generalversammlungen  zu  berufen, 
er  habe  es  unterlassen,  den  in  die  Korporation  des  Handelsstandes  Neu- 
eintretenden mit  ihren  Berechtigungen  auch  ihre  Verpflichtungen  mitzu- 
teilen, er  habe  nichts  getan,  Mittel  und  Wege  anzubahnen,  die  Innungs- 
verhältnisse der  Kramerinnung  einer  freisinnigen  und  zeitgemäßen  Umge- 
staltung zu  unterwerfen  und  den  fortwährenden  Reibungen  und  Zerwürf- 
nissen mit  dem  Handels-  und  Gewerbestande  ein  Ziel  zu  setzen.  Die  Zeit 
verlange  Freiheit  für  alle  Verhältnisse,  vor  allem  freie  Bewegung  für  den 
Handel,  die  sein  Lebensprinzip  sei.  Handelsinnungen  hätten  segensreich 
gewirkt  in  Zeiten,  die  zu  den  längst  vergangenen  zu  zählen  seien,  jetzt 
müßten  sie  fallen,  da  sie  nur  hemmend  auf  freie  Entwicklung  einwirkten. 
Weiter  wendet  sich  v.  d.  Crone  gegen  die  geheimen  Sitzungen  des  Handels- 
vorstandes und  dessen  Geheimhaltung  seiner  Beschlüsse  und  endlich  die  Art 
der  Wahl  der  Mitglieder  des  Handelsvorstandes.  Nie  sei  ihm  und  vielen 
seiner  Kollegen  eine  Einladung  zur  Wahl  zugegangen  usw.  v.  d.  Crone 
betont,  daß  alle  übelstände  nicht  der  Schuld  der  im  Handelsvorstande 
sitzenden  Personen  zuzumessen  seien,  sondern  der  Organisation 
des  Handelsvorstandes,  und  er  erwartet  schließlich  alles  Heil  von  den 
Handelskammern,  die  da  kommen  sollen. 

In  vielen  Stücken  hatte  v.  d.  Crone  Recht,  z.  B.  und  namentlich  in  der 
Anfechtung  der  mittelalterlichen  Zunftgesetze  der  Kramerinnung.  In  vielen 
Stücken  aber  hatte  er  auch  entschieden  Unrecht,  denn  der  Handelsvorstand 
hat  ganz  energisch  für  das  Wohl  des  Handels  im  allgemeinen  und  des- 
jenigen Leipzigs  insbesondere  allezeit  segensreich  gewirkt.  Ganz  fehlge- 
schossen hatte  er  in  Sachen  des  Wahlverfahrens,  öffentlich  wies  der  Handels- 
konsulent  Einert  im  Tageblatt  darauf  hin,  daß  stets  bei  Neuwahlen  der 
Handlungsdeputierten  durch  Zirkular  die  nicht  zur  Kramerinnung  ge- 
hörenden Handlungen  zehn  bis  vierzehn  Tage  vor  der  Wahl  zu  dieser  einge- 
laden worden  seien,  v.  d.  Crone  selbst  sei  stets  eingeladen  worden.  Bei  den 
vier  Einladungszirkularen,  die  während  Einerts  Amtszeit  verschickt  worden 
seien,  habe  v.  d.  Crone  dreimal  den  entsprechenden  Vermerk  gemacht,  daß 
er  das  Zirkular  gesehen  habe,  das  vierte  trage  bei  seinem  Namen  den  Ver- 
merk „verreist". 

Der  Erfolg  dieses  Zeitungskrieges  war,  daß  der  Handelsvorstand  eine 
Generalversammlung  einberief  und  ausführlich  über  seine  stille,  aber  um- 
fangreiche Tätigkeit  in  dieser  Versammlung  am  29.  August  1849  Bericht 


erstattete.78)  Gleichzeitig  wies  Harkort  die  von  Christoph  und  v.  d.  Crone 
erhobenen  Vorwürfe  zurück.  Es  kam  zu  einer  friedlichen  Aussprache,  die 
damit  endigte,  daß  die  Versammlung  dem  derzeitigen  Handelsvorstande 
ihr  volles  Vertrauen  aussprach,  nachdem  der  mitanwesende  v.  d.  Crone 
ausdrücklich  betont  hatte,  daß  der  Tätigkeitsbericht  ein  anderes  Urteil 
erweckt  habe,  als  man  bisher  fällen  zu  müssen  geglaubt  habe,  daß  er  auch 
..die  Hand  biete  zur  Ausgleichung,  da  bei  allen  vorgekommenen  Schritten 
niemals  Persönlichkeiten  beabsichtigt  worden  seien;  er  wünsche,  daß  alles 
das  fallen  gelassen  werden  möge,  was  je  etwa  Verletzendes  vorgekommen 
sein  könne". 

Dem  Ministerium  des  Innern  aber  erstattete  der  Handelsvorstand 
über  die  Angelegenheit  Bericht  unter  Beifügung  des  Protokolls  über  die 
Generalversammlung.79)  Das  Ministerium  hat  dem  Leipziger  Handels- 
vorstand allezeit  vollstes  Vertrauen  entgegengebracht.  Als  im  Juli  1850 
nach  dem  sächsischen  Verfassungsbruch  die  Vertreter  des  Handelsstandes 
vom  II.  Wahlbezirke  es  mit  ihrem  Gewissen  nicht  vereinbar  erachteten, 
der  Einberufung  in  den  Landtag  Folge  zu  leisten,  als  der  Handelsvorstand 
zu  Leipzig  am  27.  Juli  dem  Gesamtministerium  hierzu  erklärte,  daß  er  „die 
Ansicht  jener  ehrenwerten  Männer  nicht  teile",  und  die  Hoffnung  aus- 
sprach, daß  ihm  die  Ministerien  „auch  ohne  jene  Vertretung  im  Landtage 
die  Gelegenheit  bieten  würden,  im  Interesse  des  Handels  und  der  Industrie 
mitwirken  zu  können",  da  werden  jene  beiden  Zuschriften  des  Handels- 
vorstandes an  das  Ministerium  des  Innern,  jene  vom  31.  Mai  1849,  die 
Beschlüsse  der  Arbeitskommission  über  Handelskammern  betreffenden,  und 
jene,  vom  8.  September  1848,  das  Vertrauensvotum  des  Leipziger  Handels- 
standes betreffende,  sicherlich  noch  nachgewirkt  haben,  als  von  Dresden 
aus  dem  Leipziger  Handelsvorstand  die  Antwort  unterm  5.  August  1850 
zuging,  „daß  Gesamtministerium  habe  bei  der  von  dem  Handelsvorstande 
schon  vielfach  bewährten  richtigen  Erkenntnis  und  seiner  umsichtigen  Be- 
achtung der  ihm  anvertrauten  Interessen  eine  andere  Auffassung  des  Ver- 
hältnisses gar  nicht  erwartet  und  das  Ministerium  des  Innern  werde  nicht 
ermangeln,  die  Ansichten  des  Handelsvorstandes  bei  wichtigen,  seine  In- 
teressen berührenden  Gegenständen,  die  an  die  Ständekammern  gelangen 
würden,  zu  vernehmen,  sowie  es  der  Regierung  überhaupt  nur  erwünscht 
sein  könne,  wenn  ihr  der  Handelsvorstand  bei  dergleichen  Gegenständen 
auch  unaufgefordert  seine  Wünsche  und  Ansichten  eröffne".80) 

Die   Frage   der   Schaffung   einer   sächsischen   Gewerbeordnung  wurde 


78)  Den  ganzen  Streit  siehe  in  Acta  des  Handelsvorstandes  zu  Leipzig,  ver- 
schiedene Angelegenheiten  betr.,  1848,  II,  Fol.  199  ff.  Den  Bericht  der  General- 
versammlung ebenda,  aber  Vol.  III,  Fol.   13  ff. 

79)  Ebenda,  Fol.  40. 

8°)  Acta  des  Handelsvorstandes  zu  Leipzig,  verschiedene  Angelegenheiten  betr. 
1850,  Fol.  50  und  56. 


unentwegt  weiter  erörtert.  Und  innig  mit  ihr  verbunden  stand  die  Frage 
der  Errichtung  von  Handels-  oder  Handels-  und  Gewerbekammern.  Die 
beteiligten  Kreise  aus  Handel,  Industrie  und  Gewerbe  wiesen  zwar  in 
eindringlicher  Weise  die  Notwendigkeit  der  Gewerbefreiheit  ab.  Die  Ein- 
sichtigen aber  vermochten  sich  der  Stimme  der  fortschreitenden  Kultur 
nicht  zu  verschließen.     Ebenso  die  Regierung. 

Dem  Landtage  vom  1857/58  sollte  der  Entwurf  der  Gewerbeordnung 
vorgelegt  werden,  war  auch  bereits  bearbeitet,  durch  Veröffentlichung  dem 
Urteile  der  beteiligten  Kreise  zugänglich  gemacht  und  vom  Könige  dem 
Staatsrate  zur  gutachtlichen  Äußerung  über  die  Prinzipien  vorgelegt  worden. 
Infolge  der  Veröffentlichung  waren  indessen  noch  vor  Eröffnung  des  Land- 
tages Beurteilungen  und  Anträge  von  Seiten  der  Gewerbetreibenden,  der 
Gewerbevereine,  der  Innungen,  der  Stadträte  usw.  in  so  großer  Zahl  der 
Regierung  zugegangen,  daß  es  der  Regierung  geboten  erschien,  so  ange- 
legentlich auch  eine  Ordnung  der  Gewerbegesetzgebung  gewünscht  wurde, 
den  Entwurf  ohne  Berücksichtigung  der  ihm  zuteil  gewordenen  Begutach- 
tung dem  Landtage  noch  nicht  vorzulegen.  Mittels  Königlichen  Dekretes 
vom  3.  Mai  1858  wurden  die  Stände  zur  Wahl  von  Zwischendeputationen 
aufgefordert,  welche  die  Vorlage  lür  den  kommenden  Landtag  vorbereiten 
sollten.     Diesem  Verlangen  kamen  die  Stände  nach.81) 

,  Es  entstand  der  Entwurf  der  Gewerbeordnung,  dessen  Beratung  das 
Gesetz  vom  15.  Oktober  1861  zur  Folge  hatte,  durch  welches  die  Handels- 
und Gewerbekammern  geschaffen  worden  waren.  „Die  §§  112  bis  125  ent- 
hielten eine  Reihe  von  Bestimmungen,  welche  diese  Körperschaften  in  den 
als  Mittelpunkt  der  Gewerbe  oder  des  Handels  dazu  geeigneten  Orten  für 
noch  näher  zu  bezeichnende  Bezirke  durch  Verordnung  des  Ministeriums 
des  Innern  eingerichtet  wissen  wollten.  Ihrer  Bestimmung  nach  sollten  die 
Kammern  in  erster  Linie  begutachtende  sachverständige  Organe  der  Re- 
gierung in  Fragen  des  Handels  und  der  Gewerbe  sein  und  als  solche  bei  jeder 
wichtigen  Angelegenheit  dieser  Art  gehört  werden;  daneben  waren  sie 
zugleich  Vertreter  der  gemeinschaftlichen  Interessen  des  Handels  und  der 
Gewerbe  und  als  solche  befugt,  selbständige  Anträge  und  Wünsche  an  die 
Regierung  zu  richten;  außerdem  konnte  den  Handelskammerabteilungen 
in  Ermangelung  geeigneter  örtlicher  Organe  die  Verwaltung  oder  die  Auf- 
sicht über  die  Verwaltung  allgemeiner  Handelsinstitute  (Handelsschulen, 
Börsen,  Maklerwesen  usw.)  am  Orte  ihres  Sitzes  übertragen  werden.  Jede 
Kammer  sollte  aus  zwei  Abteilungen  (Handelskammer  für  Handel  und 
Fabriken,   Gewerbekammer  für  die   übrigen  Gewerbe)  bestehen."82)     Auf 


81)  Siehe  Jahrgang  1857/58  der  Landtags- Akten  und  -Mitteilungen:  Akten  I.  Ab- 
teilung, 2.  Band,  S.  617,  dazu  1.  Band  S.  XVI  und  XVII.  III.  Abteilung,  S.  463  ff., 
II.  Abteilung,  S.  420.  Mitteilungen  II.  Kammer,  S.  2334  ff.,  I.  Kammer.  S.  1466  ff. 
Ständische  Schrift  in  den  Akten  I.  Abteilung,  2.  Band,  S.  695. 

82)  Wendtland,  „Jahrbuch  der  deutschen  Handelskammern",  Leipzig  1905,  S.299  ff. 


Grund  dieses  Gesetzes  wurden  durch  Ministerial Verordnung  vom  15.  Oktober 
1861  fünf  Handels-  und  Gewerbekammern  mit  den  Sitzen  in  Dresden, 
Leipzig,  Chemnitz.  Plauen  und  Zittau  errichtet.  Wer  das  Gesetz  studiert 
und  die  oben  (S.  54  ff.)  in  der  Protestschrift  vom  Handelsvorstand  auf- 
gestellten Grundsätze  für  die  Organisation  von  Handelskammern  dabei  im 
Auge  hat,  dem  wird  es  unbedingt  auffallen,  daß  der  Geist  dieser  Leipziger 
Protestschrift  auch  das  Gewerbegesetz  (in  seinen  hier  in  Frage  kommenden 
Teilen)  durchweht. 

Näher  auf  das  Gesetz  hier  einzugehen,  ist  nicht  Aufgabe  dieser  Dar- 
stellungen, 83)  um  so  weniger,  als  weder  die  Kramerinnung,  noch  die  Hand- 
lungsdeputierten oder  der  Handelsvorstand  Leipzigs  zu  dem  Gesetz- 
Entwürfe  Stellung  genommen  haben. 84)  Hierfür  findet  sich  die  Erklärung 
eben  in  dem  Umstände,  daß  dieser  Entwurf  in  den  Punkten,  welche  den 
Handelsstand  und  namentlich  seine  körperschaftlichen  Vertretungen  am 
innigsten  berühren  mußten,  den  Intentionen  des  Leipziger  Handelsvor- 
standes zum  weitaus  größten  Teile  entsprach.  Erst  das  Gesetz  selbst  hat 
weitläufige  Verhandlungen  innerhalb  der  Kramerinnung  und  zwischen  den 
beiden  Handelsvertretungen  Leipzigs  zur  Folge  gehabt.  Diese  Verhand- 
lungen aber  sollen  Gegenstand  der  Erörterungen  des  nächsten  Kapitels  sein. 


83)  Man  lese  A.  W.  Königsheim,  „Das  Königlich  Sächsische  Gewerbegesetz  .  ." 
Leipzig  und  Dresden   1861. 

**)  Über  die  Stellungnahme  der  sonstigen  einzelnen  sächsischen  körperschaft- 
lichen Vertretungen  von  Handel,  Industrie  und  Gewerbe  lese  man  in  den  „All- 
gemeinen Motiven  zu  dem  Entwürfe  eines  Gewerbegesetzes",  Landtag- Akten  1860/61. 
T.   Abteilung,   1.  Band,  S.    127. 


III. 

Versuch 

einer  körperschaftlichen  Vereinigung  der 

Kramer  mit  den  Großhändlern. 


Der  Vereinfachung  wegen  kürze  ich  in  den  folgenden  Fußnoten  die  angezogenen 
Aktenstücke  -wie  folgt  ab:  Akten  der  Kramerinnung  im  allgemeinen  „K.-l.".  als 
weitere  Bezeichnung  dann:  das  Aktenstück  ..Acta  die  Neugestaltung  der  Kramer- 
innung. Protokolle  und  Schriftstücke.  Leipzig  1862":  ..Neugestaltung  1862";  die 
Aktenstücke  ..die  allgemeinen  Angelegenheiten  der  Kramerinnung  betr..  gehalten  von 
Hofrat  Kormann.  bez.  Kleinschmidt.  Vol.  II  rt. :  .,K.-I.  a.  A.  II"  etc.  Das  Akten- 
stück der  Handlungsdeputierten  ..Acta  die  Vereinigung  der  Kramer-Innung  zu  Leipzig 
mit  der  Korporation  des  Grossohandelsstandes  ebendaselbst  zu  Einer  Genossen- 
schaft .  .  ."  wird  abgekürzt:  ..Hd.  Vereinigung";  das  Aktenstück  „Acta  die  An- 
gelegenheiten der  Herren  Handlungsdeputirten  betr.  Vol.  HI.  Ergangen  1861": 
..Hd.-Angeleg.  HI."  Endlich  kürze  ich  ab  die  „Acta  der  Handlungsdeputierten,  die 
Vereinigung  der  Korporation  des  Grossohandelsstandes  allhier  zu  Einer  Genossen- 
schaft, dann  der  Handelsgenossenschaft.  Ergangen  im  Jahre  1864 — 69"  mit  „Hd- 
Genossenschaft  1864  öQ."  Die  Akten,  welche  sich  im  Besitze  des  städtischen  Ra:s- 
Archivs  zu  Leipzig  befinden,  sind:  ..Acta  die  Vereinigung  der  Kramer-Innung  mit  den 
Grossohändlern  und  deren  Statuten  betr.  K.  2133.  Vol.  I--HI."  Ich  kürze  diese 
drei  Faszikel  ab:  „RA.  K.  2133.  I.  II.  HI."  Schließlich  ebenfalls  im  Rats-Archiv: 
..Acta  die  Vereinigung  der  Grosso-Händler  allhier  zu  einer  Handels-Genossenschaft 
betr.  H.   2170."     Ich  kürze  ab:  ..RA.  Hg.  H.   2170." 


.,Das  Gesetz  vom  15.  Oktober  1861  vernichtet  mit  gewaltigem  Schlage 
alle  jene  ältere  Formen  und  Satzungen,  aus  denen  sich  die  zeitherige  Gewerbe- 
verfassung unseres  Vaterlandes  entwickelt  hatte,  und  setzt  an  deren  Stelle, 
als  Grundlage  der  künftigen  Ordnung  und  Entwicklung  unserer  gewerblichen 
Zustände  völlig  neue,  auf  ganz  entgegengesetzten  Prinzipien  beruhende." 
So  beginnt  Königsheim  seine  Betrachtung  über  das  Gewerbegesetz.  =;i 
Besonders  gilt  dieser  Satz  für  die  Innungsverfassungen,  welche  bis  dahin 
in  Sachsen  in  Geltung  waren.  Ihr  wesentlichster  Bestandteil  lag  in  der  den 
Innungen  zuerkannten,  überaus  weittragende  Bedeutung  in  sich  habenden 
Befugnis,  gewisse  Yerbietungsrechte,  gewerbepolizeiliche  Rechte  auszuüben, 
welche  Befugnis  ihnen  seit  den  Zeiten  des  Mittelalters  zugestanden  hatten. 
Sie  mußte  fallen  in  dem  Augenblick,  in  welchem  das  Inkrafttreten  der 
neuen  Gewerbeordnung  der  langersehnten  Gewerbefreiheit  das  Leben 
schenkte.  Die  Innungen  und  sonstigen  gewerblichen  Vereinigungen  sahen 
sich  vor  die  Alternative  gestellt,  entweder  sich  aufzulösen  oder  sich  —  nach 
den  Bestimmungen  des  sechsten  Abschnittes  des  neuen  Gewerbegesetzes, 
namentlich  nach  §  93  —  miteinander,  soweit  dies  überhaupt  angängig 
erscheinen  konnte,  zu  verschmelzen,  oder  aber  jede  für  sich  eine  Statuten- 
änderung im  Sinne  des  Gesetzes  vorzunehmen. 

Noch  war  aus  dem  Königlichen  Ministerium  die  Einführungsverordnung 
nicht  herausgekommen,  als  bereits  —  am  24.  Oktober  1861  —  der  Senior 
der  Leipziger  Kramermeister,  Geheimer  Kammerrat  Heinrich  Poppe, 
in  der  Generalversammlung  der  Kramerinnung  auf  die  Notwendigkeit  eines 
Beschlusses  über  die  Zukunft  der  Innung  hinwies.  Man  beschloß  am  selben 
Tage,  in  der  nächsten  Ouartalsitzung  eine  aus  den  Kramermeistern  und 
aus  einer  Anzahl  der  übrigen  Kramer  bestehende  Kommission  zu  erwählen. 
..welche  sich  mit  der  Frage,  wie  die  Innung  sich  infolge  des  neuen  Gesetzes 
gestalten  möge,  beschäftigen  solle,  sofern  nicht  die  Einführungsverordnung 
etwa  etwas  andres  anordne."-1')  Inzwischen  hatten  auch  die  Handlungs- 
deputierten sich  am  25.  Januar  186287)  an  die  Kramermeister  infolge  einer 
Anregung  des  Konsulenten  Dr.  Einert88)  mit  der  Darlegung  gewendet,  wie 


**)  rDas  Königlich  Sächsische  Gevrerbegesetz  ..."  Leipzig  12.  Dresden  1861.  S.  1. 
86)  Kr.-I.  Neugestaltung.      1862.     Fol.   5. 
*7)  Hd.  Vereinigung.  Fol.   7. 
*»)  Ebenda,  Fol    8. 
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wünschenswert  es  sein  müsse,  daß  die  in  Leipzig  bestehenden  zwei  kauf- 
männischen Korporationen  sich  in  eine  verschmelzen,  und  dabei  die 
Anfrage  gestellt,  ob  die  Kramermeister  zu  einer  derartigen  Verschmelzung 
der  Kramerinnung  und  der  Handlungsdeputierten  und  deren  Kommittenten 
geneigt  seien.  Die  Kramermeister  stimmten  diesem  Antrag  bei,  behielten 
sich  indessen  die  Entscheidung  der  gesamten  Innung  selbstverständlich 
vor.89)  Am  16.  Januar  1862  fand  die  Innungsversammlung  statt,  in  der 
die  beschlossene  Wahl  der  Vertrauensmänner,  obwohl  der  Kramer  Carl 
Eduard  Reinecke  dagegen  protestierte,90)  vollzogen  wurde.  Dieselbe  Ver- 
sammlung ermächtigte  die  also  berufene  Kommission,  eingehend  auf  den 
Plan  einer  Vereinigung  mit  den  Großhändlern,  einige  Handlungsdeputierte 
zu  ihren  Beratungen  heranzuziehen.  Die  Kommission  setzte  sich  schließlich 
aus  folgenden  Vertretern  zusammen:  Von  der  Kramerinnung  die  Kramer- 
meister Carl  Heinrich  Andreas  Poppe,  Carl  Friedrich  v.  Posern,  Christian 
Gustav  Sachsenröder,  Heinrich  Demiani,  Edmund  Becker,  Eduard  Kraft. 
Carl  Friedrich  Wilhelm  Lücke  und  Herrmann  Florenz  Rivinus;  ferner  die 
gewählten  Vertrauensmänner  Julius  C.  Cichorius,  Gustav  Rus,  August 
Moritz  Weickert,  Gustav  Friedrich  Hentschel,  Reinhard  Küstner,  Carl 
Forbrich,  Fedor  Wilisch,  Carl  Schönherr,  Carl  Gustav  Brunner,  Friedrich 
Wilhelm  Sturm,  Johann  Wilhelm  Fiedler  und  Louis  Zschinsky.91)  Von 
den  Handlungsdeputierten  wurde  abgeordnet:  Wilhelm  Seyfferth.  Diese 
Kommission  bestellte  zunächst  einen  engeren  Ausschuß  aus  ihren  Mitgliedern, 
um  die  Statuten  zu  entwerfen.92)  Diesen  Ausschuß  bildeten  Poppe,  Becker. 
Lücke,  Weickert,  Cichorius,  Brunner  und  Seyfferth.  Männer,  deren  Namen 
in  der  Geschichte  Leipzigs  dauernd  genannt  werden.  Die  Akten  geben 
lautredendes  Zeugnis,  mit  welcher  Mühewaltung  der  engere  Ausschuß 
gearbeitet  hat.93)  In  der  Kommission  wurde  das  von  ihm  entworfene 
„Statut  der  vereinigten  Kaufmannschaft  zu  Leipzig"  eingehend  beraten 
und  in  einigen  unwesentlichen  Punkten  abgeändert.  Es  wurde  sodann  eine 
Generalversammlung  der  Kramerinnung  zusammenberufen,  in  welcher 
dieselbe  darüber  beschließen  sollte,  ob  sie  unter  den  in  dem  Statut  der 
Kramerinnung  zugewiesenen  Vergünstigungen  gesonnen  sei,  sich  mit  der 
Korporation  des  Großhandelsstandes  zu  einer  Genossenschaft  zu  vereinigen. 
Die  Versammlung  fand  am  8.  April  1862  statt,  und  zwar  unter  gesetzmäßiger 
Zuziehung  eines  Ratsdeputierten,  des  Stadtrats  Dr.  Rüder.94)  Allein  der 
Kramer  Reinecke  sprach  gegen  eine  Vereinigung  mit  den  Großhändlern  und 
..stellte  die  Meinung  an  die  Spitze  seiner  Wünsche,  daß  wenn  die  Korporation 


S9)  Kr.-I.  Neugestaltung.      1862.     Fol.   18. 
?°)  Ebenda,  Fol.   29. 

91)  Ebenda,  Fol.  30. 

92)  Ebenda,  Fol.   36. 

^  Ebenda,  Fol.   35  bis  70. 
9i)  Ebenda,  Fol.  98. 


Heinrich   Poppe, 

Geheimer  Kaminerrat, 
Mitglied  der  Kramerinnung  seit  8.  März  1836,  Kramermeister  seit  27.  Juli  [836, 
Kramermeister -Senior  vom  2.  Juni  1853  bis  17.  November  1864  und  vom 
2.  August  1862  bis  14.  September  1865  erster  Präsident  der  im  Jahre  1862 
errichteten  Handels-  und  Gewerbekammer.  Er  war  bis  1856  Mitinhaber  der 
Firma  Beruh.  Trinius  Sc  Co.,  Wollhandlung.  Kommissions-,  Speditions-  und 
Wechseigeschaft.  Im  Jahre  1856  übernahm  er  die  Abteilung  des  Wechsel- 
und     Kommissionsgeschäfts     und     führte     sie     selbständig    unter    der    Firma 

Heinrich    Poppe. 


der  Großhändler  nur  40000  Taler  einschieße, 9"')  auch  die  Kramerinnun" 
nicht  mehr  als  eine  gleiche  Summe  einlegen,  das  übrige  aber  lediglich  zu- 
gunsten der  Kramer  verwendet  werden  möge."  Er  wünschte,  daß  jedenfalls 
erst  in  einer  wiederholten  Generalversammlung  abgestimmt  werde,  und 
stellte  schließlich  den  Antrag,  „daß  von  der  vorgeschlagenen  Vereinigung 
Abstand  genommen  werden  sollte".  Dieser  Antrag  wurde  mit  96  gegen 
3 1  Stimmen  verworfen.  Der  Antrag  auf  Vereinigung  beider  Korporationen 
—  ein  Kramer  war  mittlerweile  noch  eingetroffen  —  wurde  mit  122  gegen 
6  Stimmen  angenommen.  Das  Abstimmungsprotokoll96)  wurde  durch 
Notare  aufgenommen. 

Die  Kramermeister  machten  von  dem  Ergebnis  der  Generalversammlung 
den  Handlungsdeputierten  am  5.  Mai  1862  Eröffnung,97)  indem  sie  zugleich 
vier  „Kardinalpunkte"  als  Vorbedingung  für  eine  etwaige  Vereinigung 
beider  Korporationen  aufstellten.     Es  waren  dies  folgende: 

1)  Die  genossenschaftlichen  Rechte  und  Verpflichtungen  sollten  nicht 
als  Ausfluß  einer  kaufmännischen  Firma,  sondern  als  rein  persönlich  zu 
gelten  haben  und  daher  auch  die  zur  Erreichung  der  genossenschaftlichen 
Zwecke  auf  2  Taler  festzustellenden  ordentlichen  jährlichen  Beiträge  grund- 
sätzlich von  jedem  einzelnen  Mitgliede  der  Genossenschaft  zu  entrichten 
sein,  wogegen  die  von  den  mit  Kramern  in  Assoziation  befindlichen  Nicht- 
kramern  bisher  in  die  Kramerkasse  zu  entrichten  gewesenen  3  Taler  jährlich 
regelmäßige  Nachschüsse  in  Wegfall  kommen  sollten. 

2)  Die  dermaligen  Mitglieder  der  Kramerinnung  sollten  von  diesen 
ordentlichen  Beiträgen  der  gemeinsamen  Vereinigung  (2  Taler)  auf  Lebens- 
zeit befreit  sein. 

3)  Es  sollten  diejenigen  Kramer,  welche  zur  Wahrung  der  Kramerrechte 
für  ihre  künftigen  Witwen  20  Taler  sogen.  „Weibergeld"  in  die  Kramerkasse 
gezahlt  hatten  und  am  1.  Januar  1861  noch  Mitglieder  der  Innung  gewesen 
oder  es  im  Laufe  des  Jahres  1861  unter  Einzahlung  gedachter  Weibergelder 
noch  geworden  sind  —  deren  Zahl  etwa  500  betrug  —  diese  20  Taler  aus 
den  jährlichen  Nutzungen  des  Genossenschafts  Vermögens,  soweit  letzteres 
nach  Übereinstimmung  der  Genossenschaftsorgane  für  die  übrigen  Zwecke 
der  Genossenschaft  entbehrlich  erscheinen  würde,  ratenweise  bez.  nach  deren 
Tode  ihre  Erben  nach  und  nach  zurückerhalten. 

Endlich  4)  den  Mitgliedern  der  Genossenschaft  sollte  das  Recht  ein- 
geräumt bleiben,  ihre  Söhne  für  den  Beitrag  von  nur  Dreivierteln  des  ge- 
wöhnlichen Schulgeldes  die  Handelslehranstalt  besuchen  zu  lassen,  und 
an  den  Unterstützungen  teilzunehmen,  welche  verarmten  Mitgliedern,  wozu 
auch  diejenigen  zu  rechnen  sein  sollten,  welche  wegen  Verarmung  Geschäft 


95)  Das  Vermögen   der   Kramerinnung  war   auf  150000   Taler   beziffert   worden. 

96)  Kr.-I.  Neugestaltung,  Fol.   loo. 

97)  Ebenda,  Fol.   103. 
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und  Firma  aufgegeben  haben,  deren  Frauen  und  Kindern  nach  Beschluß 
des  Vorstandes  zu  gewähren  sein  würden. 

Die  Kramermeister  empfahlen,  dem  Großhandelsstande  die  Bedingungen 
vorzutragen  und,  wenn  dieser  in  seiner  Gesamtheit  sie  annahm,  die  von  der 
Kommission  ausgearbeiteten  Statuten,  die  rechtzeitig  unter  die  gesamte 
Leipziger  Kaufmannschaft  verteilt  werden  sollten,  der  Einfachheit  halber 
in  gemeinsamer  Generalversammlung  der  Kramer  und  der  Groß- 
händler durchzuberaten. 

Vorbehaltlich  der  Zustimmung  ihrer  Kommittenten  (der  Großhändler) 
nahmen  die  Handlungsdeputierten  die  obigen  vier  Kardinalpunkte  an.9K) 
Am  4.  Juli  1862  beriefen  sie  eine  Generalversammlung  des  Großhandels- 
standes, in  welcher  aus  Mitgliedern,  die  nicht  Deputierte  waren,  12  gewählt 
wurden,  die  zusammen  mit  den  Deputierten  den  Statutenentwurf  vor- 
beraten sollten.  In  dieser  Versammlung")  wurde  beschlossen,  die  Ver- 
einigung beider  Korporationen  unter  Berücksichtigung  der  von  den  Kramern 
aufgestellten  vier  Vorbedingungen  zu  erstreben.  In  die  Großhändler- 
kommission wurden  gewählt:  August  Auerbach.  Caesar  Sonnenkalb, 
Siegmund  Drucker.  Otto  Grüner.  Heinrich  Lomer,  Hermann  Samson. 
Hermann  Beckmann,  Christ.  Gottfried  Reißig,  Konsul  Theodor  Knauth. 
Theodor  Friedrich  Rosenstock,  Eduard  Sander  und  Moritz  Trinius.  Mit 
den  Handlungsdeputierten  berieten  diese  Herren  die  von  der  Kramer- 
kommission entworfenen  Statuten.  Beide  Kommissionen  tagten  dann 
zusammen  am  5.  August100)  und  auf  Grund  dieser  Verhandlungen  wurde 
der  Statutenentwurf  in  die  Form  gebracht,  in  welcher  er  der  gemeinsamen 
Generalversammlung  der  Kramer  und  Großhändler  vorgelegt  werden  sollte, 
von  denen  ein  jeder  einzelne  ein  gedrucktes  Exemplar  des  Entwurfs  erhielt. 

Am  13.  November  1862  fand  diese  gemeinschaftliche  Generalver- 
sammlung statt.101)  Zwei  Advokaten  fungierten  als  Notare,  Stadtrat 
Dr.  Rüder  war  Deputierter  des  Rates.  Gleich  bei  Beginn  der  Beratungen 
gab  der  Kramer  Friedrich  Metlau  einen  ..Protest"  dahingehend  zu  den 
Akten,  daß  man  in  der  Versammlung  nur  beraten,  nicht  aber  beschließen 
solle.  Dem  gab  die  Versammlung  indes  keine  Folge.  Einen  weiteren 
Protest  erhob  der  Kramer  Carl  Reinecke,  indem  er  betonte,  die  Vorver- 
handlungen bei  der  Kramerinnung  seien  nicht  ordnungsmäßig  geführt 
worden,  infolgedessen  sei  auch  diese  Generalversammlung  nicht  statthaft. 
Dieser  Protest  wurde  um  so  mehr  nur  zu  Protokoll  genommen,  als  Reinecke 
eine  Abstimmung  nicht  wünschte,  da  er  sich  vorbehalten  wolle,  seine  An- 
sichten der  Staatsregierung  unmittelbar  vorzutragen.  Weiter  wurde  noch 
ein  Antrag   Gerhardt   abgelehnt,    welcher  auf  Verlegung   der   Generalver- 


9ä)  Hd.  Vereinigung,  Fol.    16  b. 
")  Ebenda,  Fol.  44  ff. 
10°)  Ebenda,  Fol.   53. 
101)  Ebenda.  Fol.  83  ff. 
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Sammlung  auf  eine  gelegenere  (Abend-)  Zeit  und  nach  einem  „passenderen" 
Ort  —  die  Versammlung  tagte  Y2  3  Uhr  nachmittags  im  Saale  der  Börse 
am  Naschmarkt  —  zielte.  Endlich  ging  man  über  einen  Antrag  des  Kramers 
Eduard  Prell,  welcher  „genauere  Trennung  der  Vermögensverhältnisse 
in  bezug  auf  die  Mehrberechtigung  der  Kramer  gegen  die  Mitglieder  des 
Großhandelsstandes"  und  „Ausgleichung  der  Mitglieder  beider  Korpora- 
tionen" verlangte,  zur  Tagesordnung  über,  indem  der  Senior  der  Handlungs- 
deputierten, Gustav  Harkort,  hervorhob,  „daß  über  die  Vereinigung  selbst 
als  unter  beiden  Korporationen  vereinbart,  ein  Vertrag  existiere  ,von  welchem 
von  keiner  Seite  wieder  abgegangen  werden  könne."  Das  war  ein  offen- 
barer Irrtum,  der  später  mit  Recht  von  den  Gegnern  der  Vereinigung 
vorgehalten  wurde,  denn  von  irgendwelchem  Vertrage,  noch  dazu  einem 
solchen,  der  bindend  und  unauflösbar  war,  konnte  keine  Rede  sein.  Es 
wurden  nun  (und  am  19.  November  102)  in  Fortsetzung  der  Beratungen) 
die  einzelnen  Paragraphen  des  Statutenentwurfs  durchgegangen.  Wiederum 
gab  der  Kramer  Reinecke  einen  Protest  zu  den  Akten.103)  Er  wandte  sich 
in  diesem  gegen  die  eben  erwähnte  Behauptung  Harkorts  und  zog  zu  diesem 
Zwecke  den  §  68  der  Ausführungsverordnung  des  Gewerbegesetzes104)  an, 


102)  Protokoll  ebenda,  Fol.   106. 

103)  Ebenda,  Fol.    1 10. 

10*)  Die  für  die  folgenden  Ausführungen  wichtigsten  Gesetzesstellen  lauten: 
Aus  dem  Gewerbegesetz  vom  15.  Oktober  1 86 1 :  (§  93)  „Zu  Beschlüssen 
einer  Innung  genügt  im  allgemeinen  die  einfache  Stimmenmehrheit.  Dagegen 
erfordern  Beschlüsse  a.  über  die  Vereinigung  einer  Innung  mit  einer  oder  mehreren 
anderen  zu  einer  Genossenschaft,  b.  über  gänzliche  Auflösung  eines  Innungsverbandes 
c.  über  Statutenveränderungen  eine  Mehrheit  von  zwei  Dritteln  der  Stimmen  in  einer 
statutenmässig  und  unter  Angabe  des  Gegenstandes  der  Beschlussfassung  berufenen 
Generalversammlung".  (§  94.)  „Der  Ausführung  eines  nach  §  93  a  und  b  gefassteu 
Beschlusses  hat  die  Ordnung  der  Vermögensverhältnisse  der  Innung  mit  besonderer 
Berücksichtigung  der  etwa  vorhandenen  Passiven  vorauszugehen.  Das  nach  Abzug 
der  letzteren  übrigbleibende  Vermögen  darf  in  keinem  Falle  unter  die  Mitglieder 
verteilt  werden.  Löst  sich  eine  Innung  auf,  ohne  sich  mit  einer  anderen  zu  ver- 
einigen, so  fällt  jenes  Vermögen  der  Gemeinde  des  Innungssitzes  mit  der  Verpflich- 
tung zu.  zunächst,  soweit  solches  zureicht,  für  fortdauernde  Erfüllung  der  die  Innung 
selbst  überdauernden  Verbindlichkeiten  und  für  Erhaltung  der  von  der  Innung  be- 
gründeten gemeinnützigen  Anstalten  zu  sorgen." 

Aus  der  Ausführungsverordnung  dazu:  (§  68.)  „Alle  Beschlüsse  der  im 
§  93  des  Gewerbegesetses  erwähnten  Art  sind  der  Obrigkeit  anzuzeigen.  Zu  Ver- 
sammlungen, in  denen  über  die  in  §  93  des  Gewerbegesetzes  genannten  Gegenstände 
Beschluss  gefasst  werden  soll,  ist  ein  von  der  Obrigkeit  gegen  Erstattung  der  tax- 
mässigen  Gebühr  zu  stellender,  zum  Protokollieren  befähigter  Beamter  zuzuziehen, 
welcher  auch  das  Vorhandensein  der  an  dem  angeführten  Orte  gegebenen  Voraus- 
setzungen für  die  Gültigkeit  der  Beschlüsse  zu  konstatieren  hat.  Gleiches  gilt  von 
den  Innungsversammlungen,  in  denen  nach  §  7  des  Entschädigungsgesetzes  zum  Ge- 
werbegesetze über  Betretung  des  Rechtswegs  Beschluss  gefasst  werden  soll."  (§  69.) 
,.In  den  Fällen  §  93  des  Gewerbegesetzes  unter  a.  ist  der  Beschluss  zugleich  darauf 


—     8o     — 

indem  er  behauptete,  daß  auf  Grund  desselben  der  Protokollant 
in  der  nur  von  den  Kramern  (am  8.  April  1862)  besuchten  Versammlung 
von  der  Obrigkeit  hätte  gestellt  werden  müssen.  Nach  §  69  derselben 
Verordnung  seien  ferner  die  Vermögensverhältnisse  der  in  Verhandlung 
stehenden  beiden  Körperschaften  vorher  zu  regeln  gewesen.  Das  Ver- 
mögen der  Kramerinnung  sei  vom  Senior  der  Kramermeister  viel  zu  gering 
bemessen  worden.  Ein  Beschluß  auf  solch  unrichtigen  Unterlagen  sei 
aber  nun  und  nimmermehr  gültig  zu  nennen.  Reinecke  erklärte  schließlich 
alle  Beschlüsse  der  gemeinsamen  Generalversammlungen  vom  13.  und  19. 
November  1862  für  ungültig.  Kürzer  faßte  sich  ein  Protest  von  Eduard 
Prell  und  157  Genossen  —  man  hatte  also  mittlerweile  weidlich  Stimmung 
gemacht!105)  — ,  welcher  besagte:106) 

„Bevor  wir  in  der  gemeinschaftlichen  Beratung  der  Statuten  der 
Vereinigten  Kaufmannschaft  weitergehen,  legen  wir  nachstehenden 
Protest  auf  den  Tisch  des  Hauses  nieder:  Die  unterzeichneten  Mitglieder 
der  Kramerinnung  protestieren  gegen  alle  und  jede  Entäußerung 
ihrer  Rechte  an  den  Legaten  und  dem  Vermögen  der  Innung  überhaupt, 
so  lange  die  Herren  Kramermeister  nicht  genau  spezifizierte 
Schlußbilanz  vor  gelegt,  mit  Belegen  versehene  Rechnung  a  b  gelegt 
und  infolgedessen  vollständige  Decharge  seitens  der  Innungsgenossen 
erhalten  haben." 

Es  war  dies  ein  Verlangen,  dem  die  Kramermeister  nicht  Folge  zu 
geben  brauchten.  Noch  standen  ja  sämtliche  Organisationsgesetze  der 
Kramerinnung,  soweit  sie  die  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  und  nicht  die  Verbietungs- 
rechte  usw.  der  Innung  betrafen,  in  voller  Geltung.  Das  Statut  der  Innungs- 
verordneten  aber  bestimmte,  daß  nur  diesen  Vertrauensmännern  und  zwar 
nur  einmal  jährlich,  vor  dem  Michaelisquartal,  von  den  Kramermeistern 
Rechnung  zu  legen  sei.    Nach  dieser  Lage  der  Sache  und  insbesondere  nach 


zu  richten,  ob  die  neue  vereinigte  Innung  als  bestätigte  Innung  nach  5$  88  des  Ge- 
werbegesetzes fortbestehen  soll  oder  nicht.  Letzernfalls  ist  der  Beschluss  einem 
Auflösungsbeschlusse  gleich  zu  achten.  Ersternfalls  sind  die  nötigen  Einleitungen 
zur  Entwerfung  des  Statuts  für  die  vereinigte  Innung  und  zu  Ordnung  der  Vermögens- 
verhältnisse zu  treffen.  Bis  zur  Bestätigung  des  neuen  Statuts  bestehen  die  betreffen- 
den Innungen  in  ihrem  zeitherigen  Bestände  fort.  In  den  Fällen  §  93  unter  b  hat 
die  Obrigkeit  wegen  Wahrung  der  Vorschriften  in  §  14  des  Gewerbegesetzes  das 
Nötige  vorzukehren.  Beschlossene  Statutenveränderungen  gelangen  an  die  Kreis- 
direktion zur  Bestätigung.-' 

105)  Schon  am  Tage  vor  der  ersten  Versammlung  war  im  Leipziger  Tageblatte 
in  Nr.  316  vom  12.  November  1862  eine  kurze  Besprechung  des  Entwurfs  von 
anonymer  Seite  erschienen,  die  den  Zweck  hatte,  dass  sich  die  Genossen  möglichst 
zahlreich  zur  Generalversammlung  einfinden,  einer  Enbloc-Annahme  des  Entwuris 
widersprechen  und  zur  Feststellung  der  Statuten  durch  Abstimmung  nach  bestem 
Ermessen  das  Ihrige  beitragen  sollten.  Jedenfalls  stammte  der  Artikel  schon  von 
einem  protestierenden  Kram  er. 

106)  Hd.   Vereinigung,  Fol.    112. 
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Ansicht  des  Ratsdeputierten  Dr.  Rüder  konnte  man  einfach  zur  Tages- 
ordnung, d.  h.  zur  Fortsetzung  der  Statut-Beratung  übergehen  und  diese 
vollenden.  Zum  Schluß  stellte  Poppe  an  die  Versammelten  die  Frage: 
,,ob  das  vorgelegte  Statut  der  vereinigten  Kaufmannschaft  mit  den  nun- 
mehr beschlossenen  Abänderungen  von  der  Versammlung  angenommen 
werde?"  Das  Resultat  ergab  Annahme  des  Entwurfs,  denn  von  den  72  An- 
wesenden gaben  65  ihre  Zustimmung  und  7,  darunter  der  auf  seinen  Wunsch 
im  Protokoll  namentlich  angeführte  Kramer  Reinecke,  beantworteten  die 
Frage  mit  nein. 

Daß  man  dieses  Statut  nicht  einzeln,  d.  h.  in  einer  Kramerversammlung 
für  sich  und  in  einer  Grossohändlerversammlung  für  sich,  beraten  hatte, 
daß  man  ferner  bei  der  letzterwähnten  Abstimmung  über  seine  Annahme 
oder  Ablehnung  nicht  feststellte,  wie  viele  Kramer  und  wie  viele  Grosso- 
händler  unter  den  Anwesenden  stimmten,  daß  man  endlich  nicht  vor  den 
Verhandlungen  über  das  Statut  die  Vermögensverhältnisse  der  beiden 
Körperschaften  —  eine  jede  für  sich  selbstverständlich  —  geregelt  hatte, 
diese  Tatsachen  hatten  den  ersten  Anstoß  zu  den  langwierigen  Verhand- 
lungen gegeben,  die  nun  folgten  und  Rekurse  auf  Rekurse  und  viele,  teils 
recht  unwürdige  Auseinandersetzungen  zwischen  den  Beteiligten  und  vor 
dem  Publikum  in  der  Presse  mit  sich  brachten.  Wären  die  Statuten  auf  dem 
eben- angedeuteten,  aber  in  Wirklichkeit  nicht  eingehaltenen  Wege  zustande 
gekommen,  dann  wäre  die  Vereinigung  beider  Körperschaften  in  e  i  n  e  Ge- 
nossenschaft gesichert  gewesen.  Da  der  Entwurf  für  die  „Vereinigte  Kauf- 
mannschaft in  §  1  die  Rechte  einer  gewerblichen  Genossenschaft  im  Sinne 
von  §  88  des  neuen  Gewerbegesetzes  vom  15.  Oktober  1861  in  An- 
spruch nahm,  bedurfte  das  Statut  der  Bestätigung  der  vorgesetzten  Re- 
gierungsbehörde, also  der  Königlichen  Kreisdirektion  in  Leipzig.  Handlungs- 
deputierte und  Kramermeister  erstatteten  am  16.  Dezember  1862  lo:)  auf 
Grund  der  Bestimmung  von  §  6S  der  Ausführungsverordnung  zum  Gewerbe- 
gesetze dem  Rate  der  Stadt  Leipzig  Anzeige  von  dem  Beschlüsse  der  Ver- 
einigung beider  Körperschaften  und  überreichten  der  Stadtbehörde  den 
Statuten-Entwurf,  gleichzeitig  um  die  nötige  Berichterstattung  des  Rates 
an  die  Kreisdirektion  bittend.108) 

Die  Verhandlungen,  welche  nunmehr  begannen,  dürften  die  inter- 
essantesten verwaltungsrechtlichen  sein,  die  sich  an  das  Erscheinen  des 
Gewerbegesetzes  geknüpft  haben. 

Offenbar  lag  das  wesentlichste  Moment,  welches  einige  Krämer,  an 
ihrer  Spitze  Eduard  Prell  und  Carl  Eduard  Reinecke,  veranlaßte,  gegen  das 
bisherige  Verfahren  der  Kramermeister  in  der  Auflösungs-  bez.  Vereinigungs- 


107)  Ebenda,  Fol.    1296". 

108)  Den  Entwurf  der  Statuten  in  der  Fassung,  welche  zur  Bestätigung  eingereicht 
worden  ist,   gebe  ich   in   Anlage   IV  wieder. 
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angelegenheit  zu  protestieren,  in  der  Regelung  der  Innungsvermögens- 
verhältnisse, und  zwar  derart,  daß  das  Vermögen  in  der  Hauptsache  zur 
Nutznießung  der  Kramer  gedacht  wurde.  Prell  hatte  seine  diesbezügliche 
Ansicht,  wie  wir  noch  sehen  werden,109)  ganz  unumwunden  ausgesprochen. 
War  diese  seine  Meinung  in  dieser  offenen,  unverschleierten  Form  auch  erst 
sehr  spät  zum  Ausdruck  gelangt,  so  hat  sie  von  Anfang  der  Streitigkeiten  an 
in  den  Köpfen  der  Kramer  gewohnt,  denen  die  Aussicht  auf  eine  mehr  oder 
weniger  lukrative  Rente  doch  sehr  verlockend  war.  Sie  war  das  treibende  Rad. 

Doch  Prell  und  Genossen  versuchten  zunächst,  mit  Bedenken  gegen 
die  Formalitäten  in  dem  bisherigen  Gang  der  Verhandlungen  vorzugehen. 
Am  10.  Dezember  1862  versammelten  sich  57  Kramer,  welche  Prell,  Rei- 
necke und  Friedrich  Fduard  Schneider  beauftragten,  „ihre  (der  Kramer) 
Rechte  gegen  die  wegen  Vereinigung  der  Kramerinnung  mit  den  Grosso- 
händlern  zu  einer  neu  zu  errichtenden  Innung  und  des  von  dieser  anzu- 
nehmenden Statuts  gefaßten  Beschlüsse  wahrzunehmen.110)  Die  in  aller 
Form  erteilte  Vollmacht  sprach  die  Überzeugung  der  Kommittenten  aus, 
daß  die  bisher  „gefaßten  Beschlüsse  ungültig  und  insbesondere  für  die 
Kramer,  weil  dadurch  ihre  und  deren  Angehörigen  wohlerworbenen  Rechte 
zum  Teil  vernichtet  oder  geschmälert  werden,  unverbindlich  sind".  Sie  ver- 
langten verschiedene  Auskünfte  von  den  Kramermeistern  und  die  Einbe- 
rufung einer  weiteren  Generalversammlung.  Soweit  es  diesen  tunlich 
erschien,  wurden  die  gewünschten  Angaben  gemacht,  die  Generalver- 
sammlung jedoch  abgelehnt,  da  zunächst  der  Beschluß  der  Kreisdirektion 
über  den  vorgelegten  Statuten-Entwurf  zu  erwarten  sei. 

Dieser  war  der  genannten  Königlichen  Behörde  indessen  vom  Rate  der 
Stadt  gar  nicht  vorgelegt  worden,  sondern  der  Rat  hatte  —  vermutlich 
infolge  der  Anzeige  von  der  Wahl  des  Prell,  Reinecke  und  Schneider  —  die 
erste  Entscheidung  selbst  fällen  zu  müssen  gemeint.  So  hatte  er  denn  den 
Kramermeistern,  wie  der  Prellschen  Partei  mitgeteilt,  „daß  das  Statut  der 
Königlichen  Kreisdirektion  nicht  vorgelegt  werden  könne,  da  die  Be- 
stimmungen in  §  93c  des  Gewerbegesetzes  nicht  beachtet,  wenigstens  daß 
solches  geschehen,  nicht  nachgewiesen  worden  sei."  Daß  diese  Resolution 
nicht  allein  den  Vorständen  der  beiden  vertragschließenden  Körper- 
schaften, den  Kramermeistern  und  den  Handlungsdeputierten,  sondern 
auch  Prell  und  Genossen  zugleich  eröffnet  worden  war,  haben  die  ersteren 
der  Kreisdirektion  als  „eine  Überschreitung  der  dem  Rate  zustehenden  Be- 
rechtigung"   bezeichnet.111) 

Die  beiden  Vorstände  legten  dem  Rate  noch  einmal  den  Gang  der  Ver- 
handlungen klar  dar,   indem  sie  ihre  Ansicht,   daß  sie  ganz  legal  vorge- 


109)  Siehe  Seite   105/6. 

110)  Kr.I.  a.    A.  II,  Fol.  2  ff.      In    der    Generalversammlung   vom    Tage    darauf 
(11.  XII.)  kam  man  zu  keiner  Einigung;  siehe  K..-I.  Neugestaltung,  1862,  Fol.  157  ff. 

Ul)  Kr.-I.  a.  A.  II,  Fol.  20. 
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gangen  seien,  vertraten,112)  und  baten  erneut  darum,  der  Kreisdirektion  die 
Statuten  vorzulegen,  oder  aber,  falls  der  Rat  seine  erste  Ansicht  nicht  ändern 
sollte,  die  Eingabe  als  Rekurs  zu  betrachten  und  sie  mit  Unterlagen  an  die 
genannte  Regierungsbehörde  weiterzugeben. 

Prell  und  Genossen  erließen  mittlerweile  ein  gedrucktes  Rundschreiben 
an  die  Kramer,  in  dem  sie  die  jeder  weiteren  Motivierung  (inwiefern  dem 
§  93  c  des  Gewerbegesetzes  zuwidergehandelt  worden  sei)  entbehrende  Re- 
solution des  Leipziger  Stadtrates  bekannt  gaben.  Der  Resolution  folgten 
in  diesem  Zirkular  folgende  Sätze: 

„Der  Stadtrat  hat  befunden,  daß  die  demselben  zur  Bestätigung  vorge- 
legten Statuten  der  vereinigten  Kaufmannschaft  nicht  gemäß  den  Be- 
stimmungen §  93  des  Gewerbegesetzes  und  des  zu  diesem  gehörigen  §  68  der 
Ausführungsverordnung  zustande  gekommen  seien.  Nach  denselben  hätte 
der  zugrunde  liegende  Beschluß  mit  einer  Mehrheit  von  zwei  Dritteilen  der 
Stimmen  in  einer  statutenmäßig  und  unter  Angabe  des  Gegenstandes  der 
Beschlußfassung  berufenen  Generalversammlung  der  Kramer  gefaßt  werden 
müssen.  Der  Rat  habe  daher  beschlossen,  die  Herren  Kramermeister  und 
Handlungsdeputierten  auf  deren  fragliche  Eingabe  dahin  zu  bescheiden,  daß 
zuvörderst  anderweit,  unter  Beobachtung  der  Bestimmungen  §  39  des  Ge- 
werbegesetzes und  §  68  der  Ausführungsverordnung  eine  Generalversamm- 
lung' der  Kramer  und  in  dieser  die  Beratung  der  Beschlußfassung  über  die 
Statuten  der  neu  zu  errichtenden  Innung  zu  veranstalten  sei." 

Zeile  für  Zeile  war  diese  Ausführung  in  Anführungszeichen  gesetzt, 
so  daß  die  Annahme  nur  allzu  nahe  lag,  daß  diese  Interpretation  der  Rats- 
resolution Wort  für  Wort  vom  Rate  selbst  gegeben  war,  um  so  mehr, 
als  der  ganze  übrige  Text  des  Zirkulars  ohne  Anführungszeichen  als  Dar- 
stellungen des  Prell  und  Genossen  erschien.  Die  Kramermeister  nahmen 
diese  von  Prell  und  Genossen  verschickte  Interpretation  als  vom  Rate  amt- 
lich gegeben  auf.     Jedoch  sie  sagten:114) 

,,Ob  sie  (Prell  usw.)  die  von  ihnen  aufgestellte  Interpretation  aus  ihrem 
Kopfe  entnommen  haben  oder  ihnen  dieselbe  bei  der  Eröffnung  der  Reso- 
lution gleich  mit  zuteil  geworden  ist,  läßt  sich  zwar  aus  ihrer  Darstellung 
nicht  entnehmen,  ist  aber  auch  insofern  von  untergeordneter  Bedeutung, 
als  derselben  schon  wegen  der  mangelnden  Notiz  in  den  Akten115)  und  ihrer 
Formenlosigkeit  jeder  offizielle  Charakter  abgeht." 

Daß  die  Kramermeister  die  Interpretation  doch  für  eine  amtliche 
hielten  und  sie  demnach  für  maßgebend  erachteten,  geht  aus  den  Worten 
hervor,  mit  denen  sie  fortfuhren: 


1U)  Eingabe  vom   19.  Jannuar   1863,  Kr.-I.  a.  A.  II,  Fol.    13  ff. 
113)  Ebenda,  Fol.  9. 
«*)  Hd.  Angeleg.  HI,  Fol.  78  b. 

115)  Die  Akten  RA.  K.  2133,  Fol.  39  enthalten  lediglich  die  kurze  Resolution. 
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„Jedenfalls  läßt  sich  aber  daraus  erkennen,  nach  welcher  Seite  hin  die 
Förmlichkeiten  der  Verhandlungen  angefochten  werden  sollen." 

Jedenfalls  muß  man  den  Verfassern  des  Zirkulars  nachsagen,  daß  sie 
die  Adressaten  des  letzteren,  die  Kramer,  offenbar  glauben  machen 
wollten,  daß  die  Interpretation  eine  amtliche  war.  Fuhr  doch  das 
Zirkular,  unmittelbar  im  Anschluß  an  die  Interpre- 
tation,   fort  (man  beachte  die  gesperrt  gedruckten  Worte): 

,,Nach  diesem  auf  dem  Gesetze  ruhenden  Beschluß  des  Stadt- 
rats ist  demnach  der  die  Rechte  der  Kramer  in  vielen  Teilen  verletzende 
Statutenentwurf  der  vereinigten  Kaufmannschaft,  sowie  alle  damit 
zusammenhängende  Verhandlungen  für  ungültig  erklärt.  .  .  Eine  Ver- 
einigung der  beiden  Korporationen  unter  diesem  Statut  halten  wir  für  un- 
gültig. Wir  Kramer  würden  das  Eigentumsrecht  an  das  schöne  Vermögen 
der  Innung  weggeben,  ohne  zu  wissen,  was  mit  demselben  geschieht,  ohne 
zu  wissen,  ob  wir  jemals  wieder  eine  Berechtigung  an  dasselbe  erlangen 
werden."  Die  Erfahrung  in  den  gemischten  Versammlungen  habe  gelehrt, 
wie  man  die  Gleichberechtigung  der  Kramer  auffasse  und  wie  man  sie 
zu  ehren  wisse.  Die  Kramer  würden  gänzlich  verschwinden,  ihr  Ver- 
mögen zu  Zwecken  verwendet,  die  noch  im  Dunkeln  schweben  und  entweder 
ihrem  Interesse  und  Wünschen  entsprechen  oder  nicht.  „Zu  verschiedenen 
Malen  wurde  in  den  Versammlungen  hervorgehoben,  daß  die  Vereinigte 
Kaufmannschaft  eine  Gesellschaft  bilden  würde  von  Auserwählten,  eine 
Elite  der  Kaufmannschaft.  Ob  wir  Kramer  mit  unserer  Einlage  von 
ca.  150  000  Talern  diese  Elite  bilden  würden,  oder  ob  die  Grossohändler  mit 
ihrer  Einlage  von  ca.  40  000  Talern  hauptsächlich  darauf  Anspruch  machen, 
das  würde  die  nächste  Zukunft  lehren.  Wie  sich  dieses  auch  gestalten  würde, 
die  Errichtung  einer  solcher  Kaste  auf  Grund  der  durch  Abschaffung  der 
Innungen  hervorgerufenen  freieren  Institutionen,  scheint  uns  mehr  als  unge- 
rechtfertigt, und  glauben  wir  einem  solchen  Bestreben  entschieden  ent- 
gegentreten zu  müssen." 

Einer  Vereinigung  mit  den  Grossohändlern  glaubten  Prell  und  Genossen 
nicht  entschieden  entgegentreten  zu  dürfen,  waren  jedoch  der  Ansicht,  daß 
eine  solche  nur  das  Zusammenlegen  der  beiderseitigen  Vermögen  bezwecken 
könne.  Durch  die  Errichtung  von  Handelskammern  seien  beide  Korpora- 
tionen bereits  vereinigt  und  gleichberechtigt  unter  gesetzlicher  Vertretung. 
Die  Mitglieder  der  Handelskammer,  welche  aus  der  gesamten  Kaufmann- 
schaft gewählt  seien,  hätten  die  Pflicht,  alles  das  zu  tun,  was  die  projektierte 
Vereinigte  Kaufmannschaft  zu  tun  verspreche.  Erfüllten  die  ersteren  ihre 
Pflicht,  so  sei  die  letztere  ohne  allen  Zweck.  Die  Kräfte  würden  dadurch 
nur  zersplittert,  die  Zeit  der  Vertreter  unnötig  in  Anspruch  genommen. 
Eine  Vereinigung  sei  daher  weder  nötig,  noch  nützlich,  vielmehr  sei  es  für  die 
Kramerinnung  am  zweckmäßigsten,  wenn  sie  für  sich  allein  bestehen  bleibe 
und    für   sich   allein   neue,    den   Bestimmungen   des   Gewerbegesetzes   ent- 
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sprechende  Statuten  entwerfe.  Dieselbe  könne  dann  ihr  Vermögen  zum 
Nutzen  der  ganzen  Innung  selbständig  verwalten  und  das  Wohl  ihrer  Ge- 
nossen damit  fördern.  Schon  hier  kam  dann  zum  Ausdruck,  was  in  der 
Zukunft  wahr  gemacht  wurde:  „In  diesem  Sinne  werden  wir  unter  Hinzu- 
ziehung eines  Komitees  einen  neuen  Statutenentwurf  beraten  und  den- 
selben binnen  kurzem  den  Innungsgenossen  zur  Beratung  vorlegen." 

Den  Kramermeistern  war  dieses  Zirkular,  das  als  Anhang  die  am 
24.  August  1862  abgeschlossene  Bilanz,  das  Inventarium  und  eine  Zu- 
sammenstellung der  Legate  der  Kramerinnung  enthielt,  zugegangen.  Der 
Inhalt  veranlaßte  sie  nunmehr  —  der  Rat  hatte  die  Sache  als  Rekurs  tat- 
sächlich weitergegeben  —  der  Königlichen  Kreisdirektion  eine  weitere  Ein- 
gabe zu  unterbreiten,  der  sie  die  in  dem  Zirkulare  als  Formwidrigkeiten 
angeführten  Momente  zugrunde  legten  und  in  der  sie  dieselben  mit  den  nach 
ihrer  Ansicht  aus  der  bestehenden  Gesetzgebung  sich  darbietenden  Gründen 
bekämpften.116)  Unerfindlich  sei,  wie  Prell  und  Genossen  die  Legalität  der 
Beschlüsse  der  Kramerinnung  vom  8.  April  1862  in  Zweifel  stellen  könnten. 
Zwei  Drittel  der  Anwesenden  hätten  die  Vereinigung  beschlossen  (122 
gegen  6),  die  Beanstandung  dieser  zwei  Drittel  sei  nur  zu  verstehen,  wenn 
Prell  und  Genossen  etwa  den  Begriff  „zwei  Dritteile"  so  auffaßten,  daß 
zwei  Drittel  der  gesamten  Kramer,  also  einschließlich  der  Kramer,  die 
der,  Versammlung  nicht  beigewohnt  haben,  stimmen  mußten.  Dieser  Auf- 
fassung widerspreche  das  Gesetz,  welches  wörtlich  fordert:  „Dagegen 
erfordern  Beschlüsse  .  .  .  eine  Mehrheit  von  zwei  Dritteln  der  Stimmen  in 
einer  statutenmäßig  ....  berufenen  Generalversammlung."  Das  bedeute 
selbstverständlich  nur  eine  Stimmenmehrheit  der  in  der  Versammlung  A  n  - 
w  e  s  e  n  d  e  n  ,  nicht  aber  aller  zum  Zutritt  zu  der  Versamm- 
lung Berechtigten.  Letzteres  würde  geradezu  eine  Unmöglichkeit 
sein,  die  das  Gesetz,  das  Gewerbefreiheit  und  Aufhebung  des  Zunftzwanges 
und  der  Innungen  in  der  bisherigen  Form  wolle,  an  deren  Stelle  gewerbliche 
Genossenschaften  mit  freier  Bewegung  und  Selbstverwaltung  kommen 
sollen,  gar  nicht  verlangen  könne. 

Interessant  sind  die  statistischen  Daten,  welche  die  Kramermeister  an- 
fügen, um  die  Unmöglichkeit  eines  Zweidrittelmehrheitsbeschlusses  im  von 
ihnen  angefochtenen  Sinne  zu  beweisen.  Es  heißt:  Von  den  rund  700  Mit- 
gliedern der  Kramerinnung  sind  11S  Witwen  und  Kinder  verstorbener  Mit- 
glieder, denen  nach  den  allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen  das  Stimm- 
recht an  sich  nicht  zusteht.  Von  den  übrigen  befinden  sich  64  in  freiwilliger 
oder  unfreiwilliger  Abwesenheit  und  von  den  hiernach  noch  vorhandenen  sind 
120  notorisch  ohne  Geschäft,  mithin  ohne  Interesse  für  die  Gestaltung  der 
Genossenschaft  überhaupt.  Die  bei  weitem  größte  Anzahl  der  hiernach 
interessierten   Kramer  ist.   weil  sie   Kleinhändler  sind,   durch  ihre  Detail- 


116)  Kr.-I.  a.  A.  II.  Fol.  21. 
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geschäfte  so  an  die  Verkaufsstätte  gebunden,  daß  sie  ihr  Geschäft  für  die 
Zeit  zuschließen  müßten,  wenn  sie  es  behufs  des  Besuches  einer  Versamm- 
lung verlassen  wollten,  dies  aber  weder  tun,  noch  billigerweise  zu  tun  ange- 
halten werden  können,  weil  ihre  Existenz  dadurch  wesentlich  beeinträchtigt 
werden  dürfte.  Es  sei  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  schon  ein  „großes 
Resultat",  128  stimmberechtigte  Kramer  zusammenzubringen,  nur  die 
Wichtigkeit  des  zu  verhandelnden  Gegenstandes  habe  dieses  erzielen  können. 
Der  Gesetzgeber  habe  sicher  alle  Schwierigkeiten  gekannt,  die  sich  dem  Zu- 
sammenbringen einer  nach  dem  Gesamtbestande  der  Mitgliederzahl,  also 
relativ  bemessenen  Anzahl  von  Mitgliedern  einer  Genossenschaft  ent- 
gegenstellen und  selbstverständlich  sind,  er  habe  sie  sicher  auch  ins  Auge 
gefaßt,  indem  er  bei  der  §  93  des  Gewerbegesetzes  getroffenen  Bestimmung 
nur  die  in  der  Generalversammlung  erschienenen  Personen  bei  der  Ab- 
stimmung in  Betracht  zog. 

Wenn  Prell  und  Genossen  von  einer  „statutenmäßig  und  unter  Angabe 
des  Gegenstandes  berufenen  Versammlung  der  Kramer"  in  ihrem  Zirkulare 
sprächen,  so  müßten  die  Kramermeister  sagen,  daß  sie  eher  zu  viel  als  zu 
wenig  in  dieser  Beziehung  getan  hätten.  Obgleich  sie  durch  die  Kramer- 
ordnung die  Mitglieder  nur  durch  den  Kramerboten  zu  entbieten  brauchten, 
hätten  sie  nicht  nur  durch  mehrmalige  öffentliche  Bekanntmachung  mit 
Angabe  des  zu  verhandelnden  Gegenstandes  in  der  Presse,  sondern  auch  noch 
durch  Karten  ,  für  deren  richtige  Behändigung  an  jeden  einzelnen  Kramer 
der  Innungsbote  hafte,  zu  der  Versammlung  eingeladen. 

Woher  Prell  und  Genossen  die  Notwendigkeit  ersehen  wollten,  daß  der 
Ratsdeputierte  selbst  protokollieren  müsse,  ist  den  Kramermeistern 
unbekannt.  Im  §  68  der  Ausführungsverordnung  stehe  nur,  daß  ein  von  der 
Obrigkeit  zu  stellender,  zum  Protokollieren  befähigter  Beamter  zuzuziehen 
sei,  welcher  auch  das  Vorhandensein  der  am  angeführten  Orte  angegebenen 
Voraussetzungen  für  die  Gültigkeit  der  Beschlüsse  zu  konstatieren  habe. 
Eine  Bestimmung,  nach  welcher  er  selbst  protokollieren  müsse,  existiere 
nicht,  seine  Befähigung  dazu  sei  jedenfalls  nur  deshalb  vorgeschrieben, 
damit  er,  falls  ein  des  Protokollierens  Kundiger  nicht  vorhanden  ist,  ein- 
springen könne  und  damit  er  durch  seine  Unterschrift  die  Beobachtung 
alles  dessen,  was  gesetzlich  vorgeschrieben  ist,  mit  dem  Bewußtsein  der 
Richtigkeit  attestieren  könne. 

Die  Kramermeister  verwahrten  sich  schließlich  dagegen,  daß  sie  bei  der 
Ausführung  des  ihnen  durch  die  Beschlüsse  der  Kramerversammlung  vom 
8.  April  1862  und  der  gemeinsamen  Versammlungen  mit  den  Grossohändlern 
zuteil  gewordenen  Aufträge  „zur  Partei  werden  würden  und  mit  einzelnen 
Mitgliedern  einer  Innung  in  Berührung  kommen  könnten".  Sie  weisen  ferner 
darauf  hin,  daß  der  Rat  die  Resolution  Prell  und  Genossen  nicht  hätte  er- 
öffnen dürfen:  „So  lange  es  noch  nicht  dem  Gesetz  entspricht,  die  Resolution 
öffentlich  bekannt  zu  machen,   so  lange  erachten  wir  uns  für  berechtigt, 
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die  auf  unsere  Eingaben  gefaßten  Resolutionen  als  für  uns  ausschließlich 
bestimmt  zu  betrachten,  und  jede  Mitteilung  an  andere  als  die  hierzu 
amtlich  berufenen  Personen  für  ungerechtfertigt  anzusehen." 

Auch  Prell  und  Genossen  traten  —  am  2.  Februar  1863  —  in  einer 
Eingabe  an  die  Königliche  Kreisdirektion  heran.  Sie  beriefen  sich  auf  das 
ihnen  von  einigen  Mitgliedern  der  Kramerinnung  erteilte  Mandat  und  pro- 
testierten gegen  die  Statuten.  Die  Kramer  seien  durchaus  im  Unklaren  über 
die  Vermögensverhältnisse  der  beiden  Korporationen.  Poppe  habe  in  der 
Versammlung  der  Kramerinnung  vom  8.  April  1862  eine  unrichtige  Be- 
rechnungsweise zugrunde  gelegt.  Entgegen  der  von  Poppe  in  dieser  Ver- 
sammlung „zwar  nicht  protokollierten,  jedoch  durch  das  Zeugnis  vieler 
Teilnehmer  nachweisbaren  ausdrücklichen  Zusage",  das  Statut  zunächst 
in  einer  lediglich  von  Kramern  besuchten  Versammlung  zu 
beraten,  sei  es  in  den  gemeinsamen  Sitzungen  der  Kramer  und  der 
Großhändler  vorgelegt  und  genehmigt  worden.  Alle  von  Prell  und  anderen 
Kramern  eingereichten  Proteste  seien  unverlesen  und  unbeachtet  geblieben. 
Prell  und  Genossen  weisen  auf  die  Rechte  hin,  die  ihnen  nach  der  bisherigen 
Kramerordnung  zustanden  und  die  sie  durch  Geldleistungen  erworben 
hatten  und  die  ihnen  nun  durch  das  neue  Statut  teils  geschmälert,  teils 
genommen  werden  sollten:  „Nach  Maßgabe  des  §  55  des  Statuts  sollen  außer 
den  dermaligen  705  Mitgliedern  der  Kramerinnung  auch  alle  dermaligen 
Grossohändler  und  Teilhaber  der  Grossohandels-  und  der  Kramerfirmen, 
das  sind,  da  es  jetzt  342  Grossohändler,  194  Teilhaber  an  den  Firmen  solcher 
und  131  Teilhaber  an  Kramerfirmen  gibt,  zusammen  667  Personen  die  Mit- 
gliedschaft in  der  zu  bildenden  neuen  Innung  und  den  Mitgenuß  an  dem 
großen  Vermögen  der  Kramerinnung  erhalten,  ohne  Eintrittsgeld  zu  ent- 
richten, und  übrigens  soll  das  von  andern  zu  entrichtende  Eintrittsgeld  nach 
§  14  nur  30  Taler  betragen.  Die  erwähnten  667  Personen  sollen  trotz  ihrer 
unentgeltlichen  Aufnahme  in  die  neue  Innung  mit  den  dermaligen  Mit- 
gliedern der  Kramerinnung,  welchen  §  55  das  Privilegium  der  Befreiung  von 
dem  auf  2  Taler  festgesetzten  jährlichen  Betrage  zur  Kasse  der  neuen 
Innung  erteilt  ist,  gleiche  Rechte  genießen,  namentlich  auch  nach  §  12 
Nummer  3,  5  die  Mitbenutzung  des  Börseninstituts,  wofür  sie  bisher  den 
besonderen  jährlichen  Beitrag  von  4  Talern  entrichten  mußten,  unter  gleichen 
Bedingungen  wie  diese  haben,  für  den  Handelsschulbesuch  ihrer  Söhne  eben- 
falls nur  drei  Viertel  des  gewöhnlichen  Schulgeldes  zahlen  und  an  den  Unter- 
stützungen, die  verarmten  Mitgliedern  und  deren  Witwen  und  Waisen 
gewährt  werden,  gleichen  Teil  haben. 

Was  die  durch  das  Statut  aufgehobenen  Rechte  betrifft,  so  sollen  zu- 
nächst, dies  folgt  aus  dem  Zusammenhange  derselben,  stillschweigend  die 
Witwen,  welche  die  dermaligen  Kramer  hinterlassen  werden,  nicht  unent- 
geltlich, und  die  Söhne  und  Töchter  der  dermaligen  Kramer  nach  Ableben 
beider  Eltern,  nicht  gegen  Entrichtung  von  bloß  4  Talern  Einschreibegeld. 


die  Mitgliedschaft  in  der  neuen  Innung  erlangen,  wie  sie  solche  bei  Fort- 
bestehen der  Kramerinnung  in  dieser  erlangt  haben  würden,  und  wegen  der 
Entziehung  dieser  wichtigen  Vorteile  soll  hinsichtlich  der  Kramersöhne  und 
-Töchter  nicht  und  hinsichtlich  der  Witwen  nur  mit  der  noch  dazu  bloß 
ratenweise  zu  geschehenden  Rückzahlung  des  einmaligen  Betrags  des  sogen. 
Weibergeldes  entschädigt  werden.  Auch  das  Recht,  ihre  Lehrlinge  die 
Handelsschule  für  nur  drei  Viertel  des  gewöhnlichen  Schulgeldes  besuchen 
zu  lassen,  sollen  die  dermaligen  Kramer  ohne  Entschädigung  verlieren. 
Dies  folgt  gleichfalls  stillschweigend  aus  dem  Zusammenhange  des  Statuts." 

Das  größte  Unrecht  aber  werde  durch  §  9  des  Statuts  denjenigen  bis- 
herigen Mitgliedern  der  Kramerinnung  zugefügt,  welche  ihr  Leipziger  Ge- 
schäft aufgegeben  haben  oder  künftig  aufgeben  würden,  das  Leipziger 
Bürgerrecht  oder  die  bürgerlichen  Ehrenrechte  verloren  hätten  oder  etwa 
künftig  verlieren  würden.  Denn  während  solche  nach  der  bisherigen  Ver- 
fassung der  Kramerinnung  vollberechtigte  Mitglieder  derselben  geblieben 
seien,  bez.  bleiben  würden,  so  würden  sie  nach  §  9  des  neuen  Statuts  von  der 
Mitgliedschaft  schlechthin  ausgeschlossen  und  ihrer  durch  bare  Geldlei- 
stungen erworbenen  wertvollen  Rechte  an  die  Innung  und  deren  Vermögen 
beraubt.  Zur  Beurteilung  der  Tragweite  dieser  Bestimmung  erwähnen 
Prell  und  Genossen,  daß  149  Bürger  Leipzigs  aus  dem  Handelsstande  die 
bürgerlichen  Ehrenrechte  zurzeit  nicht  besaßen  und  die  meisten  von  diesen 
Mitglieder  der  Kramerinnung  waren.  Von  ihnen  hätten  wiederum  die 
meisten  diese  Ehrenrechte  unverschuldet,  z.  B.  durch  Akkord,117)  verloren. 
Solchen  solle  am  wenigsten  eine  Hilfe  zum  Wiederemporkommen,  wie  sie 
aus  dem  Vermögen  der  Kramerinnung  geschaffen  werden  könne,  so  will- 
kürlich entzogen  werden. 

Sodann  gehen  Prell  und  Genossen  zu  den  nach  ihrer  Meinung  formellen 
Fehlern  der  bisherigen  Behandlung  der  Vereinigungsangelegenheit  über,  in- 
dem sie  die  bekannte  Behauptung  über  die  Protokollierung  und  die  Fest- 
stellung der  Voraussetzungen  für  die  Gültigkeit  der  Beschlüsse  durch  den 
Ratsdeputierten  von  neuem  aufstellen,  welche  Funktionen  jedoch  der 
Kramerkonsulent  und  ein  Notar  besorgt  hätten.  §  68  der  Ausführungs- 
bestimmungen verlange  (wenn  es  auch  nicht  ausdrücklich  gesagt  sei, 
so  verstehe  es  sich  von  selbst),  daß  der  Ratsdeputierte  selbst  proto- 
kolliere. Ferner  behaupten  Prell  und  Genossen,  daß  nach  §  94  des  Gewerbe- 
gesetzes vor  Beratung  des  Statuts  die  Vermögensverhältnisse  der  Innung 
hätten  geregelt  werden  müssen,  was  nicht  geschehen  sei.  Endlich  sei  es 
erforderlich  gewesen,  daß  die  Kramer  zuerst  für  sich  allein  in  besonderer 
Generalversammlung  das  Statut  beraten  mußten,  bevor  dies  in  gemein- 
samen Sitzungen  mit  den  Grossohändlern  geschah.  Aus  allen  diesen  Gründen, 
namentlich  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  des  §  65  der  Ausführungs- 


117 1   D.   i.   Zwangsvergleich  infolge   Zahlungsunfähigkeit. 


Verordnung  zum  Gewerbegesetze,  daß  bei  Prüfung  und  Bestätigung  des 
Statutes  einer  Innung  unter  anderem  darauf  gesehen  werden  solle,  das  nichts 
die  Rechte  Dritter  Gefährdendes  darin  enthalten  sei,  baten  Prell  und  Ge- 
nossen, das  Statut,  sobald  es  schon  vorgelegt  sei  oder  vorgelegt  werden  sollte, 
nicht  zu  bestätigen. 

Dem  Leipziger  Stadtrate  wurde  diese  Eingabe,  ebenso  wie  die  vorher 
geschilderte  der  Kramermeister  von  der  Königlichen  Kreisdirektion  zur  Be- 
rücksichtigung bei  dem  zu  erstattenden  Bericht  überwiesen. 

In  diesem  Berichte118)  beanstandete  der  Rat  zunächst,  daß  die  bei  den 
Versammlungen  am  13.  und  19.  November  1862  fungierenden  Notare  die 
Abstimmung  der  Kramerinnung  von  der  Abstimmung  der  Grossohändler 
nicht  getrennt  hatten.  Er  erkannte  an,  daß  bis  zur  ersten  dieser  beiden  ge- 
meinsamen Generalversammlungen  alle  Formalitäten  erfüllt  worden  waren, 
welche  das  Gewerbegesetz  vorschrieb.  Nur  insofern  finde  er  die  Be- 
stimmungen des  letzteren  nicht  befolgt,  als  man  sich  in  obigen  beiden  Ver- 
sammlungen mit  der  Abänderung  des  von  der  Kramerinnung  vorgelegten,  von 
der  letzteren  neu  entworfenen  Statutes  beschäftigt  habe.  Man  hätte  sich 
darauf  beschränken  müssen,  diesen  Entwurf  den  Großhändlern  zur  Er- 
klärung darüber  vorzulegen,  ob  sie  der  Kramerinnung,  welche  unter  dem 
Namen  „Korporation  der  vereinigten  Kaufmannschaft"  fortzubestehen 
beschlossen  habe,  beizutreten  willens  seien.  Der  Rat  berief  sich  darauf, 
daß  die  Großhändler  keine  Innung  bilden,  daß  also  §  93  a  des  Gewerbe- 
gesetzes nicht  in  Betracht  käme,  der  von  einer  Vereinigung  zwischen  zwei 
Innungen  rede.  Gesetzt  aber,  es  beständen  im  vorliegenden  Falle  zwei 
Innungen,  so  hätte  jede  von  beiden  den  Entwurf  selbständig  beraten 
müssen.  Die  Grossohändler  würden  nur  dann  zur  gemeinschaftlichen  Be- 
schlußfassung mit  der  Kramerinnung  berechtigt  gewesen  sein,  wenn  letztere 
sich  vorher  aufgelöst  und  sodann  mit  jenen  eine  neue  Genossenschaft  zu 
bilden  beschlossen  hätte  oder  wenn  sofort  nach  dem  Beschlüsse  der  Ver- 
einigung die  Grossohändler  nach  den  Bestimmungen  der  zurzeit  noch 
geltenden  Kramerordnung  als  Mitglieder  in  die  Kramerinnung  einge- 
treten wären.  Beides  sei  aber  nicht  der  Fall  gewesen.  Aus  alledem  zieht  der 
Rat  den  Schluß,  daß  die  Kramerinnung  lediglich  unter  ihren  seitherigen 
Mitgliedern  über  die  Statuten  abstimmen  durfte.  Den  Beschluß  der 
Innung,  als  Genossenschaft  fortzubestehen,  sah  der  Rat  in  dem  Innungs- 
beschluß vom  8.  April   1862. 

Dieser  Bericht  war  bereits  an  die  Kreisdirektion  unterwegs,  als  diese  die 
Eingaben  der  Kramermeister  und  des  Prell  und  Genossen  zur  Berück- 
sichtigung an  den  Rat  gelangen  ließ.  Letzterer  beschränkte  sich  darauf,  in 
Kürze  darzulegen,  daß  diese  Eingaben  seine  Meinung  nicht  zu  ändern  ver- 
möge, die  er  in  seinem  Bericht  zum  Ausdruck  gebracht  habe.119) 


118)  RA.  K.  2133.  I,  Fol.  53  ff. 

119)  Ebenda,  Fol.    103. 
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Am  ii.  März  1863  fällte  die  Königliche  Kreisdirektion  ihre  Ent- 
scheidung,120) indem  sie  den  Rekurs  der  Kramermeister  und  Handlungs- 
deputierten als  ungerechtfertigt  verwarf.  Sie  schloß  sich  der  Anschauung 
des  Rates  an,  daß  das  Statut  der  Vereinigten  Kaufmannschaft  nicht  in  völlig 
legaler  Weise  zustande  gekommen  sei,  vermochte  jedoch  nicht,  sich  der 
Ratsbegründung  allenthalben  anzuschließen.  Die  Kreisdirektion  erklärte, 
daß  für  die  formelle  Erledigung  der  Vereinigungsangelegenheit  zunächst 
§  93  c  des  Gewerbegesetzes  maßgebend  sei.  Das  Hauptmoment  sei  die  Um- 
gestaltung der  Kramerinnungsverfassung.  Die  unter  Beobachtung  der  in 
§  93  des  Gewerbegesetzes  und  §  68  ff.  der  Ausführungsverordnung  voll- 
zogene Abänderung  der  Kramerordnung  sei  zugleich  präjudiziell  für  die 
Verschmelzung  der  beiden  Handelskorporationen.  Damit  sei  eine  vorherige 
bez.  gleichzeitige  Vereinbarung  der  beiden  Genossenschaften  über  die  gegen- 
seitigen Bedingungen  und  über  die  Modalität  der  Verschmelzung  keines- 
wegs ausgeschlossen  und  es  sei  für  die  Legalität  des  sonstigen  Verfahrens 
einflußlos,  ob  die  betreffenden  Verhandlungen  gemeinschaftlich  von  beiden 
Korporationen  oder  von  jeder  gesondert  vorgenommen  wurden.  „Allein  die 
Umgestaltung  der  Kramer-Zunftverfassung  selbst,  mit  anderen  Worten  die 
Statutenänderung  dieser  Korporation  konnte,  nachdem  einmal  das 
Fortbestehen  derselben  entschieden  war,  schlechterdings  nur  nach 
§  93  c  erfolgen,  also  namentlich  nur  in  der  Weise,  daß  jene  Änderungen  des 
Statuts  —  der  Kramerordnung  —  in  einer  legal  berufenen  Innungs- 
versammlung von  mindestens  zwei  Dritteln  der  Erschienenen  angenommen 
wurden."  Dieser,  den  gesetzlichen  Bestimmungen  allein  entsprechende 
Gang  sei  nicht  eingehalten  worden.  Das  neue  Statut,  das  an  die  Stelle  der 
Kramerordnung  zu  treten  bestimmt  war,  sei  zusammen  mit  den  Grosso- 
händlern  beraten  worden,  und  zwar  ohne  Sonderung  der  Stimmenzahl,  ,,so 
daß  nicht  einmal  darüber,  inwieweit  von  den  beteiligten  Mitgliedern  der 
Kramerinnung  zwei  Drittel  für  die  in  Frage  stehende  Statuten- 
änderung gestimmt  haben."  Somit  sei  der  Stadtrat  im  Recht  gewesen, 
wenn  er  entschied,  daß  das  Statut  nicht  bestätigt  werden  konnte,  und  die 
beteiligten  Korporationen  wüßten  nunmehr,  was  sie,  als  bisher  versäumt, 
nachzuholen  hätten. 

Was  die  von  Prell  und  Genossen  erhobenen  formellen  Ausstellungen 
betrifft,  vermochte  die  Kreisdirektion  zunächst  dasjenige,  was  in  bezug  auf 
mangelhafte  Beobachtung  der  in  §  68,  al.  1  der  Ausführungsverordnung  zum 
Gewerbegesetz  enthaltenen  Vorschrift  daselbst  gesagt  ist,  ebenfalls  nicht 
für  ganz  unbegründet  zu  erkennen.  .,Es  handelt  sich  bei  der  in  Rede  stehen- 
den Formalität  allerdings  nicht  um  Zuziehung  eines  obrigkeitlichen  De- 
putierten im  Sinne  §  92,  al.  3  des  Gewerbegesetzes,  §  64  ff.  der  Ausführungs- 
verordnung, sondern  um  einen  von  der  Innungsobrigkeit  aus  der  Zahl  ihrer 


120)  Kr.-I.  a.   A.  II,  Fol.   33  ff. 


—     91     — 

Beamten  zu  stellenden  Protokollführer;  auch  konnte  der  zuerst  gedachten 
Vorschrift  (§  68)  durch  die  bloße  Mitvollziehung  des  Protokolls  seitens  des 
Ratsdeputierten  um  so  weniger  genügt  werden,  als  gerade  auf  die  notariellen 
Protokolle,  welche  vorzugsweise  die  Beurkundung  der  Formalien  bezwecken, 
sich  nicht  erstreckt  hat."  Die  Kreisdirektion  erklärte  zwar,  daß  diese 
Formwidrigkeiten  zwar  nicht  zur  Nullität  des  Verhandelten  führen  könne, 
daß  aber  künftig  die  in  Rede  stehende  Vorschrift  strenger  in  Obacht  zu 
nehmen  sei. 

Unrichtig  dagegen  sei  die  Behauptung  von  Prell  und  Genossen,  daß 
vor  Ausführung  der  am  8.  April  1862  gefaßten  Beschlüsse  nach  §  94  des  Ge- 
werbegesetzes die  Vermögensverhältnisse  der  Kramerinnung  zu  ordnen 
gewesen  wären.  Die  betreffende  Vorschrift  in  §  94,  al.  1  schlage  hier  über- 
haupt nicht  ein,  da  es  sich,  wie  bereits  gesagt,  lediglich  um  einen  nach  §  93  c 
zu  beurteilenden  Fall  handele. 

„Im  übrigen  ist,  soviel  die  von  Prell  und  Genossen  eingelegte  Pro- 
testation und  insonderheit  den  gegen  das  Materielle  der  Beschlüsse  erhobene 
Widerspruch  anlangt,  darauf  zurzeit  nicht  weiter  einzugehen,  und  mag 
hierzu  im  allgemeinen  noch  bemerkt  werden,  daß,  abgesehen  davon,  ob 
einzelne  derartige  Ausstellungen  vielleicht  bei  künftiger  Prüfung  des 
Statutenentwurfs  zur  Berücksichtigung  gelangen  werden,  doch  jedenfalls 
daran  festzuhalten  sein  wird,  daß  von  einem  Parteienverhältnis  zwischen  Ma- 
jorität und  Minorität  —  wie  es  jetzt  von  den  Vertretern  der  letzteren  auf- 
gefaßt zu  werden  scheint  —  in  keiner  Weise  die  Rede  sein  kann,  am  wenigsten 
insoweit,  daß  gegenüber  den  in  legaler  Weise  gefaßten  resp.  noch  zu  fassenden 
Majoritätsbeschlüssen  dem  ,, Proteste"  einer  Minorität  entscheidender  Ein- 
fluß zugestanden  werden  möchte." 

Dieser  und  jener  Punkt  der  Entscheidung  der  Königlichen  Kreis- 
direktion, in  welchem  die  Zweidrittelmehrheit  der  K  r  a  m  e  r  verlangt  wird, 
bildeten  die  wesentlichsten  Momente  der  obrigkeitlichen  Auslassung,  die 
beiden  Rekurrenten,  sowohl  Kramermeistern  und  Handlungsdeputierten, 
als  Prell  und  Genossen  Anlaß  zu  erneutem  Rekurs  gab.  Erstere  ergriffen 
dieses  Rechtsmittel  am  30.  März  1863  121)  und  begründeten  diesen  Schritt 
in  ausführlicher  Schrift  vom  14.  April  1863.122) 

Kramermeister  und  Handlungsdeputierte  gaben  zu,  daß  für  die  for- 
melle Behandlung  der  Angelegenheit  §  93c  maßgebend  erscheine,  konnten 
aber  ihr  Einverständnis  hinsichtlich  der  Folgerungen  nicht  erklären,  welche 
die  Kreisdirektion  daraus  bezüglich  der  Abstimmung  über  die  vereinbarten 
Statuten  gezogen  hatte.  Sie  hielten  dieselben  vielmehr,  „auf  das  eigene  Raison- 
nement"  der  Kreisdirektion  gestützt,  für  unrichtig.  Die  Kreisdirektion  habe 
die  eingeleitete  Vereinigung  als  Hauptmoment  hingestellt,  durch  das  allein 


m)  Ebenda,  Fol.  37. 
122)  Ebenda,  Fol.  43. 
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schon  die  Umgestaltung  der  Kramerinnungsverfassung  mit  Notwendigkeit  be- 
dingt wurde ,  sie  habe  hiermit  selbst  anerkannt,  daß  in  dem  Beschlüsse  der 
Innung,  die  Grossohändlcr  aufzunehmen,  an  sich  eine  in  dieser  Richtung  sich 
kundgebende  Abänderung  der  Kramerordnung  gelegen  habe.  Dieser  Akt  sei 
aber  nicht  durch  Aufstellung  und  Vorlegung  der  Statuten  in  den  gemein- 
schaftlichen beiden  Sitzungen  vollzogen  worden,  sondern  bereits  vorher 
durch  den  Ausspruch  der  Kramerversammlung  vom  8.  April  1862.  Gegen 
die  Legalität  dieser,  die  nur  von  Kramern  besucht  war  und  in  der  nur 
Kramer  gestimmt  hatten,  habe  aber  niemand  einen  Einwand  zu  erheben 
vermocht.  Mit  deren  Beschlüssen  und  der  hierauf  erfolgten  Zustimmung 
der  Grossisten  sei  deren  Eintritt  in  die  Kramerinnung  (?) 
vorbehaltlich  ihrer  Weitergestaltung  und  hinzutretenden  Konfirmation  der 
Regierungsbehörde  hergestellt  gewesen  und  gleichzeitig  sei  der  Unterschied 
zwischen  Kramern  und  Grossohändlern  geschwunden  ( ?),  soweit  nicht  der 
ersteren  überall  berücksichtigte  Prärogative  in  Frage  kamen,  denn  abge- 
sehen von  diesen  sollten  die  Grossisten  dieselben  Rechte  erhalten  wie  die 
Kramer.  Nach  alledem  sei  ein  Unterschied  zwischen  Kramern  und  Grossisten 
in  den  beiden  gemeinschaftlichen  Versammlungen  vom  November  1862,  in 
denen  der  Statutenentwurf  beraten  wurde,  nicht  mehr  zu  machen  gewesen, 
er  hätte  nur  noch  „historische  Bedeutung".  Die  Mitglieder  beider  Kor- 
porationen seien  in  ihrer  Stimmenabgabe  gleichberechtigt  gewesen.  Die 
Grossisten  seien  (vorbehaltlich  höherer  Genehmigung)  bereits  Mitglieder 
der  Kramerinnung  gewesen. 

Von  dem  Grundsatze  „prineipiis  obsta"  zurücktretend,  hätten  sich 
die  Rekurrenten  bemüht,  auch  das  formelle  Bedenken,  welches  von  Rat 
und  Kreisdirektion  als  der  einzige  wesentliche  Mangel  der  Statutenange- 
legenheit bezeichnet  worden  sei,  durch  entsprechende  Feststellung  der 
Zweidrittelmajorität  zu  beseitigen.  Die  Abstimmung  über  die  Statuten  in 
der  Versammlung  vom  19.  November  1862,  gegen  deren  Legalität  kein  Ein- 
wand erhoben  worden  sei,  sei  mit  einer  Majorität  von  65  gegen  7  Stimmen 
erfolgt.  Sollten  letztere  7  wirklich  Kramer  gewesen  sein,  so  würde  eine  Ma- 
jorität von  14  Kramern  schon  genügen,  diese  zwei  Drittel  der  Stimmen 
herzustellen.  Rekurrenten  hätten  auf  Grund  der  Präsenzlisten  notariell 
beglaubigt  feststellen  lassen,  daß  selbst  dann  diese  Zweidrittelmajorität  bei 
weitem  überschritten  sei,  wenn  die  Stimmen  der  in  der  Versammlung  an- 
wesend gewesenen  Kramermeister  als  Antragsteller  nicht  mitgezählt  würden, 
was  zwar  gar  nicht  nötig  sei,  da  die  Kreisdirektion  jede  den  Kramermeistern 
etwa  innewohnende  Parteistellung  verneint  habe. 

Der  Rekurs  wendet  sich  sodann  gegen  die  Entscheidung  der  Kreis- 
direktion, nach  welcher  der  Ratsbeamte  hätte  Protokoll  führen  müssen, 
insonderheit  dagegen,  daß  die  Notariatsprotokolle  hätten  von  dem  obrig- 
keitlichen Deputierten  mit  vollzogen  werden  müssen,  und  beruft  sich  auf 
die  Xotariatsordnung  vom  3.  Juni  1859.    Der  Ratsdeputierte  habe  allen  An- 
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forderungen  in  seiner  Person  genügt,  welche  das  Gewerbegesetz  erfordere. 
Durch  die  Herbeiziehung  von  Notaren  neben  dem  Ratsdeputierten  hätten 
die  Korporationsvorstände  mehr  getan  in  bezug  auf  die  Formalitäten,  als 
das  Gewerbegesetz  vorschreibe.  Dieselben  bäten  nochmals  um  Bestätigung 
der  Statuten,  sollte  die  Kreisdirektion  jedoch  dieselbe  wiederum  versagen 
zu  müssen  glauben,  um  Einberichtung  dieses  Rekurses  an  das  Königliche 
Ministerium  des  Innern.  Die  Rekurrenten  berufen  sich  übrigens  in  dieser 
Schrift  auf  ein  zu  den  Akten  gegebenes,  sehr  klar  den  Gang  der  Verhand- 
lungen darstellendes  Expose  des  Ratsdeputierten  Dr.  Rüder,  der  dieselbe 
Anschauung  vertritt  wie  die  Kramermeister  und  Handlungsdeputierten, 
vor  allem  auch  bekundet,  daß  nach  den  legal  verlaufenen  Sonder  Ver- 
sammlungen der  Kramer,  bez.  der  Grossohändler,  beider  gemeinsame 
Verhandlungen  durchaus  unanfechtbar  seien.123) 

Dem  Rekurs  der  Korporations vorstände  stand  derjenige  von  Prell  und 
Genossen  gegenüber.124)  Diese  sagen:  Wenn  es  sich  um  die  Vereinigung 
zweier  seither  bestandenen  gewerblichen  Genossenschaften  —  im  engeren 
oder  weiteren  Sinne  des  Wortes  —  handele,  so  könne  weder  die  Frage,  ob 
dieselbe  dem  Interesse  einer  jeden  von  beiden  entspreche,  richtig  beant- 
wortet, noch  ein  auf  diese  Vereinigung  gerichteter  Beschluß  durch  Ent- 
werfung, Beratung  und  Annahme  eines  Statuts  für  die  neue  vereinigte  Ge- 
werbsgenossenschaft in  zweckmäßiger  und  niemandes  Rechte  verletzender 
Art  ausgeführt  werden,  bevor  die  Vermögensverhältnisse  einer  jeden  nach 
außen  und  nach  innen  —  in  letzterer  Beziehung  den  einzelnen  Mitgliedern 
als  solchen  gegenüber  —  so  geprüft,  geordnet  und  den  Beteiligten  bekannt 
geworden  sind,  daß  diese  eine  klare  Anschauung  gewinnen  können.  Diese 
Betrachtung  liege  ohne  Zweifel  der  Vorschrift  des  §  94  des  Gewerbegesetzes 
zugrunde,  daß  die  Ausführung  eines  nach  §  93a  über  die  Vereinigung  mehrerer 
Innungen  gefaßten  Beschlusses  die  Ordnung  der  Vermögensverhältnisse  der 
Innung  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  etwa  vorhandenen  Passiven 
vorausgehen  soll. 

Dieser  Grund  greife  aber,  da  es  in  oben  erwähnter  Beziehung  gleich- 
gültig sei,  ob  eine  Innung  mit  einer  andern  Innung  oder  mit  einer  Gewerbs- 
genossenschaft, die  keine  innungsmäßige  Verfassung  habe,  vereinigt  werden 
soll,  auch  im  vorliegenden  Falle  vollständig  Platz,  und  es  könne  wohl  keinem 
Zweifel  unterliegen,  daß  der  Gesetzgeber,  wenn  er  an  solche  Fälle,  wie  den 
vorliegenden,  gedacht  hätte,  die  in  §  93a  und  §  94,  alin.  1  und  2,  getroffene 
Bestimmung  ausdrücklich  darauf  erstreckt  haben  würde,  so  daß  also  hier 
eine  analoge  Anwendung  stattfinden  müsse. 

Es  dürfte  daher  der  Gesetzanalogie  ebenso,  wie  nach  der  Natur  der 
Sache  die  Ausführung  des  Beschlusses  über  die  Vereinigung  der  Kramer- 


123)  RA.  K.  2133.  I,  Fol.  96  ff. 
134)  Ebenda,   Fol.    139  u.    14 1  ff. 
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innung  und  des  Grossohandelsstandes  durch  Entwerfung  und  Annahme  des 
Statutes  für  die  künftige  Vereinigte  Kaufmannschaft  die  zunächst  von  jeder 
der  beiden  Genossenschaften  vorzunehmende  Ordnung  ihrer  Vermögens- 
verhältnisse vorangehen  müssen,  und  Prell  und  Genossen  hielten  sich  be- 
rechtigt, darauf  zu  dringen,  daß  das  neue  Statut  wenigstens  von  Seiten  der 
Kramerinnung  nicht  eher,  als  jene  Ordnung  erfolgt  ist,  beraten  und  be- 
schlossen werde.  Sie  wollen  diese  Beschwerde  auch  noch  ausdrücklich  gegen 
den  Ausspruch  der  Königlichen  Kreisdirektion  erstrecken,  daß  die  Be- 
stimmung unter  §  93a  des  Gewerbegesetzes  nicht  als  hier  einschlagend 
anzusehen  sei,  indem  sie  bemerken,  daß,  wenn  auch  die  Kramermeister 
und  Handlungsdeputierten  das  anerkannt  haben  sollten,  es  doch  von  ihnen, 
den  Kramern,  nicht  anerkannt  worden  sei. 

Wie  nötig  es  sei,  daß  der  Ausführung  des  Vereinigungsbeschlusses  die 
Ordnung  der  Vermögensverhältnisse  der  Kramerinnung  und  der  Handlungs- 
deputierten vorausgehe,  lehre  am  besten  das  „vorzeitig  entworfene"  Statut, 
indem  es,  wenn  es  in  der  vorliegenden  Fassung  zur  Geltung  gelange, 
schwere  Verletzungen  der  Rechte  gegenwärtiger  Mitglieder  der  Kramerinnung 
in  ihrer  Eigenschaft  als  Mitglieder  der  Innung  und  als  einzelner  der  Innung 
gegenüber  zur  Folge  haben  würde.  Erwäge  man  ferner,  daß  es  sich  hier  nicht 
um  eine  partielle  Statutenveränderung  handele,  sondern  daß  die  alte  Kramer- 
ordnung in  wesentlichem  Zusammenhange  mit  einer  durchgreifenden  Um- 
gestaltung der  Innung  in  bezug  auf  Personen  und  Vermögen  völlig  außer 
Kraft  und  an  ihre  Stelle  ein  ganz  neues  Statut  treten  soll,  so  hätte  jedenfalls, 
nachdem  in  der  Kramerversammlung  vom  8.  April  1862  der  Vereinigungs- 
beschluß gefaßt  worden  war,  dem  in  derselben  Versammlung  von  Reinecke 
gestellten  Antrage  gemäß  vor  allem  andern  das  Vermögen  der  Innung  durch 
die  erwählten  Vertrauensmänner  festgestellt,  das  Ergebnis  einer  anderweiten 
Versammlung  der  Kramer  vorgelegt  und  dann  erst  durch  Entwerfung  und 
Beratung  eines  neuen  Statutes  und  Beschlußfassung  darüber  an  die  Aus- 
führung des  Vereinigungsbeschlusses  gegangen  werden  sollen.  Dies  sei  nicht 
geschehen,  folglich  dürfe  das  Statut  nicht  bestätigt,  sondern  das  Versäumte 
müsse  erst  nachgeholt  werden,  selbst  wenn  der  Vereinigungsbeschluß  auf- 
recht erhalten  oder,  zwar  kassiert,  nachher  aber  von  neuem  in  gültiger  Weise 
gefaßt  werden  sollte.  Poppe  habe  den  Antrag  Reinecke  zu  dem  seinigen 
gemacht  ( ?),  woraus  sich  ergebe,  daß  die  Versammlung  auf  dessen  Aus- 
führung rechnen  durfte,  obschon  er  nicht  in  das  Protokoll  aufge- 
nommen worden  sei,  jedoch  durch  Zeugen  dargetan  werden  könne. 

Sodann  gehen  Prell  und  Genossen  wieder  zu  den  vermeintlichen  „Ver- 
stößen" formaler  Art  über,  indem  sie  die  gemeinsamen  Beratungen  der 
Kramer  und  Grossohändler  als  illegal  verwerfen,  da  man  hätte  gesondert 
verhandeln  müssen.  Gesetzt  den  Fall,  meinen  sie,  es  hätte  bei  den  Ab- 
stimmungen wirklich  eine  Sonderung  zwischen  Kramern  und  Großhändlern 
stattgefunden   und   es  wäre  namentlich  festgestellt   worden,   daß   von   den 
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anwesenden  Krämern  zwei  Drittel  für  die  Statuten  gestimmt 
würde  selbst  darin  nicht,  wie  die  Verordnung  der  Kreisdirektion  annehme, 
ein  Mittel  geboten  sein,  das  Verfahren  aufrecht  zu  erhalten  oder,  wenn  die 
etwa  erfolgte  Beobachtung  dieser  Erfordernisse  nachträglich  beigebracht 
würde,  die  Beschlüsse  jener  gemeinschaftlichen  Versammlungen  beider 
Genossenschaften  noch  als  en  d  g  ü  1 1  ;e  Beschlüsse  der 
Kramerinnung  anzuerkennen,  denn  letztere  könnten  nicht  anders 
als  in  einer  statutenmäßig  berufenen  und  abgehaltenen  Generalversammlung 
der  Kramerinnung  zustande  kommen.  Eine  solche  setze  aber  voraus, 
daß  eben  nur  die  Mitglieder  der  Kramerinnung  ohne  Beiziehung  einer 
andern  Genossenschaft  zusammenberufen  werden,  unter  sich  beraten  und 
beschließen,  indem  nicht  nur  die  Freiheit  von  Störungen  und  unberechtigten 
Einflüssen  durch  die  Teilnahme  einer  fremden  Genossenschaft  beeinträchtigt, 
sondern  selbst  die  statutenmäßige  Form,  wonach  nur  die  regierenden  Kramer- 
meister in  Generalversammlungen  ihrer  Innung  den  Vorsitz  zu  führen  Hafyi^ 
in  der  mit  einer  andern  Genossenschaft  gemeinsam  gehaltenen  Versamm- 
lung nicht  beobachtet  werden  konnte.  Aus  diesen  Gründen  vermochten 
Prell  und  Genossen  auch  die  Ansicht  der  Königlichen  Kreisdirektion.  es  sei 
für  die  Legalität  des  sonstigen  Verfahrens  einflußlos  gebheben,  ob  die  be- 
treffenden Verhandlungen  gemeinschaftlich  von  beiden  Korporationen 
oder  von  jeder  gesondert  vorgenommen  wurden,  nicht  für  richtig  an- 
zuerkennen. Im  übrigen  wiederholen  Rekurrenten  die  Begründung  ihres 
früheren  Rekurses  vom  z.  Februar  t  -  -rechen  die  Vermutuu- 

daß  die  40  000  Taler  der  Großhändler  ..nicht  einmal  diesen  allem,  sondern 
ihnen  und  der   Kramerinnung  gemeinschaftlich  gehören  dürfte - 

Schließlich  meinen  Prell  und  Genossen,  es  hätte  zwischen  den  der 
Kramerinnung  als  solcher  zustehenden  Rechten,  hinsichtlich  deren  die 
Minontät  dem  Beschlüsse  der  Majorit;.  .  und  zwischen  den 

Rechten,  welche  einzelne  Mitglieder  der  Kramerinnung  als  solche  der  Im 
gegenüber  haben,  unterschieden  werden  sollen.     Da  Rechte  der  letzteren 
Art  ihren  Inhabern  durch  einen  Beschluß  der  Innung  nicht  entzogen  werden 
könnten,  zumal  wenn  sie  titulo  oneroso  erworben  seien,  so  finde  hinsichtlich 
derselben  ein  Parteienverhältnis  zwischen  den  Berechtigten  und  der  Ir 
und  nach  Befinden  deren  Wahrung  durch  Protestation  statt.    Auch  Rechte 
dieser  Art  hätten  Prell  und  Genossen  (die  Vertreter  der  Minorität)  fm 
und  für  ihre  Angehörigen  gegen  die  durch  den  Statutenentwurf  gedachte 
Beeinträchtigung  bez.  Vernichtung  derselben  zu  schützen  unternommer 
hinsichtlich  dieser  dürfte  daher  weder  ihrer  Protestation  die  Bea 
versagen,  noch  die  Rechtsverfolgung  im  Administrativ]-:-  1  Be- 

finden   auch    im    Rechtswege)    wegen    angeblich    mangelnden    Parteienver- 
hältnisses zu  verhindern  oder  zu  beschränken  sein.     Weite:  um  in 
dem  Rekurs  der  bereits  früher  (in  der  Eingabe  vom  2.   Fe' 
wähnten    gefährdeten    Sonderrechte    der    Kramer    und    ihrer    Ar . 
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gedacht  und  schließlich  gesagt:  Dergleichen  wohlerworbene  Rechte  dürften 
nach  der  sächsischen  Staatsverfassung  niemandem  ohne  seine  Einwilligung 
anders  als  im  Notfalle,  und  auch  dann  nur,  gegen  volle  Entschädigung,125) 
entzogen  werden.  Die  Geltendmachung  derselben  im  prozessualischen 
Wege,  mithin  als  Partei  der  Kramerinnung  gegenüber,  könne  den  Berech- 
tigten nicht  verwehrt  werden,  weil  sie  sonst  von  dem  gesetzlichen  Rechts- 
schutze  ausgeschlossen  sein  würden. 

Die  Entscheidung  des  Königlichen  Ministeriums  des  Innern  erging  am 
25.  Juli  1863.126)  Entgegen  den  beiden  Vorinstanzen  war  das  Ministerium 
der  Ansicht,  daß,  wenn  auch  die  Existenz  eines  innungsmässigen  Verbandes 
nach  den  Begriffen  der  früheren  Gewerbeverfassung  bei  den  Grossohändlcrn 
zu  Leipzig  nicht  anzunehmen  sei,  dennoch  das  Bestehen  eines  genossen- 
schaftlichen Verhältnisses  bei  dem  gedachten  Handelsstande  um  so  weniger 
in  Abrede  gestellt  werden  könne,  als  sich  dasselbe  nicht  allein  tatsächlich 
jederzeit  geltend  gemacht  habe,  sondern  namentlich  auch,  wenn  schon  in 
beschränktem  Maße,  sowohl  seitens  der  Ortsobrigkeit,  dem  Stadtrat  zu 
Leipzig,  durch  Bestätigung  des  Regulativs  für  die  Wahlen  der  Handlungs- 
deputierten vom  27.  Oktober  1853  als  den  Vorständen  der  nicht  zur  Kramer- 
innung gehörigen  dasigen  Kaufleute,  als  auch  von  der  Regierungsbehörde 
selbst  vermöge  einzelner  darauf  hinweisender  Vorschriften  in  der  Börsen- 
ordnung127) von  der  vormaligen  Königlichen  Landesregierung  ausdrück- 
lich anerkannt  worden  sei.  Somit  sei  also  im  vorliegenden  Falle  eine  Ver- 
einigung einer  Innung  mit  einer  andern  Genossenschaft  geplant,  folglich 
müsse  §  93a  des  Gewerbegesetzes  in  Anwendung  kommen,  der  ja  keines- 
wegs ausschließlich  das  Vorhandensein  zweier  oder  mehrerer  auf  der  Grund- 
lage der  füheren  Zunftverfassung  beruhenden  Innungen  voraussetze  — 
die  ohnedies  nach  §  96  des  Gewerbegesetzes  nur  als  gewerbliche  Genossen- 
schaft im  jetzigen  gewerbegesetzlichen  Sinne  (§  87b)  fortbestünden  — 
sondern,  als  auf  die  Folgezeit  ebenso  wie  für  die  jetzige  Übergangsperiode 
berechnet,  nicht  minder  in  dem  Falle  eintrete,  wenn  es  sich  um  Gewerbe- 
genossenschaften im  Sinne  von  §  88  des  Gewerbegesetzes  handelt,  oder 
sobald  auch  nur  ein  Teil  der  eine  Vereinigung  anstrebenden  Gewerbe- 
korporationen den  Charakter  einer  solchen  Genossenschaft  an  sich  tragen 
sollte,  während  der  andere  die  Eigenschaft  einer  früheren  Innung  besitze. 

Die  Korporation  der  Grossohändler  (Handlungsdeputierten)  unter- 
liege ohne  Zweifel  dem  Gesichtspunkt  von  §  88  des  Gewerbegesetzes,  da 
dieselben  mit  den  Attributen  der  Vorstandschaft  und  Mitgliedschaft  ver- 
sehen seien  und  rücksichtlich  ihrer  gewerblichen  Verhältnisse  und  Interessen 


125)  Bei  voller  Entschädigung  wird  wohl,  wenigstens  im  vorliegenden  Falle, 
kaum  von  einer  Entziehung  der  Rechte  mehr  gesprochen  werden  können.  Volle 
Entschädigung  dürfte  hier  gleich  sein  mit  vollem  Genuß  der  Rechte. 

126)  RA.  K.   2133.  I.  Fol.    164  ff. 
121 )  Siehe  Seite   11   und    12. 


—     97     — 

auf  ganz  gleicher  Stufe  mit  der  Kramerinnung  stünden,  ihren  Zweck  aber 
vornehmlich  in  der  Erhaltung  und  Förderung  einer  für  den  gesamten  Leip- 
ziger Handeissland  gemeinnützigen  Anstalt,  der  Börse,  suchten.  Nach  alle- 
dem sei  es  nur  konsequent,  daß,  sobald  es  sich,  wie  gegenwärtig,  um  ihre  Ver- 
einigung mit  der  Kramerinnung  handele,  behufs  der  Ausführung  dieses  Vor- 
habens auch  von  der  Bestimmung  unter  a  des  §  93  des  Gewerbegesetzes 
ausgegangen  uaddiese,  nicht  die  für  die  Verfassungsänderung  innerhalb 
einer  einzelnen,  für  sich  bestehenden  Innung  geltende  Vorschrift  unter 
§  93c  als  maßgebend  angesehen  werde. 

Ausdrücklich  betonte  das  Ministerium,  daß  es  kein  Bedenken  trage, 
sein  Einverständnis  damit  zu  erklären,  daß  hinsichtlich  des  legalen  Zu- 
standekommens der  für  die  Vereinigung  der  beiden  beteiligten  Gewerbe- 
genossenschaften maßgebenden  gesonderten  Beschlüsse  einer  jeden  128) 
eine  Ausstellung  nicht  zu  erheben  sei,  während  der  von  Prell  und  Genossen 
gegen  die  Legalität  des  erwähnten  Beschlusses  der  Kramerinnung  wieder- 
holt aufgestellte,  von  der  in  Ansehung  der  Protokollführung  dabei  vorge- 
nommenen Nichtbeachtung  der  Vorschrift  in  §  68  der  Ausführungsverordnung 
zum  Gewerbegesetze  hergeleitete  Einwand  bereits  von  der  Kreisdirektion 
aus  Gründen,  denen  auch  vom  Ministerium  beizupflichten  sei,  genügende 
Widerlegung  gefunden  habe. 

•Gegenwärtig,  so  sagt  das  Ministerium,  habe  es  sich  darum  zu  handeln, 
daß  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  in  §  94  des  Gewerbegesetzes  weiter 
in  der  Sache  vorgeschritten,  insbesondere  vor  Ausführung  der  Vereinigungs- 
beschlüsse in  Hinsicht  der  Ordnung  der  Vermögensverhältnisse  bei  jeder 
der  betreffenden  Gewerbegenossenschaften,  und  zwar  der  Bestimmung  in 
§  69,  Absatz  1 ,  der  Ausführungsverordnung  zum  Gewerbegesetz  entsprechend 
bei  jeder  gesondert  das  Erforderliche  vorgekehrt  und  sobald  sich  dazu 
Veranlassung  bieten  sollte  —  bei  der  Kramerinnung  mit  Rücksicht  auf 
die  diesfalls  von  Prell  und  Genossen  erhobenen  Beschwerden  —  das  dabei 
der  Beschlußfassung  durch  die  Gesamtheit  Bedürfende,  der  letzteren  zur 
Entschließung  und  Erledigung  in  deshalb  gehörig  zusammenzuberufenden 
Generalversammlungen  vorgelegt  werde.  Denn  als  eine  Vermögensordnung 
im  Sinne  von  §  94  des  Gewerbegesetzes  könne  das  Ministerium  die  in  der 
Versammlung  der  Kramerinnung  vom  8.  April  1862  gemachten  Eröffnungen 
nicht  betrachten,  hierin  sei  Prell  und  Genossen  beizupflichten,  ohne  ihnen 
deshalb  der  Majorität  der  Innung  gegenüber  ein  Parteiverhältnis  zuzu- 
erkennen. Die  Bedeutung  der  Vermögensordnung  hätten  diese  Eröffnungen 
weder  am  8.  April,  noch  in  den  beiden  gemeinschaftlichen  Versammlungen 
haben  können,  da  damals  die  nunmehr  berichtigte  Ansicht  noch  Geltung 
hatte,  daß  die  Vorschrift  des   §  94  als  Folge  der  Bestimmung  unter  a  in 


12s)  Bei  der  Kramerimiung  vom  8.  April,  bei  den  Großhändlern  vom  4.  Juli  1862. 
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§  93  av,f  den  in  der  Verhandlung  begriffenen  Fall  überhaupt  nicht  Anwen- 
dung zu  leiden  habe. 

Prell  und  Genossen  würden  bei  den  nun  in  Aussicht  stehenden  weiteren 
Erörterungen  nunmehr  hinreichend  Gelegenheit  finden,  ihre  Ansichten  und 
Ansprüche  an  der  zur  Beschlußfassung  zunächst  berechtigten  Stelle  geltend 
zu  machen,  wobei  gleichzeitig  auch  die  rücksichtlich  des  Vermögensbe- 
standes bei  beiden  der  beteiligten  Genossenschaften  seitens  Prell  und  Ge- 
nossen geäußerten  Zweifel  und  Bedenken  zur  Aufklärung  bez.  Berichtigung 
gelangen  dürften.  Um  so  weniger  könne  das  Ministerium  bezüglich  des 
Statutenentwurfs  der  vereinigten  Kaufmannschaft  irgend  welche  Ent- 
schließung fassen,  da  die  Angelegenheit  in  ihrem  ferneren  Verlaufe  durch 
entsprechende  Innungs-  bez.  Genossenschaftsbeschlüsse  nach  Befinden  eine 
solche  Gestaltung  gewinnen  könne,  durch  welche  die  der  Prüfung  und  Be- 
stätigung des  Entwurfs  zurzeit  noch  entgegenstehenden  Bedenken  und  Hinder- 
nisse von  selbst  ihre  Erledigung  finden  oder  doch  ein  weiteres  Einschreiten 
des  Ministeriums  und  dessen  Entschließung  auf  den  Rekurs  der  Kramer- 
meister und  Handlungsdeputierten  und  das  Rechtsmittel  Prelis  und  Ge- 
nossen, das  nach  den  in  der  vorliegenden  ministeriellen  Verordnung  ohnedies 
weiter  keine  Bedeutung  habe,  entbehrlich  werde. 

Auch  gegen  diese  Entscheidung  legten  Prell  und  Genossen  Rekurs 
ein.129)  Sie  waren  der  Ansicht,  daß  durch  die  Entscheidung  zwar  ermög- 
licht werde,  die  beiderseitigen  Vermögensbestände  und  ihr  Verhältnis  zu- 
einander festzustellen,  der  hauptsächlichste  Nutzen  hingegen,  welchen 
sie  von  dieser  Eruierung  erwarteten,  daß  nämlich  bei  der  Verschmelzung 
beider  Genossenschaften  mit  Rücksicht  auf  die  so  große  Ungleichheit  der 
Vermögensbestände  die  Interessen  der  Kramer  gebührend  wahrgenommen, 
sowie  daß  manche  von  den  gegenwärtigen  Kramern  für  sich  und  die  Ihrigen 
titulo  oneroso  erworbenen  Ansprüche,  welche  vielleicht  nicht  unter  die  in 
§  94  des  Gewerbegesetzes  erwähnten  Passiven  gerechnet  werden  könnten, 
vollständig  befriedigt,  bez.  gesichert  werden,  werde  durch  die  Entscheidung 
entzogen,  welche  den  Vereinigungsbeschluß  vom  8.  April  1862  als  legal 
zustande  gekommen  anerkenne. 

Dieser  Beschluß  betreffe  selbstverständlich  nicht  nur  die  Vereinigung 
an  sich,  sondern  er  umfasse  zugleich  die  in  der  Versammlung  vom  8.  April 
1862  vorgetragenen  Bedingungen,  unter  welchen  die  Vereinigung  zustande 
kommen  sollte  und  welche  durch  den  von  den  Grossohändlern  gefaßten 
Zutrittsbeschluß  für  jenseits  angenommen  zu  erachten  sein  würden.  Wären 
die  Beschlüsse  vom  8.  April  1862  legal  gefaßte,  so  könne  es  der  Innung 
nicht  mehr  freistehen,  der  Vermögensvereinigung  zu  widersprechen  oder 
auch  nur  bei  derselben  andere  als  die  ganz  ungenügenden  in  dieser  Ver- 
sammlung vom  Vorsitzenden  gekennzeichneten  Sonderrechte  der  Kramer 


129)  RA.  K.  2133.  I.  Fol.   172  u.   174  ff. 
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zu  stipulieren,  welches  auch  das  Ergebnis  der  in  Aussicht  gestellten  Er- 
örterungen über  die  Vermögensverhältnisse  sein  werde.  Die  Rekursschrift 
bittet  dann,  nochmals  die  Frage  zu  erörtern,  ob  der  Ratsdeputierte  nicht 
hätte  selbst  protokollieren  müssen.  „Sollte  das  Ministerium  zu  seiner 
früheren  Ansicht  kommen,  so  würde  dadurch  das  Zustandekommen  des 
Vereinigungsbeschlusses  im  engeren  Sinne,  das  sei  in  Beziehung 
auf  die  äußere  Form,  feststehen,  nicht  aber  auch  dessen  Legalität 
im  weiteren  Sinne,  das  sei  dessen  Gültigkeit  überhaupt.  In  diesem 
weiteren  Sinne  sei  jedoch  offenbar  der  Ausdruck  „Legalität"  in  der  Mini- 
sterialverordnung  gebraucht  worden,  indem  darin  angeordnet  werde,  „daß 
gegenwärtig  zunächst  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  in  §  94  des  Gewerbe- 
gesetzes weiter  in  der  Sache  vorgeschritten  werde,  insbesondere  vor  Aus- 
führung der  Vereinigungsbeschlüsse  das  Erforderliche 
in  Hinsicht  der  Ordnung  der  Vermögensverhältnisse  vorgekehrt  werde", 
wobei  offenbar  vorausgesetzt  sei,  daß  der  Vereinigungsbeschluß  der  Kramer- 
innung vom  8.  April  1862  gültig  zustande  gekommen  sei  und  feststehe. 
Derselbe  sei  jedoch  ungültig,  erstens  weil,  wie  Prell  und  Genossen  schon 
früher  hervorgehoben  hätten,  in  der  Versammlung  der  Kramerinnung  vom 
8.  April  1862  unrichtige  Vermögensangaben  gemacht  worden  seien.  Die 
damals  Anwesenden  hätten,  wenn  sie  genaue  Angaben  über  die  Ver- 
mögensverhältnisse der  beiden  Korporationen  gekannt  hätten,  sicherlich 
der  Vereinigung  nicht  zugestimmt.  „Solchem  nach  beruhet  der  damalige 
Beschluß  auf  einem  Irrtume  der  Abstimmenden  in  wesentlichen  Punkten, 
und  da  dieser  Irrtum  von  denselben  nicht  verschuldet  ist,  weil  sie  von  den 
nach  der  damaligen  Verfassung  der  Kramerinnung  nur  den  Kramermeistern 
vollständig  und  selbst  den  Innungsverordneten  nicht  hinlänglich  bekannten 
Vermögensverhältnissen  dieser  Innung  nicht  unterrichtet  sein  konnten  und 
den  Mitteilungen  des  Vorsitzenden  Kramermeisters  vertrauten  und  ver- 
trauen durften,  so  wird  durch  denselben  der  Vereinigungsbeschluß  un- 
gültig." 

Auch  des  angeblichen  Versprechens  Poppes,  die  Statuten  zunächst 
in  einer  Kramerinnungsversammlung  (ohne  die  Grossohändler)  zu  beraten, 
gedenkt  der  Rekurs  wiederum.  Solange  jene  (nicht  protokollierte)  Zusage 
nicht  erfüllt  und  dadurch  der  Kramerinnung  Gelegenheit  zur  Abänderung 
des  Vereinigungsbeschlusses  gegeben  worden  sei,  dürfe  derselbe  auch  nicht 
als  gültig  und  als  feststehende  Grundlage  der  Bedingungen  der  Vereinigung 
und  der  künftigen  Statuten  betrachtet  werden.  Prell  und  Genossen  bitten 
daher,  die  Entscheidung  über  die  Gültigkeit  des  Vereinigungsbeschlusses 
der  Kramerinnung  vom  8.  April  1862  vorläufig  zu  suspendieren,  die  bei 
jener  Versammlung  anwesenden  Kramermeister  über  die  Wahrheit  dessen, 
daß  Poppe  die  nicht  protokollierten  Erklärungen  und  Zusagen  am  8.  April 
1862  gemacht  habe,  befragen  zu  lassen,  und,  wenn  dasselbe  dadurch  nicht 
bestätigt  werde,   dessen  Bescheinigung  durch  Zeugen  aufzuerlegen,   auch, 
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wenn  dies  Anführen  auf  die  eine  oder  andere  Art  konstatiert  werde,  schon 
vorläufig  die  gründliche  Erörterung  der  Vermögensverhältnisse  der  Kramer- 
innung unter  Zuziehung  der  Rekurrenten  anzuordnen. 

..Diese  Erörterung  würde  zurzeit  nicht  zum  Behufe  der  in  §  04  vorge- 
schriebenen Ordnung  der  Vermögensverhältnisse,  welche  erst  zu  Aus- 
führung eines  nach  §  93a  schon  gültig  gefaßten  Vercinigungsbcschlusses 
erfolgen  soll,  sondern  zu  dem  Ende  geschehen,  damit  über  die  von  uns 
behauptete  Unrichtigkeit  der  Angaben  des  Vorsitzenden  Kramermeisters 
Poppe,  wegen  deren  hauptsächlich  der  Vereinigungsbeschluß  für  ungültig 
zu  achten  ist.  geurteilt  werden  könne.  Übrigens  wollen  wir  mit  den  vor- 
stehend aufgestellten  Rechtsansichten  unseren  Gegnern  kein  Zugeständnis 
gemacht  haben,  sondern  behalten  uns  hiermit  vor,  erforderlichenfalls  künftig 
die  Lage  der  Sache  unter  anderen  Gesichtspunkten  aufzufassen  und 
andere  uns  nicht  nachteilige  Folgerungen  daraus  abzuleiten." 

Weiter  wiederholen  Prell  und  Genossen  ihre  Auffassung  von  Rechten, 
die  der  Kramerinnung  als  solcher  zustehen,  hinsichtlich  deren  die  Minorität 
der  Majorität  sich  fügen  muß,  usw.130) 

Der  Rat  der  Stadt  Leipzig  hat  diese  Rekursschrift  sowohl  den  Kramer- 
meistern wie  den  Handlungsdeputierten  zur  Kenntnis  gebracht.  Während 
namens  dieser  deren  Konsulent  Dr.  Einert  an  Ratsstelle  erklärte,  daß  er 
von  einer  Widerlegung  der  Ausführungen  absehe,131)  erwiderten  die  Kramer- 
meister, daß  sie  es  in  das  Ermessen  der  Behörde  stellen,  ob  gegen  die  Mini- 
sterialverordnung,  gegen  deren  Inhalt  Prell  und  Genossen  rekurrieren,  über- 
haupt ein  Rekurs  möglich  sei.132)  Die  Kreisdirektion  und  das  Ministerium 
würden  sich  nunmehr  zur  Genüge  davon  überzeugen,  daß  zu  der  Kramer- 
meister früheren  Auslegung,  durch  welche  sie  den  Prell  und  Genossen  ein 
Partei  Verhältnis  absprachen,  keineswegs  so  wenig  Veranlassung  vorlag,  wie 
nach  dem  Ausspruche  des  Ministeriums  der  Fall  sein  sollte.  Die  auf  dieses 
Parteiverhältnis  und  seine  Nichtanerkennung  gerichtete  Beschwerde  des 
Prell  und  Genossen  zeige  hinlänglich,  daß  das  Streben  der  Rekurrenten 
gerade  darauf  gerichtet  sei,  ein  solches  einzunehmen  und  den  Kramer- 
meistern gegenüber  als  Partei  behandelt  zu  werden. 

Durch  die  von  der  höchsten  Instanz  in  formalibus  als  richtig  aner- 
kannten Versammlungen  stehe  es  fest,  daß  die  Vereinigung  der  beiden  Kor- 
porationen stattfinden  solle,  weil  die  gesetzlich  vorgeschriebenen  Majori- 
täten beider  sich  dafür  ausgesprochen  haben.  Den  Vorständen  liege  die 
Verpflichtung  ob,  die  Ausführung  dieser  Beschlüsse  zu  erwirken  nach  den 
bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften,  unter  denen  aber  keine  vorhanden 
sei,  welche  die  Verpflichtung  enthalte,   nach  erfolgter  Feststellung  dieser 


1S0)  Siehe  dieselbe  Darlegung  auf  Seite  95. 
131)  RA.  K.   2133.  I,  Fol.    191. 
13-(  Ebenda.  Fol.   187. 
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Grundsätze  mit  einer  Minorität  aus  dieser  oder  jener  Genossenschaft  sich 
noch  einmal  über  diese  selbst  herumrustreiten  und  bereits  Verhandeltes 
wieder  von  vorn  anzufangen.  Darauf  würde  aber  eine  Inbetrachtnahme 
des  Rekurses  der  Herren  Prell  und  Genossen  hinauslaufen.  Liege  den  Vor- 
ständen beider  Korporationen  die  Vertetung  der  Interessen  derselben  in 
ihrer  Totalität  ob.  so  könne  nicht  nebenbei  noch  eine  andere  Vertretung, 
wie  sie  durch  die  Rekurrenten  beabsichtigt  werde,  stattfinden,  sondern  eine 
müsse  die  andere  ausschließen.  Entweder  habe  die  Majorität  das  Recht,  zu 
beschließen,  und  die  Minderheit  habe  sich  diesen  Beschlüssen  zu  fügen,  oder 
die  ganze  Theorie  von  Majorität  und  Minorität  sei  eine  bloß  in  der  Idee 
existierende  Phrase.  Sei  es  nun  keineswegs  Intention  des  Gesetzes,  diesen 
Standpunkt  einzunehmen,  so  könne  es  auch  nicht  gestatten,  daß  Prell  und 
Genossen  als  Partei  betrachtet  werden,  noch  zulassen,  daß  sie  den  gefaßten 
Beschlüssen  entgegen  nochmals  die  Erörterung  der  bereits  in  höchster 
Instanz  entschiedenen  Fragen  veranlassen. 

Das  Königliche  Ministerium  des  Innern  hat  aber  doch  noch  einmal 
den  Rekurs  des  Prell  und  Genossen  angenommen  und  in  seiner  Folge  eine 
Entscheidung  gefällt,  die  unter  dem  29.  März  1S64  allenthalben  ablehnend 
ausgefallen  ist.133)  indem  das  Ministerium  gleich  vorausschickt,  daß  die 
Ausführungen  des  Rekurses  ..sich  in  jeder  Beziehung  als  auf  irrige  Ansichten 
und-auf  einer  mißverständlichen  Auffassung  der  angefochtenen  Ministerial- 
verordnung  beruhend  darstelle'".  Die  Zulässigkeit  einer  administrativ - 
justizmäßigen  Behandlung  von  Angelegenheiten  der  vorliegenden  Art 
lehnte  das  Ministerium  rundweg  ab.  vielmehr  stehe  für  einen  solchen 
Fall  den  Beteiligten  lediglich  der  Weg  der  Beschwerdeführung  im  ge- 
ordneten Instanzenwege  zu  dem  Behufe  offen,  um  eine  Abänderung  oder 
Wiederaufhebung  angefochtener  Innungs-  oder  Majoritätsbeschlüsse  von 
Aufsichtswegen   zu  erwirken. 

Von  einer  Parteistellung  des  Prell  und  Genossen  könne  bei  der  der- 
maligen Lage  der  Sache  keine  Rede  sein.  Ob  dagegen  im  ferneren  Verlaufe 
derselben  die  Verhältnisse  in  der  einen  oder  anderen  Beziehung  sich  in  der 
Art  gestalten  können,  daß  es  nötig  erscheinen  müßte,  den  betreffenden 
Punkt  der  weiteren  Behandlung  im  gewöhnlichen  Verwaltungswege  zu  ent- 
ziehen und  denselben  zur  näheren  Ausführung  und  Entscheidung  in  eine 
bestimmte  Prozeßform  zu  verweisen,  sei  eine  Frage,  die  zurzeit  gar  nicht 
vorhege,  und  über  welche  daher  auch  in  der  Ministerialverordnung  vom 
25.  Juli  1863  nicht  habe  gesprochen  werden  sollen  und  können. 

Im  übrigen  beruft  sich  das  Ministerium  allenthalben  auf  seine  vor- 
herige Entscheidung,  deren  Inhalt  es  in  keiner  Weise  abzuändern  Anlaß 
finde,  und  betont,  daß  alle  geäußerten  Wünsche  der  Rekurrenten  durch 


13a)  Kr.-I.   a.   A.   II.  Fol.    137  b. 
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ihre   Anwesenheit  bei  den   in   Aussicht   stehenden   Quartalversammlungen 
und  durch  dortige  Anträge  zur  Geltung  gebracht  werden  könnten. 

Noch  vor  Eingang  dieser  Entscheidung  wurde  gemeinsam  mit  den 
hierzu  statutarisch  berufenen  Innungsverordneten  die  Bilanz  der  Jahres- 
rechnung von  1862/63  geregelt  und  das  Vermögen  der  Innung  auf  183  536 
Taler,  16  Groschen  und  2  Pfennige  festgestellt.  In  der  Quartal  Versammlung 
vom  2.  Dezember  1863  134)  wurde  hierüber  berichtet  und  von  dem  Innungs- 
verordneten Rus  die  Erklärung  abgegeben,  daß  die  vom  Vorsitzenden 
gegebenen  Mitteilungen  bezüglich  der  Erledigung  der  sämtlichen  von  den 
Innungsverordneten  erteilten  Monita  seinerseits  nur  Bestätigung  zu  finden 
hätten.  Als  der  Vorsitzende  der  Versammlung  die  Richtigsprechung  emp- 
fehlen wollte,  war  es  wiederum  Reinecke,  welcher  erklärte,  daß  die  Monita 
noch  nicht  vollständig  beseitigt  seien  und  daß  er  sich  der  von  der  Majorität 
seiner  Innungsverordneten- Kollegen  ausgesprochenen  Decharge  nicht  an- 
schließen könne.  Poppe  gab  eingehende  Erläuterung  135)  und  stellte  schließ- 
lich die  Frage,  ob  das  Vermögen  der  Kramerinnung  von  der  Versammlung 
in  obiger  Höhe  angenommen  werde.  Die  Frage  wurde  mit  76  gegen  69  Stim- 
men ohne  Angabe  von  Gründen  verneint.  Ein  Antrag  auf  Wahl  einer 
aus  zehn  Personen  bestehenden  Kommission  wurde  als  ungesetzlich  zurück- 
gewiesen. 

Die  Kramermeister  wollten  sich  erneuten  Ablehnungen  nicht  aus- 
setzen und  riefen  die  Entscheidung  des  Stadtrates  an.  Es  war  unzweifelhaft, 
daß  von  Kramermeistern  und  Innungsverordneten  bei  der  Aufstellung  der 
Bilanz  in  völlig  legaler  Form  zuwege  gegangen  war,  die  Innungsverordneten 
hatten  die  Bilanz  im  Verein  mit  den  Kramermeistern  geordnet,  nach  Er- 
ledigung der  Monita  anerkannt,  justifiziert  und  den  als  Rechnungsresultat 
sich  ergebenden  Vermögensbestand  als  richtig  befunden.  ,,Es  hatte  daher 
niemand,  wer  es  auch  sei,  das  Recht,  gegen  die  justifizierte  Bilanz  einen 
Einwand  zu  erheben  und  auch  Reinecke  hatte  offenbar  gegen  die  Statuten 
der  Kramerinnung  und  der  Innungsverordneten  durch  seinen  Einwand  ver- 
stoßen. Eine  Anerkennung  der  Bilanz  durch  die  Generalver- 
versammlung war  durchaus  überflüssig,  deshalb  hatte  Poppe  auch 
nur  —  und  zwar  auf  Grund  des  §  69,  Absatz  1,  der  Ausführungsverordnung 
zum  Gewerbegesetze  —  mit  Rücksicht  auf  die  beabsichtigte  Vereinigung 
mit  den  Grossohändlern  die  Frage  hinsichtlich  des  Vermögens  for- 
muliert, wobei  allerdings  zur  Beurteilung  die  Bilanz  die  Basis  zu  bilden 
hatte.  Die  Kramermeister  versuchten  nach  alledem  den  Rat,  „den  von 
Reinecke  und  Genossen  gegen  die  justifizierte  Jahresbilanz  erhobenen 
Widerspruch  für  unstatthaft  zu  erachten  und  den  als  Resultat  dieser  Bilanz 


13*)  Kr.-I.  a.  A.  II,  Fol.    116,  insonderheit   118  ff. 

,36)  Es   ist    ein    böser   Ubelstand,  dass    solche    Protokolle    sich    nur  summarisch 
ausdrücken.     Welcher   A.rt  waren  diese  Erläuterungen? 
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sich  herausstellenden  Vermögensbestand  der  Kramerinnung  für  richtig  zu 
erklären''. 

Das  mittlerweile  von  den  Kramern  tatsächlich  gewählte  „Komitee 
der  Innungsverordneten  zur  Revision  der  Jahresbilanz  für  1863"  136)  war 
gleich  an  die  höhere  Instanz  herangetreten  und  hatte  der  Königlichen 
Kreisdirektion  ein  ausführliches  Rechnungswerk  vorgelegt  13T)  und  die 
genannte  Behörde  gebeten,  ..einen  sachverständigen  Deputierten  zu  be- 
stimmen, welcher  mit  den  Innungsverordneten,  resp.  den  erwählten  Rech- 
nungsrevisoren die  Bücher,  Legata  und  Testamente  einsehe,  die  gezogene 
Bilanz  revidiere,  die  Monitas  prüfe".  Diese  Eingabe  war  dem  Rate  zur 
Entschließung  zugewiesen  worden,  der  dieselbe  vorläufig  ablehnen  mußte,138) 
da  die  Akten  noch  beim  Ministerium  lagen.  Der  gleiche  Grund  war  auch 
für  Erledigung  der  Eingabe  der  Kramermeister  das  Hindernis.  Erst  am 
1.  Juli  1864  erklärte  der  Rat  beiden  Parteien  mündlich,  daß  die  Bilanz  von 
ihm  bestätigt  worden  sei  und  daß  Prell  und  Genossen  mit  ihrem  Gesuch 
infolgedessen  abfällig  beschieden  werden  mußten.139) 

Aus  all  dem  Gesagten  geht  klar  hervor,  daß  die  Innungsverordneten, 
zu  denen  ja  Prell,  Reinecke  usw.  gehörten,  und  deren  Vorsitzender  — -  nicht 
ohne  Einwendungen  14°)  der  Kramermeister  —  mittlerweile  Eduard  Prell 
geworden  war,  versuchten,  auf  jede  Weise  gegen  den  bestehenden  Innungs- 
vorstand zu  revoltieren,  um  —  das  Absehen  lag  klar  auf  der  Hand  —  am 
Ende  doch  noch  eine  Vermögensregulierung  im  Sinne  Prelis  141)  herbei- 
führen zu  können. 

Nach  Eingang  der  oben  erwähnten  (zweiten)  ministeriellen  Entschei- 
dung —  vom  29.  März  1864  —  fand  am  [8.  Mai  1864  eine  Generalversamm- 
lung der  Innung  statt.142)  Prell  legte  hier  ein  Expose  vor,143)  in  dem  er 
erklärte,  daß  die  Partei  Prell  und  Genossen  durch  die  letzte  Ministerial- 
entscheidung  ihre  Endschaft  erreicht  habe,  und  faßte  das  Ergebnis  der  bis- 
herigen obrigkeitlichen  Entscheidungen  sehr  richtig  wie  folgt  zusammen: 

a)  die  in  den  Versammlungen  vom  8.  April  1862  (der  Kramer  für 
sich)  und  vom  4.  Juli  1862  (der  Grossohändler  für  sich)  gefaßten 
Vereinigungsbeschlüsse  sind  formell  als  legale  anzuerkennen. 

b)  die  in  §  94  des  Gewerbegesetzes  vorgeschriebene  Ordnung  der  Ver- 
mögensverhältnisse  der   Kramerinnung  einerseits  und  der  Grosso- 


136)  Nicht  zu  verwechseln  mit  dem  später  zu  erwähnenden  rComite  der  Kramer." 

137)  RA.  K.   2133.  L  Fol.   207. 
L^)   Ebenda,   Fol.   2  12. 

Ebenda,  Fol.  236. 
14fl)  Die    Gründe    sind   in    den  Akten  angegeben,  hier  jedoch  nicht  diskutierbar. 
m)  Siehe  Seite   105/6. 

u-)  Hd.   Angeleg.  III,    Fol.    127  ff.,  befindet    sich    eine    saubere    Abschritt    des 
Protokolls  samt  Anhang. 

I4?-)  Ebenda,  Fol.   133. 
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händler    anderseits    sind     nunmehr    vorzunehmen,     und    zwar    in 
solcher  Weise,  daß  es  den  Kramern  dabei  unbenommen  bleiben  soll, 
ihre  Beschwerden  und  Ansprüche  in  materieller  und  sonstiger  Hin- 
sicht bei  den  bei  der   Innung  nunmehr  zu   erwartenden   weiteren 
Verhandlungen  gehörig  zur  Geltung  und  da  möglich  zur  Berück- 
sichtigung zu  bringen, 
c)  Es  muß  den  Innungsmitgliedern  allein  überlassen  bleiben,   durch 
ihre  Anwesenheit  bei  den  in  Aussicht  stehenden  Quartalversamm- 
lungen und  durch  dabei  zu  stellende  entsprechende  Anträge  und 
Wünsche  ihre  Interessen  zu  wahren,  da  für  die  Regierungsbehörde 
zurzeit    keine    Veranlassung   vorliegt,    in    das    Selbstbestimmungs- 
recht der  Innung  einzugreifen.      Alle  Verträge  und  alle  Verhand- 
lungen,   welche    dieser    Verordnung    nicht   entsprechen,    sind   null 
und  nichtig. 
Was  Prell  weiter  über  die  Art  der  Zusammenbringung  des  Vermögens 
der    Handlungsdeputierten    sagt,    ist    unrichtig,    kann    daher    übergangen 
werden.     Interessant  sind  dagegen  seine  die  Innung  betreffenden  Ausfüh- 
rungen.    Er  sagt:  „Die  Kramer  haben  ihr  Recht,  Kramer  zu  sein,  durch 
hohe  Einlagen  erkauft.     Ein  jeder  Fremde,  welcher  in  die  Innung  aufge- 
nommen werden  wollte,   mußte  60  Taler  Eintrittsgeld,    10  Taler  für  das 
Kramerhaus,  2  Taler  für  die  Meßbüchse,  1  Taler  für  die  Bibliothek,  1  Taler 
für  die  Armenanstalt  und  20  Taler  Weibergeld,  zusammen  94  Taler  zahlen. 
Für  solche,  welche  ihre  Lehrzeit  bei  einem  Kramer  in  Leipzig  bestanden, 
und  für   Kramersöhne  war  der  Eintrittspreis   ermäßigt.      Besaß  der  neu 
Eintretende  Kinder,  so  mußte  er  für  jedes  Kind  eine  zweite  Einlage  ent- 
richten.  Starb  seine  Frau  und  er  verheiratete  sich  wieder,  so  mußte  er  noch- 
mals 20  Taler  Weibergeld  zahlen  und  so  oft  er  sich  verheiratete.     Einen 
jeden  Lehrling  mußte  jeder  Kramer  für  2  Taler  einschreiben  und  für  3  Taler 
ausschreiben  lassen.     Für  alle  diese  Einlagen  erhielten  die  Kramer  gewisse 
Vertretungsrechte. * 4  4) 

Diese  Verbietungsrechte  wurden  durch  das  neue  Gewerbegesetz  auf- 
gehoben. Das  Vermögen  der  Innung  jedoch  blieb  den  Kramern  zu  Recht  li:>) 
und  die  seit  1540  bestehende,  öfter  renovierte  und  konfirmierte  Kramer- 
ordnung 146)  schreibt  im  §  29  bestimmt  vor,   daß  das  in  die  Kramerlade 


14*)  Das  ist  unrichtig.  Die  Innung  als  solche  hatte  Verbietungsrechte,  die 
durch  obige  Gelder  nicht  erworben  waren,  sondern  ihr  durch  die  vom  Landesherrn 
konfirmierte  Kramerordnung  zugestanden  waren.  Die  Innungsmitglieder,  das  sind 
die  einzelnen  Kramer,  hatten  keine  Verbietungsrechte  auszuüben,  sondern  konnten 
nur  beim  Vorstand  der  Innung  Delikte  vortragen,  denen  gegenüber  dieser  jene  Ver- 
bietungsrechte in  Anwendung  zu  bringen  hatte. 

145)   Der  Innung! 

148)  Sie  ist  weit  älter;  siehe  mein  Buch  „Die  Leipziger  Kramerinnung  im  15.  und 
16.  Jahrhundert''  im  III.  Kapitel  über  die  Organisation  der  Innung. 
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gelegte  Geld  zum  Besten  der  Kramer  gebraucht  und  verwendet  werden 
soll.147)  Die  Summe  dieser  Einlagen  der  Kramer  beträgt  seit  1831:  98  696 
Taler,  3  Groschen,  3  Pfennige  und  ist  auf  183  536  Taler,  16  Groschen, 
2  Pfennige  angewachsen.  Es  ist  dies  durch  den  Zinsenzuschlag  seit  ^^  Jahren 
ein  ganz  natürliches  Resultat  ....  Die  öfter  ausgesprochene  Ansicht, 
daß  das  jetzige  große  Vermögen  aus  früheren  Zeiten  von  unseren  Voreltern 
herkomme,  ist  eine  irrtümliche.  Wir  selbst,  die  lebenden  Kramer,  haben  seit 
den  30  Jahren  das  Kapital  hauptsächlich  angesammelt  und  durch  eigene 
persönliche  Einlagen  zusammengebracht.  Nicht  nur  das  positive,  sondern 
auch  das  moralische  Recht  spricht  uns  daher  die  Nutznießung  der  Zinsen 
dieses  Vermögens  zu,  und  es  wäre  leichtsinnig,  ja  töricht,  wenn  wir  Kramer 
dasselbe  mit  einer  Korporation  ohne  andere,  als  die  uns  angebotenen  geringen 
Vorrechte  verschmelzen  wollten,  mit  einer  Korporation,  in  welcher  auf 
jedes  Mitglied  nur  27Y2  Taler  148)  kommen,  während  auf  jeden  Kramer 
400  Taler  149)  kommen." 

Und  nun  kommt  Prell  auf  den  bereits  wiederholt  erwähnten  Verwen- 
dungsplan des  Innungsvermögens.  Er  führt  aus:  „Die  Innungsverordneten 
halten  es  daher  für  unsere  Innung  am  Geratensten,  von  einer  Verschmelzung 
der  beiderseitigen  Vermögen  abzusehen.  Wir  behalten  und  verwalten  unser 
Vermögen  selbständig  und  überlassen  es  ebenso  den  Nichtkramern,  mit 
ihren  40  000  Talern  nach  Belieben  zu  verfahren.  Für  die  Vereinigte  Kauf- 
mannschaft wird  ein  neues  Statut  entworfen,  in  welchem  nach  Bedürfnis 
ein  Eintrittsgeld  und  Beitrag  festgestellt  wird,  und  jeder  tritt  bei  nach 
freiem  Willen  .  .  .  Wir  bestimmen  (von  den  jährlich  8000  Talern  Zinsen 
des  Innungsvermögens)  für  unsere  hilfsbedürftigen  Kramer,  Witwen  und 
Waisen  1000  Taler,  1000  Taler  gewähren  wir,  wenn  nötig,  Unterstützung 
der  Handelsschule  und  hoffen,  daß  die  Grossohändler  ebenfalls  1000  Taler 
bewilligen,  wir  errichten  4  Stipendien  für  4  unbemittelte  Kramerstöchtcr 
in  dem  Fiebigschen  Mädchen-Institut  für  Schulgeld,  Bücher  usw.  zusammen 
200  Taler,  2  Stipendien  für  2  unbemittelte  Kramerstöchter  am  Konser- 
vatorium der  Musik  einschl.  Musikalienabonnement:  200  Taler,  5  Stipen- 
dien für  zwei  Kramerssöhne  in  der  Realschule :  200  Taler,  2  Reisestipendien 
für  2  Kramerssöhne,  welche  den  Kursus  der  Realschule  beendet  und  mit 
erster  Zensur  abgehen:  400  Taler,  so  verwenden  wir  3000  Taler  zu  wohl- 
tätigen Zwecken  innerhalb  der  Innung. 

Die  dann  noch  übrig  bleibenden  5000  Taler  Zin- 
sen verteilen  wir  unter  die  Kram  er  zu  gleichen 
Teilen.  ( ! ! )  Wir  sind  ca.  500  Kramer  und  jeder  erhielt  alsdann  jährlich 
ca.  10  Taler,  sind  noch  200  Kramer,  so  erhält  jeder  25  Taler.  bei  100  Kramern 


H7>  Natürlich    immer    nur    als    Innungs vermögen  im  Interesse  des  gesamten 
Standes  der  Kramer. 

148)  Seil,   „ihres  eigenen  Vermögens". 

149)  Seil,    „des  Kramerinnungsvermögens". 
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jeder  50,  bei  25  Kramern  jeder  200,  bei  10  Kramern  jeder  500,  bei  5  Kramern 
jeder  1000,  bei  2  Kramern  jeder  2500  Taler  und  der  Letzte  erhält  5000 
Taler  (!!)  jährlicher  Rente  auf  Lebenszeit."  Was  dann  geschehen  soll, 
sagt  Prell  nicht,  vermutlich  sollte  dann  endlich  das  Vermögen  seiner  Be- 
stimmung nach  §  94  des  Gewerbegesetzes  der  Gemeinde  anheimfallen. 
Er  schließt:  „Es  ist  diese  Art  der  Verwendung  bloß  eine  persönliche  An- 
sicht von  mir.150)  Sie  sehen  daraus,  wie  wichtig  und  weittragend  es  ist, 
daß  wir  unser  selbstgeschaffenes,  uns  von  Gott  und  Rechtswegen  ange- 
hörendes Vermögen  nicht  einer  anderen  Genossenschaft  überliefern.  Sie 
sehen,  daß  wir  unser  Eigentumsrecht  durchaus  wahren  müssen."  Nachdem 
Prell  seine  Ansichten  entwickelt  hatte,  erklärte  der  Vorsitzende  Geheimer 
Kammerrat  Poppe,  daß  er  und  seine  Kramermeisterkollegen  sich  an  das 
bisher  bestehende  Vertragsverhältnis  mit  den  Grossohändlern  gebunden 
betrachten.  Die  von  Prell  im  Anschluß  an  sein  Expose  gestellten  Anträge 
mußten  zwar  zur  Abstimmung  gelangen,  die  Kramermeister  hätten  jedoch 
diese  Erklärung  abgeben  müssen,  „damit  ihnen  (aus  dem  Abstimmungs- 
ergebnis) in  keiner  Weise  ein  Präjudiz  erwachsen  könne".  Diese  Abstimmung, 
deren  sich  die  Kramermeister  enthielten,  ergab  folgendes: 

Antrag  1 :  „Bei  der  Vereinigung  der  Kramer  und  der  Grossohändler 
(Nichtkramer)  wird  seitens  der  Kramer  die  Verschmelzung  der  beider- 
seitigen Vermögen  abgelehnt."     Angenommen  mit  160  gegen  11  Stimmen. 

Antrag  2:  „Es  wird  ein  Komitee  von  15  Kramern  gewählt,  welches  in 
der  nächsten,  in  den  ersten  zehn  Tagen  des  Monats  August  abzuhaltenden 
Ouartalversammlung  darüber  Vorschläge  zu  machen  hat,  in  welcher  Weise 
das  Vermögen  der  Innung  ferner  verwaltet  und  verwendet  werden  soll." 
Einstimmig  angenommen.  Poppe  erklärte  hierzu,  daß  den  zurzeit  noch 
gültigen  Innungsartikeln  zufolge  dieser  Antrag  als  illegal  erscheine,  was 
seitens  Prell  einen  Widerspruch  hervorrief,  der  sich  auf  den  Wrortlaut  der 
Ministerialverordnung  gründete,  nach  welcher,  Prelis  Ansicht  nach,  die 
Innung  auf  freie  Entschließung  in  der  Quartalversammlung  hingewiesen 
wäre.  Man  verschritt  sofort  zur  Wahl  des  Komitees,  die  folgendes  Ergebnis 
hatte:151)  Vorsitzender:  Eduard  Prell,  Vizepräsident:  Carl  Eduard  Rei- 
necke, sonstige  Mitglieder:  Stadtrat  Leopold  Ludwig  Francke,152)  Fr.  Ed. 
Schneider,  Philipp  Batz,  Julius  Meißner.  Louis  Zschinschky,  F.  W.  Sturm, 


16°)  Die  infolge  der  Agitation  Prelis  und  seiner  Genossen  unter  den  übrigen 
Krämern  längst  Verständnis  gefunden  hatte,  das  ging  aus  der  Stellungnahme  derselben 
schon  lange  hervor  und  wurde  noch  klarer  durch  die  Beschlüsse  dieser  General- 
versammlung, in  der  Prell  dieses  Expose  vortrug. 

151)  RA.  K.  2133.  I.  Fol.  223. 

,52;  Trat  später  aus,  da  das  Komitee  seinen  Namen  mit  unter  eine  Veröffent- 
lichung gesetzt  hatte,  die  er  nicht  gebilligt  hatte,  und  da  infolgedessen  seitens  der 
Kramermeister  bei  der  Behörde  Beschwerde  über  die  Stellungnahme  des  Stadtrats- 
mitgliedes erhoben  worden  war.      RA.   K.    21 33.     I,   Fol.   279. 
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Gustav    Kreutzer,    Philipp   Nagel,    A.    Louis   Fähndrich,    F.    B.    L.    Buhle, 
F.  Louis  Seifferth,  L.  E.  Nathusius  und  Otto  Mejer. 

Antrag  3 :  „Es  steht  dem  Komitee  zu,  sich  beliebig  durch  Vertrauens- 
männer zu  ergänzen  und  die  Lokalitäten  des  Kramerhauses,  sowie  den 
Kramerboten   zu   Innungszwecken   zu  benutzen."      Annahme   einstimmig. 

Antrag  4:  „Der  neue  153)  Statutenentwurf  für  die  Vereinigte  Kauf- 
mannschaft, wie  er  §  89 — 92  des  Gewerbegesetzes  entspricht,  ist  nebst 
einem  offiziellen  Mitgliederverzeichnis  der  Nichtkramer  in  der  nächsten 
Ouartalversammlung  zur  Begutachtung  vorzulegen,  nachdem  derselbe  den 
Kramern  vier  Wochen  vor  der  Versammlung  behändigt  worden  ist."  Ein- 
stimmige Annahme. 

Prell  verwahrte  sich  schließlich  nochmals  gegen  die  Behauptung  der 
Kramermeister,  daß  diese  Verhandlungen  illegal  seien,  die  Innungsgenossen 
seien  im  Gegenteil  durch  den  Wortlaut  der  letzten  Ministerialverordnung 
zu  diesen  Schritten  berechtigt,  übrigens  habe  er  persönlich  eine  an  ihn 
gerichtete  Zuschrift  der  Kramermeister,  in  der  entgegen  der  heutigen  Be- 
hauptung derselben  gesagt  wird,  daß  ein  Vertrag  mit  den  Grossohändlern 
nicht  existiere.  Hierüber  befragte  der  Kramer  F.  B.  L.  Buhle  den  Kramer- 
meister Poppe,  ..ohne  die  gewünschte  Antwort  zu  erhalten". 

Sowohl  die  Kramermeister  als  das  „Komitee  der  Kramer"  machten  von 
dem  Ergebnis  dieser  Generalversammlung  den  Handlungsdeputierten  Mit- 
teilung, zugleich  erbat  sich  das  Komitee  das  Verzeichnis  der  Grossohändler. 
Die  Handlungsdeputierten  erwiderten  —  und  machten  hiervon  auch  dem 
Rate  Anzeige  154)  —  daß  sie  an  dem  bereits  vereinbarten  Statut  festhielten, 
das  auf  Grund  von  Verhandlungen  zustande  gekommen  sei,  die  durch  obrig- 
keitliche Verordnung  als  legale  bezeichnet  worden  seien.  Sie  hätten  keinen 
Grund,  an  den  Beratungen  über  ein  anderes  Statut  teilzunehmen,  auch 
mit  niemand  anderem  als  mit  den  Kramermeistern  zu  verhandeln,  könnten 
daher  auch  kein  Verzeichnis  ihrer  Mitglieder  vorlegen.  Bezeichnenderweise 
war  diese  Antwort  nicht  an  das  Komitee,  sondern  an  Reinecke,  dessen 
Unterschrift  das  Komitee-Schreiben  trug,  persönlich  gerichtet.  Seine  Zu- 
sammensetzung teilte  das  Komitee  dem  Rate  am  21.  Mai  1864  mit.155) 
In  voller  Verkennung  seiner  Rechte  verlangte  das  Komitee  am  selben  Tage 
von  den  Kramermeistern  156)  Einsicht  in  die  Stiftungstestamente  der  Innung, 
sowie  Aushändigung  der  Archivschlüssel.  Es  war  selbstverständlich,  daß 
dieses  Verlangen  unter  Berufung  auf  die  noch  zu  Recht  bestehenden  Ver- 
waltungsbestimmungen   der    Kramerordnung    seitens    der    Kramermeister 


153)  Also  ein  zweiter,  erst  herzustellender. 
15*}  Hd.   Angeleg.  III,  Fol.    142  b,    143. 
155)  RA.  K.   2133.  I.  Fol.   222,  223. 
156^  Kr.-I.  a.  A.  II,  Fol.    150. 
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abgelehnt  wurde.1"'7)  was  eine  Eingabe  des  Komitees  an  den  Stadtrat 
(unterm  31.  Mai  1864)  zur  Folge  hatte.158)    In  ihr  heißt  es: 

„Wir  wußten  im  voraus,  daß  die  Herren  Kramermeister  unserm  Vor- 
haben Hindernisse  aller  Art  in  den  Weg  legen  würden,  daß  sie  aber  gegen- 
über den  einstimmigen  Beschlüssen  der  Innung  diese  für  illegal  erklären 
konnten,  dies  hielten  wir  um  so  mehr  für  ein  Ding  der  Unmöglichkeit,  als 
von  Seiten  der  Kramerinnung  der  einstimmige  Wunsch  in  der  Quartal- 
versammlung ausgesprochen  wurde,  die  Herren  Kramermeister  möchten 
ihr  Amt  niederlegen.159)  Wir  konnten  daher  wohl  zu  der  Annahme  berechtigt 
sein,  daß  die  Kramermeister  sich  endlich  zu  einer  Amtsführung  bequemen 
würden,  die  den  Wünschen  der  gesamten  Innung  entspräche.  Der  geehrte 
Stadtrat  kann  aus  diesem  Verhalten  der  Herren  Kramermeister  wohl  er- 
sehen, daß  es  diesen  Herren  nicht  darum  zu  tun  ist.  die  Wünsche  der  Innung 
zu  respektieren  und  Verhältnisse  anbahnen  zu  helfen,  wie  sie  dem  Geiste 
des  Gewerbegesetzes  allenthalben  entsprechen.  Unter  solchen  Umständen 
glauben  wir,  das  uns  in  der  Quartalversammlung  vom  18.  Mai  1864  erteilte 
Mandat  nicht  besser  erfüllen  zu  können,  als  wenn  wir  den  geehrten  Stadt- 
rat hierdurch  ergebenst  bitten :  mit  Rücksicht  auf  §  96  des  Gewerbegesetzes 
und  §  72  der  Ausführungsverordnung  von  Aufsichtswegen  die  Revision 
und  Abänderung  der  veralteten  und  in  den  meisten  Beziehungen  mit  dem 
Gewerbegesetze  in  Widerspruch  stehenden  Innungsstatuten  zu  beschließen 
und  Konzipienten  dieses  den  Beschluß  recht  bald  mitzuteilen." 

Der  Rat  gab  den  Kramermeistern  hiervon  Kenntnis  mit  dem  Ersuchen 
um  Aufklärung,160)  welche  am  17.  Juni  1864  gegeben  wurde,161)  zugleich 
mit  einer  Darlegung  der  Gründe,  aus  welchen  die  Kramermeister  die  Be- 
schlüsse der  Generalversammlung  vom  18.  Mai  1864  für  illegal  hielten. 
Sie  betonen  im  Eingang,  daß  nur  die  Aufforderung  des  Rates  sie  veran- 
lassen konnte,  auf  die  Schrift  des  Komitees  einzugehen,  denn  mit  einem 
Komitee  der  Kramer  hätten  sie  ebensowenig  etwas  zu  schaffen,  wie  mit 
irgend  einem  Dritten,  welcher  sich  unbefugterweise  in  die  den  Kramer- 
meistern nach  der  Kramerordnung  zustehende  Verwaltung  des  Vermögens 
der  Innung  mischen  wollte.  Die  Kramermeister  behaupten  nun  ihr  Recht 
der  alleinigen  Verwaltung,  das  ihnen  nach  der  noch  immer  in  Kraft  befind- 
lichen Kramerordnung  und  ihrer  Nachträge  zustehe,  nach  deren  Artikeln 
die  Einsetzung  eines  „Komitees"  unzulässig  sei.  Diesem  Einsicht  in  die  Ver- 
mögensverwaltung zu  gewähren,  würde  einer  Verletzung  der  Kramer- 
meisterpflichten  gleichkommen.  Dem  Vorwurf,  die  Meister  hätten  sich 
in  Disharmonie  mit  dem  ausgesprochenen  Willen  der  Innung  gesetzt,  hege, 


ir»7)  Ebenda,  Fol.    152. 

158)  RA.  K.   2133.  I,  Fol.   224  ff. 

159  j  Im  Protokoll  findet  sich  hierüber  nichts. 

16°)  Kr.-I.  a.  A.  III,  Fol.    14  ff. 

i«1)  Ebenda,  Fol.   23  ff. 
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abgesehen  davon,  daß  nicht  der  vierte  Teil  der  Innung  jene  Beschlüsse 
vom  18.  Mai  gefaßt  habe,  seitens  der  Kramer  eine  durchaus  verfehlte  Auf- 
fassung über  die  Stellung  der  Kramermeister  zugrunde,  die  sich  nicht 
jedem  beliebigen  Beschluß  der  Kramerversammlung  fügen  dürften,  sondern 
nur  dann  Beschlüsse  zur  Ausführung  bringen  könnten,  wenn  sie  sich  mit 
der  Kramerordnung  in  Einklang  bringen  lassen.  Nach  letzterer  sei  ein 
Komitee  der  bestehenden  Art  unzulässig,  folglich  habe  man  auch  das  Kramer- 
haus und  die  Archivschlüssel  verweigern  müssen.  Diese  unterstünden  der 
Verwaltung  der  Kramermeister.  Auch  den  Boten  der  Innung  hätten  letz- 
tere dem  Komitee  nicht  zur  Verfügung  stellen  können. 

In  betreff  der  beiden  übrigen  Anträge  aus  der  Versammlung  vom 
18.  Mai  sei  vorauszuschicken,  daß  durch  ministerielle  Verordnung  die 
Gültigkeit  der  Vereinigungsbeschlüsse  der  Kramer  und  der  Großhändler 
anerkannt  worden  sei,  die  Innung  sei  somit  an  jene  Beschlüsse  und 
daher  auch  an  das  infolge  derselben  eingetretene  Vertragsverhältnis  mit 
den  Grossohändlern  gebunden.  Die  angenommenen  Anträge  vom  18.  Mai  1864 
seien  nunmehr  ein  offenbarer  Widerspruch  gegen  dieses  Vertrags  Verhältnis, 
infolgedessen  illegal.  Die  ministerielle  Verordnung,  ,,daß  es  den  Kramern 
unbenommen  bleibe,  ihre  Beschwerden  und  Ansprüche  in  materieller  und 
sonstiger  Hinsicht  bei  den  nunmehr  bei  ihrer  Innung  zu  erwartenden  Ver- 
handlungen gehörig  zur  Geltung  und  da  möglich  zur  Berück- 
sichtigung zu  bringen,"  könne  kein  „Rechtsmensch''  so  auslegen,  daß  in 
ihnen  die  Ermächtigung  gegeben  sei,  alle  gesetzlichen  und  vertragsmäßigen 
Schranken  außer  acht  zu  lassen,  vielmehr  werde  sich  jeder  sagen,  daß  die 
Kramer  auch  hiernach  nur  innerhalb  derselben  von  der  ihnen  dort  zu- 
erkannten Befugnis  Gebrauch  machen  sollen  und  können.  Der  Stadtrat 
möge  daher  die  Beschwerden  der  Inpetranten  als  unbegründet  zurück- 
weisen, die  Beschlüsse  vom  iS.  Mai  1864  für  illegal  und  daher  ungültig 
erklären,  die  Inpetranten  in  die  Erstattung  der  durch  ihre  Anträge  er- 
wachsenen Kosten  verurteilen. 

Wenige  Tage  später,  am  22.  Juli  1864,  haben  dann  Kramermeister 
und  Handlungsdeputierte  dem  Stadtrat  in  einer  gemeinsamen  Eingabe  ' 6-) 
angezeigt,  daß  sie  sich  als  vertragsmäßig  gegenseitig  gebunden  erachten 
und  das  Vorgehen  der  Kramerinnungsmitglieder  nach  ihrer  Ansicht  ein 
illegales  sei.  Der  Zweck  dieses  Vorgehens  sei  offenbar  die  Vermögensteilung 
unter  die  einzelnen  Kramer,  die  dem  Gewerbegesetz  durchaus  zuwider 
sei.  Die  Eingabe  verweist  sodann  auf  die  bereits  durch  obrigkeitliche 
Entscheidungen  zurückgewiesenen  Rechtsbehauptungen  der  Kramer  und 
auf  die  durch  die  Kramermeister  bereits  begründeten  Einwendungen 
gegen  die  Beschlüsse  der  Innung,  hinsichtlich  deren  es  noch  höherer  Ent- 
scheidung bedürfe,  und  bittet  sodann  den  Rat,  in  dem  in  Aussicht  gestellten 


»<»j  RA.  K.   2133,  I,    Fol,  237. 
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Bericht  an  die  Königliche  Kreisdirektion  den  Antrag  auf  Bestätigung  der 
Statuten  für  die  Vereinigte  Kaufmannschaft  zu  erneuern. 

Noch  ehe  auf  eine  dieser  beiden  Eingaben  ein  Bescheid  einging,  hatten 
die  Innungsverordneten  und  das  Komitee  der  Kramer  einen  erneuten 
Antrag  auf  Einberufung  einer  Generalversammlung  behufs  Entgegen- 
nahme des  Antrages  auf  eine  Statutenänderung  eingereicht,  welcher  Antrag 
unter  eingehender  begründender  Darlegung  des  bisherigen  Entwickelungs- 
ganges  der  Angelegenheit  seitens  der  Kramermeister  abgelehnt  wurde.163) 
Um  der  hierauf  zu  erwartenden  Beschwerde  des  Komitees  zuvorzukommen, 
gaben  die  Kramermeister  dem  Rate  von  diesem  Schritte  Kenntnis.164) 
Prell  hatte  dann  den  Kramermeistern  gegenüber  behauptet,  daß  ihm  vom 
Rate  eröffnet  worden  sei,  „daß  keine  Veranlassung  vorliege,  in  das  Selbst- 
bestimmungsrecht der  Innung  einzugreifen;  diese  möge  beschließen,  was 
ihr  gut  dünke;  seien  ihr  die  Kramermeister  bei  gesetzlichen  Beschlüssen 
im  Wege,  so  stehe  der  Innung  das  Recht  zu,  sie  abzusetzen."165)  Diese 
Behauptung  Prelis  hatte  natürlich  eine  entsprechende  Anfrage  der  mit 
Recht  entrüsteten  Kramermeister  beim  Rate  zur  Folge,166)  welcher  mündlich 
erklärte,  daß  dem  Prell  eine  solche  Resolution  nicht  eröffnet  worden 
sei.167)     Prell  selbst  gab  zu,  daß  er  ,,im  Irrtume  gewesen  sei".168) 

Am  5.  August  1864  fand  eine  vom  Komitee  zusammenberufene  Kramer- 
versammlung im  Hotel  de  Pologne  statt,169)  in  welcher  ein  „Statut  zur 
neuen  Kramerinnung"  vorgelegt  und  unter  Ablehnung  des  Statutentwurfs 
der  „Vereinigten  Kaufmannschaft"  als  allein  gültig  einstimmig  angenommen 
wurde.  Ebenfalls  einstimmig  wurde  weiterhin  beschlossen:  Die  Innung 
sollte  zum  Zweck  der  Verwaltung  und  Verwendung  ihres  Vermögens  als 
Kramerinnung  bestehen  bleiben,  ohne  den  rechtskräftig  festgestellten 
Vereinigungsbeschluß  zu  alterieren.  Ferner:  „In  Erwägung,  daß  die  Kramer- 
meister die  Verordnung  des  Ministeriums  und  die  Beschlüsse  der  Innung 
mißachten,  daß  dieselben  gegen  den  Willen  der  Innung  die  Bestätigung 
des  Statutenentwurfs  für  die  Vereinigte  Kaufmannschaft  anstreben  und 
dadurch  das  Vermögen  der  Innung  preisgeben,  daß  ferner  die  Kramer- 
meister das  Vertrauen  der  Innung  nicht  mehr  besitzen  und  durch  Poppe 
erklärt  haben,  es  sei  ein  Unglück,  Kramermeister  zu  sein,  in  Erwägung 
ferner,  daß  die  Kramermeister  die  Versammlung  zu  einem  schriftlichen 
Antrag  auf  ihre  Entlassung  aufforderten,170)  so  beschließt  die  Versammlung, 


163)  Kr.-I.  a.   A.  III,  Fol.  49. 
m)  Ebenda,  Fol.   37. 

165)  Originalbrief  Prelis  an  die  Kramermeister  in  RA.   K.   2133.  I.  Fol.   269. 

166)  Kr.-I.  a.  A.  III,  Fol.   38b. 

167)  RA.   K.   2133.  I,  Fol.   272. 

168)  Ebenda. 

169)  Protokoll  derselben  in  RA.  K.   2133.  I,  Fol.   344  ff". 

17°)  Soll    am    18.    Mai    1864    gewesen   sein;    im   Protokoll    nicht   aufgenommen. 
RA.  K.  2133.  I,  Fol.  323. 


den  Wünschen  der  Kramermeister  nachzukommen,  dieselben  zur  Nieder- 
legung  ihres  Amtes  aufzufordern  und  im  Weigerungsfalle  deren  Enthebung 
vom  Amte  bei  der  Behörde  zu  beantragen." 

Über  diese  Versammlung  berichtete  das  Komitee  der  Königlichen 
Kreisdirektion  eingehend,  indem  es  dabei  beantragte,171)  dieselbe  wolle 
das  Komitee  als  solches  anerkennen,  das  Statut  für  die  Vereinigte  Kauf- 
mannschaft als  ., einseitiges  Elaborat"  verwerfen  und  ihm  ihre  Genehmigung 
versagen,  ferner  den  Kramermeistern  die  sofortige  Anberaumung  einer 
Ouartalversammlung  anbefehlen,  damit  in  derselben  dieser  Entwurf, 
sowie  der  neue  Entwurf  für  die  Kramerinnung  zur  Beschlußfassung  vor- 
gelegt werde;  weiterhin:  die  Kreisdirektion  wolle  die  Kramermeister  ent- 
weder sofort  aus  ihren  Ämtern  entlassen  oder  die  Wahl  neuer  Kramermeister 
durch  die  General-  oder  Quartalversammlung  nach  Stimmenmehrheit 
unter  Wegfall  des  Vorschlagsrechtes  der  Kramermeister  anbefehlen.  Die 
Kreisdirektion  resolvierte  hierauf  kurzer  Hand,  daß  es  lediglich  bei  der 
Verordnung  vom  13.  August  1864,  auf  die  ich  gleich  zu  sprechen  komme, 
zu  bewenden  habe,  durch  welche  sie  die  gestellten  Anträge  als  erledigt 
betrachte.172) 

In  die  Presse  gelangte  eine  ausführliche,  natürlich  im  Sinne  des  Komitees 
gehaltene  Schilderung  der  Vorgänge  in  der  Innung,  namens  des  Komitees 
von  Prell  veröffentlicht.173)  Den  Kramermeistern  gaben  die  Beschlüsse 
der  Kramerversammlung  vom  5.  August  Veranlassung,  am  8.  August  bei 
der  Kreisdirektion  in  einer  Eingabe  174)  vorstellig  zu  werden,  in  der  sie 
sich  zunächst  darüber  beschweren,  daß  der  Rat  auf  ihre  Eingabe  vom 
17.  Juni  sich  „gänzlich  ausschweige".  Dadurch,  daß  die  Kramermeister 
sich  stets  auf  dem  Wege  des  gewöhnlichen  Instanzenzuges  gehalten  hätten, 
um  ihr  Recht  zu  wahren,  seien  sie  in  um  so  bedeutenderen  Nachteil  ge- 
raten, als  ihnen  weder  vom  Stadtrate  gegen  die  Agitation  des  Prell  und 
Genossen  irgendwelche  Unterstützung  zuteil  geworden  sei.  noch  diese 
letzteren  wegen  der  Unzulässigkeit  und  Unstatthaftigkeit  der  von  ihnen 
provozierten  Beschlüsse  irgend  wie  zurecht  gewiesen  worden  seien.  So 
habe  es  zu  den  Beschlüssen  der  Kramerversammlung  vom  5.  August 
kommen  können. 

Durch  die  erwähnte  Veröffentlichung  im  Tageblatte  seien  die  Kramer- 
meister in  ihrer  Ehre  und  in  ihren  Rechten  aufs  tiefste  verletzt  worden, 
sie  hielten  sich  berechtigt,  eine  offizielle  Genugtuung  zu  beanspruchen, 
die  ihnen  nur  durch  die  Kreisdirektion  zuteil  werden  könne. 

Da  über  die  Rechtsgültigkeit  der  Kramerordnung  bis  zu  dem  Augen- 
blicke der  Einführung  eines  neuen  Statutes  gemäß  §  96,  Absatz  3,  des  neuen 


m)  RA.  K.  2133.  I,  Fol.   312  ff. 

172)  Ebenda,  Fol.  311. 

173)  Leipziger  Tageblatt   1864,  Nr.   225. 

174)  Kr.-I.  a.  A.  III,  Fol.  69  ff. 
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Gewerbegesetzes  und  §  69  der  Ausführungsverordnung  dazu  kein  Zweifel 
sein  könne,  diese  vielmehr  noch  in  voller  Kraft  besteht,  so  bedürfe  es  auch 
nur  des  Hinweises  auf  diese,  um  die  Illegalität  aller  bisher  von  den  Innungs- 
genossen gefaßten  Beschlüsse  ohne  weiteres  darzutun.  Namentlich  sei 
Artikel  26  ff.  der  Kramerordnung  für  die  Stellung  und  Rechte  der 
Kramermeister  maßgebend  und  jeder  Beschluss,  eine  Absetzung  derselben 
zu  dekretieren,  müsse  nach  Lage  der  Sache  den  Charakter  einer 
Anmaßung  annehmen,  die  ebenso  ungültig,  als  gesetzlich  unstatthaft 
sei.  Werde  aber  eine  solche  um  so  ehrenrühriger,  wenn  die  öffentliche  Be- 
kanntmachung eines  darauf  gerichteten  Antrages  und  infolgedessen  herbei- 
geführten Beschlusses  erfolgt,  und  müsse  die  öffentliche  Meinung  noch 
mehr  dadurch  gefangen  genommen  werden,  daß  unter  den  Unterzeichnern 
solcher  Veröffentlichung  ein  Mitglied  einer  Behörde  sich  befindet,175) 
welche  in  erster  Instanz  die  Entscheidung  über  derartige  Streitigkeit  hat, 
so  erscheine  die  Berechtigung  der  Kramermeister  unzweifelhaft,  an  die. 
Kreisdirektion  das  Ersuchen  zu  richten,  eine  Verordnung  zu  erlassen,  durch 
welche  auf  Grund  der  noch  allenthalben  zu  Recht  bestehenden  Kramer- 
ordnung die  von  den  Kramern  in  der  Ouartalversammlung  vom  18.  Mai  '1864 
sowohl,  als  die  in  der  Versammlung  vom  5.  August  1864  gefaßten,  von  dem 
sogenannten  Kramerkomitee  veröffentlichten  Beschlüsse  für  illegal,  ins- 
besondere auch  den  Antrag  auf  Absetzung  der  Kramermeister  für  unzu- 
lässig und  unstatthaft  erklärt,  und  der  Stadtrat  angewiesen  wird,  Prell  und 
Genossen,  sowie  die  unter  denselben  verzeichneten  fünf  Innungsverordneten 
unter  Rektifizierung  wegen  ihres  unstatthaften  Verhaltens  demgemäß 
allenthalben  zu  bescheiden. 

Diese  Eingabe  wurde  mit  einem  besonderen  sie  empfehlenden  Schreiben 
an  den  Kreisdirektor  abgegeben.176)  Am  selben  Tage,  an  dem  jene  Kramer- 
versammlung im  Hotel  de  Pologne  stattgefunden  hatte,  am  5.  August  1864, 
war  der  Kreisdirektion  auch  der  Bericht  des  Stadtrates  zugefertigt  wor- 
den,177) in  welchem  der  bisherige  Verlauf  der  Angelegenheit  geschildert 
und  bei  der  Regierungsbehörde  die  Bestätigung  des  dem  Bericht  beige- 
fügten Statutentwurfs  für  die  Vereinigte  Kaufmannschaft  befürwortet 
wurde.  Der  Erfolg  ließ  nicht  lange  auf  sich  warten.  Am  13.  August  erschien 
die  Entscheidung  der  Kreisdirektion,178)  welche  zunächst  die  wesentlichsten 
Beschlüsse  der  Ministerialverordnungen  vom  25.  Juli  1863  und  29.  März  1864 
wiederholte.  Auch  die  Bestätigung  der  Bilanz  seitens  des  Rates  billigt  die 
Kreisdirektion,  hält  für  die  weitere  Behandlung  der  Angelegenheit  jedoch 
die  Tatsache  für  einflußreich,  daß  in  der  Ouartalversammlung  vom  18.  Mai 


178)  Siehe  das  über  Stadtrat  Francke  auf  Seite    106  Gesagte. 

176)  Kr.-I.  a.  A.  III,  Fol.   55  b. 

177)  RA.  K.   2133.  I,  Fol.   244. 

178)  RA.  K.   2133.  I,  Fol.  286  ff. 
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1864  mit  einer  an  Einstimmigkeit  grenzenden  Majorität  beschlossen  wurde, 
bei  der  Vereinigung  mit  den  Grossohändlern  eine  Verschmelzung  der  beider- 
seitigen Vermögen  nicht  eintreten  zu  lassen.  So  gewiß  die  Innung  be- 
rechtigt gewesen  sei,  am  8.  April  1862  die  Verschmelzung  zu  beschließen, 
so  wenig  lasse  sich  die  Berechtigung  bestreiten,  diesen  Beschluß  in  einer 
späteren,  vollkommen  legal  einberufenen  Generalversammlung  wieder 
aufzuheben,  ohne  daß  man  um  deswillen  sagen  könnte,  daß  derselbe  mit 
den  Rechten  der  Grossohändler  in  Konflikt  gerate,  weil  nach  den  Mini- 
sterialverordnungen  die  beiden  kombinierten  Generalversammlungen  (der 
Kramer  und  Grossohändler  vom  13.  und  19.  November  1862)  rechtlich 
nicht  mehr  existent,  mithin  bindende  Stipulationen  zwischen  der  Kramer- 
innung und  den  Grossisten  zurzeit  noch  gar  nicht  getroffen  worden,  vielmehr 
jeder  Korporation  bis  dahin  unbenommen  geblieben  sei,  als  Vorbereitung 
auf  das  künftige  Vereinigungsverfahren  gesonderte  Verhandlungen  zu 
pflegen  und  Beschlüsse  zu  fassen.  Bei  der  weiteren  Entwicklung  der  Sache 
habe  man  sich  nur  eine  dreifache  Eventualität  zu  vergegenwärtigen. 

Entweder  die  Kramerinnung  gehe  in  einer  anzuberaumenden 
Generalversammlung  von  ihrem  letzten  Beschlüsse  (vom  18.  Mai  1864) 
wieder  ab  und  kehre  zu  dem  ersten  vom  8.  April  1862  (Verschmelzung  der 
Vermögen)  zurück,  in  welchem  Falle  die  etwaigen  höheren  Ansprüche  und 
Vorbehalte  der  Innungsmitglieder  gegenüber  den  Grossohändlern  festzu- 
stellen und  sodann  mit  den  letzteren  die  weiteren  statutarischen  Bestim- 
mungen zu  vereinbaren  seien, 

Oder  die  Innung  beschließe,  es  bei  der  ausgesprochenen  Ablehnung 
der  Verschmelzung  bewenden  zu  lassen,  in  welchem  Falle  mit  den  Grosso- 
händlern, deren  alsdann  noch  vorhandene  Geneigtheit  vorausgesetzt,  werde 
verhandelt  und  beraten  werden  müssen,  ob  und  unter  welchen  Modalitäten 
in  solcher  Gestalt  die  Korporation  der  vereinigten  Kaufmannschaft  ins 
Leben  treten  solle, 

Oder  endlich  die  beiden  Genossenschaften  finden  es  unter  den  ob- 
waltenden Verhältnissen  geratener,  von  einem  Zusammentritt  gänzlich 
abzusehen,  in  welchem  Falle  dann  im  Hauptwerke  die  dermaligen  Statuten 
der  Kramerinnung  in  Kraft  bleiben  und  nur  diejenigen  Abänderungen 
beraten  und  festgestellt  werden  müßten,  welche  erforderlich  seien,  um  deren 
Inhalt  mit  der  neuen  Gesetzgebung  in  Einklang  zu  bringen. 

„Hiermit  sind  zugleich  die  Wege  vorgezeichnet,  in  welche  eingelenkt 
werden  muß,  um  die  Angelegenheit  ihrem  Ende  entgegenzuführen.  Soviel 
aber  ist  schon  jetzt  definitiv  auszusprechen,  daß  Prell  und  Genossen  sich 
gänzlich  von  dem  legalen  Boden  entfernt,  auf  ein  unhaltbares  Gebiet  sich 
verirrt  und  ihre  Rechte  und  Pflichten  als  Innungsmitglieder  völlig  ver- 
kannt haben,  wenn  dieselben  sich  für  befugt  erachteten,  ein  in  der  Gene- 
ralversammlung vom  18.  Mai  1864  gewähltes  Komitee  unter  fbergehung 
der  Kramermeister  mit  einem  einseitigen  Vorgehen  zu  beauftragen,  wenn 
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ferner  dieses  Komitee  sich  anmaßte,  über  die  Lokalitäten  des  Kramer- 
hauses und  den  Kramerboten  disponieren  zu  wollen  und  die  Herausgabe 
der  Schlüssel  von  den  Kramermeistern  zu  verlangen,  und  wenn  man  endlich 
sogar  keinen  Anstand  nahm,  in  einer  am  5.  August  stattgefundenen  Ver- 
sammlung, die  selbstverständlich  nicht  den  Charakter  einer  Innungsver- 
sammlung hat,  zu  Anträgen  und  Beschlüssen  sich  fortreißen  zu  lassen, 
welche  ebenso  ungültig  sind,  als  sie  mit  der,  den  verfassungsmäßigen  Organen 
der  Kramerinnung  gebührenden  Stellung  und  Achtung  in  direktem  Wider- 
spruche stehen."  Die  Verordnung  spricht  den  Kramermeistern  das  Ver- 
waltungsrecht zu  und  fährt  fort:  „Je  leichter  dieses  erkennbar  ist,  desto 
mißfälliger  hat  die  Königliche  Kreisdirektion  es  wahrgenommen,  daß  selbst 
ein  Mitglied  des  Ratskollegiums,  Stadtrat  Leopold  Francke,  es  mit  seiner 
diesfallsigen  Stellung  vereinbar  gefunden  hat,  dem  illegalen  Komitee  bis 
in  die  neueste  Zeit  anzugehören,  und  daß  es  erst  zu  so  extremen  Vorgängen 
kommen  mußte,  ehe  derselbe  seinen  Austritt  zu  erklären  für  rätlich  er- 
achtete." 

Der  Stadtrat  hätte  ,,in  sofortiger  Erkenntnis  der  Sachlage  vor  allem 
die  bezeichneten  illegalen  Beschlüsse  und  Akte  Obrigkeits  wegen  aufheben 
sollen.  Da  solches  nicht  geschehen,  so  werden  dieselben,  wie  hiermit  ge- 
schieht, nunmehr  Obrigkeits  wegen  außer  Wirksamkeit  gesetzt." 

Wie  nicht  anders  zu  erwarten,  wendete  das  Komitee  (am  28.  August) 
gegen  diese  Entscheidung  Rekurs  ein.179)  Es  hieße,  wie  das  Komitee  sagt, 
die  Würde  der  Generalversammlung  auf  das  höchste  verletzen,  wolle  man 
in  einer  erneuten  Versammlung  noch  einmal  die  Frage  stellen,  ob  die  Ver- 
schmelzung der  beiderseitigen  Vermögen  tatsächlich  abgelehnt  bleiben 
solle,  nachdem  in  der  genannten  Versammlung  diese  Frage  mit  einer  an  Ein- 
stimmigkeit grenzenden  Majorität  bereits  bejaht  worden  sei.  Die  segens- 
reichen Ziele  einer  Vereinigung  des  gesamten  Leipziger  Handelsstandes 
seien  auch  ohne  das  Geld  der  Kramerinnung  zu  erreichen,  wenn  man  es 
nur  verstehe,  Personen  an  die  Spitze  zu  stellen,  die  den  Geist  der  Neuzeit 
völlig  begriffen  haben.  Eine  Beseitigung  der  Kramerordnung  Artikel  für 
Artikel  sei  eine  gesetzliche  Notwendigkeit  und  es  sei  zu  verwundern,  daß 
die  Königliche  Kreisdirektioh  die  Behauptung  aufstellen  konnte,  daß  die 
derzeitigen  Statuten  der  Kramerinnung  im  Hauptwerke  in  Kraft  bleiben 
sollten,  da  jeder  Artikel  der  Kramerordnung  mit  dem  Erscheinen  des  Ge- 
werbegesetzes ein  ungesetzlicher  geworden  sei.  Nach  §  92  dieses  Gesetzes 
könnten  die  Innungen  unter  Berücksichtigung  der  in  §  03  vorgeschriebenen 
Formalitäten  ihre  Statuten,  so  oft  sie  nur  wollen,  ändern.  Wenn  also  die 
Kreisdirektion  anordne,  daß  die  Kramerordnung  im  Hauptwerke  in  Kraft 
bleiben  und  nur  diejenigen  Abänderungen  beraten  und  festgestellt  werden 
sollen,  welche  erforderlich  sind,  um  deren  Inhalt  mit  der  neueren  Gesetz- 


179)  RA.  K.  2133.  I,  Fol.  298  und  356  ff. 
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gebung  in  Einklang  zu  bringen,  so  verlange  diese  Behörde  teils  etwas  Un- 
mögliches, teils  greife  sie  mit  dieser  Bestimmung  in  das  Selbstbestimmungs- 
recht der  Innung  ein. 

Weiterhin  habe  die  Königliche  Kreisdirektion  die  Partei  Prell  und 
Genossen  mit  dem  in  der  legal  zusammenberulenen  Ouartalversammlung 
vom  18.  Mai  1864  gewählten  Komitee  von  15  Kramern  verwechselt.  Zur 
Wahl  eines  solchen  zu  bestimmtem  Zwecke  habe  jede  Innung  das  Recht. 
Die  §  94  des  Gewerbegesetzes  und  §  69  der  Ausführungsverordnung,  die  die 
Kreisdirektion  anziehe,  seien  für  den  vorliegenden  Fall  nicht  im  geringsten 
passend,  und  das  Komitee  könne  sein  Erstaunen  nicht  verbergen,  wie  es 
überhaupt  möglich  gewesen  sei,  diese  Paragraphen  anzuziehen. 

Trotzdem  das  Komitee,  das  doch  konform  mit  den  Innungsverordneten 
ging,  Rekurs  gegen  die  Entscheidung  der  Königlichen  Kreisdirektion 
eingewendet  hatte,  stellten  die  Innungsverordneten,  gestützt  auf  dieselbe 
angefochtene  Entscheidung,  vor  dem  Rat  das  Verlangen,  er  wolle  die  Ein- 
berufung einer  vor  der  Messe  noch  abzuhaltenden  Generalversammlung 
anordnen,180)  auf  deren  Tagesordnung  die  Aufhebung  der  bisherigen  Kramer- 
ordnung samt  Nachträgen,  sowie  die  Beratung  des  „Statuts  für  die  neue 
Kramerordnung"  zu  setzen  wäre.  Der  Rat  lehnte  dieses  Verlangen  mit 
der  Begründung  ab,  daß  die  Anberaumung  einer  Generalversammlung 
Sache  der  Kramermeister  sei.181) 

Gegen  den  Rekurs  des  Komitees  wendeten  die  Kramermeister  ein,182) 
daß  die  Kramerordnung  nach  §  96  des  neuen  Gewerbegesetzes,  soweit  sie 
nicht  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zuwiderlaufe,  doch  in  Geltung 
bleibe,  also  nur  abänderungsbedürftig  sei,  noch  dazu,  da  §  72  der  Aus- 
führungsverordnung ausdrücklich  sage,  daß  eine  Bearbeitung  neuer 
Statuten  an  und  für  sich  nicht  nötig  sei.  §  69  dieser  Verordnung  enthalte 
außerdem  die  Anerkennung  dieses  Grundsatzes.  Die  Verneinung  der  An- 
erkennung all  dieser  gesetzlichen  Bestimmungen  auf  die  vorliegende  Sache 
durch  die  Rekurrenten  sei  so  unbegründet,  daß  sie  jeder  Widerlegung  un- 
wert sei.  Es  sei  durchaus  unrichtig,  daß  die  Kramerordnung  in  ihrem  ge- 
samten Umfange  dem  Gewerbegesetze  widerspreche,  gerade  in  ihrem  wesent- 
lichsten Teile,  welche  die  Verfassung  der  Innung  regelt,  bestehe  sie  trotz 
des  Gewerbegesetzes  zu  Recht  und  mit  dem  in  dessen  §  92  aufgestellten 
Prinzip,  daß  die  Innungen  ihre  genossenschaftlichen  Angelegenheiten 
selbständig  verwalten  sollen,  in  voller  Harmonie.  Man  dürfe  nur  die  Gesetzes- 
bestimmung nicht  im  Sinne  von  Prell  und  Genossen  verstehen,  welche  zu 
meinen  scheinen,  daß  innerhalb  der  Innung  nun  alles  Regiment,  alle  statu- 
tarisch geregelte  Verwaltung  aufhören  und  jeder  soviel   zu   sagen   haben 


180)  Ebenda,  Fol.   301. 

181)  Ebenda,  Fol.   355. 

182)  Kr.-I.  a.  A.  III,  Fol.    100  b. 
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müsse,  wie  der  andere.  Vielmehr  müsse  man  das  Gesetz  so  auffassen,  wie 
die  Kramerordnung  und  ihre  Nachträge,  welche  verfügen,  daß  die  Kramer- 
innungsangelegenheiten  in  die  Hände  der  Kramermeister,  der  Innungs- 
verordneten  und  der  Generalversammlungen  zu  legen  sind.  Nicht  zu  leugnen 
sei,  daß  ein  gewisses  Übergewicht  auf  Seiten  der  Kramermeister  liege,  allein 
diese  seien  ja  selbst  ein  Bestandteil  der  Innung,  das  Organ  derselben;  was 
sie  tun,  täten  sie  im  Namen  der  Innung,  und  es  streite  daher  dieser  Umstand 
keineswegs  gegen  die  gesetzlich  sanktionierte  Freiheit  der  Innung.  Nach 
alledem  sei  eine  Notwendigkeit,  warum  eine  Abänderung  jener  wesent- 
lichen Bestimmungen  der  Kramerordnung  erfolgen  solle,  nicht  abzusehen. 

Bestehe  aber  die  Kramerordnung  noch,  so  sei  die  Einsetzung  des 
Komitees,  die  Benutzung  des  Kramerhauses  und  Boten,  sowie  der  Beschluß 
über  die  Absetzung  der  Kramermeister  ungesetzlich  und  ungültig. 

Am  27.  Oktober  1864  erging  die  Entscheidung  des  Königlichen  Mini- 
steriums des  Innern.183)  Die  Behörde  sagt,  daß  die  Kreisdirektion  recht 
gehabt  habe,  daß  die  Kramerordnung  in  einzelnen  Teilen  abgeändert  werden 
müsse,  falls  nunmehr  eine  Vereinigung  der  Innung 
mit  den  Grossohändlern  abgelehnt  werden  sollte. 
Indessen,  solange  ein  neues  selbständiges  Innungsstatut  oder  ein  solches 
für  die  Vereinigte  Kaufmannschaft  noch  nicht  behördlich  sanktioniert  sei, 
müsse  auch  die  Kramerordnung  für  die  Verwaltung 
der  I  n  n  u  n  g  s  a  n  g  e  1  e  g  e  n  h  e  i  t  e  n  bei  der  Kramer- 
innung maßgebend  bleiben  mit  alleiniger  Ausnahme  der- 
jenigen statutarischen  Bestimmungen,  welche  als  mit  dem  Gewerbegesetz 
in  Widerspruch  stehend  und  somit  als  von  selbst  in  Wegfall  gekommen  zu 
betrachten  seien.184)  Es  entspreche  dies  alles  den  neuen  in  Frage  kommen- 
den gesetzlichen  Bestimmungen,  und  dabei  hätten  sich  alle  Innungsmit- 
glieder, also  auch  die  Rekurrenten  zu  bescheiden.  Dagegen  habe  das 
Ministerium  in  der  Kramerordnung  und  den  andern  statutarischen  Werken 
der  Innung  keine  Bestimmung  finden  können,  welche  irgendwie  der  Ge- 
samtheit der  Innung  untersage,  vermöge  legalen  Innungsbeschlusses  eine 
gewisse  Zahl  ihrer  Mitglieder  zu  einem  bestimmten,  in  die  Verwal- 
tungsbefugnisse der  Innungsvorstände  nicht  eingreifenden 
Zweck  mit  dem  Auftrage  zu  bestellen  und  zu  wählen,  behufs  später  unter 
selbstverständlicher  Leitung  und  Konkurrenz  der  Kramermeister  zu  fassen- 
der Innungsbeschlüsse  präparatorische  Vorarbeiten  zu  entwerfen  und  deren 
Ergebnisse  mit  geeigneten  Vorschlägen  der  Innungsversammlung  zur  Ent- 
schließung vorzulegen.  Im  Gegenteil  weise  Artikel  28  der  Kramerordnung 
selbst   darauf   hin,    daß   die   Deliberation   und    Beschlußfassung   über   Be- 


183)  RA.  K.  2133.  I,  Fol.   374  ff. 

18*)  In   erster    Linie    ist   natürlich    an   jene  Artikel    zu    denken,  welche  der  Ge- 
werbefreiheit entgegenstehen. 


—      ii7     — 

schwerden  und  Anträge,  welche  in  Innungssachen  vor  die  Quartalver- 
sammlung gebracht  und  daselbst  gestellt  werden,  auch  von  dieser,  mithin 
von  der  durch  die  Versammlung  repräsentierten  Gesamtheit  der  Innung 
bewirkt  werden  solle,  und  es  habe  in  der  Tat  um  so  weniger  in  der  Absicht 
der  Kramerordnung  hegen  können,  der  Innung  diese  Berechtigung  zu  ent- 
ziehen, als  auch  nach  der  früheren  Gewerbeverfassung  der  Schwerpunkt 
für  die  Beschlußnahme  in  allen  die  Gesamtheit  berührenden  Innungs- 
angelegenheiten nicht  bei  den  von  der  Innung  gewählten  Vorständen  ge- 
wesen sei,  sondern  in  der  legal  zusammengerufenen  Quartalversammlung 
geruht  habe.  In  den  Beschlüssen,  einer  späteren  Quartalversammlung 
Vorschläge  über  die  Vermögensverwendung  zu  machen  und  einen  neuen 
Statutenentwurf  für  die  Vereinigte  Kaufmannschaft  auszuarbeiten  und 
vorzulegen,  könne  das  Ministerium  ebensowenig  eine  Illegalität  erblicken, 
wie  in  der  Wahl  des  Komitees.  Auch  die  Kompetenz  der  Generalversamm- 
lung vom  18.  Mai  1864,  die  Verschmelzung  der  beiderseitigen  Vermögen 
abzulehnen,  ist  nach  Ansicht  des  Ministeriums  unanfechtbar.  Es  erkennt 
ferner  an,  daß  das  Komitee,  will  es  sich  der  ihm  gewordenen  Aufträge  voll- 
ständig und  erschöpfend  entledigen,  der  Einsicht  in  die  Urkunden  und 
Bücher  der  Innung  bedarf,  erklärt  jedoch  das  Verlangen,  im  Kramerhause 
zu  arbeiten  und  den  Innungsboten  zu  verwenden,  sowie  die  Archivschlüssel 
zu  erhalten,  für  unzulässig,  weil  statutenwidrig,  da  die  Verwaltung  aus- 
schließlich in  den  Händen  der  Kramermeister  zu  liegen  habe.  Für  illegal 
müßten  die  diesbezüglichen  Beschlüsse  ebenso  erachtet  werden,  wie  die 
Zusammenberufung  der  Kramerversammlung  vom  5.  August  1864  und 
ihre  Beschlüsse,  die  aufzuheben  seien. 

Das  nächste,  was  nunmehr  zu  geschehen  hatte,  war  die  Anberaumung 
einer  Generalversammlung,  welcher  die  von  der  Königlichen  Kreisdirektion 
gestellten  Eventualfragen  vorgelegt  werden  sollten.  Die  Jahresrechnung 
1863/64  wurde  noch  vorher  von  den  Innungsverordneten  geprüft,185)  bei 
welcher  Gelegenheit  Prell  und  vier  andere  Verordnete  einen  erneuten, 
gegen  die  vorhergehende  (1862/63)  Rechnung  gerichteten  Protest 
einlegten,186)  der  darin  gipfelte,  daß,  wenn  sich  das  Verordnetenkollegium 
trotz  der  Ablehnung  der  vorj  ährigen  Rechnung  doch  mit  der  neuen 
befasse,  dieses  ohne  Präjudiz  für  die  Innung  geschehe.  Die  Verordneten 
verwahrten  sich  außerdem  im  voraus  dagegen,  daß  die  Jahresbilanz  als 
eine   Ordnung   der   Vermögensverhältnisse   der   Innung   angesehen   werde. 

Die  Generalversammlung  wurde  für  den  16.  November  1864  angesetzt. 
Die  im  Tageblatte  wiederholt  bekannt  gegebene  Tagesordnung  lautete: 
,,a)  Wahl  von  drei  Innungsverordneten  an  Stelle  der  der  Reihenfolge  nach 
ausscheidenden    Herren    Schönherr    und    Sturm,    sowie    des    freiwillig    ab- 


185)  Kr.-I.  a.  A.  III,  Fol.    108  ff. 

186)  Ebenda,  Fol.   110. 
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tretenden  Herrn  G.  Hentschel.  b)  Beschlußfassung  über  die  nach  Vorschrift 
der  Verordnung  der  K.  H.  Kreisdirektion  vom  13.  August  1864  bezüglich 
der  früher  beabsichtigten  Vereinigung  mit  der  Korporation  der  Grosso- 
händler  fernerweit  zu  stellenden  Fragen."187) 

Über  diese  Tagesordnung  beschwerten  sich  am  4.  November  Innungs- 
verordnete  und  Komitee  beim  Rate.188)  Sie  wollten  die  Frage  der  Außer- 
kraftsetzung der  Kramerordnung  und  der  Einführung  eines  neuen  Statuts 
verhandelt  wissen.  Der  Rat  wolle  eine  Änderung  der  Tagesordnung  ver- 
anlassen, oder,  falls  die  Zeit  zu  kurz  sei,  die  Vertagung  der  Versammlung 
anordnen.  Die  Kramermeister  blieben  bei  ihrer  Tagesordnung,189)  indem 
sie  darlegten,  daß  nach  Artikel  27  bis  3c  der  Kramerordnung  ihnen  niemand 
für  die  Aufstellung  der  Tagesordnung  Vorschriften  zu  machen  habe.  Die 
Kramermeister  könnten  sich  nicht  versagen,  dem  Stadtrate,  dem  doch  die 
ganze  Lage  der  Sache  vollständig  bekannt  sei,  ihre  Verwunderung  darüber 
auszusprechen,  daß  er  über  die  augenscheinlich  formell  wie  materiell  unhalt- 
bare Beschwerde  noch  eine  Erklärung  verlange  und  diese  nicht  brevi  manu 
als  durchaus  unstatthaft  zurückgewiesen  habe.  In  der  Verordnung  der 
Kreisdirektion  vom  13.  August  1864  sei  der  Weg  genau  vorgeschrieben, 
der  zu  begehen  sei,  es  sei  unbegreiflich,  wie  den  Kramermeistern  zuge- 
mutet werden  könne,  die  beantragten  Statuten  zum  Gegenstand  der  Be- 
ratung auf  die  Tagesordnung  zu  setzen,  bevor  alle  die  Präjudizialfragen, 
welche  die  genannte  Verordnung  selbst  stellt,  durch  legale  Abstimmung 
beantwortet  seien.     Der  Rat  entschied  zugunsten  der  Kramermeister.190) 

Das  Komitee  stellte  nunmehr  an  die  Kramermeister  das  Verlangen, 
seinen  Rechtsbeistand  zur  Generalversammlung  mitbringen  zu  können,191) 
was  jedoch  unter  Hinweis  auf  die  Unvereinbarkeit  mit  den  Bestimmungen 
der  Kramerordnung  abgelehnt  wurde,  die  nur  Kramern  den  Zutritt 
gestatte.192) 

Es  war  klar,  daß  das  Komitee  wieder  mit  besonderen  Anträgen  zur 
Generalversammlung  kam.    Sie  lauteten:  193) 

„I.  Die  Innung  beharrt  bei  ihrem  in  der  am  18.  Mai  1864  abgehaltenen 
Generalversammlung  gefaßten  Beschlüsse,  bei  der  projektierten  Vereinigung 
der  Kramer  und  der  Grossohändler  (Nichtkramer)  die  Verschmelzung  der 
beiderseitigen  Vermögen  abzulehnen. 

2.  Die  Innung  überträgt  die  fernere  Verhandlung  mit  den  Grosso- 
händlern  behufs  Vereinigung  dem  am   18.  Mai   1864  gewählten   Komitee. 


187)  Leipziger  Tageblatt   1864.  Nr.   311,  S.  6157. 

188)  RA.  K.  2133.  L  Fol.  370/71. 

189)  Kr.-I.  a,  A.  III,  Fol.    130. 

19°)  RA.  K.  2133.  K.  I,  Fol.  393. 

191)  Kr.-I.  a.  A.  III,  Fol.    134. 

192)  Ebenda,  Fol.    134  b. 

193)  RA.  K.   2133.  I,  Fol.  399. 


Edmund  Becker, 
Geheimer  Kommerzienrat. 
Mitglied  der  Kramerinnung  seit   20.  August  1830,  Kramermeister  seit  2.  Juni  1853, 
unter   der  Herrschaft    der   alten  Kramerordnung  letzter  Kramermeister- Senior  vom 
19.  November  1864  bis  4.  Dezember  1867,  Präsident  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer vom    14.  September  1865  bis  3.  Oktober  1868,  von  da  an  bis  6.  Februar 
1875     erster    Vorsitzender    der    von    der    Gewerbekammer     am    3.    Oktober 
getrennten    Handelskammer,      Er    war    Inhaber    des    Bank-,     Kommissions-    und 
Speditionsgeschäftes    Becker    Sc    Co.,    zugleich    Vorsitzender    im    Direktorium    der 

Leipziger  Bank. 


—      ii9     — 

3.  Auf  den  30.  November  1864  ist  eine  Generalversammlung  zusammen- 
zuberufen,  welcher  die  Beschlußfassung  über  die  Annahme  der  vom  Komitee 
entworfenen  Statuten  anheimzugeben  ist." 

Die  Generalversammlung  nahm  einen  stürmischen  Verlauf.194)  Als 
die  Wahl  der  drei  Innungsverordneten  vollzogen  war  und  der  Vor- 
sitzende Poppe  die  Frage  stellte,  ob  die  Versammlung  bei  der  früher  be- 
schlossenen Ablehnung  der  Verschmelzung  des  Vermögens  der  Kramer- 
innung mit  dem  der  Grossohändler  verbleibe,  wurde  diese  Frage  mit  großer 
Majorität  bejaht  und  der  Vorsitzende  schloß  die  Versammlung,  ohne  obige 
Anträge  zur  Sprache  gebracht  zu  haben.  Sofort  erhob  Reinecke  gegen  den 
Schluß  Protest,  dem  sich  auch  ein  großer  Teil  der  Versammlung  anschloß 
und  der  damit  motiviert  wurde,  er  werde  erhoben  ,, gegen  das  Verfahren 
der  Kramermeister  wegen  willkürlicher  und  statutenwidriger  Schließung 
der  Sitzung". 

Diese  kurze  Verhandlung  war  von  weittragender  Bedeutung.  Am 
nächsten  Tage  schon  legte  Geheimrat  Poppe  nach  dreißigjähriger  Amtie- 
rung sein  Amt  als  Kramermeister  nieder  und  schied  aus  der  Innung  aus, 
indem  er  seinen  Kramer meisterkollegen  folgendes  schrieb:  195) 

„Hochgeehrte  Herren!  Zu  verschiedenen  Malen  habe  ich  in  unserer 
Mitte  die  Ansicht  gegen  Sie  ausgesprochen,  daß  unsere  Stellung  gegenüber 
der  .herrschenden  Parthei  in  der  Innung  eine  solche  unhaltbare  und  uns 
verletzende  geworden  sei,  daß  ich  es  für  gerathen  erklärte,  unsere  Amtie- 
rung niederzulegen.  Die  Vorkommnisse  in  der  gestrigen  Versammlung 
der  Kramer  haben  mich  aber  zu  meinem  größten  Bedauern  überzeugt, 
daß  es  sich,  wenigstens  nach  meiner  Auffassung,  mit  der  Ehre  eines  an- 
ständigen Mannes  nicht  verträgt,  einer  derartigen  Korporation  fernerhin 
anzu[ge]hören. 

Ich  habe  mich  daher  entschlossen,  aus  derselben  zu  scheiden,  und 
lege  deshalb  mein  bisheriges  Amt  in  Ihre  Hände  nieder.  Nicht  den  allge- 
meinen, sondern  Ihnen  gegenüber  ist  dieser  Schritt  einer  der  schmerz- 
lichsten meines  Lebens,  indem  solcher  mich  dahin  führt,  aus  dem  Kreise 
von  Männern  zu  scheiden,  welche  mir  in  einem  Zeitraum  von  30.  Jahren 
mit  Gesinnungen  von  Wohlwollen  und  Vertrauen  entgegen  gekommen 
sind,  deren  mich  beglückende  Bedeutung  ich  bis  an  das  Ende  meines  Lebens 
treu  bewahren  werde. 

Mit  diesen  Empfindungen  trenne  ich  mich  hiermit  von  Ihnen,  um  Ihnen 
in  jeder  andern  Beziehung  sonst  ganz  anzu[ge]hören.  Leipzig,  d.  17.  Novbr. 
1864.     Hochachtungsvoll  Heinr.  Poppe." 

Am  folgenden  Tage  legte  auch  Kramermeister  Generalkonsul  Gustav 
Moritz  Clauß  sein  Amt  nieder.196)      Sofort  traten  die  Kramermeister  zu 


19i)  Kr.-I.  a.  A.  IV,  Fol.  I  ff. 
196)  Kr.-I.  a.  A.  IV,  Fol.  12. 
196)  Ebenda,  Fol.   13. 
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einer  Sitzung  zusammen,  in  der  sie  beschlossen,  in  ihrem  Amte  zu  ver- 
harren und  in  der  auch  Clauß  sich  bereit  erklärte,  im  Amte  zu  verbleiben,197) 
jedoch  ebenso  wie  Kramermeister  Lücke  die  Annahme  des  Seniorenamtes 
ablehnte.  Kramermeister  Edmund  Becker  wurde  in  dieses  Amt  des  Vor- 
sitzenden gewählt.198) 

Auch  auf  die  Lösung  der  Frage  einer  Vereinigung  der  Kramerinnung 
mit  der  Korporation  der  Grossohändler  hatte  das  Ergebnis  der  General- 
versammlung vom  16.  November  1864  einen  schlimmen  Einfluß.  Mittels 
Schreibens  vom  23.  November  199)  teilten  die  Kramermeister  den  Hand- 
lungsdeputierten den  Ablehnungsbeschluß  der  Kramer  mit  und  erhielten 
am  11.  Februar  1865  den  vorläufigen  Bescheid,200)  daß  die  Handlungs- 
deputierten der  Meinung  seien,  mit  der  Ablehnung  der  Verschmelzung  der 
beiderseitigen  Vermögen  sei  auch  die  Vereinigung  der  Kramerinnung  mit 
den  Grossohändlern  als  abgelehnt  zu  betrachten,  da  jene  Verschmelzung 
bei  dem  Vereinigungsprojekt  in  Aussicht  genommen  worden  war.  „Wir 
haben  hierbei  zu  erklären,"  heißt  es  dann  wörtlich,  ,,daß  wir  bei  der  beab- 
sichtigten Vereinigung  beider  Korporationen  nur  die  Herstellung  einer 
dem  Handelsstande  der  Stadt  Leipzig  würdigen  Vertretung  im  Auge  ge- 
habt und  niemals  daran  gedacht  haben,  aus  dem  der  Kramerinnung  zuge- 
hörigen bedeutenderen  Vermögen  für  unsere  Kommittenten  in  irgend  einer 
Weise  einen  Vorteil  zu  erlangen,  und  daß  wir  daher  auch,  um  jeder  der- 
artigen Meinung  zu  begegnen,  nunmehr  auch  unsererseits  von  jeder  weiteren 
Verhandlung  wegen  der  beabsichtigten  Vereinigung  beider  Korporationen 
in  eine  Genossenschaft  absehen."  Diese  Erklärung  sollte  noch  nicht  bindend 
sein,  sondern  von  der  Stellungnahme  der  Gesamtheit  der  Grossohändler 
sollte  der  endgültige  Schritt  abhängig  gemacht  werden.  Diese  schlössen  sich 
ihren  Vertretern,  den  Handlungsdeputierten,  in  der  Generalversammlung 
vom  17.  Oktober  1865  201)  an.  Auch  sie  lehnten  jede  weitere  Verhandlung 
mit  der  Kramerinnung  ab  und  genehmigten  einen  ihnen  von  den  Hand- 
lungsdeputierten vorgelegten  Entwurf  zum  „Statut  der  Handelsgenossen- 
schaft zu  Leipzig",  das  ist  der  Vereinigung  der  Leipziger  Grossohändler, 
deren  bisherige  korporative  Vertretung  oder  deren  Vorstand  seit  Januar  168 1 
die  Handlungsdeputierten  gewesen  waren.202) 

Somit  war  nach  fast  vierjährigen,  oft  recht  unerquicklichen  Auseinander- 
setzungen die  Einigung  der  gesamten  Leipziger  Kaufmannschaft  gescheitert. 


197)  Ebenda,  Fol.  13  b  und  17  b. 

198)  Ebenda,  Fol.  17  b. 

199)  Ebenda,  Fol.  30. 
**>)   Ebenda,  Fol.  80. 

201)  RA.  Hg.  H.  2170,  Fol.  6. 

'202)  Über  die  Handelsgenossenschaft  siehe  das   V.  Kapitel. 


IV. 

Die  „neue  Innung". 


Durch  die  Ablehnung  der  Grossohändler,  sich  mit  der  Kramerinnung 
in  einer  Genossenschaft  zu  vereinigen,  war  für  die  Behandlung  der  Innungs- 
frage eine  völlig  neue  Grundlage  geschaffen  worden.  Die  Frage  der  Kramer- 
meister in  einer  Quartalversammlung,  ob  die  Innung  auch  ihrerseits  nun- 
mehr von  dieser  Vereinigung  absehen  wolle,  war,  noch  dazu  bei  der  den 
Großhändlern  nichts  weniger  als  günstigen  Stimmung  der  Kramer,  weiter 
nichts,  als  die  Erledigung  einer  Formalität.  Das  Komitee  war  nunmehr 
noch  eifriger  bestrebt,  seinen  Willen  den  Kramermeistern  gegenüber  durch- 
zusetzen. 

Am  22.  März  1865  fand  eine  Generalversammlung  der  Innung  statt.203) 
Vor  Eintritt  in  die  Tagesordnung  verlas  der  Vorsitzende,  Kramermeister 
Becker,  ein  Expose,  durch  welches  „die  Kramermeister  die  Verwahrung 
aussprachen,  daß  sie  durch  Eingehen  auf  die  Verhandlung  über  den  vom 
Komitee  vorgelegten  Statutenentwurf  nicht  die  Rechte  des  Kollegiums 
der  Kramermeister  als  solchen  ihrerseits  beeinträchtigt  wissen  wollten". 
Ihre  Sonderrechte  wollten  die  Kramermeister  auch  nach  Inkrafttreten  des 
neuen  Statuts  aufrecht  erhalten  wissen.  Sie  hatten  alle  ihre  Ansprüche  in 
einem  schon  vor  der  Versammlung  verteilten  Zirkular  zur  Kenntnis  der 
Innung  gebracht.  Das  Komitee  dagegen  legte  der  Generalversammlung 
folgende  Anträge  vor:  Die  im  Jahre  161 2  verliehene  Kramerordnung  nebst 
Nachträgen  .  .  .  aufzuheben,  das  vom  Komitee  entworfene  Statut  als  allein 
gültiges  Grundgesetz  en  bloc  anzunehmen,  das  Komitee  zu  ermächtigen, 
die  Bestätigung  dieses  Statuts  bei  der  Behörde  zu  beantragen,  zu  motivieren 
und  etwaige  Monita  zu  erledigen.204)  Zunächst  wurde  205)  mit  17.3  gegen 
28  Stimmen  der  Statutenentwurf  des  Komitees  en  bloc  angenommen,  dann 
—  als  eine  Folge  dieser  Annahme  —  die  alte  Kramerordnung  mit  169  gegen 
16  Stimmen  aufgehoben,  obwohl  Becker  betonte,  daß  die  alte  Kramer- 
ordnung bestehen  bleiben  müsse  bis  das  neue  Statut  behördlich  genehmigt 
worden  sei,  endlich  wurde  noch  „mit  überwiegender  Mehrheit"  dem  Komitee 
das  Recht  zugestanden,  die  Bestätigung  usw.  selbständig  herbeizuführen. 
Dem  Einwand  Beckers,  daß  dem  Komitee  dieses  Recht  gar  nicht  zukommen 
könne,   solange  die  Kramermeister  an  der  Spitze  der  Innung  stehen,  be- 


2°*)  RA.  K.   2133,  I,  Fol.  430;  Kr.-I.  a.  A.,  IV,  Fol.    101. 
20*)  RA.  K.  2133,  I.  Fol.  435- 
S05)  Ebenda,  Fol.  424. 
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gegnete  Prell  mit  der  Erklärung,  „daß  das  Komitee  nicht  mehr  das  hin- 
reichende Vertrauen  zu  den  Kramermeistern  und  dem  Konsulenten  besitze, 
um  denselben  die  Beantragung  der  Bestätigung  des  von  ihnen  selbst  (Kramer- 
meistern und  Konsulenten)  bekämpften  Statutes  bei  der  Behörde  zu  über- 
lassen." Endlich  wurde  noch  auf  Beckers  Antrag  über  jene  Frage  abgestimmt, 
ob  die  Innung  von  der  Vereinigung  mit  den  Großhändlern  absehe.  Nur 
eine  Stimme  sprach  noch  für  die  Vereinigung.  Der  Grund  jenes  Miß- 
trauens lag  in  dem  Verlangen  der  Kramermeister  zur  Wahrung  ihrer  Sonder- 
rechte, vornehmlich  in  demjenigen,  ihren  Posten  lebenslänglich  innezu- 
behalten,  also  „so  lange  sie  existierten"  als  Funktionare  der  Innung  zu 
gelten,  ein  Verlangen,  das  sie  eventuell  auf  dem  Prozeßwege  erstreiten 
wollten,  das  aber  sehr  bald  auch  von  der  Königlichen  Kreisdirektion  als 
unstatthaft  bezeichnet  wurde,  sobald  einmal  das  neue  Statut  in  Kraft  ge- 
treten sein  würde.206)  Ein  weiterer  Grund  zum  Mißtrauen  war  nach  Prelis 
Aussage  der,  daß  der  Innungskonsulent  die  Innung  so  geleitet  habe,  daß 
sie  in  stetem  Streite  mit  den  Kramermeistern  erhalten  worden  sei,  und 
daß  er  die  behördlich  anerkannten  Innungsbeschlüsse  vom  18.  Mai  1864 
immerfort  als  illegal  bezeichnet  habe,  ohne  für  diese  Behauptung  eine  Be- 
gründung geben  zu  können  usw.207) 

Das  Komitee  reichte  tatsächlich,  seine  Befugnisse  vollständig  ver- 
kennend, das  Statut  beim  Rate  der  Stadt  ein,208)  wurde  von  diesem  aber 
mit  dem  richtigen  Hinweise  abschlägig  beschieden,  daß  noch  den  Kramer- 
meistern allein  die  Leitung  der  Innungsangelegenheiten  zustehe,209)  eine 
Behauptung,  welcher  auch  die  Kreisdirektion  und  schließlich  das  Mini- 
sterium des  Innern  beipflichtete.210)  Die  Kramermeister  äußerten  sich  dem 
Rate  gegenüber,  „daß  sie  nicht  gemeint  seien,  einen  Kampf  mit  einer 
Majorität  der  Innung  fortzuführen,  in  welchem  sie,  obschon  er  für  sie  ohne 
alles  persönliche  Interesse  sei,  bisher  nur  aus  objektiven  Gründen 
und  aus  Rücksicht  auf  die  gedeihliche  Erhaltung  der  Institute,  welche 
durch  die  Fonds  der  Innung  begründet  sind  und  unter  ihrer  bisherigen 
Leitung  gestanden  haben,  einzutreten  für  ihre  Pflicht  hielten."211)  Sie 
hätten  gegen  den  Entwurf  in  der  Generalversammlung  ihre  Monita  geltend 
gemacht,  aber  auch  diese  seien  verworfen  worden,  der  Behörde  falle  nun 
anheim,  zu  dem  Statut  des  Komitees  und  zu  den  Monitas  der  Kramer- 
meister Stellung  zu  nehmen. 

Nun  begann  abermals  ein  Kreislauf  von  Eingaben  und  Rekursen. 
Den  immer  wieder  seitens  des  Komitees  aufgebrachten  Plan  des  Verteilens 


206)  RA.  K.  2133,  II,  Fol.  35. 

207)  Ebenda,  I,  Fol.  450. 

208)  Ebenda,  Fol.  452  ff. 
Wä)   Ebenda,  Fol.  466. 

21°)  Ebenda,  Fol.  490  und  525. 
au)  Kr.-I.  a.  A.  IV,  Fol.  115. 
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der  Vermögenszinsen-Überschüsse  unter  die  Kramer  lehnten  Kramer- 
meister, Rat  der  Stadt  und  Kreisdirektion  als  gesetzlich  unzulässig  ab. 
Nur  zu  Innungszwecken  dürften  sie  verwendet  werden.  Die  Kreisdirektion 
empfahl  die  Errichtung  einer  besonderen  Unterstützungskasse  bei  der 
Innung,  hierfür  ein  Regulativ  und  im  Innungsstatut  die  Aussprache  einer 
Beitragspflicht  für  die  Innungsmitglieder.  Dieser  Kasse  könnte  jährlich 
ein  Teil  der  Erträgnisse  des  Innungsvermögens  zufließen,  jedoch  dürften 
nicht  alle  Mitglieder  unterstützt  werden,  sondern  in  jedem  Einzelfalle 
müßte  die  Bedürftigkeit  maßgebend  sein.  Auch  das  Ministerium  des  Innern 
billigte  diesen  Vorschlag.212)  Aber  für  die  Kramer,  für  das  Gros  derselben, 
drehte  es  sich  nach  wie  vor  um  die  Erreichung  des  einen  Zieles,  das  gesamte 
Vermögen  unter  sich  aufzuteilen,  ein  Wunsch,  den  sie  schließlich  als  un- 
durchführbar aufzugeben  sich  gezwungen  sahen.  Hingegen  erhofften  sie 
(ihrer  Meinung  nach)  von  einer  in  nicht  allzuferner  Zeit  zu  erwartenden 
Änderung  der  ihrem  Wunsche  entgegenstehenden  Bestimmung  des  Ge- 
werbegesetzes vom  15.  Oktober  1861  die  Erreichung  ihres  Zieles  und  hielten 
dabei  die  ihrem  Willen  entsprechenden  Bestimmungen  des  Hamburger 
Gewerbegesetzes  vom  7.  November  1864  und  der  Sachsen  -Weimar  -Eise- 
nacher  Gewerbeordnung  vom  30.  April  1862  als  Muster  im  Auge.213) 

Schließlich  standen  sich  in  der  Generalversammlung  der  Innung  vom 
9.  Mai  1866  zwei  Statutenentwürfe  gegenüber,  einer  von  den  Kramer- 
meistern, der  andre  („zweite  revidierte")  vom  Komitee  ausgearbeitet. 
Der  erstere  wurde  ohne  jede  Beratung  zugunsten  des  zweiten  ad  acta  ge- 
nommen,214) obwohl  später  der  Rat215)  gerade  diesem  Kramermeister- 
Entwurf  das  Zeugnis  ausstellte,  „daß  man  ihm  wegen  seiner  klaren  und 
präzisen  Ausarbeitung,  wegen  der  zweckmäßigen  Regelung  der  Innung 
und  ihrer  Verwaltung,  sowie  wegen  der  eingehenden  Berücksichtigung  der 
wahren  Interessen  der  Innung  unbedingten  Beifall  würde  schenken  müssen," 
wenn  er  eben  von  der  Innung  nicht  schon  abgelehnt  worden  wäre.  Dem 
Komitee-Entwurf  konnte  der  Rat  seine  Zustimmung  nicht  erteilen  und 
erst  nach  mehrfachen,  auf  Grund  der  Entscheidungen  des  Rates,  der  Kreis- 
direktion und  des  Ministeriums  des  Innern  vorgenommenen  Abänderungen 
konnten  die  Kramermeister  diesen  entgültig  redigierten  Statutenentwurf 
der  Behörde  zwecks  Bestätigung  mit  dem  Bemerken  überreichen,  „daß  sie 
sich  der  Überzeugung  nicht  entschlagen  können,  daß  dieses  von  der  Innung 


212)  RA.  K.  2133,  II,  Fol.  101  b.  —  Die  Innung  hatte  später  ein  durch 
ihren  Beschluss  vom  6.  März  1868  angenommenes  Unterstützungsregulativ,  nach 
welchem  an  arme  Kramer,  Kramerswitwen  usw.  Unterstützungen  gewährt  worden. 
Eine  eigentliche  Unterstützungskasse  mit  Beitragspflicht  der  Innungsgenossen  bestand 
noch  nicht.  Vgl.  Anlage VII  und  das  Aktenstück:  Protokolle  über  abgehaltene  General- 
versammlungen der  Kramer-Innung  zu  Leipzig,   Vol.   I,    1868/74,  F°l-   3- 

213)  RA.  K.   2133,  II,  Fol.  65. 
ni)  Ebenda,   Fol.   45. 

-15)  Ebenda,  Fol.  68. 
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beschlossene  Werk  an  vielfachen  Mängeln  und  Inkonsequenzen  leide  und 
dessen  Handhabung  dereinst  vielfache  Schwierigkeiten  darbieten  werde." 
Sie  hätten  die  Beseitigung  dieser  Mängel  mit  allen  verfassungsmäßigen 
Mitteln,  leider  ohne  Erfolg,  angestrebt.216)  Das  Bestätigungsdekret  der 
Königlichen   Kreisdirektion  ist  datiert  vom  23.   Oktober   1867.  217) 

Sofort  erfolgte  in  der  ad  hoc  zusammengerufenen  Generalversammlung 
vom  4.  Dezember  1867  die  Wahl  des  Innungsvorstandes,  deren  Ergebnis 
die  ,, neuen"  Kramermeister  dem  Rate  der  Stadt  förmlich  frohlockend  ver- 
künden: ,,Die  früheren  Kramermeister  haben  auch  nicht  eine  Stimme 
erlangt."218)  Sturm,  Reinecke  und  Kreutzer  waren  gewählt  worden.  Sturm 
und  Kreutzer  wurden  stets  wiedergewählt  bis  zur  Auflösung  der  Innung, 
Reinecke  hatte  sein  Amt  im  Jahre  1870  freiwillig  niedergelegt,  in  seine 
Stelle  trat  Philipp  Batz.  Prell,  der  sich  so  eifrig  um  das  Zustandekommen 
der  „neuen  Innung",  wie  sie  vielfach  genannt  wurde,  bemüht  hatte,  wurde 
nur  in  den  Innungs-Ausschuß  gewählt.  219)  Der  bisherige  verdiente  Kon- 
sulent  Hofrat  Dr.  Otto  Kormann  legte  sein  Mandat  am  6.  Dezember  1867 
in  die  Hände  des  neuen  Vorstandes,  22°)  in  seine  Stelle  wurde  der  seitherige 
Rechtsbeistand  des  Komitees,  Rechtsanwalt  Kleinschmidt  gewählt.221) 

Die  Innung  hatte  in  ihrer  neuen  Gestaltung  neue  Aufgaben.  Ein  flüch- 
tiger Vergleich  der  alten  Kramerordnung  mit  den  Bestimmungen  des  neuen 
Statuts,  namentlich  dessen  zweiten  Paragraphen,  lehrt,  daß  aus  dieser 
Körperschaft,  als  aus  einem  wichtigen  gewerbepolizeilichen  Organ,  eine 
moderne  Genossenschaft  geworden  war,  deren  Zweck  fast  ausschließlich 
in  der  Regelung  ihrer  Vermögensverhältnisse  lag.  Von  einer  Vermehrung 
ihres  Mitgliederbestandes  konnte  keine  Rede  mehr  sein,  denn  wer  hätte 
wohl  unter  solchen  Verhältnissen  die  in  dem  Statut  geforderten  300  Taler 
Eintrittsgeld  bezahlen  mögen!  In  der  Tat  ist  denn  auch  nur  ein  Mitglied 
seit  1861,  und  zwar  nach  langen  Auseinandersetzungen  mit  der  Verwaltungs- 
behörde, noch  auf  Grund  der  alten  Kramerordnung  im  Jahre  1866  aufge- 
nommen worden.  Mit  Rücksicht  auf  die  zu  erwartende  Regelung  der  Innungs- 
organisation hatten  die  Kramermeister  —  damals  noch  die  alten  —  die 
Aufnahme  abgelehnt,  mußten  jedoch  der  höheren  Entscheidung  folgen. 
Unter  der  Herrschaft  des  Statutes  vom  23.  Oktober  1867  hat  die  Innung 
einen  Mitgliederzuwachs  nicht  erlebt. 

Das  Statut  der  Innung  hat  im  Laufe   der  Zeit  bis  zur  Auflösung  nur 


216)  Ebenda,   Fol.    106.    —    Wortlaut    des    Statuts   in    der   bestätigten    Fassung: 
Anlage  V. 

217)  RA.  K.   2133,  II,  Fol.    154  b. 

218)  RA.  Hg.  H.   2170,   Fol.    135  b. 

219)  Vgl.   die   Statuten,  §§  7   und    13  ff. 

220)  Acta  der  Herren  Kramermeister  zu  Leipzig.      Gehalten  vom  Hofrat  Klein- 
schmidt, Vol,  I,    1867,  Fol.  4. 

221)  Ebenda,  Fol.   5  b. 


Gustav  Kreutzer, 
Mitglied  der  Krameriunuug  seit  23.  Januar  1S54,  Kramermeister  seit  4.  Dezembei 
1867,  Vorsitzender  Kramermeister  der  ..neuen"  Innung  seit  5.  März  1869  bis 
zur  Auflösung  der  Innung  und  seit  1880  bis  zu  seinem  am  7.  März  1899 
erfolgten  Tode  Mitglied  der  Handelskammer,  deren  Kramerstiftungs- Schatz- 
meister er  war.  Kreutzer  war  Inhaber  der  Firma  Gustav  Kreutzer,  Stickerei-, 
Spitzen-  und  Weißwarengeschäft. 
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eine  Abänderung  erfahren.  Nach  abermaligen  Rekursverhandlungen  hatte 
die  Innung  es  erreicht ,  daß  sie  ihren  Mitgliedern  das  bis  in  Höhe  von  20 
Talern  eingezahlte  sogenannte  Weibergeld  222)  für  ihre  lebenden  Ehefrauen 
—  ausschließlich  der  geschiedenen  —  eventuell  den  noch  lebenden  Kramers- 
witwen  zurückerstatten  durfte.  Die  hierdurch  bedingte  Abänderung  des 
Statuts  im  §  4  erhielt  am  27.  August  1873  die  Genehmigung  der  Kreis- 
direktion. 223) —  —  —  —  —  —  —  —  —  —  — — 

Interessant  ist  eine  Verhandlung  der  Innung  mit  den  Behörden  aus 
dem  Jahre  1870. 

Am  21.  Juni  1869  hatte  die  „Gewerbeordnung  für  den  Norddeutschen 
Bund"  die  allerhöchste  Bestätigung  erhalten,  durch  welche  das  sächsische 
Gewerbegesetz  vom  15.  Oktober  1861  außer  Kraft  getreten  war.  Die  Kramer- 
innung wollte  nach  dieser  Gesetzeswandlung  die  Eigenschaft  einer  Ju- 
ristischen Person  erwerben  und  berief  sich  darauf,  daß  kaufmännische 
Korporationen,  welchen  ausschließliche  Gewerbsbefugnisse  nicht  zuge- 
standen haben,  den  Vorschriften  des  die  Innungen  von  Gewerbetreibenden 
betreffenden  Titels  VI  der  Bundesgewerbeordnung  nicht  unterliegen 
sollen.224)  Ein  anderer  Titel  des  Gesetzes  handle  aber  nicht  von  den  In- 
nungen, somit  fände  —  nach  Ansicht  der  Kramermeister  —  das  ganze 
Gesetz  keine  Anwendung  auf  die  Kramerinnung.  Unter  diesen  Verhält- 
nissen sehe  sich  die  Innung  veranlaßt,  sich  unter  das  Gesetz  vom  15.  Juni 
1868,  betreffend  die  Juristischen  Personen,  zu  stellen.  Auch  der  Rat  der 
Stadt  vertrat  diese  Ansicht,  daß  die  Kramerinnung  als  nicht  unter  die 
Norddeutsche  Gewerbeordnung  gehörig  zu  betrachten  sei.  225)  Die  Innung 
wurde  denn  auch  ihrem  Antrag  gemäß  in  das  Genossenschaftsregister  ein- 
getragen. Als  eine  Folge  dieser  Eintragung  traten  an  die  Innung  vier  Fragen 
heran: 

1.  Hat  die  Innung  nunmehr  den  Stadtrat  oder  das  Königliche  Gerichts- 
amt im  Bezirksgerichte  Leipzig  in  Gemäßheit  der  Bestimmung  des  §  79  des 
Gesetzes,  betr.  die  Juristischen  Personen,  als  ihre  vorgesetzte  Behörde 
anzusehen?  Mit  anderen  Worten:  Untersteht  die  Innung  nunmehr  den 
Gerichts-  oder  wie  bisher  noch  den  Verwaltungsbehörden? 

2.  Ist  eine  Verteilung  der  Erträgnisse  des  Innungs Vermögens  an 
die  Innungsmitglieder  nunmehr  statthaft? 

3.  Ist  eine  Verteilung  des  Innungs  Vermögens  selbst  an  die 
Innungsmitglieder  statthaft  ? 


222)  Das   ist   der   Betrag,  den    die    Kramer  für  ihre  Ehefrauen  einzahlten,  damit 
auch  diese  die  Kramerrechte  besitzen  konnten. 

223)  RA.  K.  2133,  IL  Fol.   284  b. 

224)  Bundesgesetzblatt   1869,  Seite  265  ff.,  insbesondere  S.  269,  §   104. 
325)  Rats-Bekanntmachung  vom  22.  November   1869. 
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4.  Wenn  Frage  2  und  3  zu  verneinen  sind,  muß,  um  die  Verteilung 
der  Zinsen  und  des  Vermögens  vornehmen  zu  können,  eine  Statuten- 
änderung herbeigeführt  werden,  nach  welcher  diese  Verteilung  gestattet 
werden  kann? 

Diese  Fragen  legte  der  Innungsvorstand  der  Juristenfakultät  der 
Universität  Leipzig  vor,   welche  sie  folgendermaßen  beantwortete:  226) 

ad  1.  Die  Kramerinnung  sei  im  allgemeinen  nur  dem  Gerichtsamte  im 
Bezirksgerichte  Leipzig  und  als  weiteren  Instanzen  dem  Königlichen  Appel- 
lationsgerichte und  dann  dem  Königlichen  Ministerium  der  Justiz  unter- 
worfen. Ihre  während  ihrer  früheren  Periode  begründeten  Verpflichtungen 
würden  jedoch  durch  die  Veränderung,  welche  durch  Erlangung  der  Eigen- 
schaft einer  Juristischen  Person  eingetreten  sei,  keinen  Abbruch  erleiden, 
vielmehr  müsse  die  Innung  alles,  was  sie  früher  zu  leisten  hatte,  auch  jetzt 
gewähren.  Wenn  zu  diesen  Verbindlichkeiten  auch  solche  gehören,  bei  deren 
Ausführung  der  Stadtrat  kraft  seiner  Stellung  als  Stadtobrigkeit  beteiligt 
sei  (z.  B.  Unterhaltung  einer  Fachschule),  so  sei  hierin  durch  die  Veränderung 
der  allgemeinen  rechtlichen  Stellung  der  Innung  nichts  geändert. 

ad  2.  Auch  hier  urteilt  die  Fakultät,  daß  zwar  die  Innung  gegenwärtig 
nicht  mehr  einem  durch  die  Gewerbeordnung  allgemein  regulierten  Bedürf- 
nisse diene,  sondern  nach  der  geschehenen  Ausscheidung  der  Handels- 
innungen aus  der  Norddeutschen  Gewerbeordnung  lediglich  auf  der  eigenen 
autonomen  Zweckbestimmung  beruhe,  daß  aber  zu  betonen  sei,  daß  die 
Kramerinnung  durch  den  Erwerb  der  Juristischen  Personeneigenschaft 
ihre  frühere  individuelle  Persönlichkeit  nicht  verloren  habe,  mithin  alle 
diejenigen  Aufgaben  und  Verpflichtungen  zu  erfüllen  habe,  welche  auf 
Grund  früherer  Stiftungen,  Widmungen,  Verträge  und  Festsetzungen 
begründet  worden  sei.  Ein  rechtliches  Hindernis  stelle  sich  jedoch  der 
Absicht  nicht  entgegen,  jene  Erträgnisse  zum  Nutzen  der  Innungsmitglieder 
zu  verwenden,  die  über  die  Erfüllung  jener  Verpflichtungen  hinausgehen. 
Dann  aber  müsse  freilich  eine  Statutenänderung  erfolgen. 

ad  3.  Das  Gutachten  der  Fakultät  bejaht  zunächst,  unter  Voraus- 
setzung, daß  die  Vermögensteilung  bei  der  Innungs  auflösung  erfolgen 
soll,  das  Recht  der  Selbst  auflösung.  Das  Sächsische  Gewerbegesetz 
und  die  Norddeutsche  Gewerbeordnung  seien  im  Falle  der  Kramerinnung 
nicht  mehr  anwendbar,  ein  rechtliches  Hindernis  im  allgemeinen 
bestehe  bei  der  Kramerinnung  sonach  nicht,  bei  ihrer  Auflösung  eine  Ver- 
teilung ihres  freien  und  reinen  Vermögens  zu  beschließen.  Eine  Vermögens- 
verwendung durch  Verteilung  sei  indessen  unmöglich,  wenn  dieses  Ver- 
mögen durch  etwaige  Legate,  Schenkungen  usw.  zu  bestimmten  Zwecken 
gestiftet  oder  erworben  ist  oder  wenn  die  Korporation  bereits  stiftungs- 
gemäße Anstalten  ins  Leben  gerufen  und  Dritten,  etwa  der  Gemeinde,  ein 

226)  Kr.-I.  a.  A.   V,  Fol.  41. 
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Recht  auf  das  Bestehen  und  die  Fortdauer  dieser  Anstalten  erwachsen  ist. 
In  solchen  Fällen  könne  nur  der  Teil  des  angesammelten  Vermögens  ver- 
teilt werden,  welcher  über  den  Bedarf  der  statutarischen  und  beschluß- 
mäßigen Zwecke  hinaus  angewachsen  sei.  Eine  Notwendigkeit  der  Staats- 
genehmigung sei  aus  dem  Gesetze  über  die  Juristischen  Personen  nicht 
herzuleiten,  sofern  die  genannten  Voraussetzungen  zutreffen.  Zweidrittel- 
Majorität  sei  ebenso  wie  für  den  Auflösungsbeschluß  auch  für  den  Ver- 
teilungsbeschluß  der  Innung  nötig.  Da  die  Fakultät  die  näheren  Verhält- 
nisse der  Innung  nicht  kenne,  habe  sie  ihr  Urteil  allgemein  fassen  müssen, 
und  wiederhole:  Wenn  die  beabsichtigte  Vermögensteilung  nur  einen  Teü 
des  Gesamtvermögens  ergreifen  solle,  würde  dafür  zu  sorgen  sein,  daß  das 
durch  Stiftungszwecke  gebundene  Vermögen  unter  Konkurrenz  der  Inter- 
essenten ausgeschieden,  sichergestellt  und  seiner  Zweckbestimmung  er- 
halten bleibt. 

ad  4.  In  dem  Umfange,  in  dem  überhaupt  eine  Vermögens-  oder  Re- 
venuenteilung  in  obigem  anerkannt  worden  sei,  dürfe  diese  sofort  durch 
Generalversammlungsbeschluß  festgestellt  werden,  in  einem  weiteren 
Umfang  könnte  sie  aber  auch  nicht  durch  eine  Statutenänderung  ange- 
bahnt werden. 

Das  Königliche  Ministerium  des  Innern  vertrat  demgegenüber  aber 
die  Ansicht,  daß  die  Kramerinnung  dem  Artikel  VI  der  Bundesgewerbe- 
ordnung unterstehe,  und  der  Rat  der  Stadt  forderte  daher  unter  Aufhebung 
seiner  Verordnung  vom  22.  November  1869  die  Innung  auf,  ihn  nach  wie 
vor  als  ihre  vorgesetzte  Behörde  nach  jeder  Richtung  hin  zu  betrachten,227) 
blieb  hierbei  auch  stehen,  nachdem  die  Innung  sich  auf  ihre  Eigenschaft 
als  Juristische  Person  und  die  dieser  zukommende  Unterstellung  unter 
das  Bezirksgericht  berufen  hatte.  Die  Innung  wandte  sich  gegen  die  An- 
schauung des  Ministeriums  des  Innern  beschwerdeführend  an  das  Gesamt- 
ministerium, betonte  dabei,  daß  das  Ministerium  des  Innern  überhaupt 
nicht  befugt  gewesen  sei,  diese  Verordnung  zu  erlassen,  denn  über  der 
Kramerinnung  stehe  jetzt  das  Justiz  ministerium  als  höchste  Instanz.228) 
Das  Gesamtministerium  gab  diese  Eingabe  an  das  Ministerium  des  Innern 
weiter,  da  es  nach  der  Landesverfassung  keine  Beschwerdeinstanz  bilde.229) 

Das  Ministerium  des  Innern  blieb  bei  seiner  Ansicht  natürlich  stehen  230) 
und  das  Justizministerium  trat  ihr,  gleichzeitig  die  Löschung  der  Innung 
im  Genossenschaftsregister  verfügend,  ebenfalls  bei.231)  Auch  der  nun- 
mehr von  der  Innung  betretene  Instanzenweg  über  das  Gerichtsamt  und 
Appellationsgericht  zum  Ministerium  der  Justiz  brachte  die  Innung  nicht 


227)  Kr.-I.  a.  A.  V,  Fol.  95  ff. 

228)  Ebenda,  Fol.  123  ff. 

229)  Ebenda,  Fol.  132. 

^O)  Kr.-I.  a.  A.  VI,  Fol.  33. 
*»)  Ebenda,  Fol.  43. 
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ans  Ziel.  Das  letztere  entschied,  daß  die  Vorschriften  der  Gewerbeordnung 
auf  alle  Gewerbe,  also  auch  auf  das  kaufmännische  Gewerbe,  Anwendung 
leiden,  insoweit  nicht  in  demselben  in  betreff  einzelner  seiner  Bestimmungen 
hiervon  eine  Ausnahme  gemacht  sei.  Sonach  sei  auch  die  Kramerinnung 
dem  VI.  Titel  zu  unterstellen  und  folgeweise  denjenigen  Genossenschaften 
beizuzählen,  auf  welche  das  Gesetz,  betr.  die  Juristischen  Personen,  nach 
dessen  §  i  nicht  Anwendung  findet.  Die  Ausnahmebestimmung  des 
§  104  der  Gewerbeordnung  ließ  das  Justizministerium  für  die  Innung  nicht 
gelten,  da  dieselbe  früher  mit  ausschließenden  Gewerbsbefugnissen  aus- 
gestattet gewesenen,  derselben  jedoch  schon  vor  dem  Erlaß  der  Bundes- 
Gewerbeordnung  wieder  verlustig  gegangenen  kaufmännischen  Korpora- 
tionen nicht  zustatten  komme ,  noch  dazu ,  wenn  man  §  1  des  Bundesge- 
setzes, betr.  den  Betrieb  der  stehenden  Gewerbe  vom  8.  Juli  1868  ins  Auge 
fasse,  welcher  jede  den  kaufmännischen  Korporationen  zuständig  gewesene 
ausschließende  Gewerbsbefugnis  aufgehoben  habe.  Zur  Zeit  des  Erlasses 
der  Gewerbeordnung  habe  es  im  Norddeutschen  Bunde  in  Verfolg  dieses 
Gesetzes  vom  8.  Juli  1868  Korporationen  von  Kaufleuten,  denen  aus- 
schließende Gewerbsbefugnisse  noch  zugestanden  hätten,  gar  nicht  mehr 
gegeben,  deshalb  sei  es  auch  ganz  unmöglich,  daß  man  bei  der  Festsetzung 
der  in  §  104  der  Gewerbeordnung  enthaltenen  Bestimmungen  als  kauf- 
männische Korporationen,  auf  welche  die  Vorschriften  des  VI.  Titels  An- 
wendung leiden  sollten,  andere  kaufmännische  Korporationen  im  Auge 
gehabt  haben  könne,  als  eben  solche,  die,  wie  die  Leipziger  Kramerinnung, 
in  früheren  Zeiten  einmal  ausschließende  Gewerbsbefugnisse  g  e  - 
habt,  dieselben  aber  schon  vorher  wiederum  verloren  hatten.  Zudem 
sei  es  in  den  Motiven  zu  §  106  des  Gewerbeordnung-Entwurfs  unzwei- 
deutig ausgesprochen  worden,  daß  die  Exemtion  der  Kaufmanns-  und 
Kramerinnungen  von  den  Bestimmungen  des  VI.  Titels  denjenigen  Innungen 
nicht  zustatten  kommen  sollten,  welchen  früher  ausschließende  Ge- 
werbsbefugnisse zustanden,  weil  solche  Innungen  den  Charakter  wahrer 
Innungen  an  sich  tragen.232) 

Eine  ausführlich  begründete  Beschwerde  der  Innung  über  die  Sächsische 
Regierung  ., wegen  Verletzung  des  §  104  der  Gewerbeordnung"  beim  Reichs- 
tag 233)  hatte  lediglich  den  Erfolg,  daß  der  Reichstag  in  seiner  Sitzung 
vom  25.  Mai  1871  über  die  Petition  auf  Grund  des  Berichtes  seiner  Kom- 
mission für  Petitionen  zur  Tagesordnung  überging.234)  Die  Innung  fügte 
sich  nunmehr  und  betrachtete  von  da  an  die  Norddeutsche  Gewerbeordnung 
als  das  sie  bindende  Gesetz.     Hiermit  endete  dfe  Eigenschaft  der  Innung 


232)  Drucksachen  des  Reichstags  des  Norddeutschen  Bundes  1869,  Band  1, 
Nr.    13,  S.   82. 

W3)  Kr.-I.  a.  A.   VII,  Fol.    1  ff. 

23*)  Stenographische  Berichte  über  die  Verhandlungen  des  deutschen  Reichs- 
tags, I.  Legislatur-Periode,    1.  Session,  3.  Band,  S.   212. 


Friedrich  Wilhelm  Sturm, 

Mitglied  der  Kramerinnung  seit   24.  Juli  1851,  Kramermeister  der  ..neuen  Innung" 

seit  4.  Dezember  1867  bis  zur  Auflösung  der  Innung.     Er  war  Inhaber  der  Firma 

F.  W.   Sturm.   Galanterie-   und  Kurzwarenhandlung. 
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als  Juristische  Person.  Den  Kramern  gegenüber  gaben  die  Kramermeister 
als  Grund  für  ihr  hartnäckiges  Streben  nach  dem  Juristischen  Personen- 
rechte ,,die  Schwierigkeit  der  Durchführung  der  Bestimmungen  der  Ge- 
werbeordnung" an.235)  Sie  betonten  hierbei  zunächst  die  Schwierigkeit, 
eine  unanfechtbare  Art  der  vorgeschriebenen  schriftlichen  Ein- 
ladung zu  den  Versammlungen  zu  finden,  in  denen  über  Statutenänderungen 
beraten  werden  sollte.  Weitere  Hindernisse,  durch  welche  „von  einer 
Freiheit  der  Durchführung  der  Innungsbeschlüsse  gar  nicht  mehr  die  Rede 
sein  könne",  erblickten  die  Kramermeister  in  den  Bestimmungen  der 
§§  89,  9°)  92;  93  und  95  der  Gewerbeordnung.  Sie  hatten  gehofft,  durch 
ihre  eben  erwähnte  Beschwerde  dem  Reichstag  Veranlassung  zu  geben, 
namentlich  mit  Rücksicht  auf  den  freieren  gewerblichen  Standpunkt  der 
süddeutschen  Staaten  eine  Revision  der  Gewerbeordnung  zu  beantragen. 

Nach  den  Gesetzen  der  Sterblichkeit  sei  das  Ende  der  Kramerinnung 
zu  Leipzig  mit  ziemlicher  Gewißheit  zu  bestimmen.  So  hatte  der  letzte 
Vorsitzende  Kramermeister  der  „alten"  Innung,  Edmund  Becker,  wie  ich 
im  nächsten  Kapitel  zeigen  werde,  schon  im  Jahre  1868,  also  kurz  nach 
Inkrafttreten  des  neuen  Statutes,  prophezeihend  geäußert.  Und  er  behielt 
Recht.  Nur  zwanzig  Jahre  hat  sie  unter  der  Herrschaft  des  Statutes  von 
1 867  gelebt,  dann  kam  die  Auflösung. 

Das  Vermögensteilungsbestreben  einzelner  Mitglieder  gab  wiederum 
den  Anstoß  zu  Neuerungen.  In  der  Generalversammlung  vom  9.  März  1885 
wurde  von  einigen  Kramern  ein  Antrag  auf  Abänderung  des  §  23  der  Innungs- 
statuten eingebracht,  dahin  lautend:  „Ergeben  sich  beim  Schluß  des  Ver- 
waltungsjahres nach  Erfüllung  aller  der  Innung  obliegenden  Verbindlich- 
keiten Überschüsse,  so  werden  solche  zu  gleichen  Teilen  an  die  Innungs- 
genossen verteilt.  Diejenigen  Anteile,  welche  nach  Verlauf  eines  Jahres 
nicht  erhoben  sind,  fallen  an  die  Innungskasse.  Später  erhobene  Ansprüche 
sind  wirkungslos."  236)  Dieser  Antrag  wurde  gegen  vier  Stimmen  ge- 
billigt,237) fand  jedoch  mit  Rücksicht  darauf,  daß  das  Handelslehranstalts- 
gebäude größerer  Reparaturbauten,  also  höheren  Kostenaufwandes  be- 
durfte, nicht  die  Genehmigung  der  Königlichen  Kreishauptmannschaft.238) 

Im  Januar  1886  wurde  dann  die  Innung  auf  Veranlassung  der  Kreis- 
hauptmannschaft vom  Rate  der  Stadt  aufgefordert,  auf  Grund  der  Novelle 
zur  Gewerbeordnung  vom  18.  Juli  1881  239)  die  Umgestaltung  ihrer  Statuten 
vorzunehmen.240)     Die  Innung  lehnte  dies  mit  der  Motivierung  ab,  daß 


235)  Kr.-I.  a.  A.  VII,  Fol.   29.     Im  §  3 1    des  Inuungsstatutes  hatte  der  erste  Satz 

236)  RA.  K.   2133,  III,  Fol.  43.  [nun  gestrichen  werden  müssen. 
n7)  Ebenda,  Fol.   50  b. 

238)  Ebenda,  Fol.  54  und  71. 

239)  Reichsgesetzblatt   188 1,  S.   233  ff. 
2i(>)  RA.  K.   2133,  III,  Fol.   75  b. 
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das  genannte  Gesetz  auf  sie  nicht  in  Anwendung  kommen  könne.241)  Sonder- 
barerweise betonten  die  Kramermeister,  daß  die  Innung  aus  dem  Groß- 
kaufmannsstande  hervorgegangen  sei,  da  sie  eine  Genossenschaft  aus  Kauf- 
leuten und  Kaufmannswitwen  (§  i  ihrer  Statuten)  bilde  und  ihr  Zweck 
die  Förderung  des  Handels  sei  (§  2  c).  Zudem  sei  die  Aufnahmebedingung 
Betreibung  eines  kaufmännischen  Geschäfts.  Die  Gewerbeordnung  regele 
die  Verhältnisse  des  „Gewerbes".  Der  Begriff  des  letzteren  sei  zwar  im  Gesetz 
nicht  bestimmt.  Aber  daß  das  Gewerbe  als  der  auf  Be-  und  Verarbeitung 
von  Stoffen  gerichtete  Teil  der  Volkstätigkeit  gegen  den  Handel  als  das 
zwischen  der  Fabrikation  und  Konsumtion  vermittelnde  Institut  begriff- 
lich differiere,  sei  im  Prinzip  nicht  anzuzweifeln,  wenn  auch  die  Abgrenzung 
im  einzelnen  manche  Schwierigkeiten  bereiten  werde.  Unter  allen  Um- 
ständen sei  bei  der  Emanation  des  Gesetzes  vom  18.  Juli  1881  lediglich 
die  Absicht  leitend  gewesen,  in  den  Kreisen  des  Gewerbestandes  im  engeren 
Sinne,  des  Handwerks  und  Kleingewerbes,  durch  Neubelebung  der  korpora- 
tiven Vereinigungen,  durch  Pflege  des  Gemeingeistes  und  des  Standes- 
bewußtseins eine  wirtschaftliche  und  sittliche  Hebung  des  Standes  anzu- 
bahnen. Den  Kaufmannsstand  und  kaufmännische  Innungen  habe 
man  dabei  in  keiner  Weise  im  Auge  gehabt. 

Die  Königliche  Kreishauptmannschaft  bezog  sich  242)  auf  die  von 
mir  früher  erwähnten  Darlegungen  des  Ministeriums  des  Innern,  nach 
welchen  die  Kramerinnung  unter  Titel  VI  der  Bundesgewerbeordnung 
falle.  Das  Ministerium,  so  sagt  die  Kreishauptmannschaft,  sei  auch  der 
Meinung,  daß  die  Vorschriften  vom  18.  Juli  1881  auf  alle  unter  die  Ge- 
werbeordnung fallenden  Innungen  Anwendung  leide.  Sie  erkannte  die 
Statthaftigkeit  an,  von  Obrigkeits  wegen  die  Kramerinnung  zu  schließen, 
falls  sie  ihre  Statuten  nicht  ändere,  wollte  es  aber  „zurzeit  und  bis  auf 
weiteres  geschehen  lassen,  daß  die  Innung  von  der  Verpflichtung  der 
Reorganisation  ihrer  Verfassung  nach  dem  Artikel  1  des  genannten  Ge- 
setzes entbunden  werde".  Im  übrigen  kam  die  Kreishauptmannschaft 
auf  die  Frage  der  Verteilung  der  Überschüsse  der  Innung  an  ihre  Genossen 
zurück  und  sah  —  nach  „vorgängigen  anderweitem  Gehör"  —  bestimmten 
Vorschlägen  nach  dieser  Richtung  hin  entgegen. 

Die  Innung  hatte  dann  in  dem  Verlauf  der  hierdurch  gebotenen  Be- 
ratungen am  9.  September  1886  beschlossen,243)  „der  Vorstand  solle  in 
einer  außerordentüchen  Generalversammlung  Vorlage  machen  zur  Be- 
schlußfassung über  Reorganisation  oder  Auflösung  der  Innung".  Diese 
außerordentliche  Generalversammlung  fand  am  22.  Oktober  1886  statt. 
In  ihr  führte  der  Vorsitzende  Kramermeister  Kreutzer  aus,  der  Vorstand  sei 


241)  Ebenda,  Fol.   77  ff. 

2*2)  Ebenda,  Fol.  82. 

2*3)  RA.  K.   2133.  in.  Fol.    112  b. 
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bei  der  Beratung  der  Reorganisation  zu  der  Überzeugung  gekommen,  daß 
letztere  nicht  zu  empfehlen  sei.  (Schon  längere  Zeit  hatten  wegen  Über- 
nahme der  Handelslehranstalt  seitens  der  Handelskammer  mit  letzterer 
Verhandlungen  stattgefunden.)  Sollte  eine  solche  Übernahme  —  und  die 
Beibehaltung  der  Schule  sei  nicht  möglich  —  wirklich  erfolgen,  so  müsse 
ein  großer  Teil  des  Innungsvermögens  mit  abgetreten  werden,  der  ver- 
bleibende Rest  genüge  aber  nicht,  um  ein  ausreichendes  Fundament  für 
die  Erreichung  der  einer  reorganisierten  Innung  gesteckten  Ziele  zu  bilden. 
Zudem  sei  bei  Reorganisation  eine  Eröffnung  der  Innung  für  weitere  Kreise 
des  Kaufmannsstandes  nötig.  Hierbei  sei  mit  Bestimmtheit  zu  erwarten, 
daß  unter  der  Mehrzahl  der  Xeueintretenden  die  jetzigen  Kramer,  und 
besonders  diejenigen,  welche  regeres  Interesse  haben,  verschwinden  würden. 
Weiter  müsse  die  alsdann  nötig  werdende  Erhebung  von  Innungsbeiträgen 
für  die  jetzigen  Kramer  nur  als  Belästigung  erscheinen.  Eine  Rückzahlung 
der  von  den  bisherigen  Mitgliedern  eingezahlten  Beiträge  sei  bei  der  Reor- 
ganisation gesetzlich  ausgeschlossen.  Es  bleibe  also  nur  die  Auflösung 
übrig.  Aus  diesen  Gründen  war  der  Innungsvorstand  dazu  gelangt,  mit 
der  Handelskammer  den  weitgehenden  Plan  zu  beraten,  der  letzteren 
ihr  gesamtes  Vermögen,  ihr  ganzes  Besitztum  unter  Auferlegung  gewisser 
Pflichten  zu  übergeben. 2  4  4)  Die  Kramermeister  legten  der  Versammlung 
den  Entwurf  eines  Vertrages  mit  der  Handelskammer  vor,'245)  der  schließ- 
lich, wenn  auch  nicht  ohne  Widerspruch,  so  doch  mit  großer  Majorität 
angenommen  wurde.'-46)  Die  Handelskammer  genehmigte  ihn  durch 
Schreiben  an  die  Innung  vom  27.  Oktober  1886. 247) 

Xach  diesem  Vertrage  war  der  vornehmste  Zweck  der  Vermögens- 
übertragung die  Erhaltung,  Fortführung  und  bessere  Fundierung  der 
Handelslehranstalt.  Der  gesamte  Vermögensfonds  sollte  von  der  Kammer 
als  ,, Kramer-Stiftung"  verwaltet  werden,  dabei  sollte  die  Handelskammer 
berechtigt  sein,  einzelne  Teile  derselben  zu  veräußern,  den  Erlös  aber 
sollte  sie  selbstverständlich  wieder  der  Stiftung  zuführen.  Zinsenteilc. 
die  bei  Deckung  der  Jahreskosten  der  Schule  übrig  blieben,  konnten  zur 
Neubegründung  von  Freistellen  und  zu  Prämienzwecken,  sowie  zu  Lehrcr- 
unterstützungen  bei  der  Schule  verwendet  werden.  Im  übrigen  hatte  die 
Kammer  sämtliche  Pflichten  der  Innung  sowohl  rücksichtlich  der  Schule, 
als  sonst  bestehende,  insbesondere  gegenüber  Direktor.  Lehrer  und  sonstigen 


244)  Der  für  den  Fall,  dass  die  Innung  die  Auflösung  ablehne,  gefertigte  Ent- 
wurf eines  Statuts  für  die  reorganisierte  Innung  befindet  sich  in  den  Akten  der  Rechts- 
anwälte Langbein  und  Teile  —  ersterer  war  Konsuleut  der  Innung  —  die  allgemeinen 
Angelegenheiten  der  Kramerinnung  allhier  betr.  Vol.  IV.  bez.  XVII,  Fol,  253  ft. 

240)  RA.  K.   2133,  HI,  Fol.    121. 

246)  Ebenda.  Fol.    116a  und  b. 

247  Akten  der  Handelskammer  zu  Leipzig  betr.  Kramer-Stiftung.  Vol.  I.  1886/87, 
Fol.    19. 


*-      »34      — 

Angestellten,  sowie  gegenüber  den  Pensionsberechtigten  der  Handels- 
lehranstalt zu  erfüllen,  namentlich  auch  die  Existenz  des  bei  der  Auflösung 
der  Innung  amtierenden  Kramerboten  sicher  zu  stellen.  Im  Anschluß 
hieran  war  eine  Leistung  von  10  ooo  M.  als  „Stiftung  der  Kramerinnung" 
an  den  Lehrerpensionsverein  der  öffentlichen  Handelslehranstalt  ausbe- 
dungen, in  deren  Vorstand  die  drei  letzten  Kramermeister  Kreutzer,  Rei- 
necke und  Sturm  auf  Grund  des  §  6  des  Vertrags  mit  vollem  Stimmrecht 
lebenslänglich  wirken  sollten.  Den  noch  lebenden  Mitgliedern  der  Kramer- 
innung wurde  in  §  7  das  Recht  zugestanden,  daß  ihre  Söhne  und  Lehr- 
linge, sobald  diese  den  allgemeinen  Aufnahmebedingungen  entsprachen, 
vor  anderen  in  die  Lehrlingsabteilung  der  Schule  Aufnahme  finden  mußten 
und  daß  für  dieselben  nur  dreiviertel  des  jeweilig  festgesetzten  Schulgeldes 
in  der  höheren  und  in  der  Lehrlingsabteilung  (nicht  auch  in  dem  fachwissen- 
schaftlichen Kursus)  gezahlt  zu  werden  brauchte. 

Die  Handelskammer  übernahm  es  ferner,  den  Mitgliedern  der  Innung 
wie  deren  Witwen  (auch  den  Witwen  schon  verstorbener  Kramer)  und  den- 
jenigen Kramerkindern  gegenüber,  welche  bisher  Unterstützung  erhielten. 
bei  vorhandener  oder  künftig  eintretender  Bedürftigkeit  angemessene 
Unterstützung  zu  gewähren.  Solange  die  vorgedachten  Personen  noch 
lebten,  sollte  die  Kammer  bei  eintretendem  Bedarf  aus  ihren  Einkünften 
jährlich  einen  angemessenen  Betrag  bis  zu  9000  M.  aufwenden.  Die  Ent- 
scheidung darüber,  wer  jeweilig  Unterstützungen  zu  erhalten  habe  und 
in  welchem  Betrage,  wurde  nach  dem  Vertrag  (§  8)  einer  Kommission 
übertragen,  welche  zunächst  aus  dem  letzten  Vorsitzenden  der  Kramer- 
meister und  fünf  Herren,  die  bisher  den  Unterstützungsausschuß  im  Vor- 
stande der  Innung  gebildet  hatten,  sowie  aus  drei  Mitgliedern  der  Handels- 
kammer bestehen  sollte.  Schied  ein  Mitglied  aus  der  Zahl  der  Kramer, 
wurde  dessen  Stelle  durch  eine  von  den  übrigen  aus  der  Kramerinnung 
hervorgegangenen  Kommissionsmitgliedern  zu  vollziehende  Wahl  —  solange 
es  ausführbar  war,  aus  dem  Kreise  der  Mitglieder  der  vormaligen  Kramer- 
innung —  besetzt.  Die  Entscheidung  bezüglich  der  Unterstützungen  sollte 
lediglich  dem  gewissenhaften  Ermessen  der  Kommission  zustehen.  Ihr 
gegenüber  hatte,  wie  es  bisher  war, 2  4  8)  keiner  ein  Recht  auf  Unterstützung. 
Anderseits  durfte  diese  Kommission  keinem  mehr  als  150  M.  in  einem 
Jahre  und  insgesamt  an  Unterstützungen  jährlich  nicht  mehr  als  jene 
9000  M.  zubilligen. 

Weiterhin  übernahm  die  Handelskammer  den  Mitgliedern  der  Kramer- 
innung wie  deren  Witwen  (wiederum  auch  den  Witwen  schon  verstorbener 
Kramer)  gegenüber  die  Verpflichtung,  im  Falle  ihres  Todes  an  den  be- 
treffenden Nachlaß  ein  sogenanntes  Totenopfer,  und  zwar  beim  Tode  eines 


24g)  Siehe  Anlage  VII.   §  4. 
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Kramers  in  Höhe  von  150  M.,  beim  Tode  einer  Kramerswitwe  in  Höhe  von 
120  M.  zu  bezahlen. 

Im  10.  §  ermächtigte  die  Kramerinnung  ihren  Vorstand  zur  Ausführung 
dieses  Vertrages,  sowie  zur  Festsetzung  weiterer  nötigen  Bestimmungen 
bezüglich  des  Vermögens  der  Innung. 

Wichtig  für  die  Innung  und  insbesondere  für  die  einzelnen  Mitglieder 
war  der  letzte,  der  11.  Paragraph.  Er  lautete:  „Für  den  Fall,  daß  die  be- 
schlossenen Abänderungen  249)  die  Zustimmung  der  Handelskammer, 
sowie  daß  vorstehender  Vertrag  die  Genehmigung  der  höheren  Verwaltungs- 
behörde findet,  beschließt  die  Kramerinnung  ihre  Auflösung.  Bis  zur 
Durchführung  derselben  bleiben  die  statutarischen  Bestimmungen,  insbe- 
sondere über  die  Vertretung  der  Innung  durch  die  drei  Kramermeister  in 
Kraft.  Den  derzeitigen  Mitgliedern  der  Innung  werden  die  Beiträge,  welche 
sie  geleistet  haben,  mit  Zinsen  zu  4%  vom  Einzahlungstage  ab  aus  dem 
Reingewinnvermögen  der  Innung  —  jedoch  an  Zinsen  keinesfalls  mehr, 
als  der  Betrag  des  Kapitals  —  zurückvergütet.  Dem  Kaufmännischen 
Verein  zu  Leipzig  werden  10  000  M.  aus  dem  Vermögen  der  Innung  als 
., Kramerstiftung"  zu  freier  Verfügung  zugewiesen.  Der  hierzu  nötige  Teil 
des  Vermögens  der  Kramerinnung  ist  von  der  Übergabe  an  die  Handels- 
kammer ausgeschlossen." 

'  Über  die  Stiftungen,  Spenden  und  Legate  der  Innung  hatte  sich  letztere 
besondere  Vereinbarung  mit  der  Handelskammer,  unter  Wahrung  selbst- 
verständlich der  Stiftungsbestimmungen,  vorbehalten.  Auch  rücksicht- 
lich des  bisher  in  der  Verwaltung  der  Kramerinnung  gewesenen,  dem  Lehrer- 
pensionsverein der  Handelslehranstalt  gehörigen  Pensionsfonds  fand  eine 
Vereinbarung  mit  dem  Verein  statt,  auf  Grund  deren  die  Handelskammer 
den  Fonds  in  Verwaltung  nahm.  250) 

Mit  der  beiderseitigen  Annahme  dieses  Vertrages  —  seitens  der  Kramer- 
innung und  seitens  der  Handelskammer  —  war  die  Innung  als  solche  ver- 
schwunden. Und  doch  lebte  sie  fort  und  lebt  fort  für  alle  Zeiten  in  der 
,, Kramer- Stiftung"  der  Handelskammer  zu  Leipzig.  In  der  denkwürdigen 
letzten  Generalversammlung  vom  22.  Oktober  1886  hatte  Kreutzer  mit 
Recht  gesagt,251)  daß  der  mit  der  Handelskammer  geschlossene  Vertrag 
„der  Kramerinnung  das  ehrendste  Andenken  wahren  würde".  Auch  darin 
hatte  er  Recht,  „daß  dieser  Vertrag  den  Mitgliedern  der  Innung  Vorteile 
sichere,  wie  sie  sonst  nicht  erreicht  werden  konnten".     Er  hatte  Recht, 


249)  Diese  waren  noch  vor  der  Generalversammlung  in  dem  vorbereiteten  Ver- 
trags-Entwurf ohne  Kenntnis  der  Handelskammer  vom  Innungsvorstande  gemacht 
worden,  fanden  dann,  wie  wir  schon  wissen,  den  Beifall  der  Kammer. 

s50)  Als  die  Handelskammer  am  18.  September  1896  eine  Pensionsordnung  für 
die  Hauptlehrer  der  Öffentlichen  Handelslehranstalt  in  Kraft  treten  ließ,  ging  dieser 
Pensionsfonds  in  Höhe  von   150836,02  M.    in    das  Kapital    der  Kramerstiftung  über. 

251)  RA.  K.  2133,  ni,  Fol.    113b. 


-      136     - 

weil  bei  einer  —  früher  oder  später  unvermeidlich  gewordenen  —  Auf- 
lösung ohne  Übertragung  an  eine  verwandten  Interessen  dienende  Körper- 
schaft das  gesamte  Vermögen  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen 
der  Stadtgemeinde  anheimgefallen  wäre.  252) 

Der  Rat  der  Stadt  billigte  den  Vertrag  und  erklärte  „daß  für  das  Ver- 
mögen der  Kramerinnung,  welches  zur  Unterhaltung  der  Handelslehr- 
anstalt und  zu  anderen  öffentlichen  Zwecken  bestimmt  sei,  durch  die  Über- 
weisung an  die  Handelskammer  in  genügender  Weise  Sorge  getragen  sei 
und  daß  deshalb  die  Voraussetzung  des  §  94  der  Gewerbeordnung  erfüllt 
sei,  ein  Anspruch  der  Stadtgemeinde  aber  auf  Überweisung  des  Innungs- 
vermögens danach  nicht  vorhanden  sei."253)  Am  21.  Dezember  1886  er- 
teilte auch  die  Königliche  Kreishauptmannschaft  dem  Vertrage  ihre  Ge- 
nehmigung, 254)  indem  sie  auf  eine  Verordnung  des  Königlichen  Mini- 
steriums des  Innern  vom  15.  /20.  desselben  Monats  Bezug  nahm,  nach  welcher 
dem  Ministerium  ,, gegen  die  Auflösung  der  Innung  und  gegen  die  mit  der 
Handelskammer  getroffene  Vereinbarung  Bedenken  nicht  beigegangen 
waren". 

Alle  Widersprüche  einzelner  Mitglieder  gegen  die  Legalität  der  in  der 
Generalversammlung  vom  22.  Oktober  1886  gefaßten  Innungsbeschlüsse 
waren  ebenso  glatt  von  allen  in  Frage  kommenden  Instanzen  als  haltlos 
und  nichtig  zurückgewiesen  worden,  wie  auf  prozessualem  Wege  verfolgte 
Ansprüche  auf  Teile  des  Innungsvermögens.  Geradezu  lächerlich  waren 
Behauptungen,  wie  sie  gelegentlich  dieser  Anfeindungen  —  auch  in  der 
Presse  und  in  Druckschriften  —  erhoben  wurden,  daß  nämlich,  um  ein 
Beispiel  herauszugreifen,  „das  innerhalb  nahezu  vier  Jahrhunderten  an- 
gesammelt gewesene  Vermögen  der  Innung  im  Jahre  1861  nach  annähernder 
Schätzung  privatlicher  Nachrechnung  die  Höhe  von  mindestens  zehn  bis 
zwölf  Millionen  erreicht  habe".255)  Derartige  märchenhafte  Gerüchte  von 
den  Vermögensanhäufungen  in  der  Innung  seit  dem  grauen  Mittelalter 
schienen  auch  in  den  Köpfen  vieler  Innungsgenossen  gespukt  zu  haben, 
als  jene  Vorkommnisse  bei  der  geplanten  Vereinigung  mit  den  Großhändlern 
den  Frieden  in  der  Innung  so  lange  Zeit  störten. 

Nachdem  auch  die  letzten  dieser  Widersprüche  behördlich  zurück- 
gewiesen worden  waren,  erfolgte  am  17.  März  1887  die  Übergabe  des  Ver- 
mögens an  die  Handelskammer,  welche  rücksichtlich  des  Modus  der  im 
Vertrag  mit  der  Innung  bestimmten  Auszahlungen,  Spendenregulierungen 
usw.    sich    mit    dem    Innungsvorstande    noch    besonders    verständigte.256) 


2Ö-)  tj  94  der  Gewerbeordnung. 
253)  RA.  K.   2133,  III,  Fol.    135   bis   137. 
%*)  Ebenda,  Fol.    163. 

356)  Ebenda,  Fol.   201.    Wegen  dieser  Streitigkeiten  siehe  ebenda  von  Fol.  103  an. 
256j  Akten  der  Handelskammer  zu  Leipzig,  betr.  Kramer-Stiftung,  Vol.  I.  1886/87, 
Fol.   51   und  71. 


Philipp  Batz, 

Mitglied   der  Kramerinnung  seit    1 6.  Juni  1843.   Kramermeister  der   ..neuen  Innung" 

seit    4.    März    1870    bis    zur   Auflösung    der   Innung.      Er    war    Inhaber    der    Firma 

Philipp  Batz,   Fabrik  von  Reiseartikeln,  Jagdutensilieu  und  Reitrequisiten  etc. 
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Das  Vermögen  betrug  nach  Abzug  der  durch  den  Vertrag  festgesetzten 
Verpflichtungen  am  Ende  des  Jahres  1887:  859  570,30  M.  In  diese  Summe 
sind  eingerechnet  der  Wert  der  der  Innung  gehörenden  Grundstücke,  der- 
jenige der  Handelslehranstalt  und  ihres  Inventars,  ferner  die  Kapitalien 
der  von  der  Innung  verwalteten  Spenden  und  Stiftungen,  endlich  die  Wert- 
papiere und  das  bare  Geld.257)  Dazu  kam  das  wertvolle  Archiv  der  Innung, 
dessen  Handschriften  bis  ins  14.  Jahrhundert  zurückreichen,  dann  der 
Gold-,  Silber-,  Porzellan-  usw.  Schatz,  sowie  das  Archiv  und  der  Schatz 
der  sogenannten  , ,  Zwölfergesellschaft. " 2  5  8 ) 

Das  königliche  Ministerium  des  Innern  ehrte  die  letzten  Vorstands- 
mitglieder der  Innung,  Gustav  Kreutzer,  Philipp  Batz  und  Friedrich  Wil- 
helm Sturm,  indem  es  sie  ermächtigte,  den  Titel  ,, Kramermeister"  für 
Lebenszeit  zu  führen.259)  Sie  blieben  vertragsgemäß  auf  Lebenszeit  auch 
Mitglieder  des  Schulvorstandes  der  Handelslehranstalt.  Kreutzer,  welcher 
schon  seit  dem  Jahre  1880  Mitglied  der  Handelskammer  war,  blieb  bis  an 
sein  Lebensende  Mitglied  des  Kramer-Stiftungs-Ausschusses  der  Kammer. 
Als  er  am  7,  März  1899  aus  dem  Leben  schied,  sagte  die  Kammer  in 
ihrem  Jahresberichte: 

,,Fast  zwei  Jahrzehnte  hat  er,  der  letzte  Kramermeister,  der  Kammer 
angehört  und  sich  das  große  und  unvergeßliche  Verdienst  erworben,  daß  er 
im  JaTire  1886  in  selbstloser  Weise  das  Vermögen  der  vormaligen  Kramer- 
innung und  die  von  ihr  gegründete  öffentliche  Handelslehranstalt  auf  die 
Handelskammer  überleitete." 


m)  Ebenda,  Vol.  H,   1888/9,  Fol.  58  b. 

a58)  Siehe  mein  Buch :  „Der  erste  Leipziger  Handlungsgehilfenverein",  Leipzig  1904. 
259)  Akten  der  Handelskammer  zu  Leipzig,  betr.  Kramer-Stiftung,  Vol.  I,  1886/87, 
Fol.  83. 


Zum  Bildnis  Wilhelm  Seyfferths. 

(Siehe  hinter  Seite  144.) 

Letzter  Vorsitzender  der  Handlungsdeputierten  und  Vorsitzender  der  Handelsgenossen- 
schaft während  der  ganzen  Dauer  des  Bestehens  dieser  Körperschaft.  Inhaber  der 
Firmen  Vetter  &  Co..  Kommissions-  und  Wechselgeschäft,  und  der  K.  S.  priv. 
Hauptblaufarbenlager  Vetter  &  Co.  und  P.  R.  Kraft.  Er  war  Ehrenbürger  der  Stadt 
Leipzig.  Von  1868  bis  1871  war  er  Mitglied  der  Handelskammer.  Seyffertb 
gehörte  zu  den  Begründern  der  Leipzig-Dresdner  Eisenbahn,  der  Sächsisch-Bairischen 
Eisenbahn,  der  Allgemeinen  Deutschen  Credit-Anstalt  und  des  Leipziger  Cassenvereins. 
Bei  all  diesen  Anstalten  bekleidete  er  lange  Jahre  hindurch  das  Ehrenamt  eines 
Vorsitzenden  des  Vorstandes. 


V. 

Die  Handelsgenossenschaft. 


Wir  hatten  gesehen,260)  wie  kurz  und  einmütig  die  Großhändler  ver- 
handelten, als  sie  beschlossen,  von  weiteren  Verhandlungen  mit  den  unter 
sich  so  uneinigen  Kramern  abzusehen  und  eine  neue,  dem  Geiste  des  Ge- 
werbegesetzes entsprechende  Korporation  ihres  Standes  zu  gründen.  Das 
Statut  derselben,  welche  sie  „Handelsgenossenschaft"  nannten,  fand  ge- 
ringfügige Ausstellungen  seitens  der  zuständigen  Behörden  und  unterm 
20.  März  1866  die  Bestätigung  der  Königlichen  Kreisdirektion  Leipzig.261) 

Die  historische  Darlegung  würde  unvollkommen  sein,  wollte  ich  den 
Briefwechsel  unerwähnt  lassen,  der  zwischen  der  neuen  Korporation  einer- 
seits und  den  Kramermeistern  und  dem  Stadtrate  anderseits  anläßlich  der 
Konstituierung  des  Vorstandes  der  Handelsgenossenschaft  gepflogen  wurde. 
Die  Anzeige  von  der  Wahl  desselben  bei  dem  Rat  geschah  noch  unter  der 
Firma  ,,Die  Handlungsdeputierten".  Vorsitzender  in  der  Genossenschaft 
blieb  der  Senior  der  Handlungsdeputierten  Wilhelm  Seyfferth,  sein  Stell- 
vertreter war  Julius  Harck,  und  Julius  Schunck  war  Buch-  und  Kassen- 
führer geworden.  Der  langjährige,  trefflich  bewährte  Konsulent  der  Hand- 
lungsdeputierten, Advokat  Dr.  Einert,  der  dieses  Amt  länger  als  ein  Viertel- 
jahrhundert geführt  hatte,  erfüllte  die  Bitte,  auch  der  Genossenschaft  zu 
dienen,  nicht.  Sein  Nachfolger  wurde  Advokat  Oscar  Feodor  Oehme. 
Weitere  Mitglieder  des  Vorstandes  waren:  Julius  Schomburgk,  Wilhelm 
Eduard  Hugo  Scharff,  Carl  Robert  Grüner,  Carl  Robert  Kästner,  Ludwig 
Gumpel,  Gustav  Plaut,  Heinrich  Lomer,  Carl  Götze  und  Chr.  Gottfried 
Reißig.  In  die  Revisionskommision  wurden  gewählt:  Florentin  Wehner, 
Alexander  Werthauer  und  Wilhelm  Dodel. 262) 

,,Und  hiermit,"  so  nehmen  die  Handlungsdeputierten  Abschied,263) 
„tritt  denn  nun  auch  der  Zeitpunkt  ein.  mit  welchem  die  bisherige  seit 
180  Jahren  bestandene  Repräsentation  des  Leipziger  Grossohandelsstandes 
an  eine  andre  Korporation  übergeht,  welche  die  allgemeinen  Handels- 
interessen unserer  Stadt  in  einem  weiteren  Umfange  zu  vertreten  berufen 


•28°)  Siehe  Seite   120. 

261j  RA.  Hg.  H.   2170,  Fol.  75.     Ebenda  Fol.  82,    die  endgültige  Fassung  des 
Statuts,  dessen  Wortlaut  ich  in  Anlage  VIII  wiedergebe. 

262)  Ebenda,  Fol.  79,    101   und    104  b. 

263)  Ebenda,  Fol.  80. 
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ist.864)  Wir  scheiden  damit  gleichzeitig  aus  der  bisherigen  Verbindung 
mit  den  Herren  Kramermeistern,  welche  mit  unserem  Gremium  vereint 
den  Handels  vorstand  der  Stadt  Leipzig  bildeten,  nachdem  es  den  bekann- 
ten früheren  Verhandlungen  zufolge,  die  löbliche  Kramerinnung  abgelehnt 
hat,  mit  uns  vereint  die  neue  Handelsgenossenschaft  zu  bilden,  deren  nun- 
mehriger Vorstand  hiernach  die  Vertretung  der  allgemeinen  Handels- 
interessen unserer   Stadt   zu   übernehmen   haben   wird.265) 

Der  Rückblick  auf  einen  so  langen  Zeitraum  erweckt  mancherlei  ernste 
Betrachtungen,  und  so  können  wir  es  nicht  unterlassen,  mit  der  innigsten 
Dankbarkeit  der  Männer  zu  gedenken,  welche  das  zur  Zeit  noch  von  uns 
verwaltete  Amt  vor  uns  ausübten,  mit  der  innigsten  Dankbarkeit  für  alles 
dasjenige,  was  sie  in  so  langer  Zeit  im  Interesse  des  Leipziger  Handels- 
standes zu  wirken  und  zu  erstreben  bemüht  gewesen  sind. 

Sie  haben  diese  Interessen  zu  wahren  verstanden  in  sehr  ernsten  Zeiten ; 
■  gedenken  wir  davon,  außer  früheren  großen  Kalamitäten  mannigfacher 
Art,  aus  der  neueren  Zeit  nur  der  Kriegsjahre  1805  bis  1809  und  von  18 12 
bis  181 5  und  außer  der  in  jene  Zeit  fallenden  Kontinentalsperre  mehrfach 
eingetretener  anderer  sehr  fühlbarer  Handelskrisen,  wie  es  ihnen  ja  auch 
vergönnt  war,  sich  bei  den  Verhandlungen  wegen  Einführung  der  allgemeinen 
deutschen  Wechselgesetzgebung  zu  beteiligen,  wodurch,  beiläufig  erwähnt, 
ein  Antrag  seinen  günstigen  Abschluß  fand,  den  der  Leipziger  Handels- 
vorstand bereits  in  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  bei  der  höchsten  Landes- 
stelle eingebracht  hatte!266)  Für  den  Erfolg  aller  dieser  Bestrebungen 
spricht  am  deutlichsten  der  immerfort  gesteigerte  blühende  Wohlstand 
unserer  Stadt  als  Handelsplatz,  und  dessen  Dankbarkeit  wird  unseren 
Vorgängern  wenigstens  in  den  Kreisen,  welche  von  diesen  Verhältnissen 
Einsicht  erlangten,  gewiß  unverkürzt  erhalten  bleiben. 

Sie  würden  aber  so  günstige  Resultate  ihrer  Bestrebungen  kaum  zu 
erzielen  vermocht  haben,  hätten  sie  sich  nicht  immerfort  der  wohlwollendsten 
Unterstützung  seitens  der  vorgesetzten  Behörden  insbesondere  des  ver- 
ehrten Stadtrats  allhier  zu  erfreuen  gehabt.267)  Dasselbe  gütige  Wohlwollen 
haben  auch  wir,  die  ergebenst  Unterzeichneten  bisher  noch  fungierenden 
Handlungsdeputierten  während  der  Zeit  unserer  nunmehr  zu  Ende  gehenden 
Funktion  mit  der  aufrichtigsten  Dankbarkeit  anzuerkennen,  und,  indem  wir 
dies  hiermit  auszusprechen  uns  erlauben,   bitten  wir  noch  ergebenst,   die 


264)  Hierin  täuschte  sich  die  Korporation,  denn  ihre  Tätigkeit  war,  wie  wir 
sehen  werden,  hinsichtlich  der  allgemeinen  Handelsverhältnisse  sehr  gering. 

265j  War  nicht  richtig,  denn  dieser  Vorstand  war,  wie  ihre  Tätigkeit  beweist, 
die  Handels-  und  Gewerbekammer. 

266)  Falsch!  Richtig:  Die  Handlungsdeputierten  allein  im  Jahre  168 1 ;  vgl. 
meine   „Urkunden",  Seite  IX. 

267)  Keineswegs  immerfort,  am  allerwenigsten  im  Anfang  1681.  Siehe  meine 
„Urkunden",  Seite  XXV  ff. 
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bisher  betätigten  so  freundlichen   Gesinnungen  uns  auch  nach  dem  Aus 
scheiden   aus   dem  bisherigen   Amte   gütigst  bewahren   zu   wollen." 

Der  Rat  bekundete  268)  der  scheidenden  Korporation  „aufrichtigsten 
Dank  und  Anerkennung  für  die  reiche  Förderung,  die  ihre  Tätigkeit  Leipzigs 
Handel  gewährt  habe.  Die  Namen  der  hochverdienten  Männer,  die  zuletzt 
der  nunmehr  aufgelösten  Korporation  angehörten,  würden  ebenso  wie 
diese  selbst  beim  Rat  in  dankbarster  Erinnerung  bleiben,  und  dieser  be- 
grüße es  mit  größter  Freude,  daß  mehrere  dieser  hochgeachteten  Männer 
auch  in  den  neuen  Vorstand  übergegangen  seien".269) 

Den  Vorstand  der  „Handelsgenossenschaft"  hieß  der  Rat  in  besonderem 
Schreiben  willkommen270)  „mit  dem  aufrichtigen  Wunsche,  daß  seine 
Tätigkeit  für  die  Interessen  von  Leipzigs  Handel  nicht  minder  förderlich 
sein  möge,  wie  es  diejenige  der  nunmehr  aufgelösten  Korporation  gewesen 
sei,  deren  Nachfolger  der  Vorstand  der  Handelsgenossenschaft  sei.  Der 
Rat  glaube  eine  günstige  Vorbedeutung  für  den  glücklichen  Erfolg  des 
Wirkens  in  dem  Umstände  finden  zu  dürfen,  daß  so  bewährte  und  hoch- 
achtbare Männer  aus  dem  seitherigen  Handelsvorstande  in  den  Vorstand 
der  neuen  Genossenschaft  übergegangen  seien,  deren  bisheriges  Wirken 
eine  sichere  Bürgschaft  für  die  künftige  Tätigkeit  gewähre". 

Noch  bestand  die  „alte  Innung",  d.  h.  die  Kramerinnung  unter  der 
Herrschaft  der  alten  Kramerordnung.  Noch  standen  an  ihrer  Spitze  jene 
Männer,  die  gegen  die  von  Prell  und  Genossen  geführten  Innungsmitglieder 
kämpfen  mußten.  Und  weit  mehr  noch  als  der  Rat  mögen  sich  diese  Männer 
von  Herzen  gedrungen  gefühlt  haben,  in  aufrichtigen  und  warmen  Worten 
von  ihren  Genossen  im  Leipziger  Handelsvorstande,  von  den  scheidenden 
Handlungsdeputierten  Abschied  zu  nehmen.  In  ihnen  konnte  die  Mitteilung 
von  der  Auflösung  der  Korporation  „kein  anderes  Gefühl  erwecken,  als 
das  des  aufrichtigsten  Bedauerns  über  die  Lösung  einer  Verbindung,  welche 
die  Deputierten  kaum  höher  schätzen  konnten,  als  die  Kramermeister. 
Niemand  kann",  so  sagen  letztere  wörtlich,271)  „tiefer  wie  wir  im  Rückblick 
auf  unsere  bisherige  gemeinsame  Tätigkeit  das  Aufnören  einer  Vereinigung 
beklagen,  welche  sich  nur  als  solche  ihre  nie  angezweifelte  Bedeutung  zu 
erhalten  imstande  war.  Die  Kollegialität,  welche  Sie  von  unsrer  Seite  als 
Gegenstand  einer  dankbaren  Anerkennung  bezeichnen,  war  nur  der   A.US- 


268)  Hd.   Genossenschaft   1864/69,  Fol.   242. 

269)  Ich  füge  hier  an.  daß  unter  den  Mitgliedern  der  Handelskammer-Abteilung 
der  Leipziger  Handels-  und  Gewerbekammer  in  ihrem  ersten  Tätigkeitsjahre  saßen: 
I.  Von  Kramermeistern:  Heinrich  Poppe,  Edmund  Becker,  Edward  Kraft  und  Karl 
Friedrich  Wilhelm  Lücke;  2.  Von  Handlungsdeputierten:  Julius  Schunck  und  Georg 
Anton  Mayer.  Poppe  war  der  erste  Präsident  der  Handelskammer-Abteilung  und 
somit  der  erste   Präsident  der  Handels-   und  Gewerbekammer. 

27°)  Hd.   Genossenschaft   186469,  Fol.   247. 
271)  Ebenda,  Fol.   239  ff. 
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fluß  der  schuldigen  Achtung  vor  den  umfassenden  Erfahrungen  und  dem 
eifrigsten  Interesse,  welches  Sie  bei  den  Beratungen  der  unserer  Entschlie- 
ßung unterstellten  Anglegenheit  stets  bekundeten  und  durch  welche  vereint 
Sie  an  der  segensreichen  Wirksamkeit  des  Handels  Vorstandes  den  größten 
Anteil  sich  zuzurechnen  berechtigt  sind. 

Finden  Sie  in  der  neuen  Korporation,  welcher  Sie  von  nun  an  angehören, 
einen  neuen,  Ihrer  ausgezeichneten  Tätigkeit  angemessenen  Wirkungs- 
kreis, so  haben  wir  dagegen  mit  dem  Verluste  der  bisherigen  Verbindung 
auch  zugleich  den  Verzicht  auf  einen  solchen  auszusprechen  und  entbehren 
somit  jeden  Ersatzes.  Dürfen  Sie  schon  deshalb  überzeugt  sein,  daß  die 
Rückerinnerung  an  unser  gemeinsames  Wirken  für  uns  um  so  schöner  sein 
muß,  je  schmerzlicher  wir  dasselbe  zu  vermissen  in  der  Lage  sind,  desto 
aufrichtiger  werden  Sie  auch  unseren  Dank  für  alles  das  Wohlwollen  finden, 
welches  Sie  uns  in  langjähriger  Verbindung  erwiesen  haben.  .  .  Nehmen 
Sie  denselben  mit  der  Freundlichkeit  hin,  welcher  wir  in  allen  unseren  Be- 
ziehungen bei  Ihnen  stets  begegnet  sind." 

Das  waren  sicher  Worte,  die  aus  dem  Herzen  gleich  hoch  denkender 
Bundesgenossen  kamen.  Es  waren  eben  noch  Worte  der  „alten"  Innungs- 
meister, der  Mitarbeiter  der  Handlungsdeputierten  im  wahrsten  Sinne 
des  Wortes.  Die  neue  „Handelsgenossenschaft"  hatte  den  Kramermeistern 
den  Beginn  ihrer  Tätigkeit  angezeigt,  272)  ohne  jede  Andeutung,  ob  ihr 
Vorstand  die  Funktionen  der  Handlungsdeputierten  im  Handelsvorstand 
zu  übernehmen  gedenke,  und  die  Kramermeister  nahmen,  wie  wir  eben 
sahen,  förmlichen  Abschied  von  der  gemeinsamen  Tätigkeit  in  diesem 
Handelsvorstande.  Beide  Teile  mochten  fühlen,  daß  der  derzeitige  Vorstand 
der  alten  Innung,  die  Kramermeister,  sehr  bald  der  Regierung  der  kommen- 
den Innungsvorstände  weichen  würden,  und  beiden  Teilen  war  es  also  klar, 
daß  dann  ein  gemeinschaftliches  Arbeiten  nach  all  den  unschönen  Vor- 
gängen, welche  die  Verhandlungen  wegen  des  Zusammenschlusses  oder 
der  Verschmelzung  der  Kramerinnung  mit  der  Großhandelsvertretung 
zeitigten,  zum  mindesten  recht  unerquicklich,  vielleicht  unmöglich  sein 
werde.  Das  alte  Vertrauen,  das  gegenseitig  zwischen  den  Vorständen  ge- 
waltet hatte,  kam  noch  einmal,  solange  die  bisherigen  Kramermeister 
regierten,  zum  Ausdruck:  Am  13.  Juü  1867  273)  richteten  die  Kramermeister 
an  das  Königliche  Ministerium  des  Innern  eine  Eingabe,  274)  in  der  sie  mit- 
teilten, daß  auf  ihre  Veranlassung  zwischen  ihnen  und  dem  Vorstande  der 
neuen  Handelsgenossenschaft  am  gleichen  Tage  eine  Vereinbarung  zustande 
gekommen  sei,  auf  Grund  deren  dieser  Vorstand  aus  seiner  Mitte  jene  Ab- 
geordneten  wählen   wolle,    deren    Stellen   durch   die    Endschaft   der    Kor- 


272)  Ebenda,  Fol.   235. 

273)  Akten  d.  Kr.-I.  allgem.  Angeleg.    VI.    1867,  Fol.   84. 
27*)  RA.  Hg.  H.  2170,  Fol.   11  ib. 


Wilhelm  Seyfferth. 

(Siehe  Seite  138.) 
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poration  der  Handlungsdeputierten  im  Vorstande  der  Handelsschule  und 
in  dem  Börsenvorstande,  sowie  in  dem  die  Maklervvahlen  vollziehenden 
Komitee  freigeworden  waren.  Das  Ministerium  genehmigte  die  gewünschte 
Übertragung  der  genannten  Funktionen  275)  und  infolgedessen  wurden 
Harck,  Reißig  und  Scharf  in  den  Schulvorstand,  Plaut  und  Schomburgkinden 
Börsenvorstand  gewählt. 27  6)  Zur  Wahl  der  Makler komiteemitglieder  scheint 
es  vor  der  Auflösung  der  Genossenschaft  gar  nicht  mehr  gekommen  zu  sein. 
Doch  das  Blättchen  wendete  sich,  sobald  die  „neue  Innung"  und  mit 
ihr  die  neuen  Kramermeister  —  meist  erbitterte  Feinde  ihrer  Vorgänger  — 
kamen.  Daß  sich  der  den  letzteren  befreundete  Vorstand  der  Handels- 
genossenschaft keiner  oder  nur  geringer  Sympathien  bei  den  neuen  Kramer- 
meistern erfreuen  werde,  geht  daraus  hervor,  daß  sein  Vorsitzender  Wilhelm 
Seyfferth  am  7.  Dezember  1867  dem  Bürgermeister  Dr.  Koch  schreibt,377) 
daß  die  Neuwahl  der  Kramermeister,  zu  denen  der  Genossenschaftsvor- 
stand gar  keine  Beziehungen  habe,  es  wünschenswert  mache,  daß  letzterer 
seine  bisher  im  Kramerhause  abgehaltenen  Sitzungen  in  ein  anderes  Lokal 
verlege.  Er  bitte,  hierzu  die  Richterstube  des  'Rathauses  freizugeben,  eine 
Bitte,  welche  gern  gewährt  wurde.278)  Freilich  haben  die  Kramermeister 
der  neuen  Innung  schon  im  nächsten  Monat,  da  von  verschiedenen  Seiten 
ein  Gerücht  an  sie  gelangt  sei,  daß  sie  der  Handelsgenossenschaft  den  Kramer- 
haussaal  verweigert  hätten,  dieses  Lokal  aus  freien  Stücken  angeboten, 
und  dieses  Angebot  wurde  auch  dankbar  angenommen.279)  Aber  schon 
kurze  Zeit  darauf  lehnten  die  neuen  Innungsvorstände  das  Ersuchen  der 
Handelsgenossenschaft  ab,  wie  bisher,  Vereinbarungen  des  früheren  Handels- 
vorstandes vom  21.  März  1857  bez.  8.  Mai  1858  folgend,  dem  Rat  gemeinsam 
mit  der  Genossenschaft  (je  zur  Hälfte)  100  Taler  zur  Erbauung  und  Erhaltung 
des  Leipziger  Zollabfertigungsgebäudes  (Lagerhofes)  und  100  Taler  zu  dem 
Gehalte  des  Münzwardeins  öfter  als  noch  ein  Jahr  (für  1868)  zu  gewähren. 
Diese  einmalige  Rate  genehmigten  die  Kramermeister  noch,  ebenso  die 
Nachzahlung  für  1866  und  1867,  da  ihre  Amtsvorgänger  die  Kündigung 
des  nur  auf  Zeit  mit  den  ehemaligen  Handlungsdeputierten  geschlossenen 
Vertrages  unterlassen  hatten.  Weitere  Beiträge  lehnten  die  Kramermeister 
deshalb  ab,  „weil  die  Lage  ihrer  Innung  mit  Rücksicht  auf  das  Gewerbe- 
gesetz und  die  neuen  Innungsstatuten  eine  veränderte  geworden"  und 
„weil  die  Tätigkeit  des  Münzwardeins  für  die  Kramerinnung  ohne  alle  Be- 


275)  Ebenda. 

276)  Hd.  Genossenschaft   1864/69,  Fol.   274  u.   275. 

277)  RA.  Hg.  H.  2170,  Fol.   116. 

278)  Hd.  Genossenschaft   1864/69,  Fol.  276. 

279)  Ebenda,  Fol.  297  u.  299.  Berechnet  wurde  als  bare  Auslagen  der  Kramer- 
innung: 2  Taler  15  Neugroschen  für  Benutzung  des  Saales  ohne  Beleuchtung  und 
Heizung,  5  Taler  mit  Beleuchtung,  aber  ohne  Heizung,  7  Taler  1 5  Neugroschen  mit 
Beleuchtung  und  mit  Heizung. 

IO 
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deutung  sei".  Ohne  darum  angegangen  worden  zu  sein,  lediglich  einen 
Riegel  vorschiebend,  fügten  die  Kramermeister  (in  ihrem  Auftrage  F.  W. 
Sturm)  hinzu:  „Endlich  können  wir  Ihnen  auch  für  Ihren  Herrn  Konsulenten 
irgend  eine  Entschädigung  nicht  gewähren,  da  eben  die  Lage  der  Innung 
eine  andere  geworden  ist."  Dieser  Zuschuß  war  die  durchaus  angemessene 
Mithonorierung  gewesen  für  die  Tätigkeit  des  Konsulenten  als  Syndikus 
des  Handelsvorstandes  für  allgemeine,  beide  Teile.  Groß-  und  Kleinhandel 
betreffende  Angelegenheiten.280)  Niemals  hat  dieser  Honorarteil  einen 
Zuschuß  zum  Gehalt  des  Konsulenten  der  Handlungsdeputier- 
ten bedeutet. 

Den  letzten  Rest  der  Gemeinschaft  der  Handelsgenossenschaft  mit  der 
Kramerinnung  versuchten  die  Kramermeister  abzuschütteln,  indem  sie  dem 
Königlichen  Ministerium  des  Innern  eine  Eingabe  unterbreiteten,281)  in  der 
sie  nicht  mehr  und  nicht  weniger  begehrten,  als  das  Ministerium  solle  ,,die 
Kramerinnung  als  die  gesetzlich  allein  berech- 
tigte Vertreterin  des  Handels  Vorstandes282)  zu 
Leipzig  ansehen  und  dies  mittels  Verordnung  an 
denStadt  r  atz  u  Leipzigausspreche  n".  ( ! !)  Diese  Eingabe 
wurde  wie  folgt  begründet: 

Die  Kramermeister  hatten  gehört,  daß  die  Genossenschaft  ihre  Auf- 
lösung erstrebte.  ,, Diese  Handelsgenossenschaft,"  sagen  die  Kramermeister, 
„glaubte,  sich  die  Rechte  die  den  früheren  Handlungsdeput  erten  zustanden, 
vindizieren  zu  dürfen,  und  gerierten  sich  deren  Vorstandsmitglieder  als 
Mitglieder  des  Handelsvorstandes.  Obwohl  dies  mit  Billigung  der  früheren 
Herren  Kramermeister  geschehen  ist,  so  glauben  wir  einem  solchen  provi- 
sorischen Zustande  im  Interesse  der  von  uns  vertretenen  Innung  und  deren 
Rechte  ein  Ende  machen  zu  müssen  und  bitten  daher  um  die  hochgeneigte 
Unterstützung  seitens .  des  hohen  Ministerii".  Die  Eingabe  bestreitet 
ferner,  daß  die  Rechte  der  Handlungsdeputierten  auf  die  Handelsgenossen- 
schaft übergegangen  seien.  Der  Handelsvorstand  bestehe  nunmehr  nur 
noch  aus  den  Leipziger  Kramermeistern.  Es  könne  daher  keinen  Augen- 
blick zweifellos  sein,  daß  diese  allein  berechtigt  sind,  den  Handelsstand283) 
zu  Leipzig  zu  vertreten.  Sie  verlangen,  daß  sie  allein  den  Handelsschul- 
vorstand bilden  sollen,  noch  dazu,  da  sie  Eigentümer  der  Schule  seien. 
Sehr  bestimmt  fügen  sie  dieser  Erklärung  zu:  ..Wir  werden  daher  in  Zu- 
kunft und  von  jetzt  an  den  Schulvorstand  allein  bilden."  Obwohl  es  keine 
Handlungsdeputierten  mehr  gäbe,  die  die  Börsenordnung  nenne,  seien  die 


280)  Ebenda.  Fol.    299b. 

281)  RA.  Hg.  H.  2170,  Fol.    135  ff. 

2821  Das  Ministerium  nieinte  in  seiner  Entscheidung  sehr  richtig,  es  solle  in 
dieser  Eingabe  der  Kramerinnung  heißen:  Handelsstandes.    RA.  Hg.  H.  2170,  Fol.  172. 

283)  Die  Eingabe  spricht  stets  irrtümlich  vom  Handels vo r stand,  das  ist  aber 
—   und  ganz  besonders  an  dieser  Stelle  —  sinnlos. 
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Kramermeister  „recht  gern  bereit",  die  Nichtkramer,  die  gegenwärtig  im 
Börsenvorstande  säßen,  „als  berechtigt  solange  anzuerkennen",  bis  das 
Ministerium  in  dieser  Sache  definitive  Beschlüsse  gefaßt  habe.  Die  Begut- 
achtung der  Aufnahme  fremder  israelitischer  Kaufleute  in  den  sächsischen 
Untertanenverband  seitens  des  Handelsvorstandes  falle  mit  Rücksicht 
auf  die  Gesetzgebung  des  Norddeutschen  Bundes  weg.  Die  Kramermeister 
empfahlen  —  das  war  der  einzige  vernünftige  Satz  in  dieser  Eingabe  — 
auch  die  Begutachtung  hinsichtlich  süddeutscher  Juden  mit  Rücksicht 
auf  den  Geist  der  neuen  Zeit  als  überflüssig  zu  erklären.  2t<4)  Dagegen  er- 
klären die  Kramermeister  sich  Dereit,  die  gesamte  sonstige  begutachtende 
Tätigkeit  des  ehemaligen  Handelsvorstandes  zu  übernehmen.  Es  könne 
keinen  Augenblick  zweifelhaft  erscheinen,  daß  die  Kramerinnung  zu  Leipzig 
mit  Rücksicht  auf  die  würdige  Stellung,  die  sie  seit  ihrem  Bestehen  einge- 
nommen, mit  Rücksicht  auf  die  große  Anzahl  ihrer  Mitglieder  und  unter 
Berücksichtigung  der  hervorragenden  Stellung,  die  verschiedene  Mitglieder 
der  Innung  nach  allen  erdenklichen  Branchen  hin  und  in  allen  Zweigen  des 
Handels  in  Leipzig  einnehmen,  vorzüglich  geeignet  erscheine,  die  Vertretung 
der  Handelsinteressen  Leipzigs,  soviel  dieselbe  gesetzlich  nicht  der  Handels- 
kammer zustehe,  zu  übernehmen.285)  Und  nun  stellen  sie  das  obige  (gesperrt 
gedruckte)  Verlangen.  Sollte  aber  das  Ministerium  —  wie  geplant  war  — 
eine-  Handelskammer  nur  für  die  Stadt  Leipzig  errichten,  so  wollten  die 
Kramermeister  bei  der  Besetzung  derselben  um  so  mehr  berücksichtigt 
sein,  „als  eine  Ausschließung  der  Innung  dem  neuen 
Institute  nur  Abbruch  tun  könne,  indem  demselben 
nicht  dasjenige  Vertrauen  entgegengebracht  würde, 
welches  ihr  allein  Leben  und  Kraft  verleih  e".  An  Selbst- 
bewußtsein fehlte  es  dem  neuen  Vorstande  der  Innung  wahrlich  nicht! 

Das  Ministerium  überwies  die  Eingabe  der  Königlichen  Kreisdirektion, 
welche  wiederum  den  Rat  zur  Begutachtung  der  Angelegenheit  aufforderte. 
Der  Rat  endlich  befragte  sowohl  die  Handels-  und  Gewerbekammer,  als 
den  Handelsgenossenschaftsvorstand  um  seine  Meinung.  Als  ob  eine  Ver- 
abredung getroffen  sei,  antworteten  beide  Körperschaften  nicht  als  solche, 
sondern  durch  persönliche  Auslassungen  ihrer  Vorsitzenden.  Edmund 
Becker,  der  Präsident  der  Handels-  und  Gewerbekammer,  betonte,286) 
daß    die    Handelskammerabteilung   als   die   eigentliche   und    berufene    Ver- 


284)  Durch  das  sächsische  Gesetz  vom  3.  Dezember  i<St>S,  welches  die  Ver- 
fassung in  einigen  Punkten  abänderte,  wurde  endlich  bestimmt:  „Der  Genuß  der 
bürgerlichen  und  staatsbürgerlichen  Rechte  ist  unabhängig  von  dem  religiösen  Glaubens- 
bekenntnisse." 

285)  Man  muß  sich  da  verwundert  fragen,  was  dann  eigentlich  lür  die  Kramer- 
iunung  zu  tun  übrig  blieb,  denn  die  Handelskammer  war  zur  Hauptarbeit  eben  ge- 
setzlich berufen. 

2SG)  RA.  Hg.  H.   2170.  Fol.    141  ff. 
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treterin  der  Handelsinteressen  um  so  mehr  zu  betrachten  sei,  als  sie  aus 
gesetzlich  geordneten  Wahlen  des  gesamten  Handelsstandes  hervorgehe, 
während  der  Mitgliederbestand  einer  Korporation  wie  die  Kramerinnung 
ein  rein  zufälliger  und  nicht  durch  die  Rücksicht  auf  die  Allgemeinheit, 
sondern  lediglich  durch  individuelle  Neigungen,  Anschauungen  und  Ge- 
wohnheiten der  einzelnen  Mitglieder  bedingt  sei.  Das  eigentliche  Lebens- 
prinzip der  Kramerinnung  sei  gegenwärtig  (seit  Erlaß  des  Gewerbegesetzes) 
die  zweckmäßige  Verwaltung  ihres  Vermögens.  Vorwiegend  mit  Rück- 
sicht auf  diese  Aufgabe  erfolge  die  Wahl  der  Kramermeister,  hierin  aber 
liege  keine  Garantie  für  die  ausreichende  Befähigung  der  Gewählten  zur 
Beurteilung  allgemeiner  Handelsinteressen.  Die  Innung  selbst  habe 
durch  die  Höhe  ihres  Eintrittsgeldes, 28T)  welche  durch  keinen  entsprechenden 
pekuniären  Nutzen  aufgewogen  werde,  sich  die  Wahrscheinlichkeit  neuen 
Mitgliederzuwachses  abgeschnitten.  Sie  charakterisiere  sich  dadurch  als 
eine  alternde  und  aussterbende  Gesellschaft,  deren  Ende  nach  den  Gesetzen 
der  Sterblichkeit  mit  ziemlicher  Gewißheit  zu  bestimmen  sei.288)  Es  sei 
nicht  zu  verstehen,  warum  der  Vorstand  der  Handelsgenossenschaft  nicht 
ebenso  befugt  und  berufen  sein  solle,  die  lokalen  Handelsinteressen  Leipzigs 
zu  vertreten,  wie  die  Kramermeister,  soweit  eine  solche  Vertretung  neben 
der  Handelskammer  überhaupt  notwendig  sei.  Keiner  der  Körperschaften 
könne  schließlich  das  Recht  bestritten  werden,  kaufmännische  Gutachten 
auf  Bitten  auch  ausländischer  Behörden  und  Privater  abzugeben.  Diesen 
wiederum  könne  man  auch  nicht  vorschreiben,  an  welche  der  Körperschaften 
sie  sich  wenden  sollen.  Nur  bilde  heutzutage  die  Befähigung  zu 
solchen  Gutachten  nicht  den  Gegenstand  eines  von  der  Regierung  zu 
erteilenden  Monopols.  Vor  allem  aber  bezeichnete  Becker  den  Zeitpunkt, 
in  welchem  die  Kramermeister  ihr  Ansinnen  stellten,  als  unglücklich  ge- 
wählt. Lag  es  doch  gerade  in  der  Absicht  der  Regierung,  die  Handels- 
kammer von  der  Gewerbekammer  völlig  zu  trennen  und  ersterer  den  Cha- 
rakter eines  örtlichen  Handelsvorstandes  durch  entsprechende  Verkleinerung 
ihres  Bezirkes  zu  verleihen.  Dann  würde  der  Kramerinnung  noch  weniger 
Tätigkeitsraum  übrig  bleiben,  am  besten  auch  die  früher  den  Handlungs- 
deputierten zuerkannt  gewesene  Mitverwaltung  jener  Stellen  im  Handels- 
schulvorstande  usw.  der  Handelskammer  zufallen. 

Als  Vorsitzender  des  Handelsgenossenschaftsvorstandes  antwortete 
Seyfferth.289)  Auch  er  bezweifelte  die  Befähigung  der  Kramermeister,  die 
beanspruchten  Vorrechte  ausüben  zu  können,  da  die  zu  erledigenden  Handels- 
angelegenheiten, die  einer  Vertretung  im  fraglichen  Sinne  wirklich  bedürfen, 
zum  allergrößten  Teile  außerhalb  des  Innungsgebietes  lägen  und  entweder 
dem    eigentlichen    Großhandelsverkehre    anheimfielen    oder    solche    lokale 


287)  300  Taler! 

288)  Becker  hat  hier  sehr  wahr  prophezeit. 

289)  Ebenda,  Fol.   146  ff. 
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Institute  beträfen,  bei  denen  eine  von  der  Innung  als  solcher  unabhängige 
Verwaltung  doppelt  wünschenswert  sei.  Makler,  nur  von  der  Innung  ge- 
wählt, würden  bloße  Innungsbeamte  werden,  die  Handelsschule,  deren 
Leitung  nach  ihren  landesherrlich  bestätigten  Statuten  einem  besondern, 
nicht  bloß  aus  Kramermeistern  bestehenden  Vorstande  zugewiesen  und  die 
deshalb  als  eine  das  Gebiet  der  Innung  weit  überragende  öffentliche 
Anstalt  zu  betrachten  sei  und  als  s  o  1  c  h  e  auch  aus  Staatsmitteln  wesent- 
lich unterstützt  werde,  werde  zu  einer  in  ganz  anderem  Sinne  verwalteten 
bloßen  Innungsschule  herabsinken.  Bei  der  Börse  würde  die  Unzulänglich- 
keit dieser  Vertretung  nicht  minder  hervortreten,  da  wenigstens  die  zurzeit 
fungierenden  Kramermeister  keine  Börsengeschäfte  zu  machen  hätten 
und  von  der  Innung,  wie  sie  sich  nun  einmal  gestaltet  habe,  schwerlich 
wieder  Vorstände  gewählt  würden,  die  Wechsel-  und  Effektengeschäfte 
betreiben.  Wer  aber  eine  für  den  Leipziger  Platz  so  wichtige  Anstalt  ver- 
walten wolle,  müsse  damit  vertraut  sein  und  das  innere  Getriebe  derselben 
genau  kennen.  Das  Abkommen  zwischen  den  früheren  Kramermeistern 
und  dem  Handelsgenossenschaftsvorstand  sei  ministeriell  genehmigt  und 
völlig  hinreichend,  um  so  mehr,  als  die  Lokalhandelskammer  in  kurzer 
Frist  zu  erwarten  sei,  der  alle  jene  Befugnisse  zu  übertragen  sein  würden. 
Letzteres  habe  die  Staatsregierung  selbst  bei  Einbringung  ihrer  Gewerbe- 
gesetznovelle (vom  19.  Dezember  1867)  ins  Auge  gefaßt.  Mit  dieser  Novelle 
sei  aber  das  Verlangen  der  Kramerinnung  völlig  unvereinbar.  Sollte  die 
Lokalhandelskammer  aber  nicht  ins  Leben  treten,  werde  die  Handels- 
genossenschaft mit  Fug  mindestens  die  Funktionen  der  vormaligen  Hand- 
lungsdeputierten auch  ferner  noch  in  Anspruch  nehmen.  Schon  für  die 
Jetztzeit  bat  Becker  den  Rat,  dem  Handelsgenossenschaftsvorstande 
die  Befugnisse  der  vormaligen  Handlungsdeputierten  bei  der  Vertretung 
der  Leipziger  Handelsangelegenheiten  und  bei  Verwaltung  der  Leipziger 
Handelsinstitute,  soweit  nötig,  höheren  Orts  besonders  auswirken  und 
zuteilen  zu  lassen. 

Schon  wenige  Tage  darauf  mußte  der  Vorstand  der  Handelsgenossen- 
schaft beim  Rate  Beschwerde  einreichen,  daß  die  Kramermeister  bereits 
eine  Schulvorstandsitzung  entgegen  den  Bestimmungen  der  sanktionierten 
Schulsatzungen  abgehalten  hatten,  ohne  die  Deputierten  der  Handels- 
genossenschaft eingeladen  zu  haben!  290)  Da  die  Angelegenheit  noch  nicht 
geregelt  war,  sistierte  übrigens  das  Ministerium  des  Innern  einstweilen  die 
Auszahlung  des  Staatsbeitrags  zur  Handelsschule.291) 

Die  Handelsdeputation  des  Rates  schloß  sich  den  beiden  Gutachten 
allenthalben   an.292)     Sie   erklärte    ausdrücklich   nicht   die    Kramerinnung, 


29°)  Ebenda,  Fol.    150. 

291)  Ebenda,  Fol.    169  b. 

292)  RA.  Hg.  H.   2170.  Fol.    154. 
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sondern  die  Handelsgenossenschaft  —  bis  die  Lokalhandelskammer  er- 
standen sein  werde  —  für  diejenige  Korporation,  von  der  ,,cin  unmittelbar 
sachkundiges,  daher  zuverlässiges  und  maßgebendes  Urteil  in  allgemeinen 
Handelssachen  zu  erwarten  sei.  und  zwar  deshalb,  weil  in  der  Genossen- 
schaft vorzugsweise  der  Großhandel  vertreten  sei,  bei  dessen  .Mitgliedern 
zufolge  ihrer  Geschäftsbeziehungen  ein  weitgehender  und  sicherer  Blick 
für  allgemeine  Handelsbedürfnisse  vorausgesetzt  werden  könne,  während 
in  der  Innung  voraussichtlich  der  beschränktere  Gesichtskreis  des  Klein- 
handels herrschend  sein  werde.  Deshalb  seien  auch  seit  Auflösung  des 
Handelsvorstandes  die  jüdischen  Niederlassungsgesuche  nicht  den  Kramer- 
meistern, sondern  dem  Genossenschaftsvorstand  zur  Begutachtung  vor- 
gelegt worden,  und  zwar  anfänglich  mit  ministerieller  Billigung,  dann  auf 
ausdrückliche  ministerielle  Anordnung.  Die  Deputation  erblickte  in  der 
Entziehung  des  Zuschusses  zum  Zollgebäude  und  zum  Münzwardeingehalt 
seitens  der  Innung  die  Meinung  derselben,  wie  wenig  sie  gewillt  sei,  in  jedem 
Sinne  die  Vertretung  des  Handelsvorstandes  zu  sein.  Eine  Regelung  des 
Börsen-  und  Mäklerwesens  sei  ohnehin  im  Werke .  dagegen  müsse  sich  die 
Deputation  dagegen  aussprechen ,  daß  die  Kramermeister  allein  den 
Handelsschulvorstand  bilden  sollen.  Mit  gutem  Grunde  bestimme  das  Schul- 
statut anderes.  Wenn  es  Handlungsdeputierte,  die  dieses  Statut  nenne,  nicht 
mehr  gebe,  so  entspreche  es  weder  den  Gesetzen  der  Logik,  noch  dem  Geiste 
des  Statuts,  nunmehr  ohne  weiteres  die  Kramermeister  allein  mit  der  Schul - 
Verwaltung  zu  betrauen.  Die  Genossenschaftsvorstands-Mitglieder  seien 
hier  die  berufenen,  ministeriell  ja  auch  bereits  genehmigten  Nachfolger 
der  Handlungsdeputierten  gewesen.  Nachdem  aber  die  neuen  Kramer- 
meister von  dem  entsprechenden  Übereinkommen  zurückgetreten  seien, 
,.und  zwar  in  einer  wenig  Rücksicht  auf  den  Wert  freundschaftlich  verein- 
barter und  ministeriell  bestätigter  Satzungen  bekundenden  Weise",  so  bleibe 
nichts  übrig,  als  daß  den  Kramermeistern  durch  direkte  Anordnung  die 
Aufnahme  von  drei  Mitgliedern  des  Handelsstandes  außer  der  Kramer- 
innung, und  zwar  am  zweckmäßigsten  von  Mitgliedern  des  Handelsgenossen- 
schaftsvorstandes, in  den  Schulvorstand  aufgegeben  und  allen  Handlungen, 
welche  die  Kramermeister  als  vermeintlicher  Schulvorstand  allein  vor- 
nehmen würden,  die  Anerkennung  versagt  werde.  Aber  auch  hier  würde 
die  beste  Lösung  die  Lokalhandelskammer  gewähren,  deren  tunlichst  be- 
schleunigte Errichtung  zu  empfehlen  die  Handelsdeputation  dem  Rate 
ans  Herz  legte. 

Der  Rat  schloß  sich  in  seinem  Bericht  an  die  Königliche  Kreisdirektion293) 
diesem  Gutachten  seiner  Handelsdeputation,  das  von  Bassenge,  Reichenbach. 
M.  Bering  und  L.  Francke  gezeichnet  war,  allenthalben  an  und  betonte 
ganz    besonders,    daß    eine    Handelskammer    für    den    Stadtbezirk    Leipzig 


293)  Ebenda,  Fol.    163b. 
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und  dessen  nächste  Umgebung  die  geeignetste  Vertretung  des  Leipziger 
Handelsstandes  sein  würde,  solange  diese  aber  nicht  bestehe,  unbedingt 
der  Vorstand  der  Handelsgenossenschaft  als  solcher  anzusehen  sei. 

In  seinem  Bechluß  vom  i  2.  Juli  1868, 294)  betonte,  wie  schon  oben  in  der 
Fußnote  282  gesagt,  das  Ministerium  des  Innern,  daß  die  in  der  Kramer- 
Eingabe  beanspruchte  Vertretung  des  ..Handels  vor  Standes"  ..keinen 
rechten  Sinn"  habe,  die  Innung  habe  wohl  ..Handelsstandes"  sagen  wollen 
und  nur  in  diesem  Sinne  habe  das  Ministerium  das  Gesuch  auch  auffassen 
können.  Es  sprach  auf  Grund  der  neuen  Gewerbegesetzgebung  (von  1861) 
der  Innung  sogar  für  den  Klein  handel  das  alleinige  Vertretungs- 
recht ab.  Die  Innung  könne  gesetzlich  nie  etwas  andres  sein,  als  der 
Inbegriff  ihrer  Mitglieder,  die  Kramermeister  nie  mehr  als  die  Vertreter 
dieser  Mitglieder  und  ihrer  Angelegenheiten  innerhalb  der  gesetzlichen 
Grenzen.  Die  Verhältnisse  in  der  reorganisierten  Kramerinnung  ließen 
das  Bedürfnis  nach  einer  lokalen  Vertretung  der  bedeutenden  Interessen 
des  Leipziger  Handelsstandes  klar  hervortreten.  Diese  werde  sich  finden 
in  der  nur  für  Leipzig  und  auf  seine  nähere  L'mgebung  berechneten  Handels- 
kammer. Eine  solche  könne  aber  nicht  durch  Besetzung  unter  besonderer 
Berücksichtigung  von  Kramerinnungsmitgliedern  gebildet  werden:  Das 
Gesetz  schreibe  für  sie  freie  Wahl  vor.295)  Bis  diese  Kammer  konstituiert 
sei,  'müsse  es  aber  bei  der  zwischen  den  alten  Kramermeistern  und  dem 
Vorstande  der  Handelsgenossenschaft  getroffenen  Vereinbarung  vom 
13.  Juli  1867  bleiben.  Ganz  abgesehen  von  den  gewerbegesetzlichen  Be- 
stimmungen stehe  es  fest,  daß  die  Kramermeister  allein  seit  sehr  langer 
Zeit  von  der  Staatsregierung  nicht  als  geeignete  Organe  des  gesamten 
Leipziger  Handelsstandes  betrachtet  worden  seien.  Tatsächlich  bestehe 
ein  ..Handelsvorstand"  in  der  Bedeutung  dieser  ehemaligen  Vereinigung 
von  Kramermeistern  und  Handlungsdeputierten  nicht  mehr.  Deshalb 
hätten  die  Kramermeister  aber  kein  Recht,  sich  die  Rechte  eines  Handels- 
vorstandes, also  einer  Vertretung  des  gesamten  Handelsstandes  Leipzigs, 
anzumaßen  oder  zu  verlangen.  Die  Vereinbarung  vom  13.  Juli  1867  und 
die  Handelskammer  habe  die  Lücke  nicht  fühlbar  gemacht,  die  Lokal- 
handelskammer werde  sie  völlig  beseitigen.  Das  Ministerium  folgt  dann 
dem  Berichte  des  Rates,  der  wohl  in  der  Eingabe  der  Kreisdirektion  an 
das  Ministerium  sich  wiedergespiegelt  hat.  Es  bestimmt  kategorisch, 
daß  Mitglieder  des  Vorstandes  der  Handelsgenossenschaft  die  Rechte  der 
ehemaligen  Handlungsdeputierten  im  Schul-  und  im  Börsenvorstand  usw. 
übernehmen  sollen,  im  Schulvorstande  besonders  deshalb,  weil  das  Mini- 
sterium der  Ansicht  war,  .,daß  die  im  Jahre  1830  unter  den  damaligen 
ganz  anderen  Verhältnissen  als   notwendig  anerkannte  Beteiligung  von  der 


29i)  Ebenda,  Fol.    172  ff. 

295,  "\yie    die    Kramermeister    dieses   Verlangen    stellen  konnten,    ist    ganz   unbe 
greif  lieh. 
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Innung  nicht  angehörenden  Kaufleuten  bei  dem  Schulvorstande  heute  nicht 
minder,  ja  mehr  noch  als  damals  notwendig  ist,  wenn  der  Leipziger  Handels- 
lehranstalt ihr  Charakter  erhalten  werden  soll".  Die  Staatsunterstützung 
werde  der  Schule  nur  zuteil  werden,  wenn  im  Schulvorstande  neben  dem 
Direktor  und  Kramermeistern  auch  drei  Mitglieder  des  Vorstandes  der 
Handelsgenossenschaft  sitzen  werden. 

Somit  war  diese  Angelegenheit  erledigt.  Ob  sie  den  Kramermeistern 
Sympathien  in  weiteren  Kreisen,  insbesondere  höheren  Ortes  eingetragen 
hat.  soll  hier  ununtersucht  bleiben. 

Das  Erscheinen  des  Dekrets  an  die  Stände,  den  Entwurf  eines  Ge- 
setzes zu  Abänderung  mehrerer  Bestimmungen  des  Gewerbegesetzes  betr., 
zeitigte  den  Gedanken  an  eine  Auflösung  der  Handelsgenossenschaft,  falls 
die  für  die  Stadt  Leipzig  in  diesem  Gesetzentwurf  vorgesehene  Handels- 
kammer wirklich  errichtet  werden  sollte.  Sie  erstand  und  die  Auflösung 
der  Genossenschaft  erfolgte  bereits  im  Jahre  1868,  sodaß  diese  wenig  mehr 
als  zwei  Jahre  bestanden  hat. 

Werfen  wir  vorher  einen  Blick  auf  ihre  kurze  Tätigkeit,  indem  wir 
absehen  von  ihren  Funktionen  im  Börsen-  und  im  Handelsschulvorstand. 
Wir  folgen  hierbei  dem  Bericht,  den  der  Vorstand  in  der  Generalversamm- 
lung vom  24.  März  1868  erstattete.296) 

Als  nächste  Aufgabe  bot  sich  die  bereits  von  dem  Handelsvorstande 
auf  Veranlassung  der  Behörde  begonnene  Beratung  des  Entwurfes  einer 
neuen  Mäklerordnung  für  Leipzig  dar,  deren  Erlaß  durch  die  seit  dem 
Jahre  18 18  veränderten  Verhältnisse,  namentlich  mit  Rücksicht  auf  die 
neue  Handelsgesetzgebung  ein  Bedürfnis  geworden  war.  Unter  Benutzung 
des  von  dem  Handelsvorstande  überkommenen  Materials  wurde  der  Ent- 
wurf von  der  Handelsgenossenschaft  vollendet  und  dem  Stadtrate  zur 
weiteren  Prüfung  überreicht.  Weiter  hatte  es  sich  der  Genossenschafts- 
vorstand zur  Aufgabe  gemacht,  die  Verlegung  des  Leipziger  Handels- 
gerichts in  die  innere  Stadt  herbeizuführen,  ein  Bestreben,  das  trotz  der 
Geneigtheit  der  maßgebenden  Behörden  daran  scheiterte,  daß  es  in  der 
inneren  Stadt   an  einem  geeigneten  Räume  ermangelte. 

Von  allgemeinerer  Bedeutung  waren  die  Beziehungen  zum  Deutschen 
Handelstage,  welche  bereits  durch  den  aufgelösten  Handelsvorstand  ange- 
knüpft waren.  Der  Handelsgenossenschaft  konnten  diese  Beziehungen  nur 
erwünscht  sein,  da  nicht  allein  die  unter  dem  Namen  „Deutscher  Handels- 
tag" zusammengetretene  Vereinigung  deutscher  Handelskörperschaften 
der  Förderung  sehr  würdige  Ziele  verfolgte,  sondern  auch  in  dem  soge- 
nannten bleibenden  Ausschusse  ein  gemeinsames  Organ  besaß,  welches 
durch  fortlaufende  Korrespondenzen,  Ausschreiben,  Anträge  usw.  wiederum 
auf  jedes  einzelne  Mitglied  anregend  zurückwirkte.     Namentlich  war  noch 

296)  RA.   Hg.  H.   2170.  Fol.    120  ff. 
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kurz  vor  der  Auflösung  der  Handelsgenossenschaft  die  dem  Bundesrate 
und  Parlamente  des  Zollvereins  vorliegende  Revision  der  Zollordnung 
und  des  Zolltarifs,  ferner  die  Frage  über  die  Ausdehnung  der  Kompetenz 
des  erweiterten  Bundesrates  und  Zollparlaments  auf  möglichst  viele  Ge- 
biete wirtschaftlicher  Gesetzgebung,  zum  Gegenstand  gemeinsamer  Er- 
örterung und  Antragstellung  durch  den  Handelstag  gemacht  worden.  Über- 
einstimmend mit  der  Leipziger  Handelskammer  erklärte  sich  die  Genossen- 
schaft in  letzterem  Falle  bejahend,  in  ersterem  sprach  sie  sich  für  eine 
durchgreifende,  auf  dem  Prinzipe  möglichst  freier  Verkehrsbewegung  fußende 
Reform  des  Tarifs  und  Abfertigungsverfahrens  aus. 

Endlich  sind  noch  die  Anlässe  zu  erwähnen,  bei  denen  der  Vorstand 
der  Genossenschaft  Gutachten  abzugeben  hatte.  Sie  betrafen  einmal  die 
Niederlassung  dreier  israelitischer  ausländischer  Kaufleute.  Das  Gesuch 
des  einen  mußte  abfällig  begutachtet  werden.  Dann  waren  dem  Polizei- 
amte gelegentlich  der  Messen  Auskünfte  über  die  in  Leipzig  bleibenden 
auswärtigen  jüdischen  Händler  zu  erteilen  und  endlich  in  drei  Prozeß- 
fällen auf  Verlangen  von  (insgesamt  preußischen)  Gerichten  Parere  über 
Leipziger  Handelsgebräuche  abzugeben. 

Das  war  die  ganze  Tätigkeit.  Ein  Rückblick  auf  sie,  so  sagte  der  Vor- 
stand selbst,  zeigte  eindringlicher  als  Worte,  auf  wie  enge  Grenzen,  auf 
wie  '  vereinzelte  Gegenstände  der  Handelsgenossenschafts  vorstand  be- 
schränkt war  und  wie  wenig  es  ihm  vergönnt  gewesen  ist,  die  bei  der  Grün- 
dung der  Genossenschaft  bezweckte  umfassende  und  fortlaufende  Wirk- 
samkeit für  die  allgemeinen  Interessen  des  Leipziger  Handelsstandes  zu 
entwickeln.  Es  war  dies  in  der  unnatürlichen  Zersplitterung  der  Repräsen- 
tanzen des  Leipziger  Kaufmannsstandes  und  in  ihrer  unbestimmten,  teil- 
weise ineinanderfließenden  Kompetenz  begründet.  Mit  Freuden  begrüßte 
der  Vorstand  das  bereits  erwähnte  Dekret  mit  dem  Entwurf  zur  Abänderung 
des  Gewerbegesetzes  und  seinem  Plane  der  Errichtung  einer  von  der  Gewerbe- 
kammer getrennten  Handelskammer  für  den  Leipziger  Stadtbezirk,  welcher 
die  Funktionen  eines  örtlichen  Handels  Vorstandes  für  Leipzig  übertragen 
werden  sollte.    In  einer  Eingabe  an  die  beiden  Ständekammern  hieß  es:297) 

„Je  lebhafter  wir  von  der  Überzeugung  durchdrungen  sind,  daß  eine 
einheitliche  Vertretung  der  gesamten  Leipziger  Kaufmannschaft  und  aller 
lokalen  Handelsinteressen  ein  dringendes  Bedürfnis  ist  und  daß  eine  solche 
Vertretung  wohl  schwerlich  anders,  als  auf  dem  durch  diesen  Gesetzentwurf 
vorgezeichneten  Wege  zu  erreichen  sein  wird,  desto  dankbarer  fühlen  wir 
uns  der  Königlichen  Staatsregierung  für  die  erwähnte  Gesetzesvorlage 
verpflichtet,  durch  welche,  wie  wir  mit  dem  bei  weitem  größten  Teile  des 
hiesigen  Handelsstandes  glauben,  jenem  Mangel  für  die  Folge  die  einzige 
erwünschte  Abhilfe  gegeben  werden  kann.      Dieser  Überzeugung  auch  an 


297j  Hd.  Genossenschaft,    1864/69.  Fol.   293. 
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gegenwärtiger  hoher  Stelle  ehrerbietigen  Ausdruck  zu  geben,  halten  wir 
uns  im  Interesse  der  von  uns  vertretenen  Leipziger  Grossohandelskorporation 
dringend  verpflichtet  und  wir  nehmen  zugleich  keinen  Anstand,  schon 
jetzt  gehorsamst  zu  erklären,  daß  wir,  sobald  eine  städtische  Leipziger 
Handelskammer  in  der  von  uns  angestrebten  und  dem  Gesetzentwurfe 
vorschwebenden  Verfassung  ins  Leben  tritt,  die  Mitglieder  unserer  Genossen- 
schaft mit  Anträgen  gleichen  Sinnes  anzugehen  und  alles  bei  ihnen  aufzu- 
bieten bereit  sind,  um  alsdann,  unter  gleichzeitiger  Auflösung  der  Handels- 
genossenschaft, auf  die  künftige  Handelskammer  nicht  nur  die  zeither 
den  verschiedenen  hiesigen  Handelskörpern  resp.  uns  selbst  zustehenden 
Funktionen  von  allgemeiner  merkantiler  Bedeutung  zu  übertragen, 
sondern  derselben  auch  den  von  den  vormaligen  Handlungsdeputierten  auf 
uns  überkommenen  Vermögensbestand  zur  Verfügung  zu  stellen." 

Der  Rat  der  Stadt,  an  den  sich  die  Genossenschaft  durch  ihren  Vor- 
standsvorsitzenden mündlich  mit  entsprechender  Frage  gewandt  hat, 
teilte  mit,298)  daß  das  Vermögen  der  Genossenschaft  bei  deren  Auflösung 
nach  dem  Gewerbegesetz  zwar  der  Stadtgemeinde  zuzufallen  habe,  daß 
der  Rat  jedoch,  soweit  er  zuständig  sei,  der  Überweisung  des  Vermögens 
an  die  von  der  Gewerbekammer  getrennte  Handelskammer  seine  Ge- 
nehmigung nicht  versagen  werde. 

Mit  gewohnter  Einstimmigkeit  beschlossen  die  Großhändler  in  der 
Generalversammlung  vom  24.  März  1864,  ihre  Genossenschaft,  wenn  die 
Handelskammer  ins  Leben  treten  werde,  aufzulösen  und  ihr  Vermögen 
mit  den  darauf  ruhenden  Verpflichtungen  der  Kammer  zu  überweisen. 
Der  Vorstand  wurde  zur  Erledigung  dieses  Aktes  ermächtigt.299) 

Nachdem  die  Wahlen  zur  neuen  Handelskammer  beendet  waren  und 
dieselbe  sich  am  3.  Oktober  1868  konstituiert  hatte,  ersuchte  die  Ge- 
nossenschaft schon  am  10.  Oktober  den  Rat,300)  die  Genehmigung  der 
Gemeindevertretung  zur  Überweisung  des  Vermögens  herbeizuführen,  da 
die  „Ausstattung  der  neuen  Handelskammer  mit  entsprechenden  Fonds 
zumal  in  ihrer  Eigenschaft  als  Repräsentantin  des  Leipziger  Handelsstandcs 
und  also  im  spezifisch  städtischen  Interesse  als  höchst  wünschenswert 
erscheine".  Das  ,,zu  Zwecken  der  Handelsvertretung  und  Unterstützung 
von  Handelsinstituten  angesammelte  Vermögen"  betrug  2>7  665  Taler, 
11  Neugroschen.  4  Pfennige.301)  „Da  nun  die  neue  Handelskammer  eben 
diese  Zwecke  verfolge  und  eigentlich  nichts  anderes  sei,  als  eine  Umge- 
staltung des  bisherigen  Handelsvorstandes,  so  habe  sie  gewiß  das  erste 
Anrecht  auf  dieses  Vermögen,  welches  durch  sie  seiner  bisherigen  Ver- 
wendung analog  benutzt  werden  würde." 


298)  Hd.   Genossenschaft    1864/69,  Fol.   338. 

aM)  Ebenda,  Fol.   341. 

3°0)  RA.  Hg.  H.   2170,  Fol.    184. 

;in)    Akten  der  Handelskammer  zu  Leipzig  betr.  Finanzwesen,  Vol.  II.  1869,  Fol.  19. 


Im  Ratsplenum  kam  man  dahin  überein.  zunächst  mit  den  Vorständen 
der  Handelsgenossenschaft  und  der  Handelskammer  nähere  Aussprache 
zu  pflegen.302)  Beiden  Vorsitzenden  wurde  eröffnet,  daß  der  Rat  —  vor- 
behaltlich der  Zustimmung  der  Stadtverordneten  —  die  erbetene  Genehmi- 
gung erteilen  werde,  wenn  die  Handelskammer  sich  verpflichte,  das  von 
der  Handelsgenossenschaft  auf  sie  zu  übertragende  Vermögen  lediglich  zu 
den  in  §  88  des  Gewerbegesetzes  sub  c  näher  angegebenen  Zwecken  als:  Grün- 
dung, Förderung  und  Verwaltung  von  Fachschulen  und  ähnlichen  gemein- 
nützigen Anstalten,  insbesondere  auch  für  die  Börse  und  andere  all- 
gemeine Handelsinstitute  zu  verwenden,  und  wenn  die  Handelskammer 
schon  gegenwärtig  durch  rechtsverbindliche  Erklärung  für  den  Fall  der  Auf- 
lösung der  Kammer  den  Heimtall  des  Vermögens  an  die  Stadtgemeinde  mit 
der  in  §  94  GG  vorgeschriebenen  Verpflichtung  sicher  stelle.  Man  einigte 
sich  auf  folgenden  Antrag:  der  Rat  möge  die  für  den  Fall  einer  Auflösung 
der  Handelskammer  gestellte  Bedingung,  die  auf  Grund  des  Gesetzes  eine 
selbstverständliche  sei,  fallen  lassen  und  dagegen  die  Verzichtleistung  der 
Gemeinde  auf  das  Vermögen  der  eventuell  sich  auflösenden  Handelsge- 
nossenschaft ausdrücklich  nur  für  den  vorliegenden  Fall  erklären  und 
sich  für  die  künftigen  Fälle  derselben  daran  zustehenden  gesetzlichen 
Rechte  vorbehalten.  Rat  und  Stadtverordnete  erteilten  hierzu  ihre  Zu- 
stimmung. Letztere  stellten  lediglich  die  Bedingung,  daß  die  Handels- 
kammer als  Rechtsnachfolgerin  der  Handelsgenossenschaft  den  bisher 
von  letzterer  für  den  Lagerhof  gezahlten  Beitrag  von  50  Talern  fortgewähre. 

Alle  gestellten  Bedingungen  nahm  die  Kammer  an.  erklärte  aber, 
den  Beitrag  zum  Lagerhof  nur  dann  zu  zahlen,  dafern  die  Verpflichtung 
dazu  der  Handelsgenossenschaft  wirklich  obgelegen  habe.303)  Hierzu 
äußerte  sich  die  Handelsgenossenschaft,  daß  sie  bereits  am  26.  März  1 868  die 
fernere  Leistung  dieser  50  Taler  abgelehnt  habe  und  daß  der  Rat  am  27.  April 
1868  auf  dieselbe  verzichtet  habe.  Da  nun  in  der  Tat  eine  Rechtspflicht 
zur  verhältnismäßigen  Fortleistung  dieser  vom  Handelsvorstande,  d.  i. 
von  den  Kramermeistern  und  Handlungsdeputierten,  übernommenen  Bei- 
steuer für  die  Handlungsgenossenschaft  nie  vorhanden  gewesen  sei,  weil 
letztere  nicht  titulo  universali  in  die  Rechte  und  Pflichten  der  vormaligen 
Handlungsdeputierten  eingetreten,  vom  Rate  selbst  als  deren  Rechts- 
nachfolgerin auch  niemals  angesehen  oder  anerkannt  worden  sei.  so  müsse 
auch  obige  Voraussetzung  als  hinfällig  bezeichnet  werden.  Die  dem  Münz- 
wardein  ebenfalls  gemeinschaftlich  mit  der  Kramerinnung  bewilligten 
100  Taler  hatte  die  Handelsgenossenschaft   sich    in  jenem  Schreiben   vom 


302)  Hierfür  und  für  das  folgende:   RA.   Hg.   H.    2170,   Fol.    187b  ff. 

303).In  der  Kammer- Sitzung  vom  9.  Januar  1869  war  auch  der  Gedanke  aul- 
getaucht und  wieder  gefallen,  die  Verbindlichkeit  zur  Zahlung  an  die  Lagerhoikasse 
durch  einmalige  Leistung  von  500  Talern  abzulösen,  Akten  det  Handelskammer  zu 
Leipzig,  betr.  Finanzwesen,  Vol.  I.    1868,  Fol.   34. 
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26.  März  allein  in  voller  Höhe  weiterzuzahlen  bereit  erklärt.304)  Der 
Rat  vertrat  die  Ansicht,  daß  sein  Verzicht  vom  27.  April  1868  hin- 
fällig geworden  sei,  da  die  Stadtverordneten  ihre  Zustimmung  zu  ihm 
versagt  hätten.  Er  beschloß,  die  Handelskammer  zu  verpflichten,  die 
Zinsen  des  Vermögens  nur  für  Leipziger  Handelsinteressen  zu 
verwenden.  (Das  bedeutungsvolle  Wort  „Zinsen"  wurde  jedoch  in  der 
betreffenden  Ratsverordnung  vergessen.)  Die  Stadtbehördc  „erachtete  es 
dabei  für  selbstverständlich,  daß  dadurch  die  Förderung  des  auswär- 
tigen Handels-  und  Industrie -Interesses  dann  nicht  ausgeschlossen 
werde,  wenn  dasselbe  mit  dem  hiesigen  im  Zusammenhang  stehe,  bez. 
letzteres  von  ersterem  bedingt  werde".  Ganz  ausdrücklich  betonte  der 
Rat,  daß  er  in  seinem  Schreiben  vom  27.  April  1868  die  Handelsgenossen- 
schaft darauf  hingewiesen  habe,  daß  sie  als  Nachfolgerin  der 
Handlungsdeputierten  sowohl  deren  Rechte,  als 
auch  derenPflichten  übernommen  habe.305)  Er  stellte 
nach  wie  vor  die  Bedingung  der  Zahlung  von  jährlich  50  Talern  für  den 
Lagerhof  oder  wie  man  ihn  damals  auch  nannte:  für  das  fiskalische  Zoll- 
gebäude. Die  Handelskammer  erklärte  sich  am  3.  Februar  1869  mit  allen 
Bedingungen,  auch  mit  der  den  Lagerhof  betreffenden,  einverstanden, 
der  Rat  beschloß  drei  Tage  später,  die  Ausfertigung  einer  besonderen  Ur- 
kunde über  die  Angelegenheit  für  nicht  erforderlich  zu  erklären.306) 

Die  nunmehr  am  3.  Februar  1870  30T)  erfolgende  Übergabe  des  Ar- 
chivs und  Vermögens  der  Handelsgenossenschaft  an  die  Handelskammer 
bedeutete  die  Endschaft  der  erstgenannten  Korporation. 

Mit  der  Übernahme  des  Genossenschaftsvermögens  betraute  die  Han- 
delskammer ihren  Vorsitzenden  und  ihren  Kassierer.308)  Die  Handels- 
kammer hat  dann  außer  dem  Lagerhofe  auch  der  Börsenhalle  (200  Taler), 
dem  Münzwardein  (100  Taler)  und  dem  Lehrerpensionsfonds  der  Handels- 
schule (100  Taler)  aus  den  Erträgnissen  des  Genossenschafts  Vermögens 
jährlich  gewährt.309)     Weiterhin  beschloß  die  Handelskammer  am  20.  Ok- 


304)  Dieses  Schreiben  siehe  Hd.  Genossenschaft   1864/69,  Fol.   355. 

305)  Der  Rat  hatte  schon  in  dem  Schreiben,  mit  dem  er  die  neue  Genossen- 
schaft begrüßte,  diese  als  die  Nachfolgerin  der  Handlungsdeputierten  bezeichnet.  Vgl. 
Seite  143.  Die  Ansicht  des  Rates  schwankte  in  dieser  Beziehung  hin  und  her;  im 
Februar   1867  hat  er  die  Rechtsnachfolgerschaft  verneint.     RA.  Hg.  H.  2170,  Fol.  1 10. 

306)  Über  die  Lagerhof- Angelegenheit  siehe:  Hd.  Genossenschaft  1864/69,  Fol. 
297b;  299;  355   bis  357;  369;  388  bis  390. 

307)  Akten  der  Handelskammer  zu  Leipzig,  betr.  Finanzwesen,  Vol.  H,  1 869,  Fol.  19. 
3°8)  Ebenda,  Vol.  I,    1868,  Fol.   50. 

309)  Ebenda,  Vol.  HI,  Fol.  50  u.  51.  Wegen  der  Verwüligung  an  die  Börsen- 
halle siehe  ebenda.  Vol.  I,  Fol.  62  u.  63,  wegen  derjenigen  an  den  Lehrerpensions- 
fonds ebenda,  Vol.  I,  Fol.  67,  dabei  ist  die  Bemerkung  am  Kopf  des  betr.  Blattes 
wohl  zu  beachten;  ferner  gedruckter  Bericht  über  die  12.  öffentl.  Sitzung  der  Kammer. 
Die  Handlungsdeputierten  hatten  sich  im  Jahre  1856  entschlossen,  diese  Unter- 
stützung zu   gewähren,  vgl.   ..Bericht  über  die  Öffentliche  Handelslehranstalt  zu  Leipzig 


tober  1871,  den  Aufwand  für  ihre  Bibliothek  in  Höhe  bis  zu  300  Talern 
jährlich,   ebenfalls  aus  dem   Genossenschaftsfonds   zu   decken.310) 

Bereits  am  23.  Januar  1869  hatte  sich  das  Königliche  Ministerium  des 
Innern  damit  einverstanden  erklärt,  daß  die  auf  die  Prüfung  und  Wahl 
der  Makler  bezüglichen  Bestimmungen  der  Leipziger  Maklerordnung, 
soweit  hierbei  die  Leitung  auf  die  Handelskammer  übertragen  werden  solle, 
trotz  der  bald  zum  Abschluß  gelangenden  Umarbeitung  dieser  Ordnung 
schon  jetzt  abgeändert  werden  sollten.311)  Weiterhin  hatte  der  Börsen- 
vorstand der  Handelskammer  die  Übernahme  der  Börsenverwaltung  an- 
getragen312), welches  Anerbieten  die  Kammer  annahm313).  Das  Mini- 
sterium machte  seine  Genehmigung  hierzu  von  dem  Wortlaut  einer  einzu- 
reichenden neuen  Börsenordnung  abhängig,314)  und  erteilte  sie  am  22.  Ok- 
tober 1869,315)  indem  es  die  neue  Ordnung,  welche  in  §  1  die  Handels- 
kammer zur  Verwalterin  der  Leipziger  Börse  erhob,  anerkannte,  dabei  die 
Notwendigkeit  der  Bestätigung  der  Ordnung  verneinte.  Die  Maklerordnung 
bestätigte  das  Königliche  Ministerium  des  Innern  am   10.   Juni    1870.316) 

Hinsichtlich  der  Vertretung  der  Kammer  im  Handelsschulvorstand 
waren  schon  früher  auf  Initiative  der  Handelskammer  selbst  Verhandlungen 
mit  der  Kramerinnung  und  dem  Königlichen  Ministerium  des  Innern 
gepflogen  worden,  die  schließlich  zum  Ziele  führten,  und  zwar  gerade  in  der 
Zeit,-  als  das  Genossenschaftsvermögen  in  den  Besitz  der  Kammer  überging. 
Durch  ministerielle  Betätigung  vom  12.  Februar  1869  waren  die  Kammer- 
mitglieder J.  C.  Cichorius.  Moriz  Lorenz  und  Hugo  Scharf  in  den  Schul- 
vorstand abgeordnet  worden.317) 

Somit  hatte  die  Kammer  alle  jene  Funktionen  übernommen,  welche 
ihr  das  Gesetz  zubilligte.  Sie  war  in  der  Tat  ein  örtlicher  Handelsvor- 
stand geworden. 

Die  Art  der  Verwendung  des  Genossenschaftsvermögens  hat  noch 
nach  zwei   Jahrzehnten   zu   Auseinandersetzungen   zwischen  der   Handels- 


iür  die  Zeit  von  Ostern  1878  bis  Ostern  1897",  d.  i.  der  I.  Teil  des  Schulberichts 
für  189697,  Seite  35.  Bezüglich  des  Münzwardeins  ist  ein  ausdrücklicher  Beschluß 
nicht  zu  finden.  Vermutlich  ist  bei  der  Vermögensübergabe  diese  Angelegenheit 
mündlich  besprochen  worden.  Jedenfalls  bezeichnet  diese  Ausgabe  der  erste  Bericht 
der  Handelskammer  über  die  Verwendung  des  Genossenschaftsvermögens  als  eine 
..etatsmäßige";  siehe  Akten  der  Handelskammer  zu  Leipzig,  betr.  Finanzwesen, 
Vol.  IH,  Fol.   51. 

310)  Akten  der  Handelskammer  zu  Leipzig,  betr.  Finanzwesen,    Vol.  HI,  Fol.  9b. 

311)  Akten  der  Handelskammer  zu  Leipzig,  betr.  Börsenwesen.  Vol.  I,  1868,  Fol.  29. 

312)  Ebenda.  Fol.  8. 

313)  Ebenda.  Fol.    14. 

314)  Ebenda,  Fol.  57. 

315)  Acta  der  Handelskammer  zu  Leipzig,  betr.  Mäklerwesen.  Vol.  II,  1870,  Fol.  10. 

316)  Ebenda,  Fol.  69  und  91b. 

17    Akten    der    Handelskammer    zu    Leipzig,    betr.    Verl'assungsangelegenheiten. 

Vol.  1,   1868,  Fol.   72. 
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kammcr  und  dem  Rate  der  Stadt  geführt."")  Auf  ihr  Ansuchen  vom 
11.  November  1885  wurde  der  Kammer  genehmigt,  einen  Teil  des  Geldes, 
das  sich  mittlerweile  auf  138  950  M.  Nennwert  (142  354,25  M.  Kurswert) 
erhöht  hatte,  zum  Zwecke  der  Ausstattung  der  damals  im  Bau  begriffenen 
Börse  am  Blücherplatz  zu  verwenden ;  und  zwar  gedachte  die  Handels- 
kammer, im  wesentlichen  nur  den  seit  Empfang  des  Vermögens  aufge- 
laufenen Zuwachs  zu  benötigen.  Der  Rat  machte  diese  Beschränkung  zur 
Bedingung.  Hiergegen  nahm  die  Handelskammer  jedoch  Stellung,  indem 
sie  behauptete,  als  Rechtsnachfolgerin  der  Handelsgenossenschaft  ebenso 
berechtigt  zu  sein,  das  Vermögen,  nicht  nur  die  Zinsen,  zu  den  durch  das 
Gewerbegesetz  bestimmten  Zwecken  zu  verwenden,  wie  die  Genossen- 
schaft selbst  hierzu  berechtigt  gewesen  wäre.  Von  ,, Zinsen"  sei  zudem 
unter  den  vom  Rate  im  Jahre  1869  gestellten  Bedingungen  nicht  die  Rede 
gewesen.319)  Nach  Auffassung  der  Kammer  erleide  die  Verwendung  des 
Genossenschaftsvermögens  zu  den  bezeichneten  Zwecken  nur  in  soweit 
eine  Beschränkung,  als  die  Erfüllung  der  übernommenen  besonderen  Ver- 
bindlichkeiten jedenfalls  gesichert  bleiben  müsse.  Der  Rat  ging  auf  eine 
Lösung  dieser  Frage  nicht  ein.  sondern  eröffnete  der  Kammer  kurz,  „daß 
er,  nachdem  diese  erklärt  habe,  mehr  als  den  Überschuß  nicht  verwenden 
zu    wollen,    zurzeit   keine  Veranlassung,    auf  die  Prinzipfrage  einzugehen". 

Der  neue  Börsenbau  war  bereits  seit  länger  als  einem  Jahre  seiner  Be- 
stimmung übergeben  worden,  als  die  Handelskammer  wiederum  an  den  Rat 
herantrat,  um  ihm  ihren  Beschluß  zu  eröffnen,  das  Vermögen  zur  Deckung 
der  Kosten  des  Börsenbaus  zu  verwenden.  Die  dem  Rate  gegenüber 
übernommene  Verpflichtung  hinsichtlich  des  Lagerhofes  werde  sie  durch 
Zahlung  der  150  M.  jährlich  aus  ihren  laufenden  Einnahmen  nachkommen. 
Der  Rat  erklärte  sich  einverstanden,  bezeichnete  aber  das  Recht  der  Stadt- 
gemeindc  Leipzig  auf  Ausscheidung  und  Rückgewährung  des  handelsge- 
nossenschaftlichen Vermögens  aus  dem  Vermögen  der  Handelskammer 
für  den  Fall  der  Auflösung  der  letzteren  als  nicht  aufgehoben. 

..Diese  letztere  Ansicht,"  so  erwiderte  die  Kammer,  „können  wir  zwar 
nicht  teilen,  doch  glauben  wir.  daß  der  Austrag  dieser  Frage  füglich  der 
Zukunft  überlassen  werden  kann." 

So  kann  man  das  stattliche  Börsengebäude  sehr  wohl  auch  als  ein 
Erinnerungszeichen  an  jene  Korporation  betrachten,  welche  seit  dem 
Jahre  1681  im  Verein  mit  der  Kramerinnung  gewirkt  hat  zum  Segen  nicht 
nur  der  von  ihr  vertretenen  Berufsstände,  sondern  zum  Segen  auch  unserer 
alten  Meß-  und  Handelsstadt  Leipzig,  als  ein  Erinnerungszeichen  an  die 
Korporation  der  Handlungsdeputierten,  der  nachmaligen  Handelsgenos- 
senschaft. 


31»)  RA.  Hg.  H.   2170,  Fol.   208  bis   215. 
>''    Mehe  Seite    156. 


VI. 


Die  Leipziger  Kaufmannschaft  und  die 
Kommune-Repräsentation. 


Wie  ich  schon  im  ersten  Kapitel  320)  erwähnt  habe,  hat  sich  Leipzigs 
kaufmännische  korporative  Interessenvertretung  sehr  oft  auch  in  hervor- 
ragender Weise  an  der  Lösung  von  Fragen  beteiligt,  die  mit  ihrer  eigent- 
lichen Berufstätigkeit  entweder  gar  nichts  oder  doch  nur  sehr  wenig  zu  tun 
hatten,  sei  es  in  Angelegenheiten  von  staatlichem,  sei  es  in  solchen  von 
kommunalem  Interesse.  Zu  denen  letzterer  Axt  gehörte  die  Frage  der  Er- 
richtung einer  „Kommune-Repräsentation".321)  Die  hervorragende  Mit- 
arbeit der  Kaufmannschaft  und  ihrer  Vertreter,  an  diesem  Werke  ist  über- 
aus wichtig,  dabei  ist  der  Werdegang  der  Leipziger  Bürgervertretung  ein 
Kapitel  aus  der  Geschichte  dieser  Stadt,  das  in  deren  Geschichtswerken 
meist  recht  kurz  und  ungenügend  behandelt,  in  einigen  gar  nicht  berührt 
wird.  Und  doch  ist  es,  als  zu  den  wichtigsten  Epochen  des  19.  Jahrhunderts 
gehörend,  von  hohem  Interesse.  Die  Freiheitskriege  hatten  so  manche  Er- 
fahrungen reifen  lassen,  trotz  reichlich  bemessenen  Unglückes  auch  manches 
Gute  gezeitigt,  das  erst  nach  den  ewig  denkwürdigen  Oktobertagen  des 
Jahres  181 3  zur  vollen  Ausführung  und  Geltung  kommen  sollte.  Hierzu 
gehörte  auch  die  Bestellung  einer  Kommune- Repräsentation,  ein  Werk,  das 
freilich  noch  Jahre  der  Vorbereitung  bedurfte,  ehe  es  tatsächlich  zu  tätigem 
Anfange  gelangen  konnte.  Ein  bedeutungsvolles  Jahr  für  den  Werdegang 
dieser  Kommune-Repräsentation  ist  das  Jahr  1816.322)  Seit  dem  Jahre  1814 
war  nur  selten  daran  gedacht  worden,  energisch  an  dem  Werke  zu  arbeiten. 
Im  März  18 16  trat  jedoch  der  königlich  sächsische  Oberhofrichter  Ludwig 
Ehrenfried  von  Rackel  als  besonderer  Kommissar  für  diese  Angelegenheit 
kräftig  eingreifend  auf. 

Vor  allem  war  es  die  Kaufmannschaft,  von  welcher  er  namens  seines 
Königs  das  bereits  im  Jahre  18 14  verlangte  Gutachten  über  die  geplante 
Kommune-Repräsentation  auf  das  bestimmteste  einforderte.  Es  war  ja 
die  Verzögerung  so  leicht  erklärlich.  Nach  den  Wirrjahren  des  Krieges 
gab  es  der  Arbeit  so  unendlich  viel,  daß  man  kaum  recht  wußte,  wo  be- 


320)  Seite   16. 

321)  Es  ist  hinreichend  bekannt,  welchen  hervorragenden  Anteil  Leipzigs  Kauf- 
mannschaft am  Zustandekommen  der  Leipzig-Dresdner-Eisenbahn-Kompagnie  gehabt  hat. 

322)  füj  (üe  folgenden  Ausführungen  siehe  Acta  der  Handlungsdeputierten  und 
Kramermeister  von  1816,  betr.  Einführung  einer  bürgerschaftlichen  Repräsentation 
in  Leipzig.  Dann  auch  die  Bände  XVII  u.  XVIH  der  Protokolle  der  Handlungs- 
deputierten. 
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ginnen.  Nicht  nur  das  einzelne  Individuum  hatte  mit  der  Aufbesserung 
und  Kräftigung  seiner  eigensten  wirtschaftlichen  Interessen  zu  tun,  auch 
die  einzelnen  korporativen  Kasten  Vertretungen  hatten  über  und  über  mit 
der  Heilung  der  Wunden  zu  schaffen,  welche  Napoleons  Schwert  ihren 
Kommittenten  beigebracht  hatte.  Nicht  zum  wenigsten  gilt  dies  von  den 
Vertretern  der  Kaufmannschaft.  Nunmehr  forderte  der  Kommissar  „über 
die  zu  Bildung  einer  beständigen  bürgerschaftlichen  Repräsentation  in 
Leipzig  zu  erwählende  einfachste  und  zweckmäßigste  Modalität  unter  Be- 
stimmung einer  sechswöchentlichen  Frist"  die  Einreichung  besagten  Gut- 
achtens. Er  betonte  in  seinem  Schreiben,  daß  er  bei  der  so  oft  bewährten 
patriotischen  Gesinnung  der  Leipziger  Kaufmannschaft  die  Überzeugung 
hege,  daß  es  für  dieselbe  nur  dieser  „einfachen  Erinnerung"  bedürfen  werde, 
um  nunmehr  schnellstens  in  einer  für  das  Wohl  der  Stadt  Leipzig,  in  welcher 
der  Handelsstand  eine  so  angesehene  Stellung  einnehme,  ganz  besonders 
wichtigen  Angelegenheit  Stellung  zu  nehmen.  Es  hätte  wohl  dieses  be- 
sonderen Appells,  dieser  „einfachen  Erinnerung",  nicht  bedurft;  denn 
schon  in  frühester  Zeit  hat  die  Leipziger  Kaufmannschaft  durch  ihre  ge- 
wählten Vertreter  zu  allen  wichtigen  Fragen  des  Staats-  und  Gemeinde- 
lebens ihrer  ehrlichen  Meinung,  öfter  unaufgefordert,  als  aufgefordert,  ge- 
bührenden Ausdruck  im  berechtigten  Bewußtsein  der  „so  angesehenen 
Stellung",  welche  sie  in  Stadt  und  wohl  auch  im  Staate  von  jeher  ein- 
genommen hat,  verliehen.  Auch  jetzt  tat  sie  es.  In  langen,  eingehenden 
Beratungen,  welche  Zeugnis  von  der  Gewissenhaftigkeit  ablegen,  mit 
welcher  die  Erwägungen  gepflogen  wurden,  kam  die  Vereinigung  der 
Kramermeister  und  der  Handlungsdeputierten,323)  die  in  der  hier  folgen- 
den Schilderung  unter  der  „Kaufmannschaft"  zu  verstehen  sind,  zu 
einem  „Entwurf  zu  Bildung  eines  bürgerlichen  Ausschusses  für  die  Stadt 
Leipzig".  Derselbe  umfaßt  achtundfünfzig  Paragraphen.  Sie  hier  wieder 
zugeben,  würde  zu  weit  führen.  In  folgendem  sei  der  Hauptinhalt  geschildert. 
Der  Ausschuß  stellt  die  gesamte  Bürgerschaft  in  Gemeindeange- 
legenheiten dar,  seine  Mitglieder  dürfen  lediglich  aus  Bürgern  Leipzigs 
gewählt  werden,  dergestalt,  daß  jede  Klasse  nach  der  Verschiedenheit 
ihres  gemeinsamen  Interesses  in  Beziehung  auf  Kommune- Angelegenheiten 
durch  selbige  vertreten  werden.  Der  Ausschuß  sollte  demnach  aus  drei 
Sektionen  bestehen :  a)  aus  Hausbesitzern,  gleichviel  ob  sie  nebenbei  ein 
Gewerbe  betreiben,  b)  aus  Kaufleuten,  c)  aus  Künstlern  und  Professionisten 
und  sonstigen  gewerbetreibenden  Bürgern;  b)  und  c)  ohne  Unterschied,  ob 
sie  ansässig  sind  oder  nicht.  Jede  dieser  Sektionen  sollte  aus  sieben  Mit- 
gliedern bestehen,  und,  wie  der  gesamte  Ausschuß  einen  Obervorsteher, 
einen  Spezialvorsteher  haben.  Anzustellen  sollte  sein  ein  Syndikus,  ein 
Aktuar  und  ein  Bote.     Rechtlichkeit,  Einsicht,  Unbescholtenheit  und  Ge- 


3)  Später  „Handelsvorstand-'   genannt,  siehe  Seite   13. 
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meinsinn  sollten  Vorbedingung  sein  für  die  Wählbarkeit  der  Ausschuß- 
mitglieder, das  vollendete  35.  Lebensjahr  die  Altersgrenze;  außerdem  war 
Vorbedingung:  Selbständigkeit  und  fünfjährige  Zugehörigkeit  zur  Stadt 
als  deren  Bürger.  Irgend  ein  Abhängigkeitsverhältnis  zum  Rate  durfte 
nicht  bestehen,  ebenso  kein  Verwandtschaftsverhältnis  zu  Ratsmitgliedern, 
nicht  einmal  Schwägerschafts  Verhältnis  im  ersten  oder  zweiten  Grade. 
Kein  Gewählter  darf  die  Wahl  ablehnen,  aus  eigenem  Willen  niemand 
austreten,  außer  wer  Leipzig  für  immer  verlassen  wollte,  wer  über  65  Jahre 
alt  und  wer  anhaltend  kränklich  war;  zu  den  letzten  beiden  Ursachen  sollte 
es  eines  Antrages  bedürfen.  Alle  fünf  Jahre  sollte  ein  Drittel  der  Mitglieder 
austreten,  jedoch  sofort  wieder  wahlfähig  sein.  Falliment.  Verhängung 
einer  Untersuchung,  vertrauenraubende  Handlungsweise  waren  als  Ursachen 
bestimmt,  welche  den  Austritt  erforderten,  sobald  die  Mehrheit  von  zwei 
Dritteln  des  gesamten  Ausschusses  ihn  beschloß.  Bei  dauernder  Abwesen- 
heit von  Mitgliedern  sollte  ohne  diese  entschieden  werden  können.  Die 
ersten  Mitglieder  sollten  auf  Vorschlag  des  Kommissars  von  der  höchsten 
Behörde  ernannt  werden,  in  der  Folge  sollte  die  freie  Wahl  dem  Ausschusse 
selbst  zustehen,  derart,  daß  jede  Sektion,  in  welcher  eine  Stelle  unbesetzt 
sei,  über  drei  Kandidaten  für  jede  Stelle  abstimmen  und  dem  Ausschusse 
dann  Vorschläge  machen  sollte,  welcher  durch  geheime  Abstimmung  zu 
wählen  habe.  Alle  Wahlen,  auch  die  erste,  erhalten  erst  Gültigkeit  durch 
die  Einwilligung  der  gesamten  Bürgerschaft,  als  deren  Bevollmächtigter 
der  Ausschuß  anzusehen  sei,  welche  Einwilligung  erteilt  sein  sollte,  wenn 
kein  loyaler  Widerspruch  erhoben  werde,  welcher  binnen  drei  Wochen  zu 
erfolgen  hätte.  Von  einem  etwaigen  Widerspruche  sollte  bei  der  ersten 
Wahl  nur  dem  Kommissar,  bei  späteren  nur  dem  Obervorsteher,  dem  Vorsteher 
der  betreffenden  Sektion  und  dem  Syndikus  Kenntnis  gegeben  werden,  sonst, 
insonderheit  der  Beanstandete  selbst  nicht,  hatte  niemand  von  dem  Einsprüche 
zu  erfahren.  Bei  mehr  als  300  erhobenen  Widerspruchsstimmen  erfolgt 
der  Ausschluß  des  Betreffenden  ohne  weiteres,  bei  mindestens  50  Stimmen 
sollten  Gründe  des  Widerspruchs  verlangt,  dieselben  durch  anderweite 
Erkundigungen  geprüft  und  dann  dem  gesamten  Ausschusse  zur  Ent- 
scheidung Vortrag  gehalten  werden.  Bei  weniger  als  50  lautgewordenen 
Stimmen  sollte  die  Entscheidung,  ob  dem  Ausschuß  Mitteilung  gemacht 
werden  sollte,  den  drei  oben  genannten  Personen  zustehen.  Der  Ehre  und 
dem  guten  Namen  eines  Individuums,  dem  die  ,,Paßlichkeit"  zu  dem  Posten 
eines  Ausschußmitgliedes  durch  abfällige  Abstimmung  nicht  zuerkannt 
werde,  sollte  diese  Aberkennung  in  keiner  Weise  Eintrag  tun;  als  Injurie 
sollte  ein  hierauf  zielender  Vorwurf  zu  betrachten  sein.  Der  Magistrat  sollte 
den  Wahlhergang  auf  Grund  des  Protokolls  prüfen,  danach  sollte  die  Aller- 
höchste Bestätigung  einzuholen  sein.  Die  erwählten  Mitglieder  sollten 
durch  den  Bürgermeister  im  Beisein  des  gesamten  Ausschusses  in  ge- 
bührender   Weise   verpflichtet   werden,    besonders    auf   Geheimhaltung. 
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Es  folgen  dann  einige  Bestimmungen  über  die  innere  Organisation 
des  Ausschusses  und  seiner  Sektionen.  Die  Wahl  des  Obervorstehers  konnte 
nicht  abgeschlagen  werden,  nach  fünfjähriger  Amtsführung  konnte  er 
auf  seinen  Antrag  in  die  Reihe  der  gewöhnlichen  Mitglieder  zurückversetzt 
werden,  wenn  seine  Gründe  von  der  Mehrheit  des  Ausschusses  anerkannt 
würden.  Die  Amtsausführung  sämtlicher  Mitglieder  sollte  unentgeltlich 
sein,  jedoch  sollten  ihnen  gewisse  Ehrenauszeichnungen  vor  den  übrigen 
Bürgern  erteilt  sein;  d.  h.  sie  sollten  den  Ehrennamen  „Bürgermänner" 
führen,  bei  feierlichen  Gelegenheiten  vor  der  übrigen  Bürgerschaft  den 
Vorrang  genießen,  in  anderen  Angelegenheiten  der  Stadt,  als  z.  B.  im  Feuer- 
löschdienste, nicht  in  Aktion  treten,  endlich  vor  Gericht  sitzen  dürfen. 
Dieser  Vorzüge  sollten  sie  lebenslänglich  teilhaftig  sein;  nur  ehrenrührige 
Handlungen,  auch  wenn  sie  nach  dem  Ausscheiden  aus  dem  Amte  voll- 
bracht werden,  sollten  diese  Vorzüge  entziehen  können.  Weniger  von  All- 
gemeininteresse waren  Bestimmungen  über  die  Anstellungsverhältnisse 
der  drei  Ausschußbeamten  (§§  40  bis  44).  Aller  zwei  Monate,  nämlich  jeden 
zweiten  Mittwoch  der  Monate  Februar,  April,  Juni,  August  und  an  den 
letzten  Mittwochen  des  Oktobers  und  Dezembers  sollten  festbestimmte 
Versammlungen  zur  Beratung  der  für  die  gemeinschaftliche  Behandlung 
im  Ausschusse  geeigneten  Gegenstände  abgehalten  werden.  Würde  ein 
Mitglied  in  einer  solchen  Sitzung  etwas  vorzutragen  haben,  was  vorzugs- 
weise das  Interesse  der  durch  seine  Sektion  repräsentierten  Bürgerklasse 
angeht,  so  sollte  es  hiervon  dem  Vorsteher  seiner  Sektion  Kenntnis  geben, 
welcher  dann  alles  weitere  zur  Vorberatung  zu  veranlassen  hatte.  Dem 
Magistrat  sollte  die  Befugnis  zustehen,  den  Bürgerausschuß  außerdem  zu 
Verhandlungen  zu  veranlassen,  so  er  dies  wichtiger  Angelegenheiten  halber 
für  nötig  befinden  würde.  Außerordentliche  Ausschuß-  oder  Sektions- 
versammlungen sollten  in  dringenden  Fällen  mit  Vorwissen  des  Magistrats 
erlaubt  sein;  der  Obervorsteher,  bez.  der  Sektionsvorsteher,  hatte  das  Recht, 
solche  zusammenzurufen.  Nur  Krankheit  oder  notwendige  Abwesenheit 
von  Leipzig  sollte  ein  Fehlen  in  den  Versammlungen  entschuldigen.  Jedes 
Mitglied  sollte  zur  Meinungsäußerung  und  Stimmabgabe  berechtigt  sein, 
auch  konnte  ein  jedes  verlangen,  daß  solche  im  Protokoll  zum  Ausdruck 
gelangte.  Mehrheit  der  Stimmen  sollte  entscheiden,  bei  Gleichheit  sollte 
in  den  Versammlungen  des  Ausschusses  der  Obervorsteher,  in  Sektions- 
versammlungen der  Sektionsvorsteher  ein  votum  decisivum  haben. 

Es  folgen  dann  Bestimmungen  über  die  Führung  des  Vorsitzes  und 
des  Protokolls  in  den  Ausschuß-  bez.  Sektionsversammlungen,  wie  sie 
noch  heute  in  solchen  Körperschaften  üblich  sind.  Wichtig  waren  folgende 
Bestimmungen  über  die  Rechte  des  Ausschusses:  Er  sollte  als  Organ  der 
Bürgerschaft  berechtigt  sein:  a.  eine  Einsicht  in  den  Zustand  und  die  Ver- 
waltung des  Stadt-Ärars  zu  verlangen,  zu  welchem  Zwecke  ihm  die  Rech- 
nungen darüber  alljährlich  bei  deren  Abschluß  vorgelegt  werden  sollten, 
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um  seine  Erklärung  zu  vernehmen,  ob  er  etwas  dawider  zu  erinnern  habe. 
Es  war  dies  eine  wichtige  Bestimmung,  durch  welche  dem  Magistrate  sein 
Privilegium  vom  Jahre  1701,  das  ihn  von  Ablegung  aller  Haushaltungs- 
und Administrationsrechnungen  befreite,  geraubt  werden  sollte.  Später 
hat  sich  diese  Kontrolle  recht  heilsam  erwiesen,  denn  nicht  zum  mindesten 
Teile  dürfte  ihr  es  zu  verdanken  sein,  daß  ein  unmittelbar  nach  dem  Kriege 
aufgefundenes  jährliches  Defizit  von  mehr  als  60  000  Talern  schon  im  Jahre 
1820  ausgeglichen  war.  Ferner  sollte  zu  den  Verrichtungen  des  Ausschusses 
gehören:  die  Notwendigkeit  neuer  Stadtauflagen  oder  der  Vermehrung 
bestehender  Abgaben,  welche  nicht  ohne  seine  Zustimmung  gemacht 
werden  sollten,  und  den  Modus  der  Aufbringung  zu  prüfen.  Neue  Einrich- 
tungen, Unternehmungen,  Bauten  und  dergleichen,  deren  Kosten  der  Stadt 
mehr  als  10  000  Taler  zu  stehen  kommen,  sollten  der  Zustimmung  des  Aus- 
schusses bedürfen.  Er  sollte  das  Recht  haben,  Vorschläge  zum  Besten  der 
gesamten  Einwohner  Leipzigs  oder  einzelner  Klassen  derselben  beim  Magi- 
strate zu  machen,  gegen  Einrichtungen  der  Behörde  oder  das  Verfahren  der- 
selben und  einzelner  obrigkeitlicher  Personen,  soweit  es  auf  diejenigen  An- 
gelegenheiten und  Geschäfte  Beziehungen  habe,  bei  welchen  der  Ausschuß 
mitwirkt,  nach  Befinden  schriftlich  oder  mündlich,  durch  Deputierte  oder 
den  Syndikus,  „bescheidene  Vorstellung"  zu  tun,  bei  feierlichen  Gelegen- 
heiten in  seiner  Gesamtheit  oder  durch  aus  einzelnen  Sektionen  zu  ent- 
nehmende Deputierte  die  Bürgerschaft  zu  repräsentieren,  Beschwerden, 
und  Anträge  einzelner  Bürger  zum  Vortrag  zu  bringen,  dem  damals  könig- 
lichen Polizeiamt  oder  dem  Rate  Gutachten  zu  erteilen.  Außerdem  war 
dem  Ausschusse  die  Verpflichtung  zugedacht,  zu  Neueinrichtung  und  deren 
zweckmäßiger  Ausführung  nicht  nur  durch  Verbreitung  einer  richtigen 
Ansicht,  sondern  auch  nach  Befinden  mit  Genehmigung  oder  auf  Wunsch 
der  Behörden  auch  durch  besondere  Hilfsleistungen  mitzuwirken.  Der 
Ausschuß  sollte  jedoch  hierbei  nicht  als  „Subaltern"  dieser  Behörden, 
sondern  seine  Behilflichkeit  sollte  immer  als  eine  freiwillige  zu  betrach- 
ten sein. 

Für  den  wichtigen  Punkt  der  Rechnungslegung  des  Magistrates  waren 
in  §  56  besondere  Bestimmungen  niedergelegt  worden.  Er  lautete:  „Der 
Ausschuß  ernennt,  sobald  er  vom  Magistrate  von  dem  erfolgten  Jahres- 
Rechnungsabschlusse  benachrichtigt  worden,  zur  Prüfung  dieser  Rechnungen 
jedesmal  eine  Deputation  von  drei  oder  sechs  Mitgliedern,  aus  jeder  Sektion 
eins  oder  zwei,  welche,  sowie  sie  gewählt  sind,  dem  Magistrate  angezeigt 
werden.  Nach  Erfolg  dieser  Anzeige  haben  sodann  die  gewählten  Depu- 
tierten mit  Zuziehung  des  Syndikus  binnen  acht  Wochen  die  Durchsicht 
der  Rechnung  in  einem  hierzu  bestimmten  besonderen  Zimmer  auf  dem 
Rathause,  wo  solche  bereit  liegen  muß,  vorzunehmen  und  zu  vollenden. 
Sie  legen  hierauf  dem  gesamten  Ausschusse  eine  Übersicht  über  den  Zustand 
des  Aerarii,  sowie  dasjenige,  was  sie  etwa  dabei  zu  erinnern  befunden,  vor, 
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und  diese  Erinnerungen  werden  hierauf,  wenn  der  Ausschuß  sie  erheblich 
findet,  mit  Beobachtung  der  nachstehend  bemerkten  Form  vorgetragen, 
oder  es  wird  die  Erklärung,  daß  nichts  dabei  sich  zu  erinnern  gefunden, 
schriftlich  an  denselben  abgegeben.  (§  57.)  Wenn  der  Magistrat  bei  ordent- 
lichen oder  außerordentlichen  Versammlungen  des  Bürger- Ausschusses 
Anträge  an  denselben  zu  bringen  hat,  so  können  solche  vom  dirigierenden 
Bürgermeister  in  amtführender  Ratsversammlung  dem  Obervorsteher 
und  Syndico  des  Ausschusses  nach  vorhergegangener  Einladung  derselben 
in  die  Ratsversammlung  schriftlich  eingehändigt  werden.  Auf  gleiche  Weise 
kann  der  Ausschuß  seine  Gegenerklärungen  auf  die  Anträge  des  Magistrates, 
oder  eigene  Anträge  an  den  Magistrat  nach  vorhergegangener  Anmeldung 
bringen."  Auch  der  Weg  des  schriftlichen  Verfahrens  sollte  zulässig  sein, 
jedoch  „versiegelt,  resp.  insinuiert  und  überreicht".  Zur  Erledigung  solcher 
Angelegenheiten  sollte  dann  eine  Deputation  vom  Magistrate  und  Aus- 
schuß gemeinschaftlich  niedergesetzt  werden,  zu  welcher  auch  des  letzteren 
Syndikus  zuzuziehen  sei.  Das  Ergebnis  der  Verhandlungen,  wenn  eine 
Vereinigung  zustande  gekommen  ist,  sollte  vom  Bürgermeister  und  Ober- 
stadtschreiber und  vom  Obervorsteher  und  Syndikus,  in  Form  eines  Rezesses 
ausgefertigt,  unterschrieben  werden.  In  Fällen,  wo  keine  Vereinigung  zu 
erlangen  sei.  sollte  die  Sache  zu  höchster  Entscheidung  von  demjenigen 
Teile  gebracht  werden,  dem  die  Zustimmung  zu  einem  Antrage  von  dem 
anderen  Teile  versagt  worden  sei.  Schließlich  war  noch  die  Bestimmung 
vorgesehen,  daß  nach  Verlauf  eines  Jahres,  von  Anfang  der  Wirksamkeit 
des  Ausschusses  an  gerechnet,  eine  Revision  seiner  Einrichtung  und  Ver- 
fassung durch  eine  aus  drei  Mitgliedern  des  Rates  und  drei  Bürgermännern 
gebildete  Kommission  stattzufinden  habe. 

Am  24.  April  18 16  wurde  der  Entwurf  dem  Kommissar  und  auch  dem 
Rate  zugestellt.  Wie  trefflich  diese  Organisation  durchberaten  war,  zeigt 
wohl  am  besten  die  Stellung,  welche  der  Stadtrat  selbst  zu  ihr  nahm,  der 
sich  dahin  aussprach:  ,,In  dem  uns  mitgeteilten  Entwürfe  einer  Verfassung 
für  die  in  hiesiger  Stadt  zu  konstituierende  Bürger-Repräsentation  finden 
wir  alle  diejenigen  Eigenschaften  vereinigt,  welche  wir  als  notwendige  und 
ausschließende  Bedingungen  ihrer  Zweckmäßigkeit  betrachten  müssen; 
und  wir  haben  dabei  nur  den  Wunsch  übrig,  daß  die  höchsten  Orts  dem 
Gutachten  zu  erteilende  Genehmigung  ebenso  vollständig  sein  möge,  als 
die  Zufriedenheit,  mit  welcher  der  Magistrat  der  Einführung  eines  solchen 
bürgerlichen  Repräsentativ-Systems  entgegensieht,  das,  wie  vorliegendes, 
der  Vorzeit  überall  ihr  Recht  läßt  und  die  bestehende  Stadtverfassung, 
die  viel  im  Laufe  von  Jahrhunderten  Bewährtes  bis  auf  uns  gebracht  hat, 
mit  Liebe  bewahrt."  Und  später:  .,Wie  vollständig  wir  mit  Ihnen  über 
die  gutachtlichen  Anträge,  die  Sie  über  diesen  äußerst  wichtigen,  in  die 
teuersten  Interessen  unserer  Stadt  so  tief  eingreifenden  Gegenstand  dargelegt 
haben,  einverstanden  denken,  ersehen  Sie  aus  den  Aeußerungen,  mit  welchen 
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wir  den  schriftlichen  Ausdruck  unserer  Dankbarkeit  für  die  durch  Aus- 
arbeitung eines  so  trefflichen  Gutachtens  übernommene  verdienstliche 
Wirksamkeit  zur  Beförderung  der  zweckmäßigsten  Ausführung  der  höchsten 
Orts  gefaßten  Absichten  begleitet  haben."  Das  Gutachten  war  in  der  Tat 
mit  den  ehrenvollsten  Begleitworten  seitens  des  Magistrats  an  die  Re- 
gierung abgegangen. 

Im  August  traf  jedoch  mittels  Reskripts  des  Vorgängers  Rackels, 
des  Kanzlers  Freiherrn  von  Werthern,  das  „Regulativ  zur  Bildung  der 
Stadtrepräsentation  der  Einwohner  Leipzigs",  wie  es  „den  Intentionen 
Sr.  Majestät  des  Königs  Friedrich  August  entsprach",  in  Leipzig  ein. 
Der  Magistrat  glaubte,  es  ebenso  der  Stadt,  wie  sich  selbst  schuldig  zu  sein, 
gegen  die  unbedingte  Vollziehung  dieses  Regulativs  und  gegen  die  Errichtung 
einer  bürgerschaftlichen  Repräsentation  in  den  darin  vorgezeichneten 
Formen,  die  eindringlichsten  Vorstellungen  an  den  König  zu  richten,  nament- 
lich gegen  die  beabsichtigte  Zuziehung  der  zur  Stadtkommune  gar  nicht 
gehörenden  Einwohner  aus  der  Mitte  der  Universität  und  der  königlichen 
Dienerschaft  zur  Repräsentation,  gegen  die  ohne  alle  Rücksicht  auf  Stand 
und  Vermögen  bestimmte  Wahlfähigkeit  der  Repräsentanten  und  gegen  die 
unter  beständiger  Leitung  und  Vermittelung  eines  königlichen  Kommissars 
vorzunehmende  Verhandlung  der  Geschäfte  zwischen  Magistrat  und 
Bürger-Ausschuß,  die  mit  der  Selbstachtung  beider  Teile  unvereinbar 
seien,  Stellung  zu  nehmen.  Es  ist  ein  besonders  hervorragender  Denk- 
stein in  der  Geschichte  der  Leipziger  Stadtverfassung,  dieses  Immediat- 
gesuch des  Magistrats  an  des  Königs  Majestät.  Es  enthält  so  viel  des  Inter- 
essanten, daß  ich  es  hier  im  vollen  Umfange  wiedergeben  will.  Es  gibt 
nicht  nur  ein  anschauliches  Bild  von  den  wesentlichsten  Abweichungen 
des  Regierungsentwurfs  von  dem  oben,  geschilderten  Entwürfe  der  Leip- 
ziger Kaufmannschaft,  sondern  auch  von  der  edlen  Freimütigkeit,  mit 
welcher  der  Rat  vor  seinen  königlichen  Herrn  trat. 

„Ew.  Majestät  haben  durch  den  von  Allerhöchstdenselben  zur  Ein- 
richtung einer  Bürger- Repräsentation  für  hiesige  Stadt  ernannten  Commis- 
sarius,  uns,  dem  Stadtmagistrate,  ein  Regulativ  zufertigen  lassen,  nach 
welchem  die  Wahl  solcher  Repräsentanten  vorgenommen  und  deren  Ge- 
schäftskreis bestimmt  werden  soll.  Auch  sind  wir  zugleich  veranlaßt  worden, 
die  nach  Vorschrift  des  Regulativs  vom  Magistrat  zu  ernennenden  Wahl- 
männer aus  der  Classe  des  Bürgerstandes  ungesäumt  anzuzeigen.  Wir 
wünschten,  dieser  an  uns  ergangenen  Veranlassung  ohne  allen  Aufenthalt 
nachkommen  zu  können.  Allein  wir  sehen  uns  ebenso  sehr  durch  die  theuer- 
sten  Pflichten  gegen  Ew.  Majestät,  als  durch  das,  was  wir  dem  Magistrate 
und  gemeiner  Stadt  schuldig  sind,  aufgefordert,  vor  Begründung  einer  so 
äußerst  wichtigen,  tiefeingreifenden  und  folgenreichen  Veränderung  der  bis- 
her bestandenen  Verfassung  um  ein  rechtliches  Gehör  und  gnädigste  Be- 
richtung  dessen  zu  bitten,  was  an  Ew.  Majestät  wir  in  gegenwärtiger  Vor- 
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Stellung  ehrfurchtsvoll  zu  bringen  haben.  Wir  würden  des  allgemein  ge- 
fühlten und  erkannten  Glücks,  unter  Ew.  königlichen  Majestät  weiser, 
milder  und  gerechter  Regierung  zu  leben,  uns  für  unwürdig  halten,  wenn 
es  uns  an  dem  ehrerbietigen  Vertrauen  fehlen  könnte,  aus  welchem  unsere 
gegenwärtige  allerunterthänigste  Vorstellung  hervorgeht,  und  auf  welchem 
unsere  Hoffnungen  beruhen,  daß  Ew.  königliche  Majestät  uns  nicht  von 
aller  gutachtlichen  Mitwirkung  bei  Constituirung  einer  Bürgerrepräsen- 
tation für  hiesige  Stadt  ausschließen  werden.  Die  bestehende  hiesige  Stadt- 
verfassung ist  die  schreienste  Entwicklung  localer  Verhältnisse,  von  welchen 
sie  unter  landesherrlichem  Schutz  und  nie  unterbrochener  Eintrachtung 
zwischen  Magistrat  und  Bürgerschaft  ausgegangen  ist.  Keine  Art  des 
wahren  Guten  war  durch  sie  ausgeschlossen,  kein  Vortheil  und  Genuß,  — 
dies  bewährt  der  sich  stets  erhaltene  Wohlstand  der  Stadt  —  der  unter 
dieser  Verfassung  nicht  hätte  erreicht  werden  können." 

In  längeren  Ausführungen  erwähnt  sodann  die  Eingabe  die  Segnungen, 
welche  die  bisherigen  Einrichtungen  hervorgerufen  hätten,  sie  erinnert 
an  die  Bedenken,  welche  der  Magistrat  anfangs  gegen  die  geplante  Neuerung 
einer  Bürgerschafts  Vertretung  „mit  ehrerbietiger  Offenheit"  dem  Könige 
geäußert  hatte,  und  zollt  dann  aber  dieser  Neuerung,  „die  preis- 
würdigen Absichten  Sr.  königlichen  Majestät  tief  erkennend  und  ver- 
ehrend", volle  Anerkennung,  da  repräsentative  Stadtverfassungen,  unter 
dem  Einflüsse  des  Wohlwollens  und  unter  der  Leitung  richtiger  Grund- 
sätze gebildet,  den  Gemeingeist  zu  beleben  und  das  Vertrauen  zu  der  öffent- 
lichen Verwaltung,  an  welcher  sie  eine  größere  Zahl  von  Individuen  teil- 
nehmen lassen,  zu  befestigen  geeignet  sind.  Es  heißt  dann  weiter:  „Ew. 
königlichen  Majestät  überreichen  wir  daher  nachstehende  ehrerbietige 
Vorstellung,  zu  welcher  wir  in  dem  von  Allerhöchstdero  Commissario  uns 
zugefertigten  Regulativ  für  Errichtung  und  Wirksamkeit  einer  Bürger- 
repräsentation Veranlassung  gefunden  haben.  Nach  dem  3.  Paragraphen 
des  Regulativs  soll  die  bürgerliche  Repräsentativschaft  auch  aus 
dem  Mittel  der  Universität  und  der  in  Leipzig  angestellten  könig- 
lichen Diener  erwählt  werden.  Aber  es  ist  nicht  auch  zugleich  der 
Grundsatz  festgestellt  und  ausgesprochen  worden,  daß  künftig  königliche 
Diener  und  Universitäts- Verwandte  gleich  allen  übrigen  wesentlichen 
Einwohnern  hiesiger  Stadt,  als  Mitglieder  der  städtischen  Ge- 
meinheit betrachtet  und  behandelt  werden  sollen ;  auch  ist  wegen  der 
aus  einem  solchen  Grundsatze  sich  unbedingt  ergebenden  Verbind- 
lichkeit zu  gleichmäßiger  Uebertragung  aller  Gemeindelasten  nicht  zu  ver- 
muthen,  daß  die  Feststellung  jenes  folgenreichen  Grundsatzes  durch  dies 
erlassene  Regulativ  habe  geschehen  sollen.  Dann  aber  kann  es  in  den 
Allerhöchsten  Absichten  königlicher  Majestät  auch  ebensowenig  enthalten 
sein,'  Personen  aus  solchen  Einwohner-  Classen,  die  gar  nicht  zur 
bürgerschaftlichen  Stadtgemeinheit    gehören,    und    alle  Vortheile,    welche 
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die  Stadtverwaltung  sämmtlichen  Einwohnern  gewährt,  nur  genießen, 
ohne  das  Mindeste  zu  den  Unkosten  dieser  Verwaltung  und  zu  Bestreitung 
der  öffentlichen  Ausgaben,  oder  zur  Erleichterung  der  Communallasten 
beizutragen,  als  Mitglieder  einer  bürgerlichen  Repräsentantschaft  eintreten 
und  in  die  ihnen  ganz  fremden  Angelegenheiten  der  Stadt-Commune  ein- 
reden zu  lassen.  Denn  mit  welchem  anscheinenden  Recht  dürften  die  zur 
Commune  nicht  gehörenden  und  hierin  sogar  ihre  Vorzüge  suchenden 
Einwohner-Classen  einen  Antheil  an  der  Stadtverwaltung  in  Anspruch 
nehmen  können? 

Wenn  im  allgemeinen  Xothstande,  den  in  Kriegszeiten  feindliche  An- 
forderungen (die,  weil  sie  auf  die  Kräfte  der  gesammten  Masse  der  Einwohner 
berechnet  sind,  auch  nicht  allein  der  Bürgerschaft  oder  Stadt-Commune, 
sondern  allen  wesentlichen  Einwohnern  ohne  Unterschied  zur  Last  fallen) 
über  die  Stadt  bringen,  gemeinschaftliche  Anstrengungen  geschehen  müssen, 
so  ist  nichts  billiger,  als  daß  zu  solchen  alle  wesentlichen  Einwohner  der 
Stadt  gleich  gut  angehenden  Stadtgeschäfte  und  den  darüber  anzustellenden 
Berathungen  und  Verhandlungen,  auch  Repräsentanten  der  zu  Bürger- 
schaft und  Stadtgemeinheit  nicht  gehörenden  Einwohner-Classen  mit- 
wirken. Allein  von  solchen  Angelegenheiten  der  gesammten  wesent- 
lichen Einwohnerschaft  sind  denn  doch  die  im  ordentlichen 
verfassungsmäßigen  Zustande  bloß  die  Stadt-Commune  be- 
treffenden und  ihr  allein  angehörigen  Geschäfte  ganz  verschieden;  und 
indem  nur  die  Commune  die  Mittel  zur  Führung  dieser  Geschäfte  und  An- 
gelegenheiten darbietet,  so  werden  gewiß  auch  die  zur  Commune  nicht 
gehörenden  Einwohner  sich  gern  bescheiden,  bei  Aufbringung  dieser  Mittel 
und  deren  Verwaltung  keine  Stimme  zu  führen.  Wir  dürften  daher  unbe- 
zweifelt  voraussetzen,  daß  die  über  die  Wahl  und  Wirksamkeit  aus  dem 
Mittel  der  königlichen  Dienerschaft  und  der  Universität  zu  stellenden 
Repräsentanten  in  dem  Regulativ  enthaltenen  Bestimmungen  nicht  zur 
Absicht  haben,  die  Repräsentanten  dieser  Einwohner-Classen,  mit  den 
Repräsentanten  der  Stadt-Commune  vereinigt,  zur  Mitwirkung 
bei  allen  in  den  Geschäftskreis  der  Repräsentantenschaft  gehörigen 
Stadtgeschäften  ohne  Unterschied  zuzulassen,  sondern  daß  vielmehr,  der 
Allerhöchsten  Intention  gemäß,  die  Repräsentanten  der  königlichen  Diener 
und  der  Universität  nur  zu  den  Verhandlungen  derjenigen  Stadtgeschäfte 
hinzugezogen  werden  soUen,  welche  die  zur  Bestreitung  des  bisherigen 
Kriegs-Aufwandes  der  Stadt  erforderlich  gewesenen  oder  noch  nothwendig 
werdenden  Stadt-Anleihen  und  -Anlagen  und  deren  Rechnungswerk  zum 
Gegenstande  haben. 

Diese  durch  die  Natur  der  Sache  beschränkte  Wirksamkeit  auf  ge- 
dachte Gegenstände  ist  auch  von  der  Theilnahme  der  bürgerschaft- 
lichen Repräsentanten  an  Geschäften  der  Stadtverwaltung  in  den  allein 
die  Commune  betreffenden   Angelegenheiten    um   so  leichter  zu   scheiden, 
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je  weniger  der  Magistrat  bisher  gewohnt  gewesen  ist,  das  aus  älteren  und 
neueren  Kriegsprästationen  entstandene  Administrations-Cassen  und  Rech- 
nungswerk mit  den  in  den  ordentlichen  und  gewöhnlichen  Zustand  des  Gemein- 
wesens gehörigen  Geschäften  der  Stadtverwaltung  in  Eins  zu  werfen,  und 
je  genauer  abgesondert  alle  diese,  durch  außerordentliche  Zeitumstände 
veranlaßte  Administrationen  dastehen,  mithin  auch  abgesondert  von 
allen  übrigen  sie  nichts  angehenden  Geschäften  beleuchtet 
und  monirt  werden  können.  Auf  gleiche  Weise  kann  die  Aufbringung 
und  Administration  derjenigen  Stadtanlagen,  welche  künftig  zur  Unter- 
haltung der  unter  gegenwärtiger  Verfassung  nicht  mehr  kraft  patrimo- 
nieller  Gerechtsame  des  Stadtmagistrats  und  ausschließend  für  die  Stadt- 
Commune,  sondern  in  der  Eigenschaft  königlicher  Behörden,  und  für 
alle  wesentlichen  Einwohner  bestehenden  Institute  des 
Criminalgerichts  und  Polizei-Amts  und  deren  Zubehörungen  erforderlich 
sein  werden,  unter  Zuziehung  und  Mitwirkung  gewählter  Repräsentanten 
der  königlichen  Dienerschaft  und  der  Universität  recht  füglich  vor  sich 
gehen,  ohne  den  Repräsentanten  dieser  Einwohner-Classen  eine  Theil- 
nahme  an  den  ihnen  fremden  Gegenständen  der  Verwaltung  einzuräumen, 
nicht  ohne  empfindliche  Verkürzung  der  ausschließenden  Gerechtsame  der 
Stadt-Commune  geschehen  könnte. 

In  Ansehung  der  zur  bürgerschaftlichen  Repräsentantschaft  erforder- 
lichen Eigenschaften  oder  der  Wahlfähigkeit  geruhen  Ew.  königliche  Ma- 
jestät in  Erwägung  bringen  zu  lassen,  ob  nicht  zur  Repräsentantschaft 
einer  bürgerlichen  Gemeinheit  diejenigen  Mitglieder  derselben  für  vor- 
züglich berufen  zu  halten  sein  dürften,  welche  für  Sicherung  und  Erhaltung 
des  Gemeinwesens  und  Beförderung  des  Gemeinwohls  das  meiste  Interesse 
haben  müßten,  und  ob  nicht  eben  dieses  wesentlich  nothwendige  Inter- 
esse vorzüglich  nur  bei  denen  Mitgliedern  des  Gemeinwesens  zu  suchen 
sei,  welche  ein  bestimmtes,  nicht  ganz  unbedeutendes  Vermögen  besitzen  ? 
Das  Vermögen  verbirgt  freilich  weder  die  erforderlichen  Fähigkeiten  noch 
die  wünschenswerten  Gesinnungen  eines  bürgerlichen  Repräsentanten. 
Aber  der  Besitz  eines  zum  bürgerlichen  Wohlseins  hinreichenden  Ver- 
mögens giebt  doch  stets  eine  sichere  Bürgschaft  gegen  Mißmuth  und  Un- 
zufriedenheit, die  ihre  Quelle  im  beschränkten  und  sorgenvollen  Haus- 
stande haben  und  mit  einer  thätigen  Theilnahme  an  den  Umständen  und 
Angelegenheiten  des  Gemeinwesens  so  wenig,  als  mit  treuer  und  wohl- 
wollender Anhänglichkeit  an  selbiges  vereinbar  sind.  Die  Unzufriedenen 
mit  den  öffentlichen  Verwaltungen  sind  nach  alten  Erfahrungen  immer  die, 
welche  in  ihrem  Privatverhältniß  keine  Zufriedenheit  finden  und  in  den 
Störungen  des  öffentlichen  Zustandes  nur  eine  Besserung  ihres  eigenen 
suchen;  die  von  den  öffentlichen  Verwaltungen  nur  empfangen,  aber  nie 
etwas  für  sie  thun  und  wirken  wollen.  Auch  ist  bisher  in  allen  bekannten 
repräsentativen    Verfassungen    bedeutender   Städte   auf  dieses   Erfordernis 
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der  Wahlfähigkeit  die  vorzüglichste  Rücksicht  genommen  worden.  Indem 
das  Regulativ  die  Ernennung  der  aus  der  Bürgerschaft  zu  nehmenden 
Wahlmänner  dem  Ermessen  des  Magistrates  überläßt,  scheint  es  zwar 
eben  dadurch  dem  Magistrat  auch  das  Mittel  in  die  Hände  zu  legen, 
die  Wahl  der  Repräsentanten  durch  die  vorsichtige  Ernennung  der  Wahl- 
männer, der  Allerhöchsten  Absicht  gemäß,  zu  leiten  und  von  allen  solchen 
Individuen  abzulenken,  von  deren  Privatverhältnissen  nicht  zu  erwarten 
steht,  daß  die  Gefühle,  welche  sie  von  sich  selbst  und  ihren  Umständen  haben, 
sich  zur  wohlwollenden  Theilnahme  an  den  Geschäften  des  Gemeinwesens 
erweitern  werden.  Allein,  wie  leicht  könnte  es  dem  Magistrat  nicht  zum 
Vorwurf  gereichen,  wenn  er  bei  Ernennung  der  Wahlmänner  neben  den 
übrigen  erforderlichen  Eigenschaften  auch  auf  ein  gewisses  Maß  des  in 
Notorietät  bestehenden  Vermögens,  ohne  vorschriftsmäßig  da- 
zu verbunden  zu  sein,  Rücksicht  nehmen  wollte,  und  dann  würde  der  Ein- 
fluß auf  die  Wahl  mancher  Individuen  gewisser  Art  den  Eintritt  in  die 
Repräsentantschaft  nur  vielleicht  erschweren,  nie  verhindern  können. 
Erlauben  Ew.  königliche  Majestät,  diesem  Gegenstande  Allerhöchst  Ihre 
wiederholte  Prüfung  erbitten  zu  dürfen.  Die  von  den  hiesigen  Handlungs- 
deputierten und  Kramermeistern  in  den  von  ihnen  auf  Allerhöchsten  Be- 
fehl über  die  Errichtung  einer  Bürger-Repräsentation  übergebenen  Gut- 
achten geschehenen  Anträge  in  Ansehung  der  durch  den  Werth  des  Grund- 
eigenthums  zu  bestimmenden  Wahlfähigkeit  der  Angesessenen, 
scheinen  den  hiesigen  Verhältnissen  sehr  angemessen  zu  sein;  und  was 
die  Angesessenen  aus  dem  gewerbetreibenden  Stande  betrifft,  so  könnte 
die  Schätzung  eines  zur  Wahlfähigkeit  hinreichenden  Vermögens  ebenso 
leicht  nach  der  öffentlichen  Meinung  der  Wahlmänner  in  Vergleichung 
mit  den  Abschätzungen  für  die  Gewerbesteuer  nach  dem  Quatemberfuß 
(oder  nach  dem  vielleicht  künftig  an  dessen  Stelle  tretenden  Besteuerungs- 
system für  die  Gewerbe)  erlangt  werden. 

In  der  Vermittelung,  welche  königliche  Majestät  nicht  nur  bei  erster 
Einrichtung  der  hiesigen  Bürger-Repräsentation,  sondern  auch  in  Be- 
ziehung auf  deren  ganze  Geschäftsführung  und  auf  deren  Verhandlungen 
mit  dem  Magistrate  durch  Allerhöchstdero  hierzu  ernannten  Commissarius 
eintreten  zu  lassen  gemeint  sind,  erkennen  wir  die  preiswürdigsten  Ab- 
sichten, welche  bei  dem  im  19.  und  25.  Paragraphen  des  Regulativs  ent- 
haltenen Bestimmungen  leitend  gewesen  sind,  mit  ehrfurchtsvollster  Dank- 
barkeit. Ew.  Majestät  wollen  die  dem  Gemeinwesen  zum  Wohle  gereichende 
Haltung  der  Repräsentanten  in  ihrer  vorschriftsmäßigen  Wirksamkeit 
nicht  von  ihrem  guten  Willen  und  ihrer  Einsicht  abhängig  werden  lassen, 
weil  freilich  alle  Erfahrungen  es  bestätigen,  daß  abwechselnde  Repräsentant- 
schaften eines  Gemeinwesens  oft  mehr  für  das  augenblickliche  Interesse 
der  Gemeinheit  besorgt  sind;  und  weil  überhaupt  eine  beständige,  immer- 
fort berathschlagende  und  den  Stoff  ihrer  Berathungen  mehr  suchende  als 
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findende  Repräsentanten-Versammlung,  deren  Wirksamkeit  nicht  in  festen 
Grenzen   gehalten  wird,    dem   Besten   des   Gemeinwesens   und   der  öffent- 
lichen  Verwaltung  mehr  nachteilig  als  förderlich  ist.      Allein,   von   einer 
anderen,   nicht  minder  wichtigen  Seite  betrachtet,   muß  eine  solche  Ver- 
mittelung  und  Dazwischenkunft  eines   königlichen  Commissarius   in   allen 
und  jeden  Verhandlungen  des  Magistrats  und  der  Repräsentanten  in  ihren 
gegenseitigen  Verhältnissen  Folgen  haben,  welche  mit  den  wohlgemeinten 
Absichten   Ew.   königlichen  Majestät  und  mit  dem   ersten  und  höchsten 
Zweck    einer    bürgerlichen     Repräsentantschaft    ganz    unvereinbar    sind. 
Die    Erhöhung   des   bürgerlichen    Vertrauens    zu    der   verfassungsmäßigen 
Stadtverwaltung  des  Magistrats  durch  eine  bestimmte  Theilnahme  an  den 
Angelegenheiten  des  gemeinen  Wesens  und  ihrer  Führung,  die  Befestigung 
zwischen  Magistrat  und  Bürgerschaft  —  das  sind  die  wesentlichsten  Zwecke, 
welche    Ew.    königliche    Majestät    durch    das    Institut    einer    bürgerlichen 
Repräsentantschaft   erreicht   und   gefördert   sehen   wollen;    und   sie   liegen 
dem  politischen  Begriffe  eines  jeden  Instituts  dieser  Art  zum  Grunde,  dessen 
Werth,  innere  Kraft  und  Dauer  stets  durch  das  Verhältniß  bestimmt  ward, 
in  welchem  die  Verfassung  des  Instituts  auf  diese  Zwecke  gerichtet  und 
ihnen  gemäß  gebildet  ist.    Allein  die  nothwendigen  Bande  der  Achtung  und 
des  Zutrauens,   die  festen  Verhältnisse  der  Ehre,   welche  die  Gemeinheit 
mit  dem  Magistrate  und  diesen  mit  der  Gemeinheit  zu  einer  wohlthätigen 
Wirksamkeit  vereinigen  müssen,   können  nur  gelöst,   nicht  enger  gezogen 
und   verstärkt  werden,    wenn   selbst   die   Verfassung   der   Repräsentation, 
sowohl  dem  Magistrat,   als  den  geordneten  Repräsentanten  ein  ehrendes 
Vertrauen  zu  versagen  scheint.    Das  soll  sie  nicht  nach  den  wohlthätigen 
Absichten  Ew.  königlichen  Majestät.    Aber  es  ist  nicht  zu  verhindern,  daß 
sie  so  verstanden  werde,  und  wenn  sich  hierüber  auch  die  öffentliche  Mei- 
nung nicht  schon  jetzt  bestimmt  und  stark  genug  vernehmen  ließe,  so  würde 
doch  schon  eine  solche  Mißdeutung  wegen   des  so  auffallenden  aller- 
ersten  Beispiels   einer   repräsentativen    Stadtverfassung   vorauszusehen 
und  zu  befürchten  sein,  nach  welcher  die  ganze  Geschäftsführung  zwischen 
Magistrat  und  Repräsentanten  der  Stadtgemeinheit  unter  der  Leitung  und 
Mitwirkung  einer  landesherrlichen  Behörde  gestellt,  und  beidenTeilen 
ohne    Beisein    dieser  Behörden    nicht  einmal    miteinander   zu  konferieren 
gestattet  ist,  während  alle  bis  jetzt  bestandene  repräsentative  Verfassungen 
landsässiger  Städte  darauf  gerichtet  sind,  die  Anlässe  zu  höchster  landes- 
herrlicher Einwirkung  auf  Gegenstände  der  Stadtverwaltung,  in  Ansehung 
deren  die  zu  fassenden  Entschließungen  der  landesherrlichen  Einsicht  und 
Genehmigung    nicht   bedürfen,    durch    gegenseitiges    Einverständniß    und 
dahin  führende  Verhandlungen  möglichst  zu  vermindern,  und  solche  Stadt- 
geschäfte,   welche  zu    höchster    Einsicht    und   Genehmigung   verfassungs- 
mäßig zu  bringen  sind,   im   Einverständniß  gutachtlich  vorzubereiten. 

Das   ganze   Wesen   einer  bürgerlichen   Repräsentation   liegt  ja  in   der 
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aus  gegenseitigem  Vertrauen  ausgehenden  Wechselseitigkeit  des  Magistrats 
auf  die  Repräsentanten  und  dieser  auf  den  Magistrat,  und  wie  könnte  dieser 
Geist  in  einem  Repräsentantensystem  aufkommen,  dessen  ganze  Form 
in  Führung  der  Geschäfte  vorauszusetzen  scheint,  daß  jeder  Bürger  durch 
seine  Aufnahme  in  den  Magistrat  oder  in  die  letzterem  gegenüberstehende 
Repräsentation  der  Commune  seinen  früheren  Bürgersinn  und  seine  Liebe 
zum  Gemeinwesen  verlieren  und  beide,  Magistrat  und  Repräsentantschaft, 
alle  gegenseitige  Unabhängigkeit  des  Geistes  und  Charakters  ablegen  und 
nur  durch  e  i  n  Auge  die  Gegenstände  der  Geschäftsführung  betrachten 
werden.  Es  kann  überdem  Ew.  königlichen  Majestät  Allerhöchster  Be- 
merkung nicht  entgehen,  wie  sehr  die  in  dem  Regulativ,  besonders  in  dessen 
19.  und  25.  Paragraphen  vorgeschriebene  Concurrenz  des  königlichen 
Commissarius  zwischen  Magistrat  und  Bürger-Repräsentantschaft  in  eine 
volle  Direction  der  Stadtverwaltung  in  ihren  wichtigsten  Be- 
ziehungen nothwendig  übergehen,  und  welches  den  Stadtmagistrat  einer 
Stadt,  wie  Leipzig  für  Ew.  königlichen  Majestät  Lande  ist,  unter  alle  Stadt- 
räthe  dieses  Landes  setzendes  subalternes  Verhältniß  hieraus  ent- 
stehen müsse.  Dem  edelsten  Charakter  eines  königlichen  Commissarius 
würde  es  schwer  werden,  seine  "Wirksamkeit  in  den  noch  übrig  gelassenen, 
kaum  sichtbaren  Grenzen,  die  selbige  von  einem  allgemeinen  Stadt- 
directorium  noch  etwas  scheiden  möchten,  zu  erhalten,  und  wir  müßten 
uns  einem  ganz  unweisen  Vertrauen  überlassen,  wenn  wir,  durch  die  Per- 
sönlichkeit der  Gegenwart  beruhigt,  gar  nicht  bemerken  wollten,  zu 
welcher  Herabsetzung  des  Magistrates  die  Concurrenz  eines  könig- 
lichen Commissarius  bei  allen  und  jeden  Verhandlungen  zwischen  Magistrat 
und  Bürger- Repräsentantschaft  führen  könnte.  Auch  von  einer  freien, 
zwar  unter  landesherrliche  Aufsicht  gestellten,  aber  doch  nicht  unter 
Concurrenz  einer  landesherrlichen  vorgesetzten  Behörde  eintretenden 
Wirksamkeit  in  den  zwischen  Magistrat  und  Bürgerschaft  zu  verhandelnden 
Stadtgeschäften  lassen  sich  alle  Vortheile  erwarten,  welche  die  Controle 
einer  Stadtverwaltung  durch  eine  bürgerliche  Repräsentantschaft  ver- 
schaffen kann,  die,  sobald  sie  sich  Kenntniß  der  Sachen  verschafft  hat, 
auftreten  und  ihren  Bemerkungen  ein  Gewicht  geben  kann.  In  solchen 
Verhältnissen  ist  auch  weit  mehr  zu  hoffen,  daß  Magistrat  und  Repräsen- 
tation der  Bürgerschaft  in  ihren  Bemühungen  um  das  gemeine  Beste  sich 
gegenseitig  unterstützen  werden,  als  zu  fürchten,  daß  ihre  Wirksamkeit 
in  Rivalität  und  Zwietracht  ausarten  werde,  die  allezeit  durch  landes- 
herrliche Autorität  niedergeschlagen  werden  kann.  Es  kommt  nur  darauf 
an,  daß  die  Verfassung  einer  bürgerlichen  Repräsentation  dazu  geeignet 
sei,  die  Achtung  gegen  die  Behörde  aufrecht  zu  erhalten,  deren  Verwaltung 
die  Repräsentation  controliren  soll,  und  daß  sie  Magistrat  und  Bürger- 
schaft nicht  in  der  Form  eines  Gegensatzes,  als  zwei  getrennte,  mit  ganz  ver- 
schiedenen Interessen  und  Tendenzen  versehene  Elemente  vorstellt,  statt 
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sie  gleichmäßig  als  ein  eng  verbundenes  Ganzes  zu  betrachten  und  zu  be- 
handeln. Ew.  königliche  Majestät  werden  auch  diese,  den  19.  und  25.  Para- 
graphen des  beabsichtigten  Regulativs  einer  Bürger-Repräsentation  in 
hiesiger  Stadt  betreffenden  Vorstellungen  in  Gnaden  aufnehmen  und  dem 
unbeschränkten,  ehrfurchtsvollen  Vertrauen,  in  welchem  wir  sie  darlegen, 
Gerechtigkeit  widerfahren  lassen.  Würdigen  Allerhöchstdieselben  die  gegen 
die  Bestimmungen  des  Regulativs  sich  darstellenden  Bedenklichkeiten 
einer  näheren  Erörterung;  und  wir  dürfen  der  Allerhöchsten  Genehmigung 
einer  Verfassung  der  für  hiesige  Stadt  zu  errichtenden  Bürger-Repräsen- 
tation uns  gewiß  versichert  halten,  welche  die  Analogie  und  Erfahrung 
aller  bisher  bestandenen  bürgerschaftlichen  Repräsentationen  in  An- 
sehung der  freien  Verhandlungsweise  zwischen  Rath  und 
Repräsentanten  vor  sich  hat,  und  bereits  von  Handlungs-Deputirten  und 
Kramermeistern  im  57.  Paragraphen  des  ihnen  abgeforderten  Gutachtens 
allerunterthänigst  in  Antrag  gebracht  worden. 

In  dem  den  Geschäftskreis  der  Repräsentanten  bestimmenden  18.  Para- 
graphen des  Regulativs  ist  unter  Xr.  1  den  Repräsentanten  die  Unter- 
suchung der  unter  Verwaltung  des  Raths  stehenden  sämmtlichen  zu  den 
Kämmerei-  und  Communevermögen  gehörigen  Fonds  nach  ihrem  Ursprünge, 
Zweck  der  Beschaffenheit  und  dem  Umfange  der  ihnen  gewidmeten  Ein- 
nahme, den  Verhältnissen  beider,  der  bisherigen  Verwaltung  und  der  darüber 
geführten  Rechnungen  als  Gegenstand  ihrer  Wirksamkeit  mit  angewiesen. 
Zuverlässig  hat  hierzu  nicht  die  Competenz  der  bürgerschaftlichen  Re- 
präsentation zur  Reassumtion  des  gesammten  Revisionswerkes,  welches 
den  Gegenstand  der  im  Jahre  18 14  von  dem  fremden  Gouvernement 
des  Landes  verfügten  commissarischen  Untersuchung  über  die  zeitherige 
Haushaltung  des  Magistrats  und  über  Ursprung  und  Beschaffenheit  der 
zu  dem  Kämmerei-  und  Commune- Vermögen  gehörenden  Fonds  ausgemacht 
hat,  ausgesprochen  werden  sollen.  Ew.  königlichen  Majestät  ist  das  Resultat 
dieses  commissarischen,  in  das  größte  Detail  eingegangenen  Revisions- 
werkes vorgelegt  worden.  Allerhöchstsie  werden  es  in  Hinsicht  der  dazu 
erforderlichen  ausdauernden  und  mühseligen  Arbeiten  weder  zu  Einsicht 
noch  zur  Beurtheilung  der  künftigen  bürgerlichen  Repräsentanten  hiesiger 
Stadt-Commune  geeignet  halten.  Ursprung  und  Erwerbung 
der  unter  Verwaltung  des  Magistrats  stehenden  öffentlichen  Fonds  sind 
ohnehin  nur  Gegenstände,  über  welche  allein  Ew.  Majestät  geschichtliche 
und  urkundliche  Nachweisungen  zu  erfordern  haben;  und  da  die  com- 
missarische  sorgfältige,  mühsame  und  einsichtsvolle  Prüfung  der  bisherigen 
Verwaltung  dieser  Fonds  zu  Ew.  königl.  Majestät  Allerhöchsteigener  Einsicht 
gebracht  werden,  so  darf  der  Magistrat  auch  nunmehr  die  Hoffnung  unter- 
halten, daß  Ew.  königl.  Majestät  die  Rechtfertigung  dieser  Ver- 
waltung nur  allein  vor  Allerhöchstdenenselben  um  so  mehr  werden  ge- 
schehen lassen,  je  weniger  nach  der  zeitherigen  Stadtverfassung  und  nach 
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der  auf  den  feierlichsten  und  bündigsten  landesherrlichen  Verleihungen 
beruhenden,  unwidersprochenen  Berechtigung  des  Magistrats  zur  freien 
Verwaltung  seines  Kämmerei-Vermögens  und  der  dazu  gehörigen  Fonds  dem 
Magistrat  es  obgelegen  hat,  die  Bürgerschaft  zur  Einsicht  in  seine  Ver- 
waltung zuzulassen  und  zu  berufen.  Die  wohlmeinende  Ansicht  der  ange- 
zogenen Bestimmungen  im  18.  Paragraphen  des  Regulativs  ist  gewiß  nur 
die:  Daß  den  Repräsentanten  eine  Uebersicht  der  zu  den  Kämmerei-  und 
Commune -Vermögen  gehörenden  Fonds  und  des  Verhältnisses  der  Ein- 
nahmen zu  den  für  die  Stadtverwaltung  erforderlichen  Ausgaben  verschafft 
werden,  um  sie  in  den  Stand  zu  setzen,  die  Unzulänglichkeit  dieser  Ein- 
nahmen zur  Uebertragung  des  Aufwandes,  welchen  außerordentliche  Stadt- 
bedürfnisse nothwendig  machen,  richtig  zu  beurtheilen,  und  unter  solchen 
außerordentlichen  Bedürfnissen  auch  von  der  Nothwendigkeit  außerordent- 
licher Stadtanlagen  zu  überzeugen  und  ihrer  Ausmittelung  willfährig  ent- 
gegenzukommen. Allein,  je  leichter  jene  an  sich  klaren  Bestimmungen  des 
18.  Paragraphen  eine  dem  wahren  Sinne  derselben  ganz  entgegengesetzte 
Auslegung  erhalten  dürften,  desto  angelegentlicher  haben  wir  um  eine  jede 
Auslegung  dieser  Art  verhindernde  Erläuterung  zu  bitten. 

Möchten  Ew.  königl.  Majestät  in  der  ehrerbietigen  Freimüthigkeit, 
mit  welcher  an  Allerhöchstdieselben  wir  gegenwärtige  Vorstellungen  aller- 
unterthänigst  bringen,  Gefühle  und  Gesinnungen  erkennen,  wie  sie  nur 
Denen  eigen  sein  können,  die  im  Bewußtsein  treuester  Anhänglichkeit 
und  unbegrenzten  Vertrauens  frei  vor  ihrem  Herrn  stehen  und  sprechen 
dürfen.  In  tiefster  Ehrfurcht  verharren  wir  Ew.  königl.  Majestät  aller- 
unterthänigste  gehorsamste  Der  Stadtmagistrat  zu  Leipzig."  Datiert  ist 
diese  Eingabe  vom   12.  September  18 16. 

Die  Bürgerschaft  selbst  beschäftigte  sich  intensiv  mit  dem  Regulativ 
der  Regierung  und  es  wurden  bedeutsame  Stimmen  gegen  dasselbe  laut. 
Besonders  war  es  eine  an  den  König  gerichtete  Eingabe  des  Seidenwaren- 
händlers  und  Handlungsdeputierten  Franz  Bellati,  mit  vielen  Unterschriften 
weiterer  Leipziger  Bürger  versehen,  welche  die  königliche  Entscheidung  in 
dieser  Sache  zu  bestimmen  mit  berufen  war.  Sie  wandte  sich  in  überaus 
eingehender  Begründung  gegen  eine  Reihe  von  Bestimmungen  des  könig- 
lichen Regulativs.  Dieses  hatte  bestimmt,  daß  die  Repräsentanten  u.  a.  aus 
einem  königlichen  Diener,  einem  Universitäts-Verwandten,  einem  Buch- 
händler, drei  Kaufleuten  und  Kramern,  zwei  Professionisten  und  einem 
unzünftigen  Einwohner  bestehen  solle.  Die  Eingabe  spricht  hierzu  u.  a.  die 
Verwunderung  aus,  daß  die  Buchhändler  besonders  genannt  sind,  da  sie 
doch  ihrem  Gewerbe  nach  und  rücksichtüch  ihres  Interesses  als  Mitglieder 
der  Kommune  in  die  Klasse  der  Kaufleute  zu  rechnen  seien.  Eher  sei  dafür 
zu  halten,  daß  auch  diejenigen  Bürger,  welche  dem  Gastwirtsstande  ange- 
hören und  vermutlich  in  dem  Regulativ  unter  der  Bezeichnung  ,, unzünftige 
Einwohner"    verstanden    würden,    besondere    Rücksicht    erfahren    sollten. 
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jedoch  auch  nicht  in  dem  Maße,  daß  sie  als  Vertreter  einer  besonderen 
Klasse  angesehen  würden,  sondern  bloß  als  Gewerbtreibende,  im  Gegensatz 
zur  Kaufmannschaft,  zu  gelten  hätten.  Man  zog  ferner  die  Zweckmäßigkeit 
der  Bestimmung  in  Zweifel,  daß  aus  den  verschiedenen  Klassen  die  Mit- 
glieder des  Ausschusses  in  ungleicher  Anzahl  entnommen  werden  sollten. 
Da  nach  Paragraph  24  des  Regulativs  die  Stimmenmehrheit  als  Beschluß 
des  Ausschusses  gelten  sollte,  so  würde  jene  Ungleichheit  im  voraus  die 
überwiegende  Wahrscheinlichkeit  begründen,  daß  in  allen  Fällen,  wo  eine 
Kollision  der  Interessen  der  verschiedenen  Klassen  eintrete,  diejenige 
Klasse  den  kürzeren  ziehen  werde,  die  am  schwächsten  repräsentiert  werde. 
Man  machte  auch  aufmerksam  darauf,  daß  man  bei  der  Wahl  derer  aus 
den  Hausbesitzern  darauf  zu  achten  habe,  daß  von  ihnen  der  Besitz  des 
Hauses  nicht  als  bloße  Nebensache  betrachtet  und  sonach  im  Kollisionsfall 
nicht  das  Interesse  des  Grundeigentums  dem  des  Gewerbes  nachgesetzt 
werde.  Bellati  und  Genossen  wenden  sich  ferner  gegen  die  Bestimmung 
der  Wahlmänner  durch  den  Magistrat.  Wenn  alle  auf  diese  Art  gewählten 
Mitglieder  des  Ausschusses  auch  durchaus  würdige  Personen  sein  würden, 
werde  sie  die  Bürgerschaft  doch  nicht  als  ihre  Repräsentanten  ansehen 
und  ihnen  also  auch  nicht  das  nötige  volle  Vertrauen  entgegenbringen 
können,  was  nur  dann  der  Fall  sein  werde,  wenn  ihre,  der  Bürgerschaft, 
uneingeschränkte  Einwilligung  zur  Wahl  der  Betreffenden  gegeben  sei, 
welche  Einwilligung  also  in  jedem  einzelnen  Falle  das  Fundament  der  Wahl 
sein  müsse.  Eine  Wahl,  wie  sie  das  Regulativ  bestimme,  werde  sicher  einen 
gewissen  Parteigeist  erwecken  und  Friktionen  veranlassen,  welche  über 
dem  Bestreben,  einander  entgegenzuwirken,  das  allgemeine  Beste  außer  acht 
lassen  werde.  Die  Eingabe  schlägt  vor,  den  königlichen  Kommissarius  zur 
Ernennung  der  ersten  Repräsentanten  zu  ermächtigen.  Wenn  letztere 
sich  bewährten,  sollte  diese  Befugnis  ihnen  zustehen,  man  werde  der  Ein- 
sicht der  erprobten  Männer  auch  in  dieser  Beziehung  mehr  Vertrauen 
geben,  als  jenen  Wahlmännern,  denen  gegenüber  ein  Verdacht  der  Partei- 
lichkeit und  des  persönlichen  Interesses  kaum  zu  vermeiden  sei. 

Weiterhin  wurde  beanstandet,  daß  der  Ausschuß  lediglich  als  be- 
ratende Behörde  betrachtet  werden  solle,  welche  in  keiner  Hinsicht  eine 
wirkliche  Stimme  in  Angelegenheiten  der  Stadtgemeinde  haben  solle,  was 
namentlich  bei  neuen  Abgaben  usw.  recht  bedenklich  erscheine.  Es 
wird  ferner  als  untunlich  bezeichnet,  daß  die  Rechnungen  dem  Ausschuß 
nur  auf  sein  Verlangen  und  nach  erstattetem  Bericht  des  Kommissars  zur 
Einsicht  vorgelegt  werden  sollen.  Namentlich  aber  ist  es  die  durch  das 
ganze  Regierungs- Regulativ  gehende  Bestimmung  über  die  Überwachungs- 
Gerechtsame  des  königlichen  Kommissars,  welche  die  Bittsteller  zu  aus- 
führlichen Gegenvorstellugen  veranlaßte.  Es  wird  betont,  daß  eine  solche 
Kontrolle  das  Ansehen  der  Stadt  bei  den  Landesorten,  welche  von  geringerer 
Bedeutung  als  Leipzig  und  dieser  Aufsicht  nicht  unterworfen  sind,  herab- 
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setzt,  daß  aber  vor  allem  anderen  die  freie  Bewegung  durch  solche  Be- 
stimmungen völlig  gehindert  werde.  Es  sei  doch  auch  nicht  ausgeschlossen, 
daß  ein  solcher  Kommissar  sich  einmal  für  verpflichtet  halte,  die  ihm 
zugeteilte,  fast  unbegrenzte  Funktion  „bis  zur  Extremität"  in  Ausübung 
zu  bringen.  Es  sind  dies  die  wesentlichsten  Punkte,  von  denen  die  Eingabe 
handelt.  Solche  eindringliche  und  man  muß  bekennen  meisterhaft  aus- 
geführte Vorstellungen  verfehlten  keineswegs  höchsten  Ortes  ihre  beab- 
sichtigte Wirkung  ganz. 

Schon  im  Dezember  kam  eine  königliche  Entscheidung,  welche  in 
Ansehen  dessen,  daß  der  König  eine  so  überaus  wichtige  Angelegenheit 
den  individuellen  Ansichten  und  Wünschen  der  dabei  interessierten  Teile 
angepaßt  wünsche,  zwei  Änderungen  vollzogen  hatte.  Nach  ihr  sollte  die 
Aufsicht  des  Kommissars  fortfallen,  nur  ein  höherer  königlicher  Diener, 
in  der  Regel  der  Polizeipräsident  Leipzigs,  sollte  die  Ernennung  der  Wahl- 
männer vollziehen.  Die  aus  den  königlichen  Dienern  und  Universitäts- 
Verwandten  gewählten  Repräsentanten  sollen  nur  „zu  concurriren"  haben, 
wenn  es  darauf  ankäme,  daß  diese  Einwohnerklassen  auf  irgend  eine  Art, 
z.  B.  bei  der  Frage  der  alle  Einwohnerlasten  berührenden  Abgaben  und  An- 
lagen oder  wenn  sonst  von  sämtlichen  Stadtbewohnern  etwas  zu  prästieren 
sein  .würde,  mit  zur  Mitleidenschaft  gezogen  werden  müßten.  Aber  auch 
hiermit  begnügte  man  sich  in  Leipzig  nicht. 

Am  24.  Januar  1817  richtete  der  Kammerrat  Christoph  Heinrich 
Ploß  (Firma  Frege  &  Co.),  ebenfalls  von  zahlreichen  Bürgern  durch  Unter- 
schrift unterstützt,  ein  abermaliges  Immediatgesuch  an  den  König,  das 
sich  dem  oben  zuletzt  genannten  Gesuche  ebenso,  wie  dem  Regulativ- 
Entwurf  der  Handlungsdeputierten  anschließt.  Auch  dieses  Gesuch  fand 
schnellste  Erledigung.  Am  21.  März  18 17  übergab  der  Kommissar  von 
Rackel  dem  Magistrate  und  allen  beteiligten  Petenten  ein  abermals  abge- 
ändertes Regulativ,  dieses  Mal  allerdings  mit  dem  Bemerken,  „daß  nunmehr 
in  Gemäßheit  dieses  Regulativs  und  der  sonst  erhaltenen  Allerhöchsten 
Anweisungen  zu  baldmöglichster  Bildung  der  Stadt-  und  Commune-Re- 
präsentation,  ohne  daß  er  (Rackel)  sich  durch  ferneres  Appelliren,  es  ge- 
schehe von  wem  oder  wohin  es  wolle,  irre  machen  lassen  werde,  verschritten 
werden  solle",  mit  welchem  Bemerken  auch  das  königliche  Reskript  vom 
6.  März  18 17  schloß.  Durch  dasselbe  wurde  verordnet,  daß  es  zwar  bei  den 
Bestimmungen  über  die  verschiedenen  Klassen  der  Repräsentanten  und  das 
Verhältnis  der  Ansässigen  zu  den  Nichtangesessenen  ohne  weitere  Festsetzung 
eines  Normalquantums  für  die  Ansässigkeit  bleiben  solle,  es  wurde  aber 
zugestanden,  daß  die  Angesessenen  zugleich  Gewerbetreibende  sein  könnten. 
Auch  die  im  §  5  des  Regulativs  angegebene  Verwandtschaft  und  Verschwäge- 
rung, sowie  die  an  anderer  Stelle  bemerkten  Verhältnisse  der  Handlungs- 
gesellschaften sollten  als  Hindernis  bei  Erlangung  der  Stelle  eines  Kommune- 
Repräsentanten  anzusehen  sein,  jedoch  sollte,   wenn  der  Ausschuß  triftige 
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Gründe  vorzubringen  vermöchte,  Erteilung  des  Dispenses  möglich  sein. 
Obwohl  die  Regierung  gegen  die  Erneuerung  des  Ausschusses  durch  sich 
selbst  erhebliches  Bedenken  trug,  gestattete  sie  doch,  daß  bei  anderweiten 
Wahlen  von  Mitgliedern  des  Ausschusses  oder  deren  Stellvertretern  die 
bisherigen  Repräsentanten  jederzeit  unter  die  Wahlmänner  mitgebracht 
werden  könnten.  Die  königlichen  Diener  und  Universitäts-Verwandten 
sollten  zwar  als  Mitglieder  der  Stadt-Repräsentantschaft,  keineswegs  aber 
der  Kommune- Repräsentantschaft  angesehen  werden,  und  daher  in  allen 
Verhältnissen,  wo  das  Regulativ  lediglich  von  Kommune- Repräsentanten 
spreche,  gar  nicht  zuzuziehen  sein;  nur  bei  solchen  Gegenständen,  welche 
auch  die  Interessen  ihrer  Klasse  berührten,  sollte  ihnen  ein  ,, Prästandum 
angesonnen  werden".  Auch  die  Eigenschaft  des  Ausschusses  als  diejenige 
einer  beratenden  Behörde,  welcher  die  Begutachtung  der  Stadt-  und  Kom- 
muneangelegenheiten obliegt,  sollte  nicht  abgeändert  sein.  Dagegen  wurde 
ihm  das  Recht  der  Rechnungsprüfung  am  Schlüsse  eines  jeden  Jahres  zugesagt, 
ebenso  die  vorgängige  Zustimmung  zu  allen  neueren  Einrichtungen,  Bauten 
usw.,  welche  der  Rat  vorzunehmen  beabsichtigte,  nach  dem  Antrage  der 
Handlungsdeputierten  bei  Anschlägen  über  10  ooo  Taler.  Die  Anstellung 
eines  eigenen  Syndikus  blieb  trotz  der  mehrfachen  Vorstellungen  versagt, 
dagegen  wurde  statt  des  vorher  von  der  Regierung  ausschließlich  ge- 
nehmigten Expedienten  nunmehr  die  Anstellung  eines  eigenen  Konsulenten 
gestattet. 

Wohl  war,  wie  gesagt,  jede  weitere  Petition  in  dieser  Angelegenheit 
unzweideutig  von  vornherein  zurückgewiesen  worden,  dennoch  vereinigte 
eine  zahlreiche  Menge  Leipziger  Bürger  ihre  Wünsche  in  einer  erneuten, 
jedoch  erfolglos  gebliebenen  Eingabe  an  des  Königs  Majestät.  Am 
20.  Juni  schon  erfolgte  die  Bestätigung  der  mittlerweile  von  Herrn  von 
Rackel  der  Regierung  vorgeschlagenen  Repräsentanten  und  Substituten.  — 

Die  erstmalige  Wahl  ergab  folgende  Zusammensetzung: 

Aus    der    Klasse    der    Königlichen    Beamten: 
Konsistorialaktuar  Hermann  Wilhelm  Müller. 

Aus    den    Akademikern: 

Oberhof gerichtsrat  Dr.  Johann  Gottfried  Müller, 
Professor  Magister  Gottfried  August  Arndt. 

Aus    der    Klasse    der    Angesessenen: 
Buchdrucker  Friedrich  Christian  Dürr, 
Kaufmann  Adam  Christoph  Kupfer,  324) 
Hausbesitzer  Carl  Gottlob  Lehmann. 


324)  Kupfer  war  Vorsteher,  Stellvertreter  Dürr. 
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Buchhändler  August  Gottlob  Liebeskind, 
Kaufmann  Johann  Gottlob  Preußer, 

Aus    der    Klasse    der    Kaufleute    und    Buchhändler: 
Kaufmann  George  Martin  Oldenburg, 
Kaufmann  Johann  Christian  Holzapfel, 
Buchhändler  Friedrich  August  Leo. 

Aus    den    Professionisten: 

Nadlermeister  August  Samuel  H  ö  f  e  r  , 
Schornsteinfeger  Johann  Christian  Roßmäßler. 

Aus    der    Klasse    der    un  zünftigen    Einwohner: 
Apotheker  Heinrich  Adolf  Täschn  er.  325) 

Das  Privilegium  des  Rates  vom  Jahre  1701,  welches  den  Rat  von  jed- 
weder öffentlichen  Rechnungsablegung  entband,  stand  von  nun  an  tat- 
sächlich nur  noch  auf  dem  Papier.  Aber  von  einer  Wahl  durch  die  Bürger- 
schaft konnte,  da  die  Wahlmänner  höheren  Orts  ernannt  wurden,  nicht 
die  Rede  sein.  Bei  der  ersten  Wahl  fehlten  auf  Allerhöchsten  Befehl  die 
Wahlmänner  der  Universität,  so  daß  die  Wahl  durch  Beschluß  der  übrigen 
Wahlmänner  vertagt  wurde,  was  bei  der  Regierung  sehr  übel  vermerkt 
wurde  und  dem  Handlungsdeputierten  Ploß  einen  Verweis  von  Allerhöchster 
Stelle  zuzog.  Ploß  hat  sich  vor  dem  König  gerechtfertigt.  Welches  Licht 
wirft  es  doch  auf  das  Gebaren  der  zuständigen  Behörde,  wenn  Ploß  sagt, 
diese  Vertagung  „mußte  einem  großen  Theile  der  ernannten  Wahlmänner 
auch  schon  darum  erwünscht  sein,  weil  irgend  eine  Bekanntmachung  des 
entworfenen  Regulativs  an  die  Bürgerschaft  keineswegs  erfolgt  war,  mit- 
hin mehrere  jener  Wahlmänner  aus  Unkenntniß  von  dem  wahren  Sinne  und 
der  Tendenz  der  vorgehabten  Einrichtung,  zu  Vollbringung  des  ihnen  auf- 
getragenen Geschäfts  nicht  einmal  gehörig  vorbereitet  waren".  (Sic  !  !) 
Nicht  mit  Unrecht,  das  wird  man  aus  allem  ersehen  haben,  hat  man  diese 
also  organisierte  Leipziger  Bürgervertretung  „ein  bloßes  Schattenspiel"826) 
genannt.  Wir,  die  wir  auf  die  jetzigen  Verhältnisse  schauen 
dürfen,  werden  von  jenen  eigenartigen,  den  beabsichtigten  Zwecken 
in  den  meisten  Punkten  völlig  widerstrebenden  Bestimmungen  des 
Kommunerepräsentanten-Regulativs  gar  eigen  angemutet.  Wenn  uns 
bei     ihrem    Gedenken     der    Zweifel    an    der    praktischen    Betätigung    des 


325)  Täschner  war  im  Begriff,  seine  Apotheke  zu  verkaufen.  Das  Königliche 
Reskript  enthielt  daher  die  Forderung,  daß  er  sich  der  Berwohnuug  der  Deliberationen 
so  lange  zu  enthalten  habe,  bis  der  Verkauf  vollzogen  sei.  Sein  Stellvertreter  war 
bis  dahin  Aubergist  Johann  Georg  Unrein. 

326)  Karl  Große,  Geschichte  der  Stadt  Leipzig  von  der  ältesten  bis  auf  die 
neueste  Zeit,  II.  Band,  Seite   569.     Leipzig   1842. 
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Organisationstalentes  unserer  Vorfahren  vor  hundert  Jahren  ankommen 
will,  so  müssen  wir  anderseits  doch  mit  freudiger  Empfindung  wahrnehmen, 
daß  ein  Teil  derselben  nichts  unterlassen  hat,  ihrer  zweifellos  durchaus 
richtigen  Anschauung  von  der  Beschaffenheit  einer  heilsam  wirkenden 
Gemeinde-Vertretung  Geltung  zu  verschaffen.  Eines  ist  es,  was  uns  be- 
sonders wohltuend  bei  dem  Studium  dieser  alten  Akten  über  die  „Bürger- 
schafts-Repräsentation" berührt,  das  ist  die  feste  Einigkeit  zwischen 
Rat  und  Bürgerschaft,  das  getreue  Hand  in  Handgehen,  das,  wie  die  Alten 
selbst  verkünden,  ,,ein  alter  schöner  Brauch"  in  Leipzig  war  von  jeher. 
Es  bleibt",  so  schreibt  die  Kaufmannschaft  nach  Abschluß  der  Verhand- 
lungen an  den  Magistrat,  „nur  der  Wunsch  übrig,  daß  der  Geist  der  Ein- 
tracht und  des  Vertrauens,  der  sich  bei  den  Verhandlungen  über  diese 
höchstwillige  Angelegenheit  sowohl  zwischen  Magistrat  und  Bürgerschaft 
gegenseitig,  als  zwischen  letzterer  unter  sich,  auf  eine  so  erfreuliche  Weise 
hervorgethan  hat,  auch  unter  dem  Einflüsse  der  fraglichen  Einrichtung 
sich  erhalten  möge.  Je  wichtiger  aber  dieser  Einfluß  sein  wird  —  oder 
wenigstens  hätte  werden  können  —  um  so  gewisser  werden  jene  Verhand- 
lungen immer  für  hiesige  Stadt  ein  nicht  unbedeutendes  historisches  Inter- 
esse behalten,  welches  ihnen  vielleicht  auch  in  anderer  Beziehung,  insofern 
sie  zur  Bezeichnung  des  Zeitgeistes  überhaupt  dienen,  nicht  abzusprechen  ist." 

Der  Rat  der  Stadt  hat  der  Kaufmannschaft  volle  Anerkennung  gezollt. 
Ich  habe  schon  im  ersten  Kapitel  dieselbe  erwähnt  und  gebe  sie  hier  in  dem 
Wortlaute,   durch  den   sie   zum  bleibenden  Ausdruck  gelangt  ist,  wieder: 

„Unter  der  Pflege  der  städtischen  Commune  Deutschlands,  besonders 
unter  dem  gemäßigten  Geiste  der  bürgerlichen  Verfassung,  wie  er  in  den 
größeren  Handelsstädten  Deutschlands  sich  ausbildete,  entwickelten  sich 
und  reiften  alle  Keime  bürgerlicher  Wohlfahrt;  und  in  dem  Besitze  wesent- 
licher Freiheiten,  in  dem  Genüsse  einer  gewissen  Selbstständigkeit  haben 
die  privilegirten  Städte  Deutschlands  der  Welt  ein  Beispiel  aufgestellt, 
mit  welchen  herrlichen  Denkmälern  bürgerlicher  Industrie  und  dadurch 
erlangten  Wohlstandes  die  durch  liberale  Verfassung  beglückten  Städte 
ihr  Dasein  bezeichneten.  Sie,  hochgeehrte  Herren,  haben  von  dieser  großen 
historischen  Wahrheit  eine  sehr  einsichtsvolle  Anwendung  auf  die  für 
unsere  Stadt  zu  gründende  Commune-Repräsentantschaft  in  Ihren  an 
höchste  Behörde  deshalb  gerichteten  Vorstellungen,  besonders  in  der 
unterm  23.  November  18 16  übergebenen,  meisterhaft  gefaßten  Schrift 
gemacht.  Wenn,  ungeachtet  Ihrer  wohlgemeinten  und  mit  dem  Magistrat 
so  einverstandenen  Wirksamkeit,  die  gemeinschaftlich  erkannten  und  ver- 
folgten Zwecke  noch  zur  Zeit  nicht  vollständig  haben  erreicht  werden 
können,  so  ist  dieser  unerwartete  Erfolg  zwar  sehr  zu  bedauern,  aber  er  darf 
doch  die  Hoffnung  nicht  unterdrücken,  das  beabsichtigte  Bessere,  unter  dem 
mächtigen  Einflüsse  berichtigender  Erfahrungen,  noch  zu  erhalten.  Dies 
wird    am    sichersten    geschehen,    wenn    das    neugegründete    Institut    einer 
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bürgerschaftlichen  Repräsentantschaft  auch  in  derjenigen  Form,  in  welcher 
es  jetzt  besteht,  eine  ehrende  und  unterstützende  Theilnahme  hochge- 
achteter Mitglieder  hiesiger  Stadt-Commune  findet;  und  daß  ihm  die  Ihrige 
nie  fehlen  möge,  ist  den  Geschäften  des  Instituts  und  dem  gemeinen  Wesen 
ganz  vorzüglich  zu  wünschen."   —  —   —  —  —  —  —  —  —  —  —  — 

Im  Jahre  1831  vollzog  sich  die  Umwandlung  der  Kommune- Repräsen- 
tation in  das  Institut  der  Stadtverordneten.  Eine  Wendung  der  Dinge, 
welche  die  heilsamsten  Folgen  für  das  Gedeihen  der  alten  Handelsstadt 
gezeitigt  hat,  eine  Wendung,  welche  durch  die  großen  Umwälzungen  im 
sächsischen  Staats-  und  Städte wesen  im  Anfange  des  dritten  Jahrzehnts 
des  neunzehnten  Jahrhunderts  teils  bedingt  war,  teils  mit  diesen  Hand 
in  Hand  ging. 


Anlagen. 


Anlage   la. 

Aus  dem  Rezess  vom  22.  Juli  1747. 

Wir  Friedrich  August  von  Gottes  Gnaden,  König  in  Pohlen  etc.  etc. 
Herzog  zu  Sachsen  etc.  etc.  Thun  hiermit  kund  und  bekennen 

So  viel  nehmlich  i)  die  Vorlegung  der  Administrations-Rechnungen  betritt, 
da  Impetranten  sich  mit  der  ....  verabredeten  Vorlegung  des  jährlichen 
Bilanz  und  Haupt-Buches  nicht  begnügen  wollen:  sondern  daß  beydes 
allzu  general  eingerichtet,  vorgestellet. 

So  haben  Partes  sich  dießfalls  fernerweit  vereiniget,  daß  künftighin 
zweyen  aus  denen  16.  Aeltesten  von  Impetranten  zu  erwählenden  De- 
putaten .  .  .  nebst  der  Bilanz  und  Haupt-Buche  von  jeder  Jahres-Rechnung 
die  Einnahmen  und  Ausgaben  nach  jedem  Special-Capite.  e.  g.  bey  der 
Einnahme  das  Quantum  von  dem  Cramer-Gelde,  Weiber-Gelde.  Stäte- 
Gelde  etc.  und  bey  der  Ausgabe  das  Quantum  von  Baukosten,  Advocaten- 
gebühren,  Gerichtskosten,  Oneribus  vom  Cramerhause,  Salariis  etc.  in  folle 
vorgezeiget  werden  sollten,  und  solle  ratione  praeteriti  dergleichen  Anzeige 
nur  von  ultimo  Sept.  1743  angehen,  und  damit  alljährlich  continuiret 
werden,  auch  diese  2.  Deputirten,  die  aufs  künftige  vorzulegende  Anzeigen, 
jedes  Jahres  nach  dem  zugleich  verglichenen  Formulare  unterschrieben, 
nicht  weniger  aller  Defectirung  hierbey  sich  enthalten,  auch  weiter  keine 
speciellere  Rechnung  verlangen,  jedoch  bey  vorfallendem  außerordent- 
lichen Aufwand,  z.  Ex.  zur  honneur  der  Landesherrschaft  etc.  vorhero 
diesen  2.  Deputirten  davon  Nachricht  ertheilet  werden.     —     —     —     — 

i) 

Datum,  Dressden  den  22.  Juli   1747. 


*)  Die    übrigen    Teile    dieses  Rezesses    betreffen  nicht  hierher  gehörende  Ange- 
legenheiten. 
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Statut  im   Betreff  der   Innungsverordneten.2) 

Wir  zur  Königl.  Sachs.  Landcs-Regierung  vorordnete  wirkliche  Ge- 
heimer Rath  und  Canzler,  Directoren  und  Räthe  Urkunden  und  bekennen 
hiermit,  daß  Wir  die  für  die  Kramer-Innung  zu  Leipzig  entworfenen  und 
von  dem  dasigen  Stadtrathe  unterm  8ten  Juli  dieses  Jahres  anderweit 
eingesendeten  Statuten,  die  Ablegung  der  jährlichen  Rechnungen  über  die 
Administration  des  Vermögens  gedachter  Innung  betreffend,  nachdem 
von  denselben  bei  hiesiger  Canzlei  beglaubte  Abschrift  behalten  worden, 
bestätiget  haben.    Es  lauten  aber  diese  Artikel,  wie  folget: 


Eingang. 

Nach  dem  Recesse  d.  d.  Dresden  am  22.  Juli  1747.  §.  1  war  es  zeither 
bei  der  Kramerinnung  zu  Leipzig  verfassungsmäßig,  daß  zweien  aus  den 
16  Aeltesten  von  der  gesammten  Kramerinnung  zu  erwählenden  Depu- 
taten nebst  der  Bilanz  und  Hauptbuche  von  jeder  Jahresrechnung  die 
Einnahmen  und  Ausgaben  nach  dem  Gesammt-Betrage  der  verschiedenen 
Einnahme-  und  Ausgabe-Capitel  in  folle  vorgezeiget  wurde,  diese  Deputirten 
eine  Decharge  nach  einem  bestimmten  Formulare  unterzeichneten  und 
dabei  aller  Defectirung  sich  zu  enthalten,  auch  keine  speciellere  Rechnung 
zu  verlangen,  die  Kramermeister  aber  ihnen  bei  vorfallendem  außerordent- 
lichen Aufwand  Nachricht  zu  ertheilen  hatten. 

Die  gegenwärtigen  Kramermeister  sind  der  Innung  freiwillig  und  ohne 
alle  Veranlassung  von  Seiten  der  letzteren  mit  dem  Vorschlage  entgegen 
gekommen,  hierunter  eine  Veränderung  herbeizuführen  und  es  ist  in  dessen 
Verfolg  nachstehendes  Statut  festgesetzt  worden. 

§•  2. 
Zahl     der     Verordneten. 
Sämmtliche    Innungsmitglieder    wählen    aus    ihrem  Mittel    künftighin 
nicht  blos  zwei,  sondern  Acht  Verordnete  zur  jährlichen  Abnahme,  Durch- 
sicht und  Justification  der  Rechnung  über  Administration  des  Vermögens 
der  Kramerinnung. 


2)  Der  Gedanke  des  Institutes  der  Innungsverordneten  entsprang  der  Bewegung 
jener  Zeit.  Man  denke  nur  an  die  Umwandlung  der  Kommune-Repräsentation  in 
das  wohlorganisierte  Institut  der  Stadtverordneten  in  Leipzig. 


W  a  h  1. 

Die  Wahl  dieser  Verordneten  erfolgt  allemal  bei  dem  Michael-Quartale, 
so,  daß  jedes  Mitglied  der  Innung,  welches  bei  solchem  Quartale  persönlich 
gegenwärtig  und  nach  §.  6  wahlberechtigt  ist,  auf  einem,  ihm  beim  Eintritt 
in  den  Kramersaal  durch  den  Kramerboten  zu  behändigenden  Zettel,  welcher 
mit  der  gedruckten  Aufschrift :  ..Stimmzettel  zur  Wahl  der 
Verordneten  bei  der  Kramer-Innung"  zu  versehen  und 
mit  dem  Kramerstempel  zu  bezeichnen  ist,  die  vollständigen  Namen  der- 
jenigen schreibt,  welche  dasselbe  zu  den  offenen  Stellen  der  Verordneten 
vorschlagen  will,  und  diesen  Zettel  sodann,  verdeckt,  in  eine  verschlossene 
Urne  niedergelegt. 

Der  Tag  des  Michael-Quartals  ist  durch  den  Kramerconsulenten  allemal 
Acht  Tage  vorher  im  Tageblatte  bekannt  zu  machen  und  dabei  zu  erwähnen, 
wieviel  je  Verordnete  zu  erwählen. 

§•  5- 
Der  Wahlact  beginnt  um  Drei  Uhr  Nachmittags,  und  wird  um  Vier 
Uhr  derselben  Tageszeit  geschlossen,  dergestalt,  daß  mit  dem  Schlage  der 
letzten  Stunde  Wahlzettel  weiter  nicht  angenommen,  sondern  die  Wahl- 
urne geöffnet,  und  zu  Auszählung  der  Wahlstimmen,  in  Gegenwart  der 
Anwesenden  und  der  Kramermeister,  verschritten  wird.  Es  entscheidet 
die  Stimmenmehrheit  und  bei  Stimmengleichheit  das  Loos.  Der  Kramer- 
consulent  leitet  in  seiner  Eigenschaft  als  Notar  die  Wahl,  und  hält  das 
Protocoll.     Er  hat  die  Wahl  sofort  zu  verkündigen. 

§•  6. 
Wahlrecht  und  Wählbarkeit. 
Jeder  Kramer,  welcher  seine  Beiträge  zur  Innungs-Casse  richtig  zahlt, 
und  damit  nicht  länger,  als  höchstens  Ein  Jahr  im  Rückstande  ist,  auch 
einem  hiesigen  Geschäfte  in  Person  vorsteht,  und  seinen  wesentlichen 
Wohnsitz  in  Leipzig  hat,  ist  wahlberechtigt.  Wählbar  ist  aber  nur  der- 
jenige Kramer,  gegen  welchen  keiner  der  §.  8.  gedachten  Ausschließungs- 
gründe vorliegt.  Die  Kramermeister  sind  zwar  wahlberechtigt,  aber  nicht 
wählbar.  Das  Ehrenamt  eines  Verordneten  kann  nicht  ausgeschlagen  werden. 

§•  7- 
Austritt. 
Alle  Jahre  scheiden  zwei  Verordnete,  die  ersten  drei  Male  nach  dem 
Loose,  künftighin  nach  Maasgabe  ihres  Eintritts  in  das  Collegium  der  Ver- 


ordneten  (nach  der  Anciennetät)  aus,  und  werden,  so  wie  diejenigen,  welche 
im  Laufe  eines  Jahres,  von  einem  Michael-Quartal  zum  andern,  versterben, 
die  Stelle  niederlegen,  oder  aus  einem  der  §.  8.  gedachten  Gründe  ausscheiden, 
in  obiger  Maaße  beim  nächsten  Michael-Quartal  ersetzt. 

§.  8. 
Ausschluß. 
Seiner  Stelle  im  Collegio   der  Verordneten  ist  ohne  Weiteres  verlustig 
derjenige,  welcher 

i)  die  kaufmännischen  Geschäfte  gänzlich  aufgiebt,  oder  aus  Leipzig 
wegzieht,  so,  daß  er  daselbst  nicht  mehr  seinen  wesentlichen  Wohn- 
sitz hat; 

2)  seine  Beiträge  zur  Innungs-Casse  wenigstens  ein  Jahr  lang  im  Rück- 
stande läßt; 

3)  seine  Zahlungen  gerichtlich  oder  außergerichtlich  einstellt,  oder 

4)  in  eine  nach  Vorschrift  des  Generale  vom  30.  April  1783  zu  behandelnde 
Untersuchung  verfällt,  und  nicht  in  Mangel  allen  Verdachts  freige- 
sprochen wird. 

Eine  einzige  dieser  Ursachen  reicht  zum  Ausschlüsse  hin. 

§•  9- 
Geschäftsumfang. 

Damit  nicht  kostspielige  und  ärgerliche  Rechnungs-  und  andere  Pro- 
zesse entstehen  und  die  Administration  nicht  unnöthig  erschwert  und  ge- 
lähmt werde,  bedarf  es  zu  einer  jeden  Ausgabe,  welche  innerhalb  der,  nach 
den  jedesmaligen  Landesgesetzen  zu  bestimmenden  Grenze  geringfügiger 
Rechtssachen  liegt,  sowie  zu  solchen,  welche  beim  regelmäßigen  Laufe 
der  Geschäfte  vorkommen,  z.  B.  Salarirung  der  Consulenten,  der  Lehrer 
an  der  Handelsschule  und  zu  Bestreitung  sonstiger  Bedürfnisse  dieses 
Instituts,  Besoldung  des  Kramerboten  und  Fiskals,  ferner  Gerichtskosten, 
Ausgaben  für  die  Bibliothek,  gestiftete  Almosen,  Kosten  solcher  Reisen, 
welche  von  den  Kramermeistern  in  Angelegenheiten  der  Innung  oder  des 
Handelsstandes  überhaupt  zu  machen  sind,  u.  s.  w.  der  Einwilligung  der 
Verordneten  nicht,  wohl  aber  zu  allen  anderen. 

§.  10. 
In  Fällen,  wo  hiernach  die  Genehmigung  der  Verordneten  nöthig  ist, 
haben  die  Kramermeister  dieselben  einzuberufen  und  ihnen,  unter  Vor- 
legung der  einschlagenden  Papiere,  die  Angelegenheit  vorzutragen,  und 
sich  mit  ihnen  darüber  zu  berathen.  Wenn  die  Verordneten  wünschen, 
die  an  sie  gestellte  Frage  ohne  Beisein  der  Kramermeister  in  Ueberlegung 
7.u  ziehen,  so  treten  die  letzteren  ab. 
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Die  Verordneten  haben  jede  solche  nachgesuchte  Genehmigung  inner- 
halb der  ersten  drei  Tage  und  in  dringenden  Fällen  noch  an  dem  Tage  ihrer 
Zusammenberufung  entweder  zu  ertheilen  oder  abzulehnen.  In  beiden 
Fällen  ist  ihre  Erklärung  den  Kramermeistern  schriftlich  und  bündig 
zuzustellen. 

§.    ii. 

Wenn  die  Verordneten  zu  einer  von  den  Kramermeistern  vorge- 
schlagenen Ausgabe  ihre  Einwilligung  nicht  ertheilen,  so  steht  es  den  letzteren 
frei,  die  Innungsmitglieder  durch  das  Tageblatt  einzuberufen  und  ihnen 
die  Angelegenheit  zur  Entscheidung  durch  die  Stimmenmehrheit  der  Er- 
schienenen vorzulegen.  Bei  einer  hierunter  sich  ergebenden  Stimmen- 
gleichheit ist  die  Einwilligung  der  Innungsmitglieder  in  den  Vorschlag 
der  Kramermeister  für  ertheilt  zu  achten. 

§.     12. 

Den  Verordneten  sind  alljährlich  am  Tage  nach  dem  Michael-Quartal 
auf  dem  Kramerhause,  aber  nicht  außer  demselben,  von  dem  buchführenden 
Kramermeister  die  sämmtlichen  Bücher  und  die  Bilanz  vorzulegen  und 
sie  haben  selbige  allein  und  insonderheit  ohne  Zuziehung  eines  Advocaten, 
als  welche  ihnen  in  keinem  Falle  gestattet,  zu  prüfen,  ihre  etwaigen  Ein- 
wendungen dagegen  vorzubringen,  dabei  aber  vorzüglich  darauf  zu  sehen, 
daß  die  Fonds  der  Innung  ihrer  Bestimmung,  also  rücksichtlich  gestifteter, 
den  Stiftungsbriefen  und  Testamenten  gemäs,  verwendet  werden.  Es  steht 
ihnen  nicht  das  Recht  zu,  gegen  die  Rechnung  der  Kramermeister  über 
diejenigen  Stiftungen,  welche  lediglich  zu  deren,  der  Kramermeister,  Gunsten 
gemacht  sind,  oder  noch  gemacht  werden,  Erinnerungen  aufzustellen, 
sondern  sie  können  nur  Vorlegung  der  betreffenden  Stiftungsnachrichten 
und  zwar  jährlich  nur  Einmal  verlangen.  Ebensowenig  dürfen  sie  Erinne- 
rungen gegen  solche  Ausgabeposten  machen,  wozu  es  nach  §.  9  ihrer  Ein- 
willigung gar  nicht  bedarf,  noch  weniger  gegen  solche,  wozu  sie  oder  die 
Innung  ihre  vorgängige  Einwilligung  erklärten. 

§•   13. 

Die  Verordneten  haben  den  Kramermeistern  innerhalb  der  ersten 
zehn  Tage  nach  vorgelegter  Bilanz  alle  ihre  Erinnerungen  schriftlich  zu 
übergeben  und  sind  nach  Ablauf  dieser  Frist  weitere  schlechterdings  nicht 
zuläßig. 

§•    14. 

Die  Kramermeister  haben  sodann  innerhalb  der  darauf  folgenden 
nächsten  acht  Tage  die  Verordneten  zusammen  zu  rufen  und  mit  ihnen 
wegen  der  gezogenen  Monita  sich  zu  verständigen,  dafern  aber  solches 
nicht  gelingt,  nach  ihrer,  der  Kramermeister,  Wahl,  entweder  die  Streitigkeit 
den  gesammten  Innungsmitgliedern  zur  Entscheidung  in  der  §.    11    ver- 
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ordneten  Maaße  vorzulegen,  oder  auch  auf  einen  schiedsrichterlichen  Aus- 
spruch anzutragen.  —  Bei  solchen  Verhandlungen  führt  entweder  ein 
Kramermeister,  oder,  nach  deren  Wahl,  der  Kramerconsulent  das  Protocoll. 

Wird  von  den  Kramermeistern  auf  einen  schiedsrichterlichen  Aus- 
spruch provocirt.  so  wählt  jede  Partei,  die  Kramermeister  sowohl,  als  die 
Verordneten,  aus  dem  Handelsstande  außer  der  Kramer- Innung  zwei  recht- 
liche und  einsichtsvolle  Männer  zu  Schiedsrichtern  und  diese  ziehen  einen, 
von  ihnen  zu  erlesenden  Obmann,  wozu  auch  ein  Jurist  genommen  werden 
kann.  bei.  Den  Schiedsrichtern  sind  die.  nicht  beseitigten  Erinnerungen 
der  Verordneten,  die  Antwort  der  Kramermeister  darauf,  und  die  sonstigen 
einschlagenden  Papiere  vorzulegen  und  sie  haben  sodann,  jedoch  nicht  im 
Beisein  der  Parteien,  nach  Gründen  der  Billigkeit,  bei  ermangelnder 
Stimmeneinheit  nach  Stimmenmehrheit  und  so.  daß  bei  Stimmengleichheit 
die  Stimme  des  Obmanns  entscheidet,  ihren  Ausspruch  schriftlich  zu  er- 
theilen  und  bekannt  zu  machen.  Es  steht  ihnen  auch  frei,  unter  denen 
Parteien  eine  gütliche  Vermittelung  zu  versuchen. 

:6. 
gerichtliches    Verfahren    über    Erinnerungen    der    Verordneten. 
insofern    nicht    offenbare    Veruntrauungen    oder    betrügliche    Handlungen 
daraus  hervorgehen,  findet  durchaus  nicht  Statt. 


Wenn  die  Monita  beseitigt,  oder  wenn  innerhalb  der  obigen  Frist  gar 
keine  vorgebracht  worden,  haben  die  Verordneten  den  Kramermeistern 
unter  den  Jahresabschlüssen  ein  Bekenntniß  des  Inhalts  auszustellen,  daß 
die  Rechnung  der  Kramermeister  auf  das  betreffende  Jahr  ihnen  verfassungs- 
mäßig vorgelegen,  von  ihnen  geprüft  worden  und  sie  dieselbe  Kraft  dieses 
Bekenntnisses  justificiren.  Gegen  eine  also  justificirte  Rechnung  finden 
weitere  Erinnerungen  nicht  Statt,  und  es  ist  nicht  eher  zu  Vorlegung  und 
Prüfung  der  Rechnung  über  das  folgende  Jahr  zu  verschreiten,  als  bis  die 
vorhergehende  Justitien" 

§.   18. 

Im  Collegio  der  Verordneten  führt  der  Aelteste  derselben,  nach  dem 
Alter  des  Eintritts,  und  wenn  er  abwesend,  der  nächstfolgende,  den  Vorsitz 
und  das  Protocoll.  und  es  entscheidet,  bei  ermangelnder  Stimmeneinheit, 
die  Stimmenmehrheit  der  Anwesenden  und  bei  Stimmengleichheit  die 
Stimme  des  Vorsitzenden. 

§-   «9- 

Die  Verordneten  dürfen  die  Innungsmitglieder  weder  ganz  noch  theil- 
weise  oder  nach  Branchen  zusammenrufen,  sondern  sie  haben,  wenn  sie  den- 
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selben  Mittheilungen  über  ihre  Untersuchung  der  Rechnungen  und  über 
die  Administration  des  Innungsvermögens  machen  wollen,  dieses  nur  bei 
einer  Quartal- Versammlung  in  Gegenwart  der  Kramermeister  zu  bewirken. 
Privat-Mittheüungen  über  derartige  Gegenstände  zwischen  einzelnen  Ver- 
ordneten und  einzelnen  Innungsmitgliedern  sind  nicht  verboten. 

§.   20. 

Insoweit  der  eingangserwähnte  Receß  durch  dieses  Statut  nicht  abge- 
ändert worden,  bewendet  es  bei  demselben  auch  weiterhin. 

Wir  confirmiren  und  bestätigen  auch  diese  Artikel  hiermit  und  Kraft 
dieses  und  wollen,  daß  denselben  in  allen  Puncten  und  Clausein.  Inhalt 
und  Meinung  nachgegangen  und  dawider  nicht  gehandelt  werde.  Urkund- 
lich mit  dem  zu  Ende  aufgedruckten  Canzlei-Secret  besiegelt. 

Dresden,    am  3ten  September   1831. 


Anlage   IL 

An 

den  verehrlichen  Handelsstand 

zu 

Leipzig. 

Vom  Hohen  Ministerio  des  Innern  sind  den  Ausschüssen  der  Ge- 
werbtreibenden  und  Arbeiter,  wie  bekannt,  Fragepuncte  zur  Beantwortung 
übergeben    worden,    welche    unter   anderen    zum    Vorwurfe    haben: 

Was  ist  von  Handelskammern  zu  halten?    Wie  sind  sie  einzurichten, 

mit  welchen  Befugnissen  auszustatten? 

Eine  Anzahl  hiesiger  Kaufleute  hat  diese  Frage  vorzugsweise  in  Bezug 

auf   Leipzig   der   sorgfältigsten   Prüfung  unterstellt   und   theilt   in 

Nachstehendem  dem  verehrlichen  hiesigen  Handelsstande  die  Ergebnisse 

der  gepflogenen  Berathungen  durch  Unterzeichneten  zurKenntnißnahme  mit. 

Hochachtungsvoll 

und 

ganz  ergebenst 

A  d  v.    Dr.    Christoph. 
Leipzig,  den  9.  August   1 8  - 


3)  Aus:    Acta    des    Handelsvorstandes   zu  Leipzig    die  Errichtung    von  Handels- 
kammern betreff.    1848. 
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Bericht. 

Darstellung  des  gegenwärtigen  Zustande  s. 4) 

Die  Angelegenheiten  des  Leipziger  Handels  werden  gegenwärtig  ver- 
treten durch 

a)  9  Kramermeister  und   1   Kramerconsulenten, 

b)  9  Handlungsdeputirte  und   1   Handlungsconsulenten, 

c)  8  Innungs- Verordnete  bei  der  Kramer-Innung  und 

d)  2  Vorsteher  der  Tuchhändler-Innung  mit  1   Consulenten. 

Von  den  Vertretern  sub  a — c.  werden  sechs  Vorsteher  zur  Börse  deputirt, 
denen  ein  Secretair  beigegeben  ist. 

Fragt  es  sich  jedoch  über  die  Vertretung  des  Handelsstandes  i  m 
Allgemeinen,  so  kommen  nur  die  Handlungsdeputirten  mit  den 
Börsenvorstehern  in  Betracht,  weil  die  übrigens  erwähnten  Personen 
fast    ausschließlich    nur    die    Sonderinteressen    ihrer    Innungen    vertreten. 

In  welchen  Handlungen  sich  die  Wirksamkeit  dieses  Vorstandes  ver- 
körpert, dies  zu  berichten,  sind  wir  deshalb  außer  Stand  gesetzt,  weil  die 
Sitzungen  geheim  sind,  außerhalb  dieser  Sitzungen  aber  von  einer  erfolg- 
reichen Tätigkeit  nicht  das  Mindeste  bekannt  wird. 

Die  Börsenangelegenheiten  werden  von  zwei  Kramermeistern,  zwei 
Handlungsdeputirten  und  zwei  sonstigen  Kaufleuten  verwaltet  und  finden 
die  Versammlungen  der  Börse,  welche  in  der  Regel  Mittags  von  12  bis 
Val  Uhr,  während  der  Messen  aber  bis  3/4i  Uhr  auf  der  Börse  öffentlich 
abgehalten  werden,  an  jedem  Werkeltage  statt. 

Zu  den  Wahlen  der  Handlungsdeputirten,  die,  soviel  uns  bekannt 
geworden,  auf  Lebenszeit  erfolgen,  wird  zwar  der  hiesige  Handelsstand 
eingeladen,  es  pflegt  indeß  dieses  Wahlrecht  Niemand  auszuüben,  weshalb 
es  dahin  gekommen  ist,  daß  seit  geraumer  Zeit  sich  der  Handels  vorstand 
aus  sich  selbst  beliebig  ergänzt  und  diese  Aemter  seit  langen  Jahren  von 
Personen  verwaltet  werden,  welche  zumeist  einem  abgeschlossenen  Kreise 
zugehören.5) 

Dies  der  Zustand,  so  weit  es  möglich  ist,  den  Schleier  zu  lüften.  Man 
wird  hiergegen  einwenden,  daß  der  Indifferentismus  des  Kaufmannsstandes 
Schuld  trage  an  dieser  mangelhaften  Vertretung.  Mit  vollem  Rechte. 
Allein  diese  Theilnahmlosigkeit  ist  nicht  sonder  Grund;  sie  ist  hervor- 
gerufen durch  den  Umstand,  daß  dem  Leipziger  Handels- 
stand    zu     seiner     gegenwärtigen     Vertretung     von 


*)  Diese  Ausführungen  sind  mit  Vorsicht  aufzunehmen,  da  sie  viel  den  Tat- 
sachen Widersprechendes  enthalten.  Man  vergleiche  meine  Darlegungen  im  ersten 
Kapitel. 

5)  Siehe  die  Berichtigung  dieses  Irrtums  auf  Seite  69. 


—      193     — 

Grund     aus    fehlt    das    im    H  a  n  d  e  1  s  s  t  a  n  d  e    so    unent- 
behrliche  Vertrauen. 

Zu  diesem  Mißtrauen  aber  ist  mehr  als  hinreichende  Veranlassung 
vorhanden.     Sie  ist  geboten 

A.  in  dem  Mangel  jeder  zeitgemäßen  Vertretung  durch  den  Vorstand; 

B.  in  der  Abgeschlossenheit  dieses  Vorstandes,   welche  behindert,   daß 

selbst   die    geringen    Früchte    seiner   Bestrebungen    zur    Kenntniß 
der  Betheiligten  gelangen;  endlich 

C.  in  der  Art  der  Zusammensetzung  dieses  Vorstandes. 

Zu   A. 

Mängel    der    gegenwärtigen    Vertretung    und    deren 

Gründe. 

Soll  der  Vorstand  eines  Handelsplatzes  von  Leipzigs  Bedeutsamkeit 
die  ihm  gestellte  hochwichtige  Aufgabe  zur  Befriedigung  lösen,  so  muß 
derselbe  den  Gang  des  Handels,  seine  Ausbreitungen  und  Schwankungen 
sorgfältig  und  rechtzeitig  in  Obacht  nehmen  und  für  Herbeischaffung 
von  Mitteln  besorgt  sein,  um  die  Schwankungen  gefahrlos  zu  machen, 
die  Ausbreitungen  dagegen  des  Fördersamsten  zu  nutzen. 

Forschen  wir  nun,  ob  und  wie  weit  der  gegenwärtige  Vorstand  sich 
dieser  Aufgabe  bewußt  geworden  und  diese  Erkenntniß  bethätigt  hat, 
so  gelangen  wir  zu  dem  Ergebnisse,  daß  derselbe  in  allen  diesen  Bezieh- 
ungen Leipzigs  Handelsstand  bis  zum  heutigen  Tage  mit  Erfolg  nicht 
vertreten  hat.  Wir  könnten  dies  mit  zahlreichen  Thatsachen  belegen, 
müßten  wir  nicht  fürchten,  Persönlichkeiten  zu  nahe  zu  treten,  vor  denen 
wir  alle  Hochachtung  haben. 

Deshalb  schweigen  wir  und  werden  dieses  Schweigen  nur  brechen, 
wenn  wir  zum  Reden  angeregt  werden. 

Zu  B. 

Soll  irgend  eine  Regierung,  sie  möge  die  eines  Staates,  einer  Stadt, 
eines  Gewerbes  oder  des  Handels  sein,  dem  Geiste  der  Gegenwart  entsprechen, 
so  muß  dieselbe  ihre  Thätigkeit,  ihre  Handlungen  so  offen  darlegen,  daß 
jeder  Betheiligte  die  Aeußerungen  dieser  Thätigkeit  einer  Prüfung  unter- 
stellen kann.  Von  allem  dem  ist  bei  unserer  gegenwärtigen  Vertretung 
nicht  die  Rede.  Geheim  sind  die  Verhandlungen,  geheim  die  Nieder- 
schriften und  kein  öffentlicher  Act  giebt  uns  Kunde  über  die  Wirksamkeit 
der  Handelsvertretung. 

Ueber  die  Rechte  dieses  Vorstandes  und  über  seine  Verpflichtungen 
über  die  Aeußerungen  seiner  Wirksamkeit  dringt  nie  die  entfernteste 
Kunde  zum  Kaufmannsstande. 

13 
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Zu  C. 


Wie  erwähnt,  haben  diese  eben  entwickelten  Umstände  dem  Leipziger 
Handelsstande  zu  seiner  Vertretung  jedes  Vertrauen  so  von  Grund  aus 
entzogen,  daß  er  sich  seit  hundert  und  mehr  Jahren  um  die  Wahl  seiner 
Vertreter  nicht  kümmert,  ja  die  Sache  so  anzusehn  gewohnt  ist.  als  ob  eine 
Vertretung  für  ihn  gar  nicht  vorhanden  sei.  Hierdurch  ist  es  möglich  ge- 
worden, daß  seit  undenklicher  Zeit  die  Handelsdeputation  sich  immer 
nur  aus  einem  engabgegränzten  Cyclus  erwählt  hat  und  daß  dieser  enge 
Kreis  sich  in  der  Maße  mehr  vom  übrigen  Kaufmannsstande  abschloß, 
als  die  Erblichkeit  dieser  Aemter  für  ihn  mehr  zur  Gewißheit  wurde.  Dies 
führte  nothwendig  noch  andere  Nachtheile  mit  sich. 

Es  ergab  sich  als  Folge,  daß  im  Vorstand  immer  nur  einseitige  Handels- 
richtungen vertreten  wurden,  und  daß  aus  eben  diesem  Grunde  sich  immer 
in  einer  Person  mehre  der  kaufmännischen  Aemter  häuften.  So  ist  es  dahin 
gekommen,  daß  Mitglieder  des  Handelsvorstandes  noch  fünf  bis  sechs 
andere  Aemter  bekleiden.  Wir  könnten  dies  durch  Namen  belegen.  Doch 
es  gilt,  wie  erwähnt,  nicht  den  Persönlichkeiten.  —  Es  gilt  der  Sache.  Diese 
aber  macht  die  Erwähnung  dieses  Umstandes  dringend  nothwendig.  weil 
es  klar  zu  Tage  hegt,  daß  kein  Mensch,  und  wäre  er  der  Hochbegabteste, 
im  Stande  ist,  fünf  bis  sechs  Aemter  von  solcher  Wichtigkeit  zu  ver- 
walten, von  denen  fast  jedes  einzelne  die  Thätigkeit  eines  gediegenen  Mannes 
ausschließlich  in  Anspruch  nimmt. 

Die  bisherigen  Erörterungen  scheinen  bis  zur  Evidenz  den  Nachweis 
zu  liefern,  daß  die  Notwendigkeit  einer  Reorganisation  der  hiesigen  Han- 
delsvertretungdringendgeboten ist  und  bedarf  es  wohl  kaum  einer  Erwähnung 
daß.  soll  diese  Verbesserung  den  Erfordernissen  der  Gegenwart  vollkommen 
entsprechen,    diese    Reorganisation    von    Grund    aus    erfolgen    müsse. 

Es  würde  daher  nur  noch  die  Frage  übrig  bleiben,  auf  welche  Weise 
diese  Umgestaltung  zielentsprechend  zu  erfolgen  habe. 

Dies  gedenken  wir  in  Nachstehendem  kürzlich  zu  skizziren: 

AnträgezurReorganisation  und  deren  Begründung. 

Sind  wir  bei  der  bisherigen  Darstellung  zur  Beleuchtung  des  Sach- 
verhältnisses genöthigt  gewesen,  den  gegenwärtigen  Handels  vorstand 
wegen  der  ermangelnden  Wirksamkeit  für  Handelsinteressen  anzugreifen, 
so  verkennen  wir  gleichwohl  auch  nicht,  daß  an  dieser  Unthätigkeit  einen 
großen  Theil  der  Schuld  die  mangelhafte  Einrichtung  der  Vertretung 
selbst  trägt. 

Es  fehlte  dem  Handelsvorstande  zunächst  an  einem  Or- 
gane der  Regierung,  welches  seinen  Anträgen  ausschließlich  Gehör 
schenkte,  dieselben  prüfte  und  die  geeigneten  Maßregeln  ergriff:  es  gebrach 
ihm  selbst  sogar  an  der  Autorisation  der  Regierung 
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zur  E n t  w  i  c k e 1 u n g  einer  entsprechenden  Thätig- 
k  e  i  t ,  ja  es  mangelte  ihm  endlich  der  Sporn  zur  Thatkraft, 
welcher  geboten  ist  durch  Aussicht  auf  Erfolg. 

Würde  daher  auch  der  gesammte  gegenwärtige  Vorstand  mit  anderen 
Personen  vertauscht,  so  würde  dies  dem  Handelsstande  so  lange  schlechter- 
dings nichts  frommen,  als  nicht  eine  gänzliche  Umgestaltung  dieser  Ver- 
tretung ins  Werk  gesetzt  ist. 

Diese  Betrachtung  führt  von  selbst  zu  dem  Ergebnisse,  daß  eine  Ab- 
hilfe der  gegenwärtigen  Mängel  nur  möglich  ist,  wenn  ins  Leben  gerufen  wird 

I.  ein  geeignetes  Regierungsorgan  zu  thatkräftiger  Vertretung  des  Han- 

dels und 

II.  eine  Behörde,  welche  vom  Staate  ermächtigt  ist,  die  wahren  Interessen 

des  Platzhandels  zur  Kenntniß  dieser  Regierungsbehörde  zu  bringen. 

Möge  es  uns  gestattet  sein,  in  beider  Hinsicht  unsere  Ansicht  ent- 
wickeln zu  dürfen. 

Zu  I. 

Wäre  Sachsen  ein  Staat  von  größerem  Flächenraum  als  er  dies  ist, 
so  würden  wir  unser  Heil  finden  in  Errichtung  eines  Handels ministerii. 
Bei  Sachsens  leider  so  geringem  Umfange  dagegen  bescheiden  wir  uns  dessen 
und  sehen  wenigstens  als  einen  geeigneten  Ersatz  an,  wenn  im  hohen  Mini- 
sterium des  Innern  eine  gesonderte  Deputation  ernannt  wird,  deren  aus- 
schließlicher Beruf  ist,  die  Interessen  des  Handels  zu  vertreten. 

Soll  diese  Deputation  das  ihr  gesteckte  Ziel  vollständig  zu  erreichen 
in  den  Stand  gesetzt  sein,  so  ist  unbeweisbar  nothwendig,  daß  dieselbe 
hervorgerufen  wird  aus  Männern  practischer  Erfahrung,  welche  sich  in 
handelswissenschaftlichen  Fächern  bereits  ausgezeichnet  haben.  Denn 
nur  das  frische  Leben  treibt  Knospen  und  Früchte  für  den  Handel;  leere 
Theorieen  führen  hier  gänzlich  auf  Abwege. 

Zwar  wird  mit  Errichtung  dieses  Handelsrathes  der  Grundstein  gelegt 
zum  Emporblühen  des  Handels.  Allein  das  Gebäude  ist  hiera  it  noch  nicht 
vollendet.     Noch  ein  Glied  fehlt  zur  Kette. 

Bei  der  Stellung,  welche  eine  Regierungsbehörde  dem  Volke  gegen- 
über einzunehmen  genöthigt  ist,  leuchtet  ein,  daß  dieser  Behörde  die  Mög- 
lichkeit abgeschnitten  ist,  die  Bedürfnisse  des  Handels  selbsteigen  in  voller 
Maße  kennen  zu  lernen. 

Es  bedarf  daher  noch  außerdem  eines  Instituts  am  Platze,  dessen 
Mitglieder  aus  dem  Volke  hervorgegangen,  mit  dem  Volke  leben,  seine 
Bedürfnisse  fortgesetzt  theilen  und  aus  eigner  Anschauung  tagtäglich 
kennen  lernen. 

Diese  Brücke  vom  Volke  zur  Staatsregierung  läßt  sich 

i3 
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zu    II. 

für  Leipzig  nur  herstellen  durch  Errichtung  einer  Handels- 
kammer am  Orte,  deren  Aufgabe  dahin  gesteckt  ist,  die  Regierung 
über  das  wahre  Interesse  des  Handels  aufzuklären,  damit  diese  dem  Handel 
und  der  Industrie  die  erforderliche  Aufmunterung,  Freiheit 
und  Schutz  angedeihen  lassen  könne. 

Fragt  man  hiergegen,  aus  welchem  Grunde  wir  gerade  in  einer  Han- 
delskammer das  Rettungsmittel  erkennen,  so  glauben  wir  nach 
der  angegebenen  Sachstellung  der  Beantwortung  dieser  Frage  überhoben 
zu  sein. 

Denn  über  allem  Zweifel  steht  fest,  daß  die  gegenwärtige  Vertretung 
des  Leipziger  Handelsstandes  eine  ungenügende  ist;  unzweifelhaft 
ist,  daß  die  jetzige  Organisation  dieser  Vertretung  einen  Hauptgrund 
der  Mängel  trägt;  gänzlich  zweifellos  endlich,  daß,  wenn  diese  Handels- 
kammer aus  bewährten  practischen  Kaufleuten  zusammengesetzt 
wird,  diese  eingedenk  des  ihnen  übertragenen  hohen  Berufes,  ihre  Pflichten 
gewissenhaft  erfüllen  und  von  der  Regierung  Garantien  für  die  Realisirung 
ihrer  Thätigkeits-Aeußerungen  erhalten,  ein  unberechnenbar  practischer 
Nutzen  nicht  ausbleiben  kann. 

Bedürfte  es  nach  diesem  Allen  für  diese  Behauptung  noch  eines  Be- 
weises, nun  so  giebt  ihn  unumstößlich  die  Geschichte  Frankreichs. 

Das  Genie  eines  C  o  1  b  e  r  t  erkannte,  daß  ein  Aufschwung  des  Handels 
nur  unter  Beirath  von  practischen  Kaufleuten  zu  erzielen  sei.  Ein  Nach- 
folger desselben  beutete  diesen  Gedanken  aus  und  schuf  im  Jahre  1700 
einen  stehenden  Handelsrath  zu  Paris,  dem  sich  bald  eine  Handelskammer 
zu  Marseille,  sowie  Handelskammern  an  den  verschiedensten  Orten 
Frankreichs  zugesellten. 

Von  dieser  Zeit  an  belebten  diese  Institute  den  Handel  Frankreichs, 
erhoben  ihn  bis  zu  einer  bis  dahin  noch  ungekannten  Höhe,  bis  im  Jahre 
1791  die  Gewalt  der  Revolution  diese  Verwaltungsbehörden  stürzte.  War 
es  doch,  als  ob  mit  ihrem  Sturze  die  Sonne  des  Handelslebens  für  immer 
untergegangen  sei.  In  ihr  früheres  Nichts  versank  die  Industrie  und  nichts 
hielt  sie  in  ihrem  Siechthume  auf,  bis  das  Machtwort  des  grnßen  Consuls 
im  Jahre  1803  aufs  Neue  die  Handelskammern  erstehen  Ifeß  und  dadurch 
Blüthen  auf  Blüthen  hervorlockte. 

Seit  jener  Zeit  sind  jenen  segensbringenden  Instituten  keine  ferneren 
Schranken  gesetzt  worden,  man  hat  sie  Seiten  der  Regierungen  thatkräftig 
unterstützt  und  überall,  wo  sie  erstehen,  treiben  sie  herrliche  Früchte. 
Auch  die  angrenzenden  Länder  erkannten  die  Hochwichtigkeit  dieser 
Verwaltungsbehörden  und  so  kam  es,  daß  die  Rheinprovinzen  sie  eben- 
falls ins  Leben  ruften  und  noch  heut  zu  Tage  als  das  sicherste  Paladium 
ihres  Handels  eifersüchtig  bewachen.  Kann  demzufolge  darüber,  daß 
auch  für  Leipzigs  Handel,  für  sein  Gedeihen  und  seine  Fortbildung  die  Er- 
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richtung  einer  Handelskammer  dringendes  Bedürfnis  ist,  kein  Zweifel 
obwalten,  so  bleibt  nur  noch  die  Frage  zu  beantworten,  unter  welchen 
Modificationen  dieselbe  einzurichten,  um  den  Er- 
fordernissen des  Ortes  und  der  Gegenwart  voll- 
kommen   zu    entsprechen. 

Vorzugsweise   dürften   hier  folgende  Momente   von  Belang  sein: 

A.  Es  muß  die  Organisation  der  Kammer  eine,  in  ihrem  Geschäftsbereiche 

von  der  Staatsregierung  durchaus  unabhängige  sein, 
damit  ihre  Thätigkeit  sich  mit  voller  Freiheit  entwickeln  könne; 
es  muß 

B.  der  Wirkungskreis  der  Kammer,  wenn  auch  allgemein  gefaßt,  doch 

bestimmt  im  Statute  ausgesprochen  sein;  es  muß 

C.  die  Organisation  eine  durchaus  volksthümliche,  vornämlich 

auf  das  Prinzip  der  Oeffentlichkeit  gegründete  sein,  damit  der 
Handelsstand  zu  seiner  Vertretung  wieder  Vertrauen  gewinne;  es 
müssen  endlich 

D.  Garantien  festgestellt  werden,  welche  die  Wirksamkeit  der  Kammer 

verbürgen. 
Diese  Hauptgrundzüge  erachten  wir  berücksichtigt,  wenn  das  Statut 
folgende  Hauptgrundsätze  ausspricht: 

§•   i. 
Die  Handelskammer  besteht  aus  16  Mitgliedern.   Diese  sind  zusammen- 
gesetzt : 

A.  aus  Mitgliedern  bestimmter  Branchen,  nämlich  aus 

i)  einem  Banquier,  Spediteur  oder  Commissionair, 

2)  einem  Material-,   Colonial-,   Droguen-   oder  Farbewaarenhändler, 

3)  einem  Manufacturisten, 

4)  einem  Kurz-  oder  Eisenwaarenhändler, 

5)  einem  Rauchwaaren-,  Leder-  oder  Wollenhändler, 

6)  einem  Garn-,  Woll-,  Baumwollen-  oder  Seidenhändler, 

7)  einem  Ausschnitter, 

8)  einem  Buch-,  Musikalien-  oder  Kunsthändler, 

9)  einem  Tuchhändler, 

B.  aus  sieben  Mitgliedern  nach  sonst  freier  Wahl, 

C.  aus  zwei  durch  die  Kammer  zu  ernennenden  Secretairen,  von  denen 

wenigstens  Einer  das  Notariatsamt  bekleidet. 

§•  2. 
Für    Behinderungsfälle    der    Kammermitglieder    werden    13    Stellver- 
treter ernannt  und  zwar 
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a)  neun  aus  den  §.   r  sub  A.  erwähnten  Branchen  zu  jedesmaliger  Sub- 

stitution für  die,  durch  die  Behinderung  eines  Mitgliedes  ausfallende 
sub   1 — 9  aufgestellte  Classe. 

b)  vier  zur  Stellvertretung  der  Mitglieder  sub  B.    Diesen  Stellvertretern 

steht  allezeit  das  Recht  zu,  die  Sitzungen  zu  besuchen.     Eine  be- 
rathende  Stimme  haben  sie  aber  nur  für  den  Fall  ihrer  Einberufung. 

§•  3- 

Die  16  Mitglieder  der  Kammer  wählen  den  Vorsitzenden  jährlich 
aus  ihrer  Mitte. 

Der  Regierung  steht  es  frei,  bei  Berathungen  über  einzelne  Gegen- 
stände unmittelbar  durch  einen  hierzu  Deputierten  Theil  zu  nehmen, 
ohne  jedoch  ein  Stimmrecht  zu  haben. 

§•  4- 
Zum  Mitgliede  der  Handelskammer  kann  nur  berufen  werden  (Wähl- 
barkeit) : 

a)  ein    Kaufmann,    das   ist   derjenige,    welcher   nach   Maßgabe   der 

Firmenordnung  vom  28.   Juli   1840  bei  dem  Stadtrathe  zu  Leipzig 
seine  Firma  angezeigt  hat, 
vorausgesetzt,    daß    derselbe 

b)  in  dem  Gemeindebezirk  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  und  den  Haupt- 

sitz seines  Etablissements  hat; 

c)  wenigstens  drei  Jahre  lang  für  eigne  Rechnung  persönlich  und  selbst- 

ständig, wenn  auch  mit  Theilhabern,  ein  Handelsgeschäft  betrieben 
hat; 

d)  durchaus  unbescholtenen  Rufes  ist  und  den  kaufmännischen  Credit 

sich  nicht  verscherzt  hat, 

e)  kein   anderes   kaufmännisches   öffentliches   Amt,    als   z.  B.    das   eines 

Bank-,  Eisenbahn- Direktors  usw.  bekleidet. 

Mit  der  Uebernahme  einer  solchen  Stellung  scheidet  das  betreffende 
Mitglied  aus  der  Kammer  sofort  aus. 

Das  Wahlrecht  dagegen  steht  jedem  Leipziger  Kauf  manne 
(cf.   §.  4.  sub  a)  zu. 

§•   5- 

Zweck  der  Handelskammer  ist: 

Dem  Staate,  insbesondere  dem  obenerwähnten  Handelsrathe  ihre 
Wahrnehmungen  über  den  Gang  des  Handels,  dessen  Umfang,  Ausbreitungen 
und  Schwankungen,  über  die  zu  schaffenden  oder  zu  schließenden  Absatz- 
wege, über  die  Richtungen  des  Betriebes  und  die  Ansichten  über  die  Mittel 
zur    Beförderung    des    einen    oder    anderen    darzulegen,     demselben    die 
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Hindernisse,  welche  der  Erreichung  dieses  Zweckes  entgegenstehen,  bekannt 
zu  machen  und  ihm  die  Auswege  anzuzeigen,  welche  sich  zur  Hebung  der- 
selben darbieten. 

Auch  stehen  die  zu  Förderung  des  Handels  bestehenden  Platzinstitute, 
namenthch  auch  die  Börse  und  öffentliche  Banken  unter  specieller  Aufsicht 
und  Controle  der  Handelskammer. 


Die  Sitzungen  der  Kammer  sind    öffentlich. 

Dem  Vorsitzenden  steht  indes  die  Befugniß  zu.  ausnahmsweise  alsdann 
eine  geheime  Sitzung  zu  berufen  und  abzuhalten,  wenn  die  Majorität 
der  Kammermitglieder  sich  dafür  entscheidet,  daß  der  vorzutragende 
Gegenstand  ein  solcher  sei,  der  eine  öffentliche  Behandlung  ausschließe. 

§•  7- 

So  viel  die  Beschlußfassung  der  Kammer  betrifft,  so  ist  zwischen 
formellen    und    materiellen    Fragen  zu  unterscheiden. 

Ueber  formelle  Fragen  entscheidet  die  Kammer  nach  Stimmen- 
mehrheit und  giebt  bei  Gleichheit  der  Stimmen  das  Votum  des  Vorsitzenden 
den'  Ausschlag. 

Ueber  materielle  Fragen  wird  eine  Abstimmung  zwar  ebenfalls 
nöthig,  um  die  Ansicht  kennen  zu  lernen,  zu  welcher  sich  die  Mehrheit 
der  Kammermitglieder  bekennt.  Es  hat  jedoch  die  Minorität  allezeit 
die  Befugniß,  zu  verlangen,  daß  ihr  Minoritätsgutachten  dem  an  den  Handels- 
rath  zu  erstattenden  Berichte  in  „von  der  Minorität"  beliebter  Form  bei- 
gegeben werde. 

In  der  Geschäftsordnung  (§.  16)  ist  Bestimmung  zu  treffen,  welche 
Fragen  den  formellen  und  welche  den  materiellen  zuzurech- 
nen sind. 

Die  Kammer  berathet  giltig,  wenn  wenigstens  neun  ihrer  Mitglieder 
gegenwärtig  sind. 

§•  8. 

Wenn  drei  Mitglieder  der  Kaufmannschaft  zu  Leipzig  schriftlich 
eine  Vorlage  zur  Berathung  der  Handelskammer  einbringen,  so  hat  die 
Kammer,  wenn  diese  Vorlage  zur  Competenz  ihres  Geschäftsbereichs  ge- 
hört, die  Verpflichtung,  dieselbe  zur  Berathung  und  Abstimmung  der 
Kammer  zu  bringen,  so  wie  das  Ergebniß  dem  Handelsrathe  sowohl  unter- 
zubreiten, als  den  Antragstellern  mitzutheilen. 

§•  9- 
Die  Handelskammer  kann  sich  nach  ihrem  Ermessen  durch  Zuziehung 
von  Sachverständigen  verstärken. 
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Diesen  Sachverständigen  steht  indeß  nur  eine  berathende,  keine  be- 
schul ßfassende  Stimme  zu. 

§•  10. 

Die  Handelskammer  erstattet  alljährlich  im  Monat  Juni  einen  Haupt- 
bericht über  die  Lage  und  den  Gang  des  Handels  an  den  Handelsrath  und 
faßt   in   demselben   ihre   Wünsche   und   Anträge   zusammen. 

Dieser  Bericht  ist  durch  ein  offizielles  Blatt  (Leipziger  Lokalblatt) 
zu  veröffentlichen. 

Es  hat  sich  die  Handelskammer  in  Verbindung  zu  setzen  mit  dem  zu 
errichtenden  statistischen  Reichsbureau  und  bis  zu  dessen  Entstehung 
mit  der  bestehenden  statistischen  Gesellschaft  zu  Dresden. 

Nicht  minder  hat  sich  die  Kammer  möglichst  in  Vernehmung  zu 
setzen  mit  den  Handelskonsuln. 

§•   iL 

Der  Handelskammer  steht  die  Befugniß  zu,  die  Börsenämter  zu 
besetzen,  die  zu  vereidenden  ordentlichen  und  außerordentlichen  Mäkler 
und  Sensale,  so  wie  die  kaufmännischen  Sachverständigen  zu  erwählen 
und  insoweit  eine  Verpflichtung  gesetzlich  nothwendig,  der  betreffenden 
Behörde  zur  Verpflichtung  zu  präsentiren. 

Auch  ist  die  Kammer  zu  Abgabe  von  handelswissenschaftlichen  Gut- 
achten berechtigt. 

§.     12. 

Vor  jeder  projektiven  Veränderung  in  der  Handelsgesetzgebung, 
bei  Gründung  von  Handelsgerichten,  bei  Gründung  von  öffentlichen  Banken, 
Kreditinstituten,  Börsen  und  Eisenbahnen  hat  die  Handelskammer  an 
den  Handelsrath  gutachtlichen  Bericht  zu  erstatten. 

§•   13- 

Die  Ernennung  der  Kammermitglieder  erfolgt  durch  unmittelbare 
schriftliche  Wahlen  nach  absoluter  Stimmenmehrheit. 

Die  erste  Wahl  leitet  der  erste  Bürgermeister  zu  Leipzig,  welcher 
zu  diesem  Behufe  Listen  der  hiesigen  Kaufmannschaft,  in  denen  die  Mit- 
glieder derselben  nach  ihrem  aktiven  und  passiven  Wahlrechte 
zu  sondern  sind,  (cf.  §.  4.)  auszugeben  hat. 

Spätere  Wahlen  erfolgen  unter  gleichen  Erfordernissen  durch 
einen  von  der  Handelskammer  aus  ihrer  Mitte  zu  erwählenden  Ausschuß 
unter  Zuziehung  eines  Notars. 

In  gleicher  Weise  werden  die  Stellvertreter  gewählt.  Das  Ergebniß 
der  Wahl  ist  zu  voröffentlichen  und  an  den  Handelsrath  einzuberichten. 

§•   H. 
Die   Handelskammer   wird   alle    Jahre    zu    einem   Drittheile   erneuert 
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dergestalt,  daß  in,  durch  das  Loos  zu  bestimmender  Reihe  ein  Drittheil 
der  Mitglieder  der  Handelskammer  ausscheidet. 

Von  den  Stellvertretern  scheiden  in,  ebenfalls  durch  das  Loos  zu  be- 
stimmender Reihenfolge  alljährlich  zwei  aus.  Der  Zeitpunkt  der  Er- 
neuerung ist  ein  für  allemal  durch  Beschluß  der  Handelskammer  festzu- 
stellen. Werden  im  Laufe  des  Jahres  Stellen  erledigt,  so  sind  solche  bis 
zu  dem  erwähnten  Zeitpunkte  durch  Stellvertreter  zu  versehen. 

Die    ausscheidenden    Mitglieder    sind    jederzeit    wieder    wählbar. 

§•   IS- 
Ueber  die   zur  Bestreitung  der  Bedürfnisse   der  Handelskammer  er- 
forderlichen Ausgaben  entwirft  dieselbe  einen  Etat  und  bestimmt  den  Um- 
legungsmodus. 

Die  Prüfung  dieses  Etats  und  des  Umlegungsmodus  bleibt  jedoch 
der  Beschlußnahme  des  hiesigen  Kaufmannsstandes  durch  eine  General- 
versammlung anheimgestellt. 

§.    16. 

Alljährlich  ist  eine  Generalversammlung  der  Leipziger  Kaufleute 
einzuberufen. 

in  dieser  Generalversammlung  erfolgt  Rechnungsablegung  und  Decharge 
über  das  Cassenwessen. 

§•   17. 

Die  Ordnung  der  Geschäfte  wird  durch  ein  Regulativ  festgesetzt. 

Schlußanträge. 
Die    bisherigen    Erörterungen    führen    zu    dem    Antrage: 

I.  auf  Errichtung  einer  Deputation  im  hohen  Ministerium  des  Innern 
(eines  Handelsraths)  bestehend  aus  Männern,  welche  durch  die  Handels- 
praxis gebildet  sind  und  deren  ausschließlicher  Beruf  ist,  die  Interessen 
des  Handels  zu  vertreten,  und 

II.  auf  Errichtung  einer  Handelskammer  in  Leipzig  nach  dem  Vor- 
bilde der  Rheinischen,  jedoch  unter  Berücksichtigung  der  vorstehend 
§.   1 — 17.  ausgehobenen  Grundsätze. 

In  wie  weit  zur  Xeutralisirung  dieser  Kammer  in  Bezug  auf  andere 
Gewerbe  die  Errichtung  von  Gewerbs-  und  Fabrikkammern,  auch  die  Er- 
richtung von  Handelskammern  an  anderen  Orten  außer  Leipzig  erforder- 
lich wird,  muß  dem  Ermessen  der  hohen  Staatsregierung  anheimgestellt 
bleiben. 

Allerdings  bedürfen  wir  der  Garantien  für  den  Handel  noch  mehre, 
bevor  an  einen  Aufschwung  desselben  zu  denken  ist.  Doch  glauben  wir, 
daß  mit  Errichtung  einer  Handelskammer  der  sicherste  Grundstein  gelegt 
wird    zu    Aufführung    eines    allen    Handelszweigen    schutzbringenden    Ge- 
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bäudes.  Zu  dem  gegenwärtigen  hohen  Ministerium  aber  haben  wir  das 
unerschütterliche  Vertrauen,  daß  unseren  Wünschen  geneigte  Berück- 
sichtigung geschenkt  werden  wird. 


Anlage  III. 

Beantwortung 

einiger   von   der  Commission   für   Erörterung   der  Gewerbs-   und  Arbeits- 
verhältnisse vorgelegten  Fragen.6) 

Ad   i. 

Ueber    die    Vertretung    des    Handels    und    Gewerbes 

im    Staate. 

Zu  den  Fragen  4,   5,  6,  7. 

Als  ich  vor  zwei  Jahren  in  meiner  Schrift  ,, Special gerichte  für  unsere 
Fabrikgewerbe"  7)  Einiges  über  Handels-  und  Industriekammern  sagte, 
sprach  ich  mich  gegen  jede  gesetzliche  Stiftung  solcher  Institute  und  deren 
Einrichtung  in  den  schon  genügend  zergliederten  Regierungsorganismus, 
mindestens  für  die  kleineren  Staaten  Deutschlands  aus,  und  wollte  hier  die 
Interessen  des  Handels  wie  des  Gewerbes  außerhalb  der  Regierungen 
nur  durch  frei  zusammengetretene  Handels-  und  Gewerbsleute  vertreten 
sehen.  Ich  schloß  aber  damals  meine  Abhandlung  mit  den  Worten:  „Ver- 
einigten sich  einmal  Deutschlands  Staaten"  etc. 

Diese  Zeit  der  Vereinigung  ist  nun  gekommen  und  es  handelt  sich  nicht 
mehr  darum,  Interimistica  zu  schaffen,  bis  Deutschland  eine  gemeinsame 
Handels-  und  Gewerbegesetzgebung  haben  wird.  Die  Zeit  dieser  Gesetz- 
gebung selbst  ist  da  und  daher  jetzt  die  Frage  wegen  der  Vertretung  des 
Handels  und  der  Gewerbe  im  Staate  eine  ganz  andere. 

Erschien  nämlich  in  den  deutschen  Einzelstaaten  die  vielgliedrige 
Vertretung  des  Handels  und  des  Gewerbes  theils  unthunlich  wegen  Mangels 
an  einer  hinreichenden  Zahl  der  Vertreter,  theils  zu  kostspielig  für  die 
Kräfte  kleiner  Staaten,  theils  unnöthig  wegen  des  geringen  Umfanges 
der  Staatsgrenzen  und  der  darin  herrschenden  nur  unbedeutenden  Ver- 
schiedenheit der  Einzelinteressen,  und  mußte  daher,  da  außerhalb  der 
Regierung  höchstens  ein   Glied   der  Vertretung  zulässig  war,   dessen   Zu- 


6)  Diese  Schrift  ist  bisher  nicht  veröffentlicht  worden.  Sie  befindet  sich  in 
Acta  des  Handelsvorstandes  zu  Leipzig,  die  Errichtung  von  Handelskammern  betreff. 
1848,  Fol.  13  ff.    Verfasser  ist:  Advokat  Dr.  jur.  Heinrich  August  Meißner  in  Leipzig. 

7)  In  Leipzig  bei  F.  A.  Brockhaus  im  Jahre  1846  erschienen;  vgl.  Kapitel  H, 
Seite  46,  Fußnote   55. 
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sammenwirken  mit  jener  am  vollkommensten  alle  Bedürfnisse  erschöpfend- 
sten sein,  je  freier  nicht  nur  dasselbe  der  Regierung  gegenüber  dastand, 
sondern  je  mehr  sich  dieselbe  aus  sich  selbst  heraus  bildete,  so  wird  künftig, 
wenn  die  Worte  Zollvereinsstaaten  und  Staaten  des  Deutschen-Bundes 
gleiche  Bedeutung  tragen,  wenn  Handel  und  Gewerbe  in  Deutschland  nur 
noch  ein  Gesetz,  nur  eine  Administration  und  nur  eine  Rechtssprache  haben 
werden,  die  Wahrung  des  Wohles  von  Handel  und  Gewerbe  eines  großen 
Reiches,  die  Beobachtung  der  Interessen  der  verschiedensten  Gewerbe- 
zweige in  den  entlegendsten  Gegenden,  bei  ihrer  weit  höhern  Schwierig- 
keit auch  eine  andere,  und  zwar  durch  ganz  Deutschland  regelmäßig  or- 
ganisirte  und  mehrfach  gegliederte  Vertretung  finden  müssen. 

Hiernach  sollte,  so  glaube  ich,  in  den  deutschen  Staaten  die  Ver- 
tretung des  Handels  sowohl  als  des  Gewerbes  eine  doppelte,  eine  aus  den 
Regierungen  und  eine  aus  den  Handel-  und  Gewerbetreibenden  gebildet 
sein.  Diese  beiden  Vertretungen  die  des  Handels  wie  diejenigen  des  Gewerbes 
müßten  zunächst  jede  für  sich  einmal  Vertretungen  ihrer  localen  und  be- 
sonderen, dann  aber  in  ihren  Spitzen  Vertretungen  ihrer  gesammten  deut- 
schen Interessen  bilden,  über  diesen  Einzelvertretungen  aber  hätte  dann 
eine  Vertretung  zu  stehen,  welche  die  in  den  unteren  Schichten  getrennten 
gewerblichen  und  Regierungs- Kräfte  in  sich  verbindet,  theils  wiederum 
mit  Auseinanderhaltung  der  Gesammtvertretung  des  Handels  und  der- 
jenigen des  Gewerbes,  theils  und  in  ihrer  vollkommensten  Zusammen- 
setzung mit  Vereinigung  dieser  beiden. 

Eine  solche  Organisation  der  Vertretung  aber  muß  nun  eben  damit 
beginnen,  daß  eine  gemeinschaftliche  oberste  Leitung  alles  Handels-  und 
Gewerbewesens  durch  ganz  Deutschland  in  der  Hand  eines  dafür  bestimmten 
Ministeriums  bei  der  deutschen  Centralgewalt  geschaffen  werde.  Dieses 
Ministerium  hat  dann  mit  Hülfe  der  Reichsstände  zunächst  dafür  zu  sorgen, 
daß  alle  Grenzen  innerhalb  des  deutschen  Reiches,  was  Handel  und  Ge- 
werbe, d.  h.  ebensowohl  deren  Gesetze  als  Betrieb,  anlangt,  verschwinden, 
also  eine  deutsche  Handels-  und  Gewerbegesetzgebung  geschaffen,  der  Zoll- 
verein aber  und  zwar  mit  Wegfall  jeder  rücksichtlich  des  Handels-  und 
Gewerbebetriebes  etwa  noch  stattfindenden  Bevorzugung  der  Angehörigen 
des  einen  Einzelstaates  vor  denen  des  andern  über  alle  Staaten  Deutsch- 
lands ausgedehnt  werde. 

Erst  mit  dem  Beschlüsse,  daß  die  Administration  alles  Handels-  und 
Gewerbewesens  durch  ganz  Deutschland  eine  einige  und  daß  deren  gleich- 
mäßig wohlthätiges  Wirken  durch  hindernde  Grenzen  und  ungleiche  Ge- 
setze nicht  mehr  aufgehalten  sein  soll,  darf  man  anfangen,  die  Vertretung 
von  Handel  und  Gewerbe  zu  organisiren.  Die  leitenden  Grundsätze  hierbei 
müssen  meiner  Ansicht  nach  hauptsächlich  folgende  sein. 

Der    Zweck    der   Vertretung   ist   die    Erzielung   der    höchstmöglichen 
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Blüthe  von  Handel  und  Gewerbe  in  ganz  Deutschland,  als  neben  dem 
Ackerbau  die  hauptsächlichen  Träger  des  Nationahvohlstandes. 

Die  Vertretung  erreicht  diesen  Zweck  am  sichersten,  wenn  sie  i.  dem 
Einzelnen  Gelegenheit  giebt,  seine  Wünsche  für  Handel  oder  Gewerbe  der 
Berathung  einer  Anzahl  Sachverständiger  zu  unterwerfen,  diesen  so,  im 
Fall  er  Beistimmung  findet,  zum  Wunsche  einer  Gesammtheit  zu  erheben 
und  mit  vermehrter  Kraft  zur  Entscheidung  der  höchsten  Verwaltung 
zu  bringen,  2.  aber  eben  diese  höchste  Verwaltung  in  den  Stand  setzt,  alle 
von  ihr  selbst  in  Erwägung  gezogenen  oder  von  Einzelnen  wie  von  mehreren 
Angehörigen  einzelner  Gewerbe  oder  Plätze  angeregten  Fragen  den  Ver- 
tretern anderer  Gewerbe  und  Plätze  aber  auch  einer  Gesammtvertretung 
allen  Handels  oder  allen  Gewerbes,  oder  endlich  beiden  zugleich  vorzulegen. 

Damit  nun  aber  diese  Bedingungen  bester  Vertretung  von  Handel 
und  Gewerbe  erzielt  werden,  wird  dafür  zu  sorgen  sein,  daß  jeder  Inter- 
essent seine  Vertreter  leicht  erreichen  könne,  daß  andererseits  das  deut- 
sche Gewerbs-  und  Handelministerium  durch  seine  Repräsentanten  seinen 
Schutzbefohlenen  überall  nahe  sei,  daß  ferner  die  Regierung  in  die  freie 
Berathung  der  Vertreter  des  Handels  und  Gewerbes  sich  nicht  einmische 
und  daß  endlich  die  oberste  Administration  unter  den  verfassungsmäßigen 
Bedingungen  in  ganz  Deutschland  allein  bindende  Bestimmungen  für 
Handels-  und  Gewerbewesen  treffen  kann,  bei  allen  wichtigen  Gesetzen 
und  Verordnungen  sich,  soviel  möglich,  der  Umsicht  der  gesammten  Ver- 
tretungen, oder  doch,  wo  jene  nur  einzelne  Bezirke  oder  Branchen  angehen, 
derjenigen  ebendieser  versichern. 

Was  die  äußere  Erscheinung  dieser  Gesammtadministration  und  Ver- 
tretung deutschen  Handels  und  Gewerbes  anlangt,  so  denke  ich  mir  diese 
etwa  in  folgender  Weise: 

I.  Deutschland  wird  in  eine  zu  bestimmende  Anzahl  Handels-  und 
Gewerbebezirke  geteilt. 

Bei  dieser  Eintheilung  mag  allerdings  und  zwar  namentlich  wegen  der 
von  dem  deutschen  Handels-  und  Gewerbsministerium  relevirenden  Reprä- 
sentanten auch  auf  die  Abgränzungen  der  Einzelstaaten  Rücksicht  ge- 
nommen werden,  dieß  wird  aber  die  Beobachtung  der  anderen  Haupt- 
rücksicht, daß  alle  Bezirke  einen  möglichst  gleichgroßen  Flächenraum 
einnehmen,  nicht  hindern,  indem  sehr  wohl  mehrere  kleine  Staaten  einen 
Handels-  und  Gewerbebezirk  bilden,  aber  auch  große  Staaten  in  deren 
mehrere  zerfallen  dürfen. 

II.  In  jedem  solchen  Bezirke  wählen  alle  Gewerbtreibenden,  die 
Arbeitgeber  aus  den  Arbeitgebern,  die  Arbeitnehmer  aus  den  Arbeit- 
nehmern ihres  Bezirkes  je  einen  Vertreter  aus  jedem  Industrie- 
zweige in  die  Gewerbekammer;  —  die  Kaufleute  jede 
Branche  einen  aus  ihrer  Mitte  in  die  Handelskammer. 
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Jeder  bedeutende  Fabrikplatz  mag  außerdem  seine  in  gleicher 
Weise  zusammengestellte  besondere  Gewerbekammer,  jeder  be- 
deutende Handelsplatz  seine  besondere  Handelskammer  haben. 
Die  Wahlen  dieser  Vertreter  werden  am  besten  directe  sein  und  so  ge- 
schehen, daß  jede  einzelne  Branche  ihren  Vertreter,  sowie  bei  den  Gewerbe- 
vertretern die  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  ihre  Repräsentanten  je  für 
sich  allein  wählen.  Der  Wunsch  besonderer  Kammern  für  bedeutende 
Fabrik-  und  Handelsplätze  rechtfertigt  sich  von  selbst.  Nur  werde  noch 
bemerkt,  daß  wenn  abweichend  von  dem  französischen  Systeme,  Ver- 
tretungen von  Bezirken,  welche  ganz  Deutschland  überspannen,  organisirt 
werden,  dann  der  Begriff  „bedeutender  Handelsplatz'^  „bedeutender 
Gewerbsplatz"  in  dem  Sinne,  daß  solcher  eine  besondere  Kammer  bedürfte, 
eingeschränkt  werden  kann,  ohne  doch  den  Handel  oder  das  Gewerbe 
irgend  welchen  Ortes  unvertreten  zu  lassen.  Dieß  ist  aber  um  so  wichtiger, 
da  zu  solcher  Vertretung  fähige  Männer  selbst  an  recht  wichtigen  Handels- 
und Gewerbsplätzen  sparsam  gesäet  sind.  Die  Wahlen  dieser  Vertreter 
geschehen  vielleicht  zweckmäßig  auf  3  Jahre,  so  daß  jedes  Jahr  ein  Dritt- 
theil  ausscheidet,  ohne  jedoch  von  der  neuen  Wahl  ausgeschlossen  zu  sein. 

III.    Die    Regierung    des   Einzelstaates,    in   welchem    der   betreffende 
■    Bezirk    hegt   oder    die   Regierungen   der    mehren   Staaten,    welche 
einen  solchen  bilden,   ernennen  für  jeden  Bezirk  wenigstens  einen 
mit  der  Fürsorge  für  Handel  und  Gewerbe  beauftragten  Beamten, 
welcher  zwar  dem  Dienste  des  oder  der  betreffenden  Einzelstaaten 
angehört,   aber  zugleich  dem  allgemeinen  Deutschen  Handels-  und 
Gewerbeministerium  untergeordnet  ist. 
Wenn  gesagt  wird,  daß  für  jeden  Bezirk  ein  Regierungsbeamter  zur 
Fürsorge  für  dessen  Handel  und  Gewerbe  eingesetzt  werden  möchte,   so 
ist  darunter  nicht  zu  verstehen,  daß  derselbe  sich  auch  nothwendig  dauernd 
in  demselben  aufhalten  soll.     Bei  kleineren  Staaten,  welche  allein  oder  in 
Verbindung  mit  anderen  einen  Bezirk  bilden,  wird  der  eine  oder  die  mehren 
Regierungsbeamten   sich   ohnehin   in   demselben   aufhalten;    bei   größeren 
Einzelstaaten  aber,   welche  mehrere  Bezirke  bilden,    ist    dieß  Verhältniß 
ein  anderes.     In  diesen  nämlich  wird  der  jedesmaligen  Regierung  die  Für- 
sorge für  die  innern  Handels- und  Gewerbeverhältnisse  zu  wichtig  erscheinen, 
um  nicht  dafür  ein  aus  mehren  Mitgliedern  gebildetes  Collegium  eingesetzt 
zu  haben.    Wenn  es  nun  auch  hier  für  die  allgemeine  Organisation  zu  noth- 
wendig ist,  daß  für  jeden  Gewerbs-  und  Handelsbezirk  ein  bestimmter  Be- 
amter gegeben  sei,  daß  dieser  aber  auch  häufig  in  dem  betreffenden  Bezirke 
sich  aufhalte,  damit  er  alle  Verhältnisse,  Schwächen  und  Bedürfnisse  des 
dasigen  Handels  und  Gewerbes  auf  das  Genaueste  kenne,  so  mag  doch  die 
Zweckmäßigkeit  collegialischen  Berathens  über  zu  ergreifende  Maaßregeln, 
und  daß  dies  gerade  von  demselben  geschieht,  welche  an  Ort  und  Stelle 
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sich  die  erforderlichen  Kenntnisse  erholt  haben,  mehr  als  rechtfertigen 
wenn  diese  Regierungsbeamten  der  verschiedenen  Bezirke  an  einem  Orte 
des  Staates  gemeinschaftlich  sitzen  und  ebenda,  d.  h.  in  der  Residenz, 
das  Handels-  und  Gewerbeministerium  bilden.  Vorausgesetzt  wird  dabei 
nur,  daß  jedes  Mitglied  solchen  Kollegiums  seinen  bestimmten  Bezirk  habe 
und  sich  in  diesem  einen  großen  Teil  seiner  Zeit  aufhalte,  damit  dasselbe 
seinen  Schutzbefohlenen  nicht  weniger  als  ihm  diese  und  die  Handels- 
und Gewerbeverhältnisse  ihres  Bezirkes  bekannt  seien. 

Wieweit  die  Unterordnung  der  Regierungsbeamten  der  einzelnen  Staaten 
unter  das  allgemeine  deutsche  Handels-  und  Gewerbeministerium  gehen 
muß,  wird  aus  dem  Wirkungskreise  jener  ersehen  werden. 

IV.  Die  nach  II.  gewählten  Vertreter  der  Gewerbe-  und  des  Handels 
bilden  in  ihrem  verschiedenen  Zusammentreten  entweder 

a)  eine  Kammer  aller  dieser  Vertreter  des  Handels  wie  der  Gewerbe 
zu    gemeinschaftlicher   Berathung,    (nur   ausnahmsweise),    oder 

b)  zwei  Kammern,  eine  besondere  aller  gewerbtreibenden  und 
eine  besondere  aller  kaufmännischen  Vertreter  —  die  Gewerbe- 
und  die  Handelskammer,  oder  aber 

c)  die  Gewerbekammer  theilt  sich 

a)  in  eine  Kammer  der  der  fabrikmäßigen  Industrie  und  eine 
andere  der  der  Handwerksmäßigen  Industrie  Angehörigen  und 
ß)  in  eine  Kammer  der  Arbeitgeber  und  eine  der  Arbeitnehmer 
aa)  entweder    unter    Verbindung    des    fabrikmäßigen    Be- 
triebes mit  handwerksmäßigen  oder 
ßß)    mit    Trennung     der    Arbeitgeber    und    Arbeitnehmer 
wie   auch   des   Fabrik-    und    Handwerksbetriebes. 

Wenn  an  einzelnen  Plätzen  besondere  Handelskammern  sind,  an  anderen 
besondere  Gewerbekammern  und  nicht  beide  zugleich,  so  entbehren  die- 
selben freilich  der  Möglichkeit  einer  außerordentlichen  Zusammensetzung, 
wie  diejenige  sub  a,  es  bleibt  ihnen  aber  unbenommen,  Sachverständige 
von  der  in  ihnen  selbst  nicht  vertretenen  Branche  bei  ihren  Berathungen, 
wo  nöthig,  zuzuziehen.  Beschlüsse  der  gesammten  Gewerbe-  oder  Handels- 
kammer, sowie  der  einzelnen  Sectionen  werden  immer  durch  Stimmen- 
mehrheit gebildet  werden  müssen,  und  es  wird  dabei  genügen,  wenn  die 
Zahl  der  für  und  widerstimmenden  in  den  Protocollen  notirt  wird.  Bei 
den  gemeinschaftlichen  Berathungen  der  Vertreter  des  Handels  und  der 
Gewerbe  dagegen,  wird  es  für  die  Beurtheilung  des  Gewichtes  solcher 
Entscheidungen  für  die  höheren  Administrationsinstanzen  von  Werth 
sein,  zu  wissen,  wie  viele  Gewerbleute  für  und  wider  gestimmt  haben, 
namentlich  auch,  weil  die  Gewerbekammer  immer  weit  mehr  Mitglieder 
zählen  wird,  als  die  Handelskammer.  Deshalb  wird  hier  die  Zahl  der  Stimmen 
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nicht  blos  nach  dem   Für  und  Wider,    sondern  auch  darnach,   ob  sie  dem 
Handels-    oder    dem    Gewerbestande    angehören,    zu    verzeichnen    sein. 

V.  Die  Gewerbe-  und  die  Handelskammer  halten  jede  in  ihrer  vollstän- 
digen Zusammensetzung  mindestens  all  vierteljährlich  eine  Sitzung. 
Außerdem  aber  diese,  sowie  die  Sectionen  auf  Anordnung  des  Prä- 
sidenten, welche  für  die  Kammern  auf  Antrag  von  10,  für  die  Sec- 
tionen auf  Antrag  von  5  ihrer  Mitglieder,  für  beide  auf  Verordnung 
der  Staats-Gewerbs-  oder  Staats-Handels-Kammer,  oder  des  Mini- 
sterii  des  betreffenden  Einzelstaates  oder  des  Deutschen  Reiches 
erfolgen  muß. 

VI.  Die  Versammelten  Mitglieder  der  Gewerbs-  wie  diejenigen  der 
Handelskammer  berathen  über  alle  das  Gewerbe  und  den  Handel 
ihres  Bezirkes  sei  es  dieses  allein  oder  zugleich  mit  dem  anderer 
Bezirke  betreffenden  Angelegenheiten  und  zwar  in  vollständiger 
Zusammensetzung  ihrer  Kammer,  entweder  nach  Vorlagen  des 
Deutschen  Ministeriums  oder  der  einzelnen  betreffenden  Regierungen 
oder  aber  nach  Anträgen  einer  andern  Handels-  oder  Gewerbe- 
kammer oder  eines  Mitgliedes  ihrer  eignen  Kammer  —  die  Mit- 
glieder der  Gewerbekammer  in  ihren  verschiedenen  Sectionen  be- 
rathen dieselben  Angelegenheiten  nach  Vorlagen  ihrer  gesammten 
Kammer,  oder  nach  Anträgen  eines  Mitgliedes  ihrer  Section. 

Jede  Einmischung  der  Regierungen  bei  den  Berathungen  dieser 
Gewerbs-  und  Handelskammern  selbst  ist  ausgeschlossen. 

Der  Handels-  und  Gewerbeadministration  Gesammtdeutschlands 
sowie  den  Regierungen  des  Einzelstaates  muß  das  Recht  zustehen,  Be- 
rathung  und  Beschlußfassung  von  den  Gewerbs-  und  Handelskammern  zu 
fordern.  Für  jeden  einzelnen  Interessenten  dagegen  genügt  es,  wenn  ihm 
durch  den  Mund  eines  Mitgliedes  solcher  Kammer  auf  gleiche  Berathung 
anzutragen  Gelegenheit  gegeben  ist. 

Die  Berathung  selbst  muß  von  jedem  Einfluß  von  Oben  frei  sein, 
damit  das  Zusammenwirken  dieser  Kammern  mit  dem  deutschen  Gewerbs- 
und Handelsministerium  oder  der  einzelnen  Regierungen  ein  vollkommenes 
Resultat  geben  könne.  Deshalb  scheint  die  Vorschrift  der  französischen 
Gesetze  über  die  Handels-  und  Fabrikkammern  nicht  zweckmäßig,  welche 
den  Präfect  oder  Maire  des  Ortes,  wo  die  Kammer  ihren  Sitz  hat,  zum 
geborenen  Mitgliede  und  Vorsitzenden  derselben  ernennt.  Der  staatlichen 
Administration  aber  von  Handel  und  Gewerbe,  sei  es  der  gemeinsamen 
deutschen  oder  der  partikularen,  bei  gewissen  Fragen  eine  Pflicht  auf- 
zuerlegen, diese  einzelnen  Bezirkskammern  zu  hören,  halte  ich,  namentlich 
was  die  erstere  oberste  anlangt,  nicht  für  rathsam.  In  wichtigen  Angelegen- 
heiten wird  das  Reichsministerium  solche  Anfragen  nicht  verabsäumen, 
aber  in  vielen  Fällen  würde  solches  Verfahren  zu  aufhältlich  sein.    Zu  dieser 
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Theilnahme  an  allen  gesetzlichen  und  überhaupt  irgend  wichtigen  Be- 
stimmungen für  das  Handels-  und  Gewerbewesen  wird  eine  andere  Instanz 
eintreten. 

Was  die  Verhandlung  selbst  anlangt,  so  wird  in  der  Handels-  wie  in 
der  Gewerbekammer  vielleicht  je  auf  ein  Jahr  ein  Vorsitzender  und  ein 
Stellvertreter  für  diesen  von  den  Mitgliedern  gewählt,  welche  dann  mit 
der  höheren  Administration  correspondiren.  In  den  einzelnen  Sectionen 
der  Gewerbskammer  würde  der  älteste,  sei  er  Arbeitgeber  oder  Arbeit- 
nehmer, präsidiren  können,  wenn  nicht  der  Präsident  der  Gewerbskammer 
den  Vorsitz  führen  will.  Stimmfähig  in  den  Sectionen  wird  der  Letztere 
nur  dann  sein,  wenn  er  selbst  der  sitzenden  Section  angehört. 

Der  Gegenstand  endlich  der  Berathung  jener  Kammern  und  der  Sec- 
tionen der  Gewerbskammer  darf  wohl  weiter,  als  geschehen,  nicht  einge- 
schränkt werden.  Verlangt  dieß  aber  der  Begriff  einer  völlig  freien  Be- 
rathung, so  liegt  es  andererseits  in  der  Sache  selbst,  daß  Gegenstände  von 
speciellem  Interesse,  welche  z.  B.  nur  die  Arbeitgeber  und  nicht  die  Arbeit- 
nehmer oder  nur  den  fabrikmäßigen  und  nicht  den  handwerksmäßigen 
Betrieb  u.  s.  w.  angehen,  also  namentlich  Verhältnisse  und  Beschwerden 
des  inneren  Gewerbebetriebes  und  Gewerbelebens  mindestens  zunächst 
bei  den  einzelnen  Sectionen  verhandelt  und  auch  von  der  obern  Admini- 
stration  zur  Abgabe    an  solche   der   Gewerbekammer  aufgegeben  werden. 

VII.  Das  Resultat  ihrer  Beratungen  hat  jede  Section  oder  Kammer 
dahin  zu  berichten  von  wo  ihr  die  Verordnung  zu  jener  zugegangen. 
Auf  Antrag  gefaßte  Beschlüsse  dürfen  an  den  Antragsteller,  aber 
auch  an  jede  und  selbst  die  höchste  vorgesetzte  Behörde  abgegeben 
werden. 

Dem  von  einer  Handels-  oder  Gewerbekammer  resp.  von  beiden  zu- 
gleich aber  auch  von  einer  einzelnen  Section  zum  Beschlüsse  erhobenen 
Begehren  darf  kein  Weg  sich  geltend  zu  machen  abgeschnitten  werden. 
Dasselbe  muß  ebensowohl  durch  die  Gewinnung  der  Beistimmung  anderer 
und  höherer  Kammern  und  Behörden  sich  Verstärkung  suchen  dürfen, 
als  ihm  andererseits  direct  an  die  oberste  und  entscheidende  Behörde  un- 
gehinderter Zutritt  gestattet  werden  muß. 

VIII.  Ueber  diesen  Bezirks-Handels-  und  Gewerbekammern  steht 
die  Deutsche  Staats-Handels-  und  Staats-Ge- 
werbe-Kammer am  Orte  der  Reichsgewalt  und  des  Reichs- 
ministeriums. 

IX.  Die  Staats-Handelskammer  wird  einmal  aus  Handelsmännern 
deren  jede  Bezirks-Handelskammer  einen  wählt,  dann  aber  aus 
einigen  von  dem  Reichsministerium  ernannten  Mitgliedern  gebildet, 
—    die    Staats-Gewerbekammer    in    ähnlicher    Weise    aus    Gewerb- 
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treibenden,     deren    jede     Bezirks- Gewerbekammer    einen    ernennt, 

und  aus  einigen  von  dem  Reichsministerium  gewählten  Mitgliedern. 
Die    von     dem    Ministerium    ernannten    Mitglieder    brauchen 

nicht   dem   Handels-   oder   Gewerbsstande   anzugehören,    sind   aber 

aus  verschiedenen  Bezirken  zu  entnehmen. 
Die  aus  den  Bezirkshandelskammern  deputierten  Mitglieder  werden 
sich  zu  den  vom  Reichsministerium  ernannten  in  ihrer  Zahl  vielleicht 
wie  2  zu  i  verhalten.  Unter  den  Letztgenannten  dürfen  auch  Nicht- Kaufleute 
und  Nicht-Gewerbetreibende  sein  und  werden  als  solche  sehr  zweckmäßig 
von  den  Einzelstaaten  nach  III.  bestellten  Regierungsbeamte  gewählt 
werden,  da  diese  die  Verhältnisse  der  ihnen  anvertrauten  Bezirke  genau 
kennen  und  zwar  von  einem  andern  und  meist  freiem  Gesichtspunkte  aus 
als  die  Handels-  und  Gewerbsmänner  selbst.  Da  jedoch  auch  diese  Re- 
gierungsmitglieder in  der  Regel  nur  mit  einzelnen  Bezirken  enger  bekannt 
sein  werden,  so  dürften  womöglich  auch  einige  bei  dem  Reichsministerium 
selbst  angestellte  und  durch  ihre  dasige  Beschäftigung  mit  den  gesammten 
deutschen  Handels-  und  Gewerbsverhältnissen  vertraute  Männer  in  die 
Staats-Handels-  und  Staats-Gewerbskammern  zu  wählen  sein. 

X.  Der    Reichs-Handelsminister    ist    in    der    Staats-Handelskammer, 
•     der     Reichs- Gewerbeminister    in    der     Staats-Gewerbekammer    ge- 
borenes Mitglied.     Derselbe   oder,    wenn  er  sich,  wie  ihm  freisteht, 
durch  ein   Mitglied  des  betreffenden   Reichsministeriums   vertreten 
läßt,  dieses  hat  jedesmal  den  Vorsitz. 

Die  Gegenstände,  welche  hier  zur  Berathung  und  Entscheidung  kommen, 
wie  ad  XII  gezeigt  wird,  schließen  die  Theilnahme  von  Nicht-Handels- 
und Nicht-Gewerbsleuten  nicht  mehr  aus.  fordern  vielmehr  deren  Zuziehung 
mit  Notwendigkeit. 

XI.  Beide  Kammern,  welche  auf  Verordnung  eines  der  betreffenden 
Ministerien  oder  auf  Antrag  einer  der  beiden  Kammern  auch  zu 
gemeinschaftlicher  Berathung  vereinigt  werden  können,  haben  jede 
allwöchentlich  eine  Sitzung,  an  welcher  die  dauernd  an  dem  Sitze 
des  Ministeriums  wohnenden  Mitglieder,  aber  auch  alle  ausnahms- 
weise daselbst  befindlichen  Theil  nehmen. 

Außerordentliche    Versammlungen    aller    Mitglieder    der    einen 
oder  der  andern  Kammer,   oder  beide  zugleich  werden  durch  das 
betreffende  Ministerium  aus  freiem  Antriebe  oder  auf  Antrag  dreier 
ihr  untergeordneten  Bezirkskammern  zusammenberufen. 
Die  Mitglieder  dieser  Staats-Handels-   und    Staats-Gewerbe- Kammern 
sollen  in  den  verschiedenen  Bezirken  Deutschlands  leben  und  selbst  ebenda 
entweder  Handels-  oder  Gewerbsleute  sein  oder  der  staatlichen  Admini- 
stration für  Handel  und  Gewerbe  angehören.     Sind  nun  beide  Arten  von 
Mitgliedern  daheim  beschäftigt  und  noth wendig,  so  ist  überdieß  die  Mit- 
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gliedschaft  der  ersteren  Klasse  ein  reines  Ehrenamt  und  man  darf  daher  von 
ihnen  eine  zu  häufige  Abwesenheit  vom  Hause  nicht  verlangen.  Darum 
würden  nun  diese  Kammern  regelmäßig  nur  aus  den  am  Orte  ihres  Sitzes 
lebenden  Mitgliedern  dieses  Bezirkes,  sowie  den  vom  Ministerium  darein 
ernannten  Männern,  deren  aus  der  nur  gedachten  Rücksicht  mehrere  (auch 
Kaufleute  und  Gewerbetreibende)  ebenda  lebende  sein  werden,  bestehen. 
Werden  aber  die  entfernten  Mitglieder  schon  durch  ihre  Mittheilungen 
und  auf  Anfragen  zu  gebenden  Antworten  trotz  ihrer  Abwesenheit  vom 
Sitze  der  Kammer,  doch  sehr  thätig  in  ihrem  Berufe  sein  können,  so  ist 
ihnen  auch  die  Theilnahme  an  allen  Sitzungen,  zu  denen  sie  sich  nur  ein- 
finden wollen,  und  ihre  Stimme  darin  gesichert. 

Xn.  Die  Staats-Handels-  wie  die  Staats-Gewerbe-Kammer  berathet 
einmal  über  alle  Fragen  der  Gesetzgebung  und  der  Verwaltung  in 
Handels-  und  Gewerbesachen,  welche  von  dem  betreffenden  Mini- 
sterium vorgelegt  sind,  dann  aber  begutachtet  sie  die  von  ihren  Mit- 
gliedern selbst  oder  von  einzelnen  Bezirkskammern  angeregten  Fragen 
wegen  zu  beseitigender  Hindernisse  oder  einzuführender  Verbesse- 
rungen für  Handel  und  Gewerbe  und  bringt  ihren  Beschluß  an  das 
Handels-  oder  Gewerbeministerium. 

XIII.  Die  Tagesordnung  aller  bei  den  Kammern  zur  Berathung  kommen- 
den Gegenstände  ist,  wo  nicht  Gefahr  im  Verzuge,  vierzehn  Tage 
vorher  in  einem  amtlichen  Blatte  bekannt  zu  machen. 

Freilich  wird  manche  Maßregel,  welche  das  Handels-  und  Gewerbs- 
ministerium zu  ergreifen  hat  und  welche  sie  deshalb  der  betreffenden  Kammer 
zur  Berathung  vorlegt,  einen  i4tägigen  Aufenthalt  nicht  gestatten  und 
es  darf  daher  die  lange  vorhergehende  Anzeige  nicht  unbedingt  gefordert 
werden.  Dagegen  wird  in  den  meisten  Fällen  solcher  Zeitverlust  nicht  in 
Betracht  kommen  und  dann  ist  allerdings  diese  frühzeitige  Bekanntmachung 
von  hohem  Werthe.  Namentlich  bei  der  Schwierigkeit  häufiger  Zusammen- 
berufung aller  Mitglieder  der  beiden  Kammern  und  bei  deren  im  Ver- 
gleiche zu  der  Gesammtmitgliederzahl  in  der  Regel  nur  schwachen  Be- 
setzung hat  die  zeitige  Veröffentlichung  der  Tagesordnung  das  Gute,  daß 
die  Handels-  oder  die  Gewerbekammern  einzelner  Bezirke,  oder  die  Einzel- 
regierungen, welche  einen  bevorstehenden  Verhandlungsgegenstand  für 
ihr  Interesse  besonders  wichtig  achten,  die  ihnen  angehörigen  Mitglieder 
der  Staatshandels-  oder  Gewerbskammer  zu  der  betreffenden  Sitzung 
schicken,  auch  nach  Befinden  bezügliche  schriftliche  Eingaben  machen 
können.  Es  wird  durch  diese  Veröffentlichung  der  Tagesordnung  die  Be- 
stimmung regelmäßig  wiederkehrender  Berufung  aller  Mitglieder  in  diese 
beiden    Kammern   vermieden,    ohne   ihrer  Beschlußfähigkeit   zu   schaden. 

XIV.  Die  Beschlüsse  der  Staats-Handels-  wie  der  Staats-Gewerbe- 
kammer  erlangen,  soweit  sie  lediglich  den  Charakter  von  Verord- 
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nungen  an  sich  tragen,  durch  die  blose  Unterschrift  des  Ministers 
des  betreffenden  Ressort  gesetzliche  Kraft.  Handels-  und  Gewerbe- 
gesetzliche Bestimmungen,  Handels-Verträge  und  Staats- Verträge, 
welche  für  Handel  und  das  Gewerbe  von  Einfluß  sind,  bedürfen  in 
der  Regel  noch  außerdem  der  für  alle  Gesetzgebung  vorgeschriebenen 
Reichsständischen  Mitwirkung. 

XV.  Ueber  der  Staats-Handels-  und  Staats-Gewerbekammer  steht 
das  vereinigte  Directorium  des  Handels,  des 
Gewerbes  und  des  Ackerbaues,  gebildet  aus  den  Vor- 
ständen und  mindestens  noch  einem  Mitgliede  aus  jedem  der  ge- 
dachten Ministerien,  den  Ministern  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten und  der  Finanzen  und  dem  nach  diesen  obersten  Dirigenten 
des  Zollwesens,  endlich  aus  den  Vorsitzenden  der  Handels-  und  Ge- 
werbekammern des  Bezirkes,  in  welchem  das  Directorium  seinen 
Sitz  hat. 

An  dieses  Directorium  giebt 

XVI.  aus  eigenem  Antriebe  oder  auf  Antrag  eines  der  Directorial- 
mitglieder    oder    der    Staats-Handels-    oder    Gewerbekammer    der 

•  Handels-  oder  Gewerbeminister  die  Beschlüsse  der  letztern  oder 
die  ebendiesen  zu  machenden  Vorlagen  zur  Begutachtung  ab. 

XVII.  Das  Directorium  für  Handel,  Gewerbe  und  Ackerbau  kann  auf 
Antrag  der  Staats-Handels-  oder  Gewerbekammer  die  von  dem  be- 
treffenden Ministerium  gebetene  aber  verweigerte  Vollziehung 
einer  auf  Beschluß  solcher  Kammer  beantragten  Verordnung,  aber 
auch  auf  Antrag  eines  der  gedachten  Ministerien  die  Genehmigung 
ihrer  Vorlagen  seitens  der  Staats-Handels-  oder  Gewerbekammer 
bis  auf  die  Entscheidung  der  Reichsstände  suppliren. 

Ist  in  den  Vorschlägen  zu  XII  und  XIII  hauptsächlich  für  einen  ge- 
nügenden Einfluß  der  Handels-  und  Gewerbsleute  gesorgt,  so  sind  nun 
auch  auf  der  andern  Seite  zwei  Punkte  nicht  zu  übersehen.  Einmal  nämlich, 
daß  die  nothwendige  Schnelligkeit  in  der  Administration  nicht  durch 
diese  Mitwirkung  der  Betheiligten  selbst  leide,  dann  aber  auch,  daß  diese 
nicht  zu  einer  Einseitigkeit  zu  Gunsten  ebendieser  und  zum  Nachtheil 
der  übrigen  Staatsangehörigen  und  des  Staates  selbst  führen.  Wird  nun 
die  erforderliche  Schnelligkeit  schon  durch  die  Bestimmung,  daß  das  zeitige 
Bekanntmachen  auf  der  Tagesordnung  nicht  ohne  Ausnahme  verlangt 
werden  soll,  geschützt,  so  ist  ihretwegen  namentlich  beantragt,  daß  jeder 
beschlossene  Antrag  der  Staats-Gewerbs-  oder  Staatshandelskammer 
durch  einfache  Unterzeichnung  des  betreffenden  Ministers,  welcher  in  der 
Kammer  selbst  Sitz  hat,  zur  Verordnung  erhoben  werden  darf,  und  dann, 
daß  das  Gewerbe-  oder  Handelsministerium,  wenn  die  genannten  Kammern 
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seinen  Vorlagen  nicht  beitreten,  und  andererseits  diese  Kammern,  wenn 
die  Ministerien  ihre  Beschlüsse  nicht  ausführen  wollen,  die  Frage  an  das 
Directorium  für  Handel,  Gewerbe  und  Ackerbau  zur  sofortigen  Entscheidung 
bringen  können.  Kann  nun  aber  diese  Schnelligkeit  überhaupt  nur  dann 
stattfinden,  wo  es  sich  um  bloße  Verordnungen  und  nicht  um  Gesetze 
handelt,  welche  der  Reichs- Ständtischen  Zustimmung  bedürfen,  so  wird 
doch  gerade  bei  jenen  die  Mitwirkung  des  gedachten  Directoriums  aus 
dem  zweiten  angedeuteten  Gesichtspunkte  von  großer  Wichtigkeit  sein. 
Die  vielseitige,  Vertreter  aller  durch  Handel  und  Gewerbe  berührten  Staats- 
interessen in  sich  schließende  Zusammensetzung  einer  solchen  obersten 
Handels-  und  Gewerbsbehörde  bürgt  dafür,  daß  diese  ebensowohl  da, 
wo  sie  eine  Berufungsinstanz  bildet,  eine  nach  allen  Seiten  des  Staatslebens 
wohl  berechnete  Entscheidung  geben,  als  den  Ministerien  des  Handels 
und  des  Gewerbes  bei  ihren  Vorlagen  an  die  Staats-Handels-  oder  Gewerbe- 
kammer, sowie  an  die  Reichsstände  mit  dem  besten  Rathe  an  die  Hand 
gehen  wird. 

Nach  dieser,  wenn  auch  nur  in  weiten  Umrissen  entworfenen  Ver- 
fassung der  Handels-  und  Gewerbeadministration  in  Deutschland,  welcher 
sich  als  drittes,  dem  obersten  Directorium,  wie  schon  angedeutet,  mit 
untergebenes  Glied,  die  ähnliche  Verwaltung  der  Landwirthschaft  an- 
schließt, würden  freilich  die  Regierungen  der  Einzelstaaten,  eine  unter- 
geordnete Stellung  in  der  Leitung  dieser  drei  Arme  der  Volksthätigkeit 
einnehmen.  Je  bereitwilliger  sie  dieß  aber  thun,  in  der  Ueberzeugung, 
daß  nur  eine  einige  Deutsche  Gesetzgebung  und  Verwaltung  für  Handel 
und  Gewerbe  (es  gilt  nicht  in  solcher  Ausdehnung  von  dem  Ackerbau) 
diese  Nahrungszweige  unseres  Volkes  sicher  erheben  können,  desto  wohl- 
thätiger  werden  sie  für  ihre  Staaten  wirken.  Denn  führt  sie  diese  Bereit- 
willigkeit selbst  dem  Volke  näher,  so  werden  sie  aus  dieser  Nähe,  und  in 
dieser  auf  eine  mehr  nur  prüfende,  belehrende  und  rathende  Sorge  hin- 
gewiesen, den  Einzelheiten  des  Betriebes,  dessen  Mängeln  und  möglichen 
Verbesserungen  eine  höhere  Aufmerksamkeit  zuwenden  und  so  viel  des 
Guten  schaffen  können. 

Einer  Aufgabe  mag  aber  noch  gedacht  werden,  welche  den  Einzel- 
regierungen zu  lösen  überlassen  bleibt  und  welche  nicht  unbedeutend  ist, 
nämlich  die  Gewerbestatistik.  Obwohl  diese  Wissenschaft  immer 
nur  das  Bild  des  schon  vorhandenen  Gewerbewesens  eines  Landes  giebt, 
so  ist  sie  doch  für  die  Beurtheilung  vieler  Fragen  in  der  Handels-  und  Ge- 
werbeverwaltung (namentlich  z.  B.  bei  den  heutzutage  so  wichtigen  Schutz- 
zollfragen) von  der  allerhöchsten  Bedeutung.  So  schwer  es  nun  den  Re- 
gierungen fallen  dürfte,  allein  die  Sammlerinnen  aller  statistischen  Notizen 
zu  sein,  so  werden  doch  sie  am  Besten  die  Leitung  solcher  Sammlung  über- 
nehmen und  die  mehrste  Einheit  und  Sicherheit  darin  bringen  können. 
Die  Bezirksgewerbs-  und  Handelskammern  aber  werden  durch  ihre  Ver- 
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wandtschaft  mit  den  Gewerbs-  und  Handelsverhältnissen  den  Regierungen 
die  genauesten  Unterlagen  zu  beschaffen,  ebenso  geeignet  als  bereit- 
willig sein. 

Was  endlich  die  ständische  Vertretung  des  Handels  und 
Gewerbe  anlangt  (der  Ackerbau  hat  niemals  zu  befürchten  unvertreten 
zu  sein)  so  halte  ich  diese,  was  den  deutschen  Reichstag  anlangt,  für  durch- 
aus nothwendig.  Eine  Versammlung,  welche  competent  über  alle  Verhält- 
nisse des  Staatenlebens  urtheilen  soll,  muß  doch  auch  jederzeit  alle  diese 
Verhältnisse  in  seinen  Mitgliedern  vertreten  sehen.  Ich  stimme  für  den 
freiesten  Wahlmodus,  für  die  freiesten  Bedingungen  der  Wahlfähigkeit 
und  Wählbarkeit,  aber  darin,  daß  alle  Stände  durch  eine  Anzahl  Per- 
sönlichkeiten vertreten  sein  müssen,  darf  mit  Recht  niemand  eine  Be- 
schränkung der  Wahlen  finden..  Indem  aber  alle  ehrenwerthen  Stände 
im  Staate  zur  landständischen  Vertretung  gezogen  werden,  ist  jeder  Staats- 
bürger wählbar.  Würde  die  Verfassung  nicht  dafür  sorgen,  daß  alle  Stände 
in  angemessener  Zahl  bei  den  Wahlen  berücksichtigt  werden  müssen,  so 
ist  mindestens  die  Möglichkeit  der  NichtVertretung  einzelner  gegeben. 
Wer  aber  diese  wagen  wollte,  würde  über  das  Wählen  das  zu  Wählende 
und  dessen  Bestimmung  vergessen. 

Auch  in  den  einzelnen  Staaten  ward  aus  gleichem  Grunde  die  Gewiß- 
heit der  Vertretung  von  Handel  und  Gewerbe  in  den  Ständekammern 
von  Werth  sein.  Doch  ist  sie  in  diesen  um  deßwillen  weniger  wichtig,  weil, 
wenn  schon  auch  hier  Handels-  und  Gewerbsinteressen  zur  Berathung 
kommen,  doch  die  dießfallsige  Gesetzgebung  der  allgemeinen  deutschen 
Reichsversammlung  übertragen  wird. 


Anlage  IV.8) 

Entwurf 


des 


Statuts  der  vereinigten  Kaufmannschaft 

zu  Leipzig. 

§  i. 

Die  Mitglieder  der  bei  Eintritt  des  Gewerbegesetzes  vom  15.  Oktober 
1861  (den  1.  Januar  1862)  in  Leipzig  nebeneinander  bestandenen  kauf- 
männischen  Korporationen   der   Kramerinnung  und   des   Grosso-Handels- 


8)  Nach  dem    der  Verwaltungsbehörde   zur   Bestätigung   eingereichten    Wortlaut. 
Siehe  RA.  K.  2133,  Vol.  I,  Fol.   250  ff. 
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Standes   vereinigen   sich   zu   einer   gewerblichen   Genossenschaft   im   Sinne 
des  ebenerwähnten  Gesetzes  §  88  unter  dem  Namen: 

Vereinigte    Kaufmannschaft    zu    Leipzig. 


Dieser  Genossenschaft  können  alle  diejenigen  beitreten,  welche  im 
Stadtbezirke  von  Leipzig  selbständig  ein  kaufmännisches  Geschäft  in 
dem  Umfange  betreiben,  daß  die  Vorschriften  des  deutschen  Handels- 
gesetzbuches über  Firma,  Handelsbücher  und  Prokura  auf  dasselbe  An- 
wendung finden  und  welche  den  persönlichen  Erfordernissen  entsprechen, 
die  gegenwärtiges  Statut  für  die  Mitgliedschaft  aufstellt;  s.  §  6. 

Auch  Aktiengesellschaften,  deren  Unternehmen  auf  Handelsgeschäfte 
gerichtet  ist  und  die  in  Leipzig  eine  Handelsniederlassung  haben,  können 
in  diese  Genossenschaft  aufgenommen  werden.  Diese  üben  die  genossen- 
schaftlichen Rechte  durch  ein  von  ihnen  dem  Vorstande  zu  bezeichnendes 
Mitglied  ihrer  Direktion  aus,  welches  den  in  gegenwärtigem  Statut  auf- 
gestellten persönlichen  Erfordernissen  ebenfalls  genügen  muß. 

§  3- 
Die  vereinigte  Kaufmannschaft  hat  ihren  Sitz  in  Leipzig  und  zum 
Zweck  die  Wahrung  der  Ehrenhaftigkeit  des  Leipziger  Handelsstandes, 
die  Förderung  seiner  Interessen  im  Allgemeinen  sowohl,  wie  in  seinen  ein- 
zelnen Zweigen,  die  Errichtung,  Erhaltung  und  Beaufsichtigung  darauf 
abzielender  Einrichtungen  und  öffentlicher  Anstalten,  die  Ausübung  der 
ihr  als  Genossenschaft  zustehenden  Rechte,  die  Unterstützung  verarmter 
Mitglieder  oder  deren  Angehörigen  in  geeigneten  Fällen  (s.  §§  12,5  und 
36,  c),  sowie  die  den  vorberegten  Zwecken  entsprechende,  beziehentlich 
nach  Maßgabe  von  Stiftungen  oder  rechtsgültigen  Beschlüssen  der  Ge- 
nossenschaft zu  bewirkende  Verwaltung  und  Benutzung  des  ihr  bereits 
zugehörigen  oder  noch  zu  erwerbenden  Eigentums. 

§4- 
Namentlich  gehört  hierzu  die  öffentliche  Handelslehranstalt,  die 
kaufmännische  Börse,  der  auf  die  bisherige  Kramerinnung  eingetragene 
Grundbesitz,  das  derselben,  wie  dem  Grosso- Handelstande  zugehörige 
oder  mit  den  vorgedachten  Anstalten  verbundene  Vermögen  an  Kapitalien, 
Außenständen,  Mobilien  und  Stiftungen. 


Die  den  seitherigen  Kramermeistern  als  solchen  persönlich  zugehörig 
gewesenen  Kapitalien,  denselben  verehrten  Legate  und  Schenkungen 
gehen  zu  ihrer  stiftungsmäßigen  Benutzung  auf  die  Mitglieder  des  Vor- 
standes der  gegenwärtigen  Genossenschaft  über. 
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§6. 

Anmeldung  zur  Aufnahme  in  die  Genossenschaft  ist  an  den  Vorstand 
zu  richten. 

Zu  dieser  Aufnahme  ist  erforderlich  und  kann  selbige  nicht  geweigert 
werden,  wenn  der  sich  Meldende 

a)  im  Besitze  des  Leipziger  Bürgerrechts, 

b)  der  innerhalb  der  Gemeinde  auszuübenden  bürgerlichen  Ehren- 
rechte ist  und 

c)  das    in    gegenwärtigem    Statut    (§    14)    bestimmte    Eintrittsgeld 
entrichtet. 

§7- 
Der   Austritt   aus   der   Genossenschaft   ist   teils   ein   freiwilliger,   teils 
ein  notwendiger. 

§  8. 
Der  freiwillige  kann  von  jedem  Mitgliede  zu  jeder  Zeit  erfolgen 
und  ist  in  glaubhafter  Form  dem  Vorstande  schriftlich  anzuzeigen.  Ge- 
schieht der  Austritt  vor  Ablauf  des  bürgerlichen  Jahres,  so  hat  derselbe 
demungeachtet  die  für  das  laufende  Jahr  noch  gefällig  werdenden  jährlichen 
Beiträge  zur  Kasse  zu  entrichten. 

§9- 
Der   notwendige    Austritt    erfolgt   und    ist   von   dem    Vorstande 
auszusprechen: 

1.  wenn  das  betreffende  Mitglied  sein  hiesiges  Geschäft  und  Firma 

aufgegeben ; 

2.  das  Leipziger  Bürgerrecht  verloren  hat; 

3.  die  in  §  6  sub  b  gedachten  Ehrenrechte  verloren  hat,  oder 

4.  länger   als    zwei    Jahre   mit   den    Beiträgen    zur   Genossenschaft 
in  Rückstand  verblieben  ist. 

Diesen  Bestimmungen  unterliegen  auch  die  bisherigen  Mitglieder  der 
Kramerinnung,  wie  des  Grosso-Handelsstandes. 

Bezüglich  der  Bestimmung  sub  3  hat  jedoch  der  Vorstand  den  Be- 
treffenden unter  Einräumung  einer  kurzen  Frist  zu  befragen,  ob  er  wegen 
Dispensation  hiervon  einkommen  wolle,  welche  Dispensation  der  Vorstand 
auszusprechen   befugt   ist,    falls   mindestens   3/4  derselben   dafür  stimmen. 

§  i°- 

Beruht  der  im  vorigen  Paragraph  sub  4  eingetretene  Rückstand  auf 
einer  entschuldbaren  Ursache,  so  hat  der  Vorstand  das  Recht  der  Dis- 
pensation. 

§   «• 
Der  den  notwendigen  Austritt  enthaltende  Ausspruch  des  Vorstandes 
ist  dem  Beteiligten  schriftlich  zuzustellen   und   erlangt   mit  diesem   Zeit- 
punkte rechtsverbindende  Kraft. 
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Es  hat  jedoch  der  Ausgeschlossene  ein  Recht  auf  unentgeltliche  Wieder- 
aufnahme, sobald  er  dem  Vorstande  den  Wegfall  der  Ursachen  nachweiset, 
welche  seine  Ausschließung  herbeigeführt  haben. 

§    12. 

Die  Rechte  der  Mitglieder  bestehen: 

i.  in  der  Wahlberechtigung,  beziehentlich  Wählbarkeit  für  den 
Vorstand  und  Ausschuß; 

2.  in  der  Mitberatung  in  den  Generalversammlungen  und  Beteiligung 

an  den  diesfallsigen  Beschlußfassungen; 

3.  in  der  Teilnahme  an  den  Berechtigungen  bezüglich  der  Handels- 

lehranstalt, der  Börse  und  sonstigen  öffentlichen  Einrichtungen 
der  vereinigten  Leipziger  Kaufmannschaft  nach  Maßgabe  der 
darüber  bestehenden  oder  zu  errichtenden  Regulative;  sowie 

4.  an  den  übrigen  Vergünstigungen,  welche  auf  Grund  gegenwärtigen 
Statuts  oder  sonstiger  rechtsgültiger  Beschlüsse  der  Genossen- 
schaft einzelnen  Mitgliedern  zugewendet  werden  können;  ins- 
besondere 

5.  an  dem  Rechte,  ihre  Söhne  für  den  Beitrag  von  nur  3/4  des  ge- 
wöhnlichen Schulgeldes  die  Handelslehranstalt  besuchen  zu 
lassen  und  an  den  Unterstützungen,  welche  verarmten  Mitgliedern, 
wozu  auch  diejenigen  zu  rechnen,  die  wegen  Verarmung  Geschäft 
und  Firma  aufgegeben  und  darum  dem  notwendigen  Austritte 
unterlegen  haben,  deren  Frauen  oder  Kinder  nach  Beschluß 
des  Vorstandes  gewährt  werden.  Das  Recht  des  Besuches  der 
Handelslehranstalt  für  3/4  des  gewöhnlichen  Schulgeldes  ver- 
bleibt auch  den  Söhnen  derjenigen  ehemaligen  Mitglieder  der 
Genossenschaft,  welche  als  solche  verstorben  sind,  oder  dem 
notwendigen  Austritte  unterlegen  haben,  soweit  die  Söhne 
derselben  innerhalb  der  Mitgliedschaft  ihrer  Väter  geboren  sind. 

Von  der  Ausübung  der  Rechte  sub  1  und  2  sind  diejenigen  ausgeschlossen, 
welche  Unterstützungen  von  der  Genossenschaft  empfingen,  solange  sie 
solche  nicht  wieder  zurückgezahlt  haben. 

§   13. 
Mitglieder  weiblichen  Geschlechts  nehmen  an  den  Generalversammlungen 
nicht   teil,    sind   auch  bei   Wahlen   weder   wahlberechtigt,   noch  wählbar. 

§  M. 
Jeder  in  die  Genossenschaft  Aufzunehmende  hat  für  die  Aufnahme 
und  Eintragung  in  die  Rolle  30  Taler  Eintrittsgeld; 
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außerdem  jedes  Mitglied  als  jährlichen  ordentüchen  Beitrag  2  Taler 
zur  Vereinskasse  zu  entrichten,  welche  letztere  in  halbjährigen  Raten  er- 
hoben werden. 

§   i_5- 

An  der  Spitze  der  Genossenschaft  steht  ein  Vorstand,  welcher  die 
Genossenschafts  -  Angelegenheiten  verwaltet  und  gleichzeitig  das  Organ 
derselben  bildet. 

§   16. 

Dieser  Vorstand  besteht  aus  12  Mitgliedern  und  wird  aus  der  Mitte 
der  Genossenschaft  gewählt.  Die  Wahl  erfolgt  durch  abgestempelte  Stimm- 
zettel, welche  durch  den  verpflichteten  Genossenschaftsboten  oder  die  ihm 
beigegebenen  Gehilfen  den  Mitgliedern  unter  Behändigung  gedruckter 
Mitgliederverzeichnisse  zugestellt  und  später  in  der  auf  den  Stimmzetteln 
anzugebenden  Zeit  in  verschlossene  Behältnisse  wieder  eingefordert  werden. 
Zur  Behändigung  der  Stimmzettel  und  Mitgliederverzeichnisse  genügt  es, 
wenn  solche  in  den  Geschäften  der  Mitglieder  abgegeben  werden.  Wer 
seinen  Stimmzettel  in  der  gesetzten  Zeit  nicht  abgibt  oder  einliefert,  begibt 
sich  für  die  anstehende  Wahl  seiner  Stimme. 

§   17. 
'Die  Auszählung  erfolgt  notariell  zu  der  auf  den  Stimmzetteln  anzu- 
gebenden Zeit  und  kann  derselben  jedes  Mitglied  der  Genossenschaft  bei- 
wohnen. 

§   18. 
Diejenigen,  welche  für  die  zu  wählende  Zalü  von  Vorstandsmitgliedern 
die   meisten   Stimmen  erhalten  haben,   sind   als  gewählt  anzusehen.      Bei 
Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

§   19- 

Die  Wahl  kann  nur  abgelehnt  werden  wegen  Krankheit,  vollendeten 
sechszigj  ährigen  Alters  und  besonderer  Geschäfts-  und  Familien ver  - 
hältnisse. 

Dieselben  Gründe  berechtigen  zu  Niederlegung  des  Amtes  vor  Ablauf 
der  Wahlperiode. 

Über  die  Zuverlässigkeit  eines  Ablehnungsgrundes  oder  die  Nieder- 
legung des  Amtes  vor  Ablauf  der  regelmäßigen  Dauer  desselben  entscheidet 
der  Vorstand,  beziehentlich  die  übrigen  Vorstandsmitglieder. 

Wer  bereits  sechs  Jahre  Mitglied  des  Vorstandes  gewesen  ist,  kann 
die  Wiederwahl  für  die  nächsten  vier  Jahre  ablehnen. 

§  20. 
Die  durch  Ablehnung  der  Wahl  oder  sonst  entstehenden  Vakanzen 
werden  durch  Neuwahl  ergänzt,   auf  welche  dasselbe  Anwendung  leidet, 
was  §§   16 — 19  bestimmt  ist. 
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§ ". 

Aller  zwei  Jahre  scheiden  aus  dem  Vorstande  vier  Mitglieder  aus, 
welche  aber  wieder  wählbar  sind.  Die  hiernach  zuerst  ausscheidenden  acht 
werden  durch  das  Los,  die  später  Ausscheidenden  durch  das  Alter  ihres 
Eintritts  bestimmt. 

Die  in  der  Zwischenzeit  eintretenden  Vakanzen  werden,  soweit  deren 
frühere  Besetzung  nicht  dem  Vorstande  dringlich  erscheint,  bei  der  nächsten 
ordentlichen  Wahl  ergänzt  und  treten  die  hierzu  Gewählten  bezüglich 
des  Turnus  ihres  Wiederausscheidens  an  die  Stelle  der  Ausgeschiedenen. 


Wählbar  in  den  Vorstand  sind  nur  solche  Mitglieder  der  Genossenschaft, 
welche  bereits  5  Jahre  in  Leipzig  als  Kaufleute  etabliert  sind  und  eben- 
solange der  bisherigen  Kramerinnung  oder  der  Korporation  des  Grosso- 
Handelsstandes,  beziehentlich  der  gegenwärtigen  Genossenschaft  ange- 
hört haben. 

§  23. 

Die  Mitglieder  des  Vorstandes  sind  in  der  Leipziger  Zeitung  und  in 
einem  Lokalblatte  bekannt  zu  machen. 

§  24. 
Der  Vorstand 

a)  vertritt  die  Genossenschaft  in  ihrer  Gesamtheit  nach  Rechten  und 
Verbindlichkeiten;  verhandelt  namens  derselben,  schließt  Verträge 
und  erteilt  Vollmachten; 

b)  hat  die  Interessen  der  Genossenschaft,  wie  des  Leipziger  Handels 
im  allgemeinen ,  möglichst  zu  fördern  und  darauf  abzweckende 
Maßregeln  und  Einrichtungen  zu  treffen,  beziehentlich  bei  den  Be- 
hörden und  der  Handelskammer  zu  beantragen; 

c)  leitet   die    Angelegenheit   der   Genossenschaft   unter   Einhaltung   der 

§  3  aufgestellten  Zwecke  und  verwaltet  in  gleichem  Sinne  das  Ver- 
mögen der  Genossenschaft  selbständig,  soweit  er  nicht  an  die  Zu- 
stimmung des  Ausschusses,  beziehentlich  der  Genossenschaft  ge- 
bunden ist; 

d)  bestellt  und  entläßt  die  Beamten  und  bestimmt  deren  Gehalte; 

e)  beschließt  über  Annahme  und  Austritt  von  Mitgliedern   (§  6); 

f)  überwacht    die    Register    der    Mitglieder,    sowie    deren    Lehrlinge; 

g)  beraumt  Generalversammlungen  an  und  vollführt  die  hier,  sowie 
die  von  ihm  beziehentlich  mit  Genehmigung  des  Ausschusses  ge- 
faßten Beschlüsse; 

h)  bildet  gleichzeitig  den  Vorstand  der  Handelslehranstalt  und  der 
Börse  und  anderer  von  der  Genossenschaft  abhängigen  allgemeinen 
Handelsinstitute,   salariert  die   Lehrer  und   Beamten  und   bestreitet 
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die  sonstigen,  ihm  zu  deren  Förderung  nötig  scheinenden  Bedürf- 
nisse aus  dem  Genossenschaftsvermögen; 

i)  erwählt  und  beaufsichtigt  die  Mäkler  und  präsentiert  solche  zur 
obrigkeitlichen  Verpflichtung  nach  Maßgabe  der  bestehenden  Mäkler- 
ordnung; 

k)  hat  sich  der  Unterstützung  verarmter  Mitglieder  (§§  3,  12,5  und 
36,  c),  deren  Frauen  und  Kinder  angelegen  sein  zu  lassen  und  sich 
über  die  jährlich  zu  diesem  Zwecke  zu  verwendende  Summe  mit 
dem  Ausschusse  zu  vereinbaren; 

1)  alljährlich  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  gegen  den  Ausschuß 
Rechnung  abzulegen; 

m)  auf  Erfordern  von  Mitgliedern  über  vorgelegte  in  das  Gebiet  des 
Handels  und  Verkehrs  einschlagende  Fragen  gegen  angemessene 
Vergütung  und  Ersatz  der  Verläge,  auf  Verlangen  der  Behörden 
aber  unentgeltlich  Gutachten  abzugeben; 

n)  derselbe  kann  auch  auf  Verlangen  beider  Teile  der  Beilegung  zwischen 
Mitgliedern  der  Genossenschaft,  oder  zwischen  diesen  und  ihren 
Gehilfen  oder  Lehrlingen  oder  anderen  Personen  entstandener  Streitig- 
keiten sich  unterziehen  und  gegen  angemessene  Entschädigung 
'    sie  verpflichtende  Schiedssprüche  erteilen; 

o)  überhaupt  alles  unternehmen,  was  ihm  in  seiner  Stellung  als  Vor- 
stand der  Genossenschaft  in  deren  Interesse  zu  liegen  scheint, 
soweit  ihm  in  gegenwärtigem  Statut  nicht  Beschränkungen  auf- 
erlegt sind; 

p)  derselbe  führt  auch  das  Genossenschaftssiegel. 

§  25. 

Der  Vorstand  hat  aller  zwei  Jahre  nach  seiner  jedesmaligen  Ergänzung 
aus  seiner  Mitte  einen  Vorsitzenden  und  einen  Stellvertreter  desselben,  und 
zwar,  dafern  im  ersten  und  zweiten  Stimmgange  nicht  eine  absolute  Mehr- 
heit zu  erlangen  ist,  im  dritten  Stimmgange  nach  relativer  Stimmenmehrheit 
zu  wählen. 

§  26. 

Der  Vorstand  ist  beschlußfähig,  sobald  mindestens  7  Mitglieder  an- 
wesend sind,  und  faßt  seine  Beschlüsse  nach  einfacher  Stimmenmehrheit 
der  Anwesenden.  Bei  Stimmengleichheit  gibt  die  Stimme  desjenigen,  der 
den  Vorsitz  führt,  den  Ausschlag. 

§  27- 
Der  Vorstand  hat  sich  auf  jedesmalige  Einladung  des  Vorsitzenden 
so  oft,  als  dies  der  Vorsitzende  für  erforderlich  hält,  oder  drei  Mitglieder 
des  Vorstandes  darauf  antragen,  zu  versammeln. 
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In  den  Vorstandssitzungen  leitet  der  Vorsitzende  oder  dessen  Stell- 
vertreter, oder  in  beider  Abwesenheit  der  von  den  Anwesenden  den  Jahren 
nach  Älteste  die  Verhandlung  und  wird  über  das  Verhandelte  ein  Protokoll 
aufgenommen,  welches  von  dem  die  Verhandlung  Leitenden  und  zwei 
andern    anwesend  gewesenen  Vorstandsmitgliedern    mit  zu  vollziehen  ist. 

Gegenstände  dringender  Art,  ebenso  von  minderer  Bedeutung  können 
auch  durch  Zirkular- Vortrag  und  Abstimmung  erledigt  werden;  doch  ist 
dieselbe  ungültig,  wenn  drei  Mitglieder  des  Vorstandes  die  Sache  zur  Kon- 
ferenz verwiesen  zu  sehen  wünschen. 

§  28. 

Aus  der  Mitte  des  Vorstandes  ist  ein  Buch-  und  Kassenführer  über 
das  Vermögen  der  Genossenschaft  zu  wählen,  welcher  angemessen  zu 
honorieren  ist,  während  die  übrigen  Mitglieder  des  Vorstandes  ihre  Funktionen 
unentgeltlich  zu  versehen  haben  und  nur  etwaige  Auslagen  vergütet  er- 
halten. 

§  29. 

Zu  Verteilung  der  Geschäfte  und  Erleichterung  der  Arbeiten  ist  es 
dem  Vorstande  gestattet,  aus  sich  für  besondere  Branchen  Deputationen 
zu  bestellen,  deren  Mitglieder  von  dem  Vorsitzenden  in  Gemeinschaft  mit 
dessen  Stellvertreter  auf  je  zwei  Jahre  ernannt  werden. 

Diese  Deputationen  haben  über  ihre  Verhandlungen  und  Beschlüsse 
Protokolle  zu  führen  und  von  den  gefaßten  Beschlüssen  dem  Vorsitzenden 
des  Vorstandes  Kenntnis  zu  geben. 

§  30- 

Zu  Beratung  und  Bearbeitung  einzelner  Gegenstände  können  vorüber- 
gehende Deputationen  bestellt  werden,  wozu  auch  gestattet  ist,  andere 
zu  dem  Vorstand  nicht  gehörige  Genossen  oder  sonstige  Sachverständige 
hinzuzuziehen;  worauf  im  übrigen  dasselbe  Anwendung  leidet,  was  §  29 
bestimmt  ist. 

§  31. 

Wieviel  ständige  Deputationen,  für  welche  Branchen  dergleichen  zu 
bestellen  sind  und  aus  wieviel  Mitgliedern  dieselben  zu  bestehen  haben, 
bleibt  dem  sich  zeigenden  Bedürfnisse,  der  Erfahrung  und  einer  danach 
von  dem  Vorstande  anzufertigenden  besonderen  Geschäftsordnung  vor- 
behalten. 

§  32- 

Der  Vorsitzende  des  Vorstandes  bildet  das  Organ  des  letzteren  und 
hat  die  Beschlüsse  zur  Ausführung  zu  bringen.  Schriften,  Urkunden  und 
Bekanntmachungen  aber,  welche  im  Namen  der  Genossenschaft  ausge- 
stellt und  erlassen  werden,  sind  von  dem  Vorsitzenden  und  zugleich  von 


dessen  Stellvertreter,  oder  in  Behinderung  des  einen  oder  andern  von  einem 
und,  falls  beide  behindert  sind,  von  zwei  anderen  Vorstandsmitgliedern  zu 
unterzeichnen. 

Diese  Signaturen  sind  auch  für  Quittungen  und  Zessionen  über  Hypo- 
thekenforderungen, sowie  für  Erklärungen  über  andere  dingliche  Rechte 
und  über  Löschung  von  Hypotheken  und  Ausstellung  von  Vollmachten 
und  dergleichen  ausreichend. 

§  33- 

Zur  Legitimation  der  Unterzeichner  in  ihrer  Eigenschaft  als  Vorstands- 
mitglieder, beziehentlich  als  Vorsitzender  und  Stellvertreter,  genügt  die 
Bestätigung  seitens  der  Verwaltungsobrigkeit  der  Genossenschaft  auf 
Grund  der  ihr  von  dem  Vorstande  über  dessen  erfolgte  Konstituierung 
oder  vorgekommene  Veränderungen  in  dessen  Mitgliedern  zugegangenen 
Anzeigen,  oder  auf  Grund  der  nach  der  Ausführungsverordnung  zum  Ge- 
werbegesetze §  71  alljährlich  einzureichenden  Verzeichnisse  der  Genossen- 
schaftsmitglieder. 

§  34- 

Zuerkannte  Eide,  in  Rechtsstreitigkeiten  sind  von  dem  Vorsitzenden 
und  dessen  Stellvertreter  abzuleisten. 

§  35- 
Bei  Ausübung  seiner  Funktionen  bedient  sich  der  Vorstand  zur  Hilfe 
eines  juristisch  befähigten  Schriftführers  und  Beraters  (Handelskonsu- 
lent).  Dieser  hält  das  Direktorium  der  Akten,  führt  die  Aufsicht  über  das 
Archiv,  besorgt  das  Erforderliche  für  den  äußern,  regelmäßigen  und  prompten 
Geschäftsgang,  fertigt  die  Schriftstücke,  wohnt  den  Sitzungen  des  Vor- 
standes, wie  seiner  Deputationen  bei  und  führt  hier,  wie  in  den  General- 
versammlungen die  Protokolle,  fungiert  auch  bei  vorkommenden  Wahlen 
soweit   tunlich,    gleichzeitig   als  Notar   und  ist  angemessen  zu  honorieren. 

§  36- 
Neben  dem  Vorstande  besteht  ein  Ausschuß  von  12  Personen,  dessen 
Aufgabe  ist: 

a)  Revision  über  den  Vermögensbestand  zu  halten; 

b)  die  jährlichen  Rechnungen  des  Vorstandes  zu  prüfen,  solche  betreffen- 
denfalls  zu  monieren  und  nach  Richtigfinden  zu  justifizieren; 

c)  über  die  für  Unterstützungen  verarmter  Genossen  und  deren  Ange- 
hörigen zu  verwendenden  jährlichen  Beträge  mit  dem  Vorstande 
Vereinbarung  zu  treffen; 

d)  über  die  ihm  von  dem  Vorstande  vorgelegten  Fragen  kommerzieller 
Natur  oder  in  Genossenschaftsangelegenheiten  sich  gutachtlich 
zu  äußern; 
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e)  über  jede  Ausgabe  von  300  Talern  und  mehr,  welche  der  Vorstand 

beabsichtigt,  maßgebende  Entschließung  zu  fassen; 

f)  nach  Befinden  Anträge  an  den  Vorstand  zu  richten,  der  seine  Ent- 
schließung darauf  zu  fassen  und  im  Falle  der  Nichtannahme  zu  mo- 
tivieren hat. 

Von  dieser  Zustimmung  sind  aber  ausgeschlossen:  alle  Ausgaben  an 
Steuern  und  Abgaben.  Gerichts-  und  Advokatenkosten,  Gehalte  der  Be- 
amten, die  Bestreitung  der  Bedürfnisse  für  die  Handelslehranstalt  und 
andere  allgemeine  Handelsinstitute,  ingleichen  alle  Ausgaben,  die  auf 
Stiftungen  und  solchen  Verbindlichkeiten  beruhen,  welche  vor  Eintritt 
gegenwärtigen  Statuts  übernommen  sind. 

§  37- 

Die  Mitglieder  des  Ausschusses  werden  in  gleicher  Weise  aus  den  Mit- 
gliedern der  Genossenschaft  gewählt,  wie  der  Vorstand  und  gilt  hierbei 
dasselbe,  was  §§  16 — 23  über  die  Wahl  des  Vorstandes  bestimmt  ist. 

Nur  sind  hierbei  die  Mitglieder  des  Vorstandes  ebensowohl  von  der 
Wahlberechtigung,  wie  von  der  Wählbarkeit  ausgeschlossen. 

§  38. 

Generalversammlungen  der  Genossenschaft  werden  von  dem  Vor- 
stande veranstaltet  und  ist  deren  ordentlicherweise  jährlich  eine  abzu- 
halten, welche  spätestens  drei  Monate  nach  erfolgtem  Rechnungsabschlüsse 
stattfinden  muß;  außerordentlicherweise,  so  oft  der  Vorstand  es  für  er- 
forderlich hält  oder  der  Ausschuß  oder  mindestens  50  Mitglieder  der  Ge- 
nossenschaft darauf  antragen. 

§  39- 

Die  Einladung  dazu  erfolgt  durch  zweimalige  Bekanntmachung  in 
der  Leipziger  Zeitung  und  einem  Lokalblatte,  wovon  die  erste  Bekannt- 
machung wenigstens  14  Tage  vor  der  Generalversammlung,  in  dringenden 
Fällen  in  kürzerer  Frist,  erlassen  sein  muß  und  die  Gegenstände  der  Tages- 
ordnung kurz  anzugeben  hat. 

§  40. 

Der    Generalversammlung    sind    folgende    Gegenstände    vorbehalten: 

a)  Vorlegung  des  Geschäftsberichts  des  Vorstandes  und  Mitteilung  des 
justifizierten  Jahresrechnungsabschlusses,  welcher  letztere  mindestens 
14  Tage  vor  Abhaltung  der  Generalversammlung  den  Mitgliedern 
der  Genossenschaft  zugängig  sein  muß; 

b)  Genehmigung,  Ergänzung  und  Abänderung  des  Genossenschafts- 
statuts ; 

c)  Festsetzung  etwaiger   außerordentlicher  Beiträge   der  Mitglieder   zur 

Genossenschaftskasse ; 
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d)  Beratung   und   Beschlußfassung  über   die   von   dem   Vorstande   dazu 
bestimmten   Gegenstände,    sowie   der  von   einzelnen  Mitgliedern   zur 
Beratung    eingebrachten    Angelegenheiten    und    Anträge. 
Letztere  sind  jedoch  spätestens  8  Tage  vor  der  Generalversammlung 
ihrem  Inhalte  nach  schriftlich  bei  dem  Vorstande  anzumelden. 

In  einzelnen  Fällen  kann  der  Vorstand  hiervon  Ausnahmen  gestatten. 

§  4L 

In  der  Generalversammlung  leitet  der  Vorsitzende  des  Vorstandes 
oder  in  dessen  Behinderung  sein  Stellvertreter  oder  auch  in  dessen  Be- 
hinderung ein  anderes  Mitglied  des  Vorstandes  die  Verhandlung  und  hat 
die  Abstimmungsweise  zu  bestimmen. 

Ein  obrigkeitlicher  Abgeordneter  ist  nur  in  den  in  der  Ausführungs- 
verordnung zum  Gewerbegesetze  §  68  bezeichneten  Fällen  zuzuziehen. 

§  42. 

Für  Beschlüsse  der  Generalversammlung  ist  in  der  Regel  einfache 
Stimmenmehrheit  ausreichend:  nur  in  den  §  93  des  Gewerbegesetzes  be- 
stimmten Fällen,  wo  es  sich 

um  Vereinigung  der  Genossenschaft  mit  einer  oder  mehreren  anderen; 
um  gänzliche  Auflösung  der  Genossenschaft  und 
um  Statutenveränderungen  handelt, 
ist  zu  einem  Beschlüsse  hierüber  eine  Mehrheit  von  zwei  Drittel  der  An- 
wesenden erforderlich. 

§  43- 

Das  über  die  Verhandlungen  in  der  Generalversammlung  aufgenommene 
Protokoll  ist  zu  seiner  Beweisfähigkeit  von  zwei  Mitgliedern  des  Vorstandes, 
zwei  Ausschußpersonen  und  zwei  anderen  Mitgliedern  der  Genossenschaft 
beziehentlich     von     dem     obrigkeitlichen     Abgeordneten     mitzuvollziehen. 

§  44- 
Als  Hilfspersonal  besteht  außer  dem  §  35  gedachten  Schriftführer 
mindestens  ein  verpflichteter  Bote  (kaufmännischer  Nuntius),  welcher 
von  dem  Vorstande  auf  Kündigung  angestellt,  die  Wahlzettel  auszutragen 
und  einzusammeln,  die  Beiträge  zur  Genossenschaftskasse  einzuheben, 
die  Unterstützungsbeträge  und  Spenden  auszuzahlen,  das  Register  der 
Mitglieder  und  Lehrlinge  zu  halten  hat  und  alle  sonstigen  Angelegenheiten 
und  Bestellungen  besorgt,  welche  ihm  von  dem  Vorstande  aufgetragen 
werden.  Ob  neben  ihm  noch  mehre  Beamte  der  Genossenschaft  anzu- 
stellen sind,  ist  der  Erfahrung  und  dem  Ermessen  des  Vorstandes  vor- 
behalten. 
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§  45- 

Die  Lehrlinge  der  Genossenschaftsmitglieder  sind  von  letzteren  bei 
dem  Vorstande  spätestens  3  Monate  nach  deren  Antritte  unter  Ausweis 
über  Geburt  und  Herkunft  zur  Anmeldung  und  nach  deren  Abgange  zur 
Abmeldung  zu  bringen,  ohne  daß  es  einer  näheren  Anzeige  über  etwaiges 
Lehrgeld  und  beabsichtigte  Lehrzeit  bedarf. 

Jede  Verabsäumung  dieser  An-  und  Abmeldepflicht  kann  von  dem 
Vorstande    mit    5    Taler   Strafe   zur   Genossenschaftskasse   belegt   werden. 

§  46. 
Die  Aufnahme  der  Lehrlinge  erfolgt  durch  den  Vorstand  in  der  näch- 
sten Vorstandssitzung  nach  ihrer  Anmeldung,  wozu  sich  die  Angemeldeten 
persönlich  einzufinden  haben,  in  einer  für  die  Beteiligten  der  Bedeutung 
dieses  Aktes  entsprechenden  Weise. 

§  47- 
Der    Vorstand    kontrasigniert,    soweit    ihm    kein    Bedenken    beigeht, 
die  über  die  gehörig  erfüllte   und  gut  bestandene  Lehrzeit  der  Lehrlinge 
von  den  Lehrherren  auszustellenden  Lehrbriefe. 

§  48. 
Als  regelmäßige  Lehrzeit  ist  der  Zeitraum  von  drei  Jahren  festgesetzt, 
in  welcher  der  Lehrherr,  außer  den  sonst  im  Gewerbegesetze  §§  yj  bis  85 
vorgeschriebenen  Verpflichtungen,  seinen  Lehrlingen,  soweit  tunlich, 
auch  Veranlassung  und  Zeit  zu  geben  hat,  die  Handelslehranstalt  zu  be- 
suchen. 

§  49- 
Die   Aufnahme  und   Einschreibung   der   Lehrlinge,   sowie   deren    Aus- 
schreibung   und    Kontrasignierung    der    Lehrbriefe    erfolgt    unentgeltlich. 

§  SO. 
Alle  Streitigkeiten  zivilrechtlicher  Xatur  zwischen  Mitgliedern  der 
Genossenschaft  unter  sich  oder  zwischen  solchen  und  anderen  Personen 
können  in  Übereinstimmung  beider  sich  gegenüberstehenden  Parteien  von 
dem  Vorstande  oder  der  von  selbigem  dazu  bestimmten  Deputation 
zur  Schlichtung  oder  Entscheidung  gebracht  werden. 

§  5i. 

Die  Anmeldung  dazu  hat  bei  dem  Vorsitzenden  unter  kurzer  Angabe 
des  Streitgegenstandes  von  beiden  Teilen  schriftlich  zu  erfolgen,  worauf 
dieselben  zu  einer  binnen  kürzester  Frist  anzuberaumenden  Verhandlung 
schriftlich  vorgeladen  werden. 

Die  Verhandlung  kann  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  beide 
Teile  persönlich,  in  Behinderungsfällen  durch  ausreichend  zum  Vergleiche 
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legitimierte  Bevollmächtigte  aus  der  Zahl  der  Mitglieder  der  Genossenschaft 
erscheinen. 

Kommt  ein  Vergleich  zustande,  so  ist  das  hierüber  aufgenommene 
Protokoll  von  den  Beteiligten  mit  zu  unterschreiben  und  jeder  Partei  gegen 
Erstattung  der  Kopialien  eine  Abschrift  davon  zu  erteilen.  Weitere  Kosten 
sind  denselben  nicht  anzusinnen. 

Es  bleibt  auch  dem  Vorstande,  beziehentlich  der  Vergleichsdeputation 
vorbehalten,  die  Vergleichsverhandlung,  sobald  man  sich  einen  Erfolg 
davon  nicht  verspricht,  abzubrechen  und  die  weitere  Verhandlung  ab- 
zulehnen. 

§   5=- 

Kommt  ein  Vergleich  nicht  zustande,  eben  so  bei  ganz  unterlassenem 
Vergleichsversuche,  können  die  Parteien  in  Übereinstimmung  auf  einen 
Schiedsspruch  antragen,  und  es  bleibt  solchenfalls  der  Entschließung  des 
Vorstandes,  beziehentlich  der  Deputation  überlassen,  dafern  die  Sache 
in  ihren  faktischen  Unterlagen  so  angetan  erscheint,  daß  sich  dieselbe 
ohne  Abhörung  von  Zeugen  ohne  Eidesleistung  oder  ohne  sonstige  Schwie- 
rigkeiten entscheiden  läßt,  nach  Anhörung  der  Parteien,  nach  Befinden 
nach  deren  vorgängigen  schriftlichen  Auslassungen,  einen  Schiedsspruch 
zu  fällen. 

§  53- 

Derselbe  wird  den  Parteien,  wenn  nicht  sofort  tunlich,  in  einem  be- 
sonders anzuberaumenden  Termine  publiziert  und  ist  für  beide  Teile  maß- 
gebend, ohne  daß  dagegen  ein  Rechtsmittel  irgend  einer  Art  zulässig  ist 
und  hat  die  Kraft  eines  zwischen  den  Parteien  geschlossenen  außerge- 
richtlichen Vergleichs. 

§  54- 

Für  solchen  Schiedsspruch  haben  die  Parteien  noch  vor  dessen  Publi- 
kation die  durch  Zuziehung  von  Sachverständigen  oder  Rechtskundigen 
erwachsenen  Honorare  und  sonstigen  Verläge  zu  gleichen  Teilen  zu  ent- 
richten. 

Von  den  Parteien  nicht  einzubringende  Kosten  werden  von  der  Genossen- 
schaftskasse übertragen. 

Transitorische  Bestimmungen. 

§  55- 
Die  bisherigen  Mitglieder  der  Kramerinnung  und  des  Grosso-Handels- 
standes  (§  i),  und  zwar  alle  Teilhaber  einer  Firma,  bleiben,  wenn  sie  in 
in  die  Genossenschaft  eintreten,  von  dem  §  14,  Abschnitt  1  bestimmten 
Eintrittsgelde,  überdies  die  Mitglieder  der  Kramerinnung  auf  ihre  Lebens- 
zeit auch  von  den  ebendaselbst,  Abschnitt  2,  gedachten  ordentlichen  Bei- 
trägen befreit. 

IS 
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§  56. 
Zur  Entschädigung  für  diejenigen  Mitglieder  der  früheren  Kramer- 
innung, welche,  in  Voraussetzung  längerer  Dauer  der  in  der  Kramerord- 
nung den  Witwen  eingeräumten  Berechtigungen,  20  Taler  sogen.  Weiber- 
geld zur  Kramerkasse  eingezahlt  haben  und  ein  Jahr  vor  Eintritt  des 
Gewerbegesetzes,  mithin  am  1.  Januar  1861,  noch  Mitglied  der  Kramer- 
innung gewesen  oder  im  Laufe  des  Jahres  1861  unter  Einzahlung  jener 
20  Taler  in  dieselbe  noch  eingetreten  sind,  soll  von  den  jährlichen  Nutzungen 
des  Genossenschaftsvermögens  ein  Dispositionsquantum  in  der  Höhe, 
wie  solches  dem  Vorstande  in  Übereinstimmung  mit  dem  Ausschusse  für 
die  übrigen  Zwecke  der  Genossenschaft  entbehrlich  erscheint,  alljährlich 
dazu  bestimmt  werden,  um  damit  besagte  20  Taler  ratenweise  an  die  ge- 
dachten Kramer,  beziehentlich  nach  deren  Tode  an  deren  Erben  zurück- 
zugewähren. 

§  57- 
Bei  Einführung  gegenwärtigen  Statuts  haben  zu  Aufstellung  der  Mit- 
gliederliste auch  die  bisherigen  Mitglieder  der  Kramerinnung  und  des 
Grosso-Handels-Standes  ihren  beabsichtigten  Eintritt  in  die  Genossen- 
schaft innerhalb  einer  bekannt  zu  machenden  Frist  ausdrücklich  anzu- 
melden. 

§  58. 
Bis  zu  erfolgter  Wahl  des  Vorstandes  der  vereinigten  Kaufmannschaft 
bleibt  die  Leitung  der  zu  Überführung  beider  Korporationen  in  die  be- 
absichtigte Genossenschaft  erforderlichen  Geschäfte  den  dermaligen  Kramer- 
meistern und  Handlungsdeputierten  gemeinschaftlich  übertragen. 


Anlage  V. 

Statuten  der  Kramer-Innung. 

§  1. 

Die  Kramer-Innung  zu  Leipzig  ist  eine  Genossenschaft  von  selbst- 
ständigen, in  Leipzig  wohnenden  oder  daselbst  ihr  Geschäft  betreibenden 
Kaufieuten  und  Kaufmannswitwen.  Die  Kramer-Innung  bleibt  ais  Innung 
bestehen  und  führt  auch  ferner  den  Namen: 

Kramer-Innung 
fort. 

Zweck    der    Innung. 

Die  Kramer-Innung  hat  zum  Zweck: 
a)  Regelung  ihrer  Vermögensverhältnisse; 
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b)  Gründung  einer  Unterstützungskasse  für  hilfsbedürftige  Mitglieder 
und  deren  Witwen  und  Kinder; 

c)  Förderung  des  Handels  im  allgemeinen,  Verwaltung  und  Förderung 
der  Fachschulen,  Gründung  von  Kassen  und  ähnlichen  gemeinnützigen 
Anstalten,  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Gründung  einer 
der  Stadt  Leipzig  würdigen  Börse; 

d)  Wahrung  aller  derjenigen  Rechte,  welche  der  Kramer-Innung  bei- 
gelegt sind  oder  künftig  beigelegt  werden. 

Pflichten    der    Mitglieder. 

§  3- 
Jedes  Mitglied  ist  verpflichtet: 

a)  in  den  Innungsversammlungen  zu  erscheinen; 

b)  die  etwa  erforderlichen  Beiträge  zur  Innungskasse  zu  zahlen; 

c)  allen  Verbindlichkeiten  pünktlich  nachzukommen,  welche  die  von  der 

Innung  begründeten   Anstalten   und   Einrichtungen   den  Mitgliedern 
auferlegen. 

Mitgliedschaft. 

§4- 
Mitglieder  der  Innung  sind  alle  Kramer  und  Kramerswitwen,  welche 
bei  Bestätigung  dieses  Statuts  der  bisherigen  Kramerinnung  angehörten. 
(Die  Witwen  der  nach  diesem  Zeitpunkte  verstorbenen  Kramer  erhalten 
nur  dann  das  Recht  der  Mitgliedschaft,  wenn  für  dieselben  bis  zu  dem 
Zeitpunkte,  welcher  vom  Vorstande  öffentlich  bekannt  gemacht  wird, 
das  bisher  gesetzliche  Weibergeld  von  20  Talern  in  die  Kramerkasse  ein- 
gezahlt worden  ist.9) 

§  5- 

Keinem  Kramer  kann  das  Recht  der  Mitgliedschaft  entzogen  werden, 
dafern  er  seine  statutarischen  Verpflichtungen  erfüllt.  Kramerwitwen 
verlieren  das  Recht  der  Mitgliedschaft  durch  ihre  Wiederverheiratung. 
Der  Tod  hebt  alle  Rechte  der  Mitgliedschaft  auf,  mit  Ausnahme  derjenigen 
Rechte,   welche  den  Angehörigen  des  Verstorbenen  statutarisch  zustehen. 

Freiwilliger  Austritt,  der  jedoch  schriftlich  dem  Vorstande  anzuzeigen, 
ist  jederzeit  gestattet. 


9)  An  Stelle  dieses  Satzes  kam  mit  Genehmigung  der  Königl.  Kreisdirektion 
vom  27.  August  1873  folgender  Satz:  „Das  bis  nach  Höhe  von  20  Talern  ein- 
gezahlte Weibergeld  erhalten  die  Innungsmitglieder  für  ihre  lebenden  Ehefrauen  — 
ausschließlich  der  geschiedenen  —  sowie  die  lebenden  Witwen  verstorbener  Kramer 
zurückerstattet." 

15* 
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Aufnahme. 

§6. 

Eine  Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  die  Innung  findet  zuvörderst 
nur  gegen  ein  Eintrittsgeld  von  300  Talern  statt.  Der  Generalversammlung 
bleibt   es    nach    §    24    vorbehalten,    dieses    Eintrittsgeld    abzuändern. 

Anmeldung  zur  Aufnahme  in  die  Innung  ist  an  den  Vorstand  zu 
richten. 

Zu  dieser  Aufnahme  ist  erforderlich: 

a)  der  Besitz  des  Leipziger  Bürgerrechtes; 

b)  Selbständigkeit    und    Betreibung    eines    kaufmännischen    Geschäftes 
in  Leipzig; 

c)  die  Entrichtung  des  statutenmäßigen  Eintrittsgeldes. 

Der  Nachweis  einer  bestandenen  Lehre  und  Prüfung  wird  nicht  gefordert. 

Vertretung    und    Verwaltung. 

§7- 

Die  Vertretung  der  Kramerinnung  in  allen  Beziehungen,  die  Ver- 
waltung ihrer  gemeinsamen  Angelegenheiten,  sowie  die  Ausübung  der 
ihr  verliehenen  und  noch  zu  verleihenden  Rechte  wird  zwölf  aus  den 
Mitgliedern  der  Innung  in  einer  ordentlichen  Generalversammlung  ge- 
wählten Vorstehern  übertragen,  von  denen  drei  den  Vorstand  und  neun 
den  Ausschuß    bilden. 

§8- 

Die  Wahl  geschieht  durch  abgestempelte  Stimmzettel.  Dieselben 
werden  in  der  Generalversammlung  in  verschlossene  Behältnisse  gelegt 
und  nach  Beendigung  der  Versammlung  ausgezählt.  Wer  seinen  Stimm- 
zettel in  der  Generalversammlung  nicht  persönlich  —  eine  Vertretung 
findet  nicht  statt  —  abgibt,  begibt  sich  seiner  Stimme  für  die  anstehende 
Wahl.  Die  Auszählung  erfolgt  notariell.  Die  Mehrheit  der  Stimmen  ist 
maßgebend  für  die  Wahl.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 
Zu  den  drei  Vorstandsmitgliedern  werden  in  gleicher  Weise  drei  Stell- 
vertreter gewählt. 

In  den  Vorstand  und  den  Ausschuß  können  nur  diejenigen  Mitglieder 
der  Innung  gewählt  werden,  welche  in  dem  Besitze  der  in  der  Gemeinde 
auszuübenden  bürgerlichen  Ehrenrechte  sind.  Verliert  ein  Vorstands- 
mitglied diese  Rechte,  so  hat  dasselbe  sein  Amt  sofort  niederzulegen  und 
seine  Wählbarkeit  erlischt  solange,  bis  er  wieder  in  den  Besitz  derselben 
gelangt  ist. 

Die  erfolgte  Wahl  ist  öffentlich  bekannt  zu  geben. 
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Vorstand. 

§9- 
Die  Mitglieder  des  Vorstandes  führen  den  Titel: 
„K  ramermeiste  r." 

Die  Dauer  ihres  Amtes  ist  für  den  ersten  Turnus  auf  3,  5  und  7  Jahre 
festgesetzt.  Nach  Ablauf  der  ersten  drei  Jahre  tritt  einer  von  den  zuerst 
gewählten  aus,  nach  Ablauf  von  fünf  Jahren  der  zweite,  nach  Ablauf  von 
sieben  Jahren  der  dritte.  Das  Los  entscheidet,  in  welcher  Reihenfolge  sie 
auszuscheiden  haben.  Die  Ausscheidenden  werden  durch  Neuwahl  er- 
setzt. Die  Neugewählten  bekleiden  ihr  Amt  6  Jahre  derart,  daß  aller  zwei 
Jahre  einer  nach  dem  Amtsalter  ausscheidet.  Die  Ausgeschiedenen  sind 
wieder  wählbar.  Die  im  Laufe  des  Jahres  durch  den  Tod  oder  sonstige 
Ursachen  entstehenden  Vakanzen  werden  in  der  nächstfolgenden  General- 
versammlung ergänzt.  Vater  und  Sohn,  Bruder  und  Teilhaber  einer  Firma 
können  nicht  zugleich  Mitglieder  des  Vorstandes  oder  des  Ausschusses  sein. 

§  10. 
Die  Kramermeister  führen  alle  Beschlüsse  aus,  welche  der  Ausschuß 
und,  die  Generalversammlung  gefaßt  haben.  Dieselben  führen  das  Ge- 
nossenschaftssiegel, vertreten  die  Innung  in  ihrer  Gesamtheit,  unterzeichnen 
Verträge  und  Vollmachten,  sowie  Anträge  bei  den  Behörden  und  bei  der 
Handelskammer  und  unterbreiten  alle  Anträge  dem  Ausschusse  und  der 
Generalversammlung.  Dieselben  verwalten  das  Vermögen  der  Innung 
nach  dem  von  der  Generalversammlung  genehmigten  Verwaltungsplan. 
Vor  Gericht  wird  jeder  Akt  von  ihnen  im  Namen  der  Innung  vollführt. 
Die  Kramermeister  bestellen  und  entlassen  die  Beamten  und  haben  das 
Register  der  Innungsmitglieder  zu  führen. 

§  »■ 

Die  Kramermeister  wählen  unter  sich  einen  Vorsitzenden,  einen  Stell- 
vertreter und  einen  Kassierer.  Im  Behinderungsfalle  des  Vorsitzenden 
übernimmt  der  Stellvertreter  dessen  Funktionen. 

§   12. 
Der  Vorsitzende  beruft  die  Kramermeister,  so  oft  als  die  Geschäfte 
es  erforderlich  machen.      Die   Berufung  erfolgt  mittels  schriftlicher  Ein- 
ladung.    Der  Vorsitzende  Kramermeister  ist  verpflichtet: 

1)  jedes  Jahr  zwei  Generalversammlungen  einzuberufen  und  zwar  die 
eine  am  ersten  Freitag  im  Monat  März  und  die  zweite  am  ersten 
Freitag  im  Monat  September.  Fällt  der  Freitag  auf  einen  Feier- 
tag, so  wird  die  Versammlung  auf  den  vorhergehenden  Donnerstag 
oder  nachfolgenden  Montag  verlegt; 
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2)  der  im  Monat  März  einzuberufenden  Generalversammlung  einen 
gedruckten  Rechenschaftsbericht  über  die  Verwaltung  des  Vermögens 
und  über  die  Verwendung  der  Erträgnisse  des  vergangenen  Jahres 
vorzulegen,  sich  Decharge  erteilen  zu  lassen,  sowie  einen  Verwaltungs- 
plan  für   das   kommende   Jahr   zur   Genehmigung   zu   unterbreiten; 

3)  in  den  Generalversammlungen  den  Vorsitz  zu  führen,  die  Verhand- 
lungen zu  leiten,  die  Sitzungen  zu  eröffnen  und  zu  schließen  und 
überhaupt  die  Ordnung  zu  handhaben. 

Ausschuß. 

§  13. 
Die  Dauer  des  Amtes  für  die  Ausschußmitglieder  ist  für  den  ersten 
Turnus  auf  3,  5  und  7  Jahre  festgesetzt.  Nach  Ablauf  der  ersten  drei 
Jahre  tritt  ein  Dritteil  von  den  zuerstgewählten  aus,  nach  Ablauf  von  fünf 
Jahren  das  zweite  Dritteil,  nach  Ablauf  von  7  Jahren  das  dritte  Dritteil. 
Das  Los  entscheidet,  in  welcher  Reihenfolge  sie  auszuscheiden  haben. 
Die  Ausgeschiedenen  werden  durch  Neuwahl  ersetzt.  Die  Neugewählten 
bekleiden  ihr  Amt  6  Jahre  derart,  daß  alle  zwei  Jahre  ein  Dritteil  nach 
dem  Amtsalter  ausscheidet.      Die  Ausgeschiedenen  sind  wieder  wählbar. 

§   14- 
Zu   den   neun   Ausschußmitgliedern   werden   neun   Ersatzmänner  von 
der  Generalversammlung  gewählt. 

§   15. 
Scheiden   Ausschußmitglieder  vor  Ablauf  ihrer  Amtszeit  aus,   so  ist 
aus  den  von  der  Generalversammlung  gewählten  Ersatzmännern  derjenige 
einzuberufen,   welcher  die  meisten   Stimmen  bei  der  Wahl  erhalten  hat. 
Dieser  fungiert  so  lange,  als  der  Ausgeschiedene  fungiert  haben  würde. 

§  16. 

Der  Ausschuß  wählt  alljährlich  aus  seiner  Mitte  einen  Vorsitzenden 
und  einen  Stellvertreter.  Der  Vorsitzende  beruft  außer  zu  den  regelmäßigen 
Versammlungen  die  Mitglieder  des  Ausschusses  so  oft,  als  die  Geschäfte 
es  erforderlich  machen ;  die  Berufung  erfolgt  mittels  schriftlicher  Einladung. 
Die  Berufung  muß  auch  erfolgen,  wenn  fünf  Mitglieder  des  Ausschusses 
darauf  antragen. 

§   17. 

Der  Ausschuß  kontrolliert  bei  jedesmaligem  Zusammentritt,  inwie- 
fern die  den  Kramermeistern  übertragenen  Beschlüsse  ausgeführt  sind. 

Dem  Ausschusse  sind  von  den  Kramermeistern  alle  die  Innung  be- 
treffenden Gegenstände  zur  Genehmigung  vorzulegen. 
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Der  Ausschuß  faßt  nach  einfacher  Stimmenmehrheit  Beschlüsse  über 
die  Verwaltung  und  Verwendung  des  Vermögens  der  Innung,  um  dieselben 
der  Generalversammlung  durch  die  Kramermeister  unterbreiten  zu  lassen. 
Derselbe  hat  die  Verpflichtung,  für  die  richtige  Ausführung  der  Bestim- 
mungen, der  Legate  und  Testamente  zu  sorgen. 

§  18. 
Der  Ausschuß  ist  befugt,  zu  jeder  Zeit  Einsicht  in  die  Bücher,  Kasse, 
Urkunden  und  Dokumente  zu  nehmen,   und  sofort  einzuschreiten,  wenn 
Unordnung   und   Defekte   sich   vorfinden   und   Gefahr   im   Verzuge   steht. 

§  19- 
Die  Kramermeister  und  der  Ausschuß  halten  jeden  Monat  einmal, 
in  der  Regel  an  dem  ersten  Mittwoch  des  Monats  eine  gemeinschaftliche 
Sitzung.  In  diesen  Sitzungen  führt  der  Vorsitzende  der  Kramermeister 
oder  dessen  Stellvertreter  den  Vorsitz.  Beschlußfähig  sind  die  Versamm- 
lungen, wenn  wenigstens  sieben  Vorstandsmitglieder  anwesend  sind,  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  dieselben  Kramermeister  oder  Ausschußmitglieder 
sind.  Die  Beschlüsse  werden  nach  Stimmenmehrheit  gefaßt.  Ein  jeder 
Kramermeister  und  jedes  Ausschußmitglied  hat  gleiches  persönliches 
Stimmrecht.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vor- 
sitzenden. Über  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  sind  Protokolle  auf- 
zunehmen. Dieselben  werden  von  dem  Vorsitzenden  oder  dessen  Stell- 
vertreter und  zwei  Ausschußmitgliedern  unterschrieben.  Zu  diesen 
Sitzungen  wird  der  Rechtskonsulent  der  Innung  zugezogen,  und  dem- 
selben die  Führung  des  Protokolls  übertragen. 

Generalversammlung. 

§  20. 

Die  Generalversammlungen  zerfallen  in  ordentliche  und  außeror- 
dentliche. 

Ordentliche  Generalversammlungen  müssen  in  jedem  Jahre  zwei  und 
zwar  an  den  in  §  13  bestimmten  Tagen  einberufen  werden.  Eine  außer- 
ordentliche Generalversammlung  wird  einberufen,  wenn  die  Kramermeister 
oder  der  Ausschuß  eine  solche  für  erforderlich  erachten,  oder  wenn  30  Mit- 
glieder der  Innung  eine  solche  unter  Angabe  des  Zweckes  derselben  schrift- 
lich bei  dem  Vorstande  beantragen. 

§    «. 

Der  Innung  angehörige  Frauen  sind  von  der  Teilnahme  an  den  General- 
versammlungen ausgeschlossen,  sie  sind  weder  wahlberechtigt  noch  wähl- 
bar.      Stellvertretung   in   den    Generalversammlungen    ist    nicht    zulässig. 
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§    22. 

Die  Generalversammlung  wählt  die  Kramermeister  und  die  Aus- 
schußmitglieder, deren  Ersatzmänner,  sowie  drei  Revisoren.  Den  letzteren 
ist  die  Rechnung  von  den  Kramermeistern  vorzulegen.  Dieselben  sprechen 
ihr  Gutachten  darüber  aus,  und  die  Generalversammlung  faßt  Beschluß 
über  die  Erteilung  oder  die  Verweigerung  der  Decharge. 

§  23. 

Die  Generalversammlung  beschließt  über  die  Ergänzung  oder  Ab- 
änderung des  Innungsstatutes  sowie  über  nötige  Aufhebung  früherer  in 
der  Generalversammlung  gefaßten  Beschlüsse.  Dieselbe  beschließt  über 
die  Verwendung  und  Verwaltung  des  Innungsvermögens,  über  die  Er- 
hebung etwaiger  jährlicher  Beiträge,  über  die  Abänderung  des  Eintritts- 
geldes, für  welches  neue  Mitglieder  aufgenommen  werden  können,  sowie 
über  die  Beihilfe  zu  Krankheits-  und  Begräbniskosten. 

Die  Generalversammlung  beschließt  über  die  Auflösung  der  Innung. 

§  24. 
Die  Einberufung  jeder  Generalversammlung,  sei  es  der  ordentlichen 
oder  der  außerordentlichen,  geschieht  durch  zweimalige  Bekanntmachung 
im  Leipziger  Tageblatte.  Die  erste  Bekanntmachung  ist  spätestens  acht 
Tage  vor  dem  anberaumten  Termine  einzurücken,  die  zweite  am  Tage 
der  Versammlung  selbst.  In  diesen  Bekanntmachungen  ist  der  Tag,  die 
Stunde,  das  Versammlungslokal  und  die  Tagesordnung,  soweit  sich  dieselbe 
zurzeit  der  Bekanntmachung  feststellen  läßt,  anzugeben. 

§  25. 

Auf  die  Tagesordnung  einer  ordentlichen  Generalversammlung  kommen 
die  Anträge  der  Kramermeister,  des  Ausschusses,  sowie  diejenigen  Anträge 
der  einzelnen  Mitglieder,  welche  vierzehn  Tage  vor  der  Generalversammlung 
bei  dem  Vorstande  schriftlich  eingebracht  worden  sind.  Anträge,  die  nicht 
auf  der  Tagesordnung  stehen,  können  nur  dann  zur  Debatte  und  Ab- 
stimmung in  der  Generalversammlung  gelangen,  wenn  zwei  Dritteile  der 
anwesenden  Innungsmitglieder  sich  für  sofortige  Beratung  und  Abstimmung 
erklären. 

§  26. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  nach  Stimmenmehrheit 
gefaßt.  Handelt  es  sich  dagegen  um  gänzliche  Auflösung  der  Innung,  Ver- 
einigung mit  einer  anderen  Innung  oder  um  eine  Statutenveränderung, 
so  gehört  zu  einem  solchen  Beschlüsse  eine  Mehrheit  von  zwei  Dritteln 
der  Stimmen.  Es  sind  hierbei  die  Vorschriften  der  §§  93,  94,  95  des  Ge- 
werbegesetzes und  §  68  und  69  der  Ausführungsverordnung  zu  befolgen. 

Abstimmung  durch  Umlauf  ist  nicht  zulässig. 


§  27. 
In    der    Generalversammlung    führt    der    Vorsitzende    Kramermeister 
den  Vorsitz,  im  Behinderungsfalle  dessen  Stellvertreter. 

§  28. 

Über  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  Generalversammlung 
ist  ein  Protokoll  aufzunehmen,  welches  nach  beendeter  Versammlung  vor- 
zulesen, von  dem  Vorsitzenden,  von  drei  Mitgliedern  zum  Zeichen  der 
Genehmigung  zu  unterschreiben  und  von  dem  Kramerkonsulenten  zu 
vollziehen  ist. 

§  29. 

Zu  den  Innungsversammlungen  ist  die  Zuziehung  eines  obrigkeit- 
lichen Deputierten,  mit  Ausnahme  des  in  §  68  der  Ausführungsverordnung 
zum  Gewerbegesetze  vom  15.  Oktober  1861  gedachten  Falles  nicht  er- 
forderlich, auch  sollen  keinerlei  Innungsbeschlüsse  obrigkeitlicher  Be- 
stätigung bedürfen. 

§  30. 

Kramermeister  und  Ausschuß  verwalten  ihr  Amt  als  Ehrenamt  un- 
entgeltlich, insoweit  dieses  nicht  stiftungsmäßigen  Bestimmungen  wider- 
spricht. 

§  31- 
Durch  Bestätigung  dieses  Statuts  seitens  der  Regierungsbehörde  er- 
langt die  Kramerinnung  die  Eigenschaft  als  juristische  Person.  Die  ihr 
verliehene  Kramerordnung  vom  Jahre  16 12  nebst  Nachträgen  d.  d.  Leipzig, 
19.  Juni  1817,  3.  September  1831,  4.  April  1837  verliert  ihre  Gültigkeit 
und  wird  das  gegenwärtige  Statut  als  allein  gültiges  Grundgesetz  ange- 
nommen. 

Leipzig,    den  7.  Oktober  1867. 

Die  Kramermeister. 

Gustav  Claus,  für  den  abwesenden  Vorsitzenden. 
Carl  Friedrich  Wilhelm  Lücke. 
Herrmann  Florens  Rivinus. 
Eduard  Kraft. 

Otto  Friedrich  Ferdinand  von  Posern. 
Julius  Carl  Cichorius. 
Moritz  Heinrich  Lorenz. 
(L.  S.)  Franz  Alexander  Gebhardt. 
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Anlage  VI. 


Geschäfts-Ordnung 

für  die 

Kramermeister 

und  den 

Ausschuss  der  Kramer-Innung. 


Die   Versammlungen   der   Kramerraeister   und   die 
Handhabung    der    Ordnung    in    den  Versammlungen. 

§  *. 
Der  Vorsitzende,  beziehentlich  dessen  Stellvertreter  beruft  die  Kramer- 
meister schriftlich  zu  den  notwendigen  Versammlungen.  Zwischen 
dem  Tage  der  Behändigung  der  Ladung  und  dem  Tage  der  Versammlung 
muß  in  der  Regel  eine  dreitägige  Frist  liegen.  Eine  kürzere  Zeit  kann  nur 
in  dringenden  Fällen  gewählt  werden.  Auf  der  schriftlichen  Einladung, 
welche  Ort,  Tag  und  Stunde  der  Versammlung  enthalten  muß,  ist  zugleich 
die  Tagesordnung  für  die  anberaumte  Versammlung  festzustellen. 

§2. 

Zu  den  Versammlungen  der  Kramermeister  sind  die  3  Stellvertreter 
einzuladen. 

Denselben  steht  das  Recht  der  Beteiligung  an  den  Versammlungen  zu, 
doch  haben  sie  sich,  wenn  sie  nicht  als  stellvertretende  Kramermeister 
einberufen  sind,  der  Abstimmung  zu  enthalten. 

§  3- 
Ist  ein  Kramermeister  oder  ein  fungierender  Stellvertreter  verhindert, 
der  anberaumten   Sitzung  beizuwohnen,   so  hat  er  vor  der  Sitzung  eine 
schriftliche  Entschuldigung  bei  dem  Vorsitzenden  einzureichen. 

§4- 

Es  steht  den  Kramermeistern,  mit  Ausnahme  der  in  §  19  der  Statuten 
vorgeschriebenen  Fällen,  frei,  den  Kramerkonsulenten  zu  den  Versamm- 
lungen zuzuziehen  oder  nicht. 

Über  alle  Beschlüsse  der  Kramermeister  sind    Protokolle    zu    führen. 


—     235     — 

§  5- 

Die  Versammlung  ist  beschlußfähig,  sobald  2  Kramermeister  und 
1   Stellvertreter  anwesend  sind. 

§6. 

In  den  Versammlungen  ist  vom  Vorsitzenden  parlamentarische  Ord- 
nung zu  handhaben.  Die  beim  Vorsitzenden  anzumeldenden  Sprecher 
erhalten  der  Reihe  nach  das  Wort.  Mehr  als  dreimal  kann  ein  Mitglied 
über  einen  Gegenstand  nicht  sprechen.  Eine  weitere  Erlaubnis  kann  jedoch 
die  Versammlung  erteilen.  Ist  ein  Antrag  auf  Schluß  der  Debatte  gestellt 
und  angenommen,  so  darf  den  noch  vorher  angemeldeten  Rednern  nur  mit 
Erlaubnis  der  Versammlung  das  Wort  gestattet  werden. 

Einem  Antragsteller  darf  das  Schlußwort  nicht  entzogen  werden. 

§7- 
Zu  den  Beschlüssen  der  Kramermeister  ist  Einstimmigkeit  erforder- 
lich.   Ist  diese  nicht  zu  erzielen,  so  muß  die  betreffende  Angelegenheit  dem 
Ausschusse  zur  Entscheidung  unterbreitet  werden. 

§  3. 
Der    Vorsitzende    ist    verpflichtet,    alle    eingegangenen    Schriftstücke, 
sowie  alles  dasjenige  in  der  Versammlung  mitzuteilen,  was  seit  der  letzten 
Versammlung  sich  ereignet  hat. 

§9- 
In    den    Versammlungen    werden    zunächst    die    Beschlüsse    über   die 
Registrandeneingänge  und  sonstige  Anträge  gefaßt,  sodann  wird  zur  Er- 
ledigung der  Tagesordnung  übergegangen. 

B. 
Rechte  und    Verpflichtungen  des  Vorsitzenden. 

§  10. 

Die  Eingabe  an  die  Behörden,  die  öffentlichen  Bekanntmachungen, 
sowie  der  offizielle  Schriftenwechsel  sind  im  Namen  der  Innung  von  dem 
Vorsitzenden  und  dem  Kramerkonsulenten  zu  unterzeichnen. 

§   iL 

Im  Behinderungsfalle  hat  der  Vorsitzende  die  Geschäftsführung  dem 
Vizevorsitzenden  rechtzeitig  zu  übergeben. 

Verfügungen,  die  keinen  Aufschub  erleiden,  ist  er  berechtigt,  sofort 
zu  treffen,  doch  hat  er  nachträglich  hierzu  Genehmigung  in  der  nächsten 
Sitzung  einzuholen,  und  hierbei  den  Nachweis  zu  führen,  daß  er  nur  im 
Interesse  der  Innung  gehandelt  habe. 
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C. 
Rechte  und  Verpflichtungen  des  Kassierers. 

§     «• 

Der  Kassierer  ist  verpflichtet,  über  die  Ein-  und  Ausgänge  genaue 
Rechnung  zu  führen  und  den  Kramermeistern,  sowie  dem  Ausschusse  jeder- 
zeit Einsicht  in  die  Kassabücher  zu  gestatten. 

Er  ist  verpflichtet,  nach  Ablauf  eines  jeden  Monates  in  der  nächsten 
Sitzung  Bericht  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  zu  erstatten  und  die 
Höhe  des  Kassenrestes  anzugeben. 

Er  hat  nur  solche  Zahlungen  zu  leisten,  die  im  jährlichen  Verwaltungs- 
plane vorausgesehen,  oder  die  ihm  von  den  Kramermeistern  aufgetragen 
sind.  Ist  er  in  die  Lage  versetzt,  unaufschiebbare  und  nicht  im  voraus 
genehmigte  Ausgaben  zu  bewirken,  so  hat  er  die  Verpflichtung,  in  der 
nächsten  Sitzung  hierüber  Bericht  zu  erstatten. 

§  «3- 

Die  Wertpapiere  sollen  in  der  Weise  aufbewahrt  werden,  daß  die 
Hauptstücke  in  der  Leipziger  Bank,  die  Talons  und  Coupons  aber  in  der 
Allgemeinen  Deutschen  Credit- Anstalt  oder  einer  ähnlichen  Anstalt  nieder- 
gelegt werden.  Von  beiden  Instituten  können  diese  Papiere  nur  durch  eine 
von  3  Herren  Kramermeistern,  beziehentlich  deren  Stellvertretern  unter- 
schriebene Anweisung  erhoben  werden. 

D. 
Der   Ausschuß,    seine    Rechte   und   Verpflichtungen. 

§  14- 

Der  Ausschuß  berät  die  Angelegenheiten  der  Innung 

a)  teils  in  eigenen  Versammlungen,  ohne  Zuziehung  der  Kramermeister, 

b)  teils  in  den  in  §  19  der  Statuten  vorgesehenen  Versammlungen. 

Die  Einladungen  zu  den  Versammlungen  sub  a)  hat  der  Vorsitzende 
des  Ausschusses,  die  zu  den  Versammlungen  sub  b)  der  Vorsitzende  der 
Kramermeister  zu  erlassen.  Zu  beiden  Versammlungen  sind  die  Ersatz- 
männer mit  einzuladen;  jedoch  tritt  auch  hier  die  Beschränkung  in  Absatz  2, 
§  2  dieser  Geschäftsordnung  ein. 

§   15- 

Für  beiderlei  Versammlungen  sind  die  in  §  1,  3,  6,  8,  9  dieser  Geschäfts- 
ordnung enthaltenen  Bestimmungen  maßgebend. 

Der  Vorsitzende  des  Ausschusses  hat  nach  stattgefundener  Sitzung 
die  etwa  gefaßten  Beschlüsse  den  Kramermeistern  rechtzeitig  mitzuteilen. 


—     237     — 

§  i6. 

Die  Tagesordnung  für  die  gemeinschaftlichen  Sitzungen  ist  vor  Erlaß 
der  Einladung  zwischen  dem  Vorsitzenden  der  Kramermeister  und  dem 
Vorsitzenden  des  Ausschusses  zu  vereinbaren  und  festzustellen.  In  der 
Sitzung  ist  nach  Vortrag  der  Registrande  zunächst  die  Tagesordnung  zu 
erledigen,  Anträge,  die  im  Laufe  der  Verhandlung  gestellt  werden,  also 
nicht  auf  der  Tagesordnung  stehen,  müssen  zur  Beratung  gelangen,  wenn 
die  Majorität  dies  beschließt. 

§  17. 

Behufs  zweckmäßiger  Verteilung  und  schnellerer  Erledigung  teilt  sich 
der  Ausschuß  in  Sektionen. 

§  18. 

Der  Vorsitzende  des  Ausschusses  hat  unter  tunlichster  Berücksich- 
tigung der  Neigungen  und  Wünsche  die  Geschäfte  unter  die  Ausschuß 
mitglieder  zu  verteilen. 

§   19. 
Die    Geschäftsordnung   kann   nach   Bedürfnis   in    einer    gemeinschaft- 
lichen Sitzung  der  Kramermeister  und  des  Ausschusses  abgeändert  werden. 
Bezüglich  der  Beschlußfassung  hierüber  gelten  die  Bestimmungen  in  §  19 
der  Statuten. 


Anlage  VII. 

Regulativ 

zur 

Unterstützungs-Kasse  der  Kramer-Innung. 

Die  verschiedenen  Formen  in  Verteilungen  von  Unterstützungen  aus 
der  Kramerkasse  lassen  es  jedenfalls  wünschenswert  erscheinen,  einen 
gleichmäßigen  Modus  zu  finden,  um  dadurch  nicht  nur  eine  Erleichterung 
und  Übersichtlichkeit  zu  erzielen,  sondern  auch  in  der  Beurteilung  der 
Bedürftigkeit  und  Würdigkeit  einen  sicheren  Anhalt  zu  gewinnen. 

Einen  solchen  glaubten  die  früheren  Komitee-Mitglieder  der  Kramer- 
innung schon  bei  Entwurf  der  neuen  Statuten  darin  zu  finden,  daß  eine 
Unterstützungskasse  für  arme  und  verarmte  Kramer,  Kramerswitwen  und 
Kramerskinder  begründet  werde. 

Infolge  dessen  ist  das  nachstehende  Regulativ  auf  Grund  der 
bestätigten  Statuten  der  Kramerinnung  von  den  Kramermeistern  und  dem 
Ausschusse  entworfen,  beraten  und  angenommen  worden. 
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§    I. 

Die  Kramerinnung  begründet  eine  Unterstützungskasse  für  hilfs- 
bedürftige Kramer,  Kramerswitwen  und  Kramerskinder. 

§  2. 
Der  Fonds  zu  dieser  Unterstützungskasse  wird  gebildet: 

a)  durch  Überweisung  eines  Teiles  der  Einnahmen  aus  dem  Kramer- 
vermögen in  Übereinstimmung  mit  dem  in  der  März-General- 
versammlung genehmigten  Verwaltungsplan ; 

b)  durch  freiwillige  Beiträge,  Schenkungen,  etwaige  Einkünfte 
aus  Vermächtnissen,  dafern  solches  den  testamentarischen  Be- 
stimmungen nicht  widerspricht. 

§  3- 

Ein  Mehr  als  die  von  der  Generalversammlung  bewilligte  Summe 
und  sonstige  dem  Unterstützungskonto  zugeführten  Beiträge  darf  nicht 
verwendet  werden. 

Ist  eine  vollständige  Verwendung  nicht  erfolgt,  so  wird  der  Über- 
schuß dem  nächstfolgenden  Jahre  zugeschrieben. 

§4- 
Ein  Recht,  Unterstützungen  zu  fordern,  steht  keinem  Kramer,  Kramers- 
witwen oder  Kramerskindern  zu. 

§  5- 

Die  Verwaltung  dieser  Unterstützungskasse  hat  ein  Komitee  von 
6  Personen  zu  besorgen,  bestehend  aus  3  Kramermeistern  und  3  Mitgliedern 
des  Ausschusses. 

§6. 

Die  um  Unterstützung  Nachsuchenden  haben  sich  an  die  Kramer- 
meister zu  wenden  unter  möglichst  genauer  Angabe  ihrer  Verhältnisse, 
Wohnungen  etc. 

Die  Ermittelung  der  Dürftigkeit  und  Würdigkeit  wird  einem  Komitee- 
mitgliede  überwiesen.  Dasselbe  hat  sich  persönlich  in  die  Wohnung  des 
Nachsuchenden  zu  begeben,  sich  nach  seinen  Verhältnissen  und  den  Ur- 
sachen seiner  Verarmung  genau  zu  erkundigen  und  dem  Komitee  Bericht 
zu  erstatten. 

Der  Vorsitzende  der  Kramermeister  hat  dem  Gesamtvorstande  in 
der  nächsten  gemeinschaftlichen  Monatsversammluug  das  Gesuch  nebst 
erhaltener  Auskunft  vorzutragen  und  der  Gesamtausschuß  beschließt  über 
die  Höhe  der  Unterstützung,  welche  gewährt  werden  soll. 

Die  Beschlüsse  sind  dem  Nachsuchenden  von  den  Kramermeistern 
mitzuteilen. 
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In  besonders  dringenden  Fällen  soll  jedoch  das  Komitee  berechtigt 
sein,  Unterstützungen  bis  zur  Höhe  von   10  Talern  sofort  zu  bewilligen. 

§7- 
Die  Unterstützungen  können  sein: 
i)  einmalige, 

2)  monatliche, 

3)  vierteljährliche. 

Einmalige  Unterstützungen  können  von 
5  bis  30  Taler 
monatliche  von  1  bis  2x/2  Taler 

vierteljährliche  von  2  bis  7V2  Taler  gewährt  werden,  je  nach  vorhandenen 
Mitteln  und  nach  der  Bedürftigkeit. 

§  8. 

Die  Verteilung  erfolgt  an  einem  bestimmten,  von  den  Kramermeistern 
festzustellenden  Tage,  jede  Unterstützung  ist  womöglich  von  dem  Betreffen- 
den persönlich  in  Empfang  zu  nehmen. 

Wird  die  Unterstützung  an  dem  bestimmten  Tage  nicht  erhoben,  so 
kann  dieselbe,  wenn  nicht  triftige  Gründe  eine  Entschuldigung  gestatten, 
verweigert  werden. 

§9- 

Bei  Beginn  jedes  Verwaltungsjahres  hat  der  Gesamtvorstand  zu  be- 
schließen, an  welche  der  bisherigen  Empfänger  Unterstützungen  im  neuen 
Verwaltungsjahre  fortbezahlt  werden  sollen. 

Es  bleibt  jedoch  die  Einziehung  derselben  innerhalb  des  Jahres  nach 
besonderen  Umständen  dem  Gesamtvorstande  vorbehalten. 

§  10. 
Außer    den    von    dem    Gesamtvorstande    gewährten    Unterstützungen 
soll  das  Komitee  berechtigt  sein,  bei  Todesfällen  den  Hinterlassenen  einen 
Beitrag  von  20  bis  50  Taler  zu  den  Begräbniskosten  zu  gewähren. 


Anlage  VIII.10) 

Statut  der  Handelsgenossenschaft 

zu  Leipzig. 

§  i- 

Die  Mitglieder  der  bei  Eintritt  des  Gewerbegesetzes  vom  15.  Oktober 
1861   (den   1.   Januar   1862)  in  Leipzig  bestandenen  kaufmännischen  Kor- 


10)  Siehe  Akten  RA.  Hg,   2170,  Fol.  82  ff. 
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poration  des  Grosso-Handelsstandes,  welche  bis  dahin  das 
sogenannte  Börsenquartal  in  die  Handlungsdeputierten- Kasse  entrichtet 
haben  (vergl.  §  8  der  Leipziger  Börsenordnung)  vereinigen  sich  zu  einem 
gewerblichen  Konsortium  im  Sinne  des  obenerwähnten  Gesetzes  §  88 
unter  dem  Namen 

Handelsgenossenschaft    zu    Leipzig. 

§    2- 

Dieser  Genossenschaft  können  alle  diejenigen  beitreten,  welche  im 
Stadtbezirke  von  Leipzig  selbständig  ein  kaufmännisches  Geschäft  in  dem 
Umfange  betreiben,  daß  die  Vorschriften  des  deutschen  Handelsgesetz- 
buchs über  Firma,  Handelsbücher,  Prokura  usw.  auf  dasselbe  Anwendung 
finden  und  welche  den  persönlichen  Erfordernissen  entsprechen,  die  gegen- 
wärtiges Statut  für  die  Mitgliedschaft  aufstellt,  s.  §  4. 

Auch  Aktiengesellschaften,  die  in  Leipzig  eine  Niederlassung  haben, 
können  in  diese  Genossenschaft  aufgenommen  werden.  Diese  üben  die 
genossenschaftlichen  Rechte  durch  ein  von  ihnen  dem  Vorstande  zu  be- 
zeichnendes Mitglied  ihrer  Direktion  aus,  welches  den  im  gegenwärtigen 
Statut  aufgestellten   persönlichen   Erfordernissen   ebenfalls   genügen   muß. 

§  3- 

Die  Handelsgenossenschaft  hat  zum  Zweck:  die  Wahrung  der  Ehren- 
haftigkeit des  Leipziger  Handelsstandes,  die  Förderung  seiner  Interessen 
im  allgemeinen  sowohl,  wie  in  seinen  einzelnen  Zweigen,  die  Errichtung, 
Erhaltung  und  Beaufsichtigung  darauf  abzielender  Einrichtungen  und 
öffentlicher  Anstalten,  wie  die  Teilnahme  an  der  Verwaltung  der  Börse 
(vergl.  Börsenordnung  §  15),  die  Ausübung  der  ihr  als  Genossenschaft  zu- 
stehenden Rechte,  sowie  die  den  vorberegten  Zwecken  entsprechende, 
beziehentlich  nach  Maßgabe  von  Stiftungen  oder  rechtsgültigen  Beschlüssen 
der  Genossenschaft  zu  bewirkende  Venvaltung  des  ihr  zugehörigen  Ver- 
mögens. 

§4- 

Die  Anmeldung  zur  Aufnahme  in  die  Genossenschaft  ist  an  den  Vor- 
stand zu  richten. 

Zu  dieser  Aufnahme  ist  erforderlich,  daß  der  sich  meldende 

a)  im  Stadtbezirke  von  Leipzig  selbständig  ein  kaufmännisches  Ge- 
schäft in  dem  Umfange  betreibt,  wie  solchen  das  deutsche  Handels- 
gesetzbuch über  Firma,  Handelsbücher,  Prokura  usw.  vorschreibt; 

b)  im  Besitz  des  Leipziger  Bürgerrechts; 

c)  der  innerhalb  der  Gemeinde  auszuübenden  bürgerlichen  Ehren- 
rechte, oder  dafern  er  nicht  in  Leipzig  seinen  Wohnsitz  hat,  zu 
deren  Ausübung  befähigt  ist,  und 

d)  das  im  gegenwärtigen  Statut  (§  9)  bestimmte  Eintrittsgeld  bezahlt. 
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Der  freiwillige  Austritt  aus  der  Genossenschaft  kann  von  jedem 
Mitgliede  zu  jeder  Zeit  erfolgen  und  ist  dem  Vorstande  schriftlich  anzu- 
zeigen. Geschieht  der  Austritt  vor  Ablauf  des  bürgerlichen  Jahres,  so  hat 
der  Ausscheidende  dessenungeachtet  den  für  das  laufende  Jahr  noch  gefällig 
werdenden  jährlichen  Beitrag  zur  Kasse  zu  entrichten. 

§6. 
Der    notwendige    Austritt    erfolgt   und    ist   von    dem    Vorstande 
auszusprechen,  wenn 

a)  das  betreffende  Mitglied  sein  selbständig  betriebenes  Geschäft 
und  Firma  aufgegeben, 

b)  das  Leipziger  Bürgerrecht,  sowie 

c)  die  innerhalb  der  Gemeinde  auszuübenden  bürgerlichen  Ehren- 
rechte verloren  hat,  oder 

d)  länger  als  zwei  Jahre  mit  den  Beiträgen  zur  Genossenschaftskasse 
im  Rückstande  verbheben  ist. 

§7- 

Der  den  notwendigen  Austritt  enthaltende  Ausspruch  des  Vorstandes 
ist  dem  Beteiligten  schriftlich  zuzustellen  und  erlangt  mit  diesem  Zeit- 
punkte rechtsverbindende  Kraft. 

Es  hat  jedoch  der  Ausgeschlossene  ein  Recht  auf  unentgeltliche 
Wiederaufnahme,  sobald  er  dem  Vorstande  den  Wegfall  der  Ursachen  nach- 
weist, welche  seine  Ausschließung  herbeigeführt  haben. 

I»; 

Die  Rechte  der  Mitglieder  bestehen 

a)  in  der  Wahlberechtigung,  beziehentlich  Wählbarkeit  für  den  Vor- 
stand und  den  Revisionsausschuß; 

b)  in  der  Beteiligung  an  den  Generalversammlungen  und  deren  Be- 
schlußfassungen ; 

c)  in  der  Teilnahme  an  den  Berechtigungen  bei  Verwaltung  der  Börse 
und  sonstigen  öffentlichen  Einrichtungen  der  Leipziger  Handels- 
genossenschaft, nach  Maßgabe  der  darüber  bestehenden  oder  zu 
errichtenden  Regulative  und 

d)  in  der  Berechtigung  unter  der  §  31  angegebenen  Modalität  auf 
außerordentliche  Generalversammlungen  anzutragen. 

§9. 
Jede  in  die  Genossenschaft  aufzunehmende   Firma  hat  für  die  Auf- 
nahme und  Eintragung  in  die  Rolle 

Zwanzig    Taler    Eintrittsgeld, 

ib 


—     242      — 

außerdem    jedes    Mitglied    derselben,    soviel    deren     angemeldet   werden, 

zwei    Taler    als   jährlichen   ordentlichen   Beitrag 
zur  Vereinskasse  zu  entrichten. 

Tritt  jemand  in  eine  bereits  aufgenommene  Firma  später  als  Associe 
ein,  so  hat  derselbe  das  vorher  gedachte  Eintrittsgeld  nicht,  sondern  nur 
den  jährlichen  Beitrag  zu  entrichten,  dafern  er  sich  dazu  meldet. 

§  10. 
An  der  Spitze  der  Genossenschaft  steht  ein  Vorstand,  welcher  die  Ge- 
nossenschaftsangelegenheiten   verwaltet    und    gleichzeitig   das    Organ    der- 
selben bildet. 

§  «. 

Dieser  Vorstand  besteht  aus  12  Mitgliedern  und  wird  aus  der  Mitte 
der  Genossenschaft  gewählt,  wobei  soviel  wie  möglich  auf  Vertreter  der 
hauptsächlichsten  Handelsbranchen  Rücksicht  zu  nehmen  ist. 

Die  Wahl  erfolgt  durch  abgestempelte  Stimmzettel,  welche  durch  den 
verpflichteten  Genossenschaftsboten  oder  die  ihm  beigegebenen  Gehilfen 
den  Mitgliedern  unter  Behändigung  gedruckter  Mitgliederverzeichnissc 
zugestellt  und  später  in  der  auf  den  Stimmzetteln  anzugebenden  Zeit  in 
verschlossenen  Behältnissen  wieder  eingefordert  werden. 

Zur  Behändigung  der  Stimmzettel  und  Mitgliederverzeichnisse  genügt 
es,  wenn  solche  in  den  Geschäftslokalen  der  Mitglieder  abgegeben  werden. 
Wer  seinen  Stimmzettel  in  der  gesetzten  Zeit  nicht  an  den  Genossenschafts- 
boten zurückgibt  oder  bei  dem  Vorstande  einliefert,  begibt  sich  für  die 
anstehende  Wahl  seiner  Stimme. 

§  12. 
Die  Auszählung  erfolgt  notariell  zu  der  auf  den  Stimmzetteln  anzu- 
gebenden Zeit  und  kann  derselben  jedes  Mitglied  der  Genossenschaft  bei- 
wohnen. 

§  13. 
Diejenigen,  welche  für  die  zu  wählende  Zahl  von  Vorstandsmitgliedern 
die  meisten  Stimmen  erhalten  haben,   sind   als  gewählt  anzusehen.      Bei 
Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

§  14. 

Die  Wahl  kann  nur  abgelehnt  werden  wegen  Krankheit,  besonderer 
Geschäftsverhältnisse   und   nach   zurückgelegtem  sechzigsten  Lebensjahre. 

Dieselben  Gründe  berechtigen  zur  Niederlegung  des  Amtes  vor  Ablauf 
der   Wahlperiode. 

Über  die  Zulässigkeit  eines  Ablehnungsgrundes  oder  die  Niederlegung 
des  Amtes  vor  Ablauf  der  regelmäßigen  Dauer  desselben  entscheidet  der 
Vorstand. 
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Wer  bereits  sechs  Jahre  Mitglied  des  Vorstandes  gewesen  ist,  kann  die 
Wiederwahl  für  die  nächsten  vier  Jahre  ablehnen. 

§  15- 

Die  durch  Ablehnung  der  Wahl  oder  sonst  entstehenden  Vakanzen 
werden  durch  Neuwahl  ergänzt,  auf  welche  dasselbe  Anwendung  leidet, 
was  §§   11 — 14  bestimmt  ist. 

§   16. 

Aller  zwei  Jahre  scheiden  aus  dem  Vorstande  vier  Mitglieder  aus, 
welche  aber  wieder  wählbar  sind. 

Dieses  Ausscheiden  wird  das  erste  Mal  durch  das  Los,  später  aber 
durch  Anciennität  bestimmt. 

Die  in  der  Zwischenzeit  eintretenden  Vakanzen  werden,  soweit  deren 
frühere  Besetzung  nach  dem  Ermessen  des  Vorstandes  nicht  dringlich 
erscheint,  bei  der  nächsten  ordentlichen  Wahl  ergänzt  und  treten  die  hierzu 
gewählten  bezüglich  des  Turnus  ihres  Wiederausscheidens  an  die  Stelle 
des  Ausgeschiedenen. 

§17. 

Die  Mitglieder  des  Vorstandes  sind  in  der  Leipziger  Zeitung  und  in 
einem  Lokalblatte  bekannt  zu  machen. 

§  18. 
Der  Vorstand  vertritt 

a)  die  Genossenschaft  in  ihrer  Gesamtheit  nach  Rechten  und  Pflichten, 
verhandelt  namens  derselben,  schließt  Verträge  und  erteilt  Voll- 
machten, hat 

b)  die  Interessen  der  Genossenschaft  wie  des  Leipziger  Handels  im 
allgemeinen  möglichst  zu  fördern  und  darauf  abzweckende  Maß- 
regeln und  Einrichtungen  zu  treffen,  beziehentlich  bei  den  Behörden 
und  der  Handelskammer  zu  beantragen,  leitet 

c)  die  Angelegenheiten  der  Genossenschaft  unter  Einhaltung  der 
§  3  aufgestellten  Zwecke  und  verwaltet  im  gleichen  Sinne  das  Ver- 
mögen der  Genossenschaft  selbständig,  bestellt 

d)  und  entläßt  die  Beamten  und  bestimmt  deren  Gehalte,  beschließt 

e)  über  Aufnahme  und  Austritt  von  Mitgliedern  (§§  4 — 7),  überwacht 

f)  die  Register  der  Mitglieder,  beraumt 

g)  Generalversammlungen  an  und  vollführt  die  hier,  sowie  die  von 
ihm  gefaßten  Beschlüsse,  vertritt 

h)  die  Genossenschaft  bei  Bildung  des  Börsenvorstandes,  nimmt  teil 
an  der  Verwaltung  der  Börse  und  bildet  gleichzeitig  den  Vorstand 
der  von  der  Genossenschaft  abhängigen  allgemeinen  Handcls- 
institute.   salariert  die  Beamten  und  bestreitet  die  sonstigen  ihm 
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nötig  scheinenden  Bedürfnisse  aus  dem  Genossenschaftsvermögen. 
erwählt 
i)  und  beaufsichtigt  die  Mäkler  und  präsentiert  solche  zur  obrigkeit- 
lichen Verpflichtung  nach  Maßgabe  der  bestehenden  Mäklerordnung, 
legt 
k)  alljährlich  über  Einnahme  und  Ausgabe  Rechnung  ab,  gibt 
1)  auf  Erfordern  von  Mitgliedern  über  vorgelegte  in  das  Gebiet  des 
Handels   und   Verkehrs  einschlagende   Fragen   und   auf  Verlangen 
der  Behörden  unentgeltlich  Gutachten  und  hat 
m)  überhaupt  alles  zu  unternehmen  und  auszuführen,  was  ihm  in  seiner 
Stellung   als   Vorstand   der   Genossenschaft   in   deren   Interesse   zu 
liegen    scheint,    soweit   ihm    in    gegenwärtigem    Statut    nicht    Be- 
schränkungen auferlegt  sind:    der  Vorstand  führt 
n)  auch  das  Genossenschaftssiegel. 

§   19- 

Der  Vorstand  hat  aller  zwei  Jahre  nach  seiner  jedesmaligen  Ergänzung 
aus  seiner  Mitte  einen  Vorsitzenden  und  einen  Stellvertreter  desselben,  und 
zwar,  dafern  im  ersten  und  zweiten  Stimmgange  nicht  eine  absolute  Mehr- 
heit zu  erlangen  ist,  im  dritten  Stimmgange  nach  relativer  Stimmenmehrheit 
zu  wählen.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  desjenigen, 
welcher  den  Vorsitz  führt. 

§  20. 

Der  Vorstand  ist  beschlußfähig,  sobald  mindestens  sieben  Mitglieder 
vorhanden  sind,  und  faßt  seine  Beschlüsse  nach  einfacher  Stimmenmehrheit 
der  Anwesenden.    Auch  hier  ist  die  Stimme  des  Vorsitzenden  entscheidend. 

§  2.. 

Der  Vorstand  hat  sich  auf  jedesmalige  Einladung  des  Vorsitzenden 
so  oft  als  dieser  es  für  erforderlich  hält  oder  drei  Mitglieder  des  Vorstandes 
darauf  antragen,   zu  versammeln. 

In  den  Vorstandssitzungen  leitet  der  Vorsitzende  oder  dessen  Stellver- 
treter oder  in  beider  Abwesenheit  der  von  den  Anwesenden  den  Jahren 
nach  Älteste  die  Verhandlung  und  wird  über  das  Verhandelte  ein  Protokoll 
aufgenommen,  welches  von  dem  die  Verhandlung  leitenden  und  zwei  anderen 
anwesend  gewesenen  Vorstandsmitgliedern  mit  zu  vollziehen  ist. 

Gegenstände  dringender  Art.  ebenso  von  minderer  Bedeutung  können 
auch  durch  Zirkular- Vortrag  und  Abstimmung  erledigt  werden,  doch  ist 
dieselbe  ungültig,  wenn  drei  Mitglieder  des  Vorstandes  die  Sache  zur  Kon- 
ferenz verwiesen  zu  sehen  wünschen. 

§    22. 

Aus  der  Mitte  des  Vorstandes  ist  ein  Buch-  und  Kassenführer  über 
das  Vermögen  der  Genossenschaft  zu  wählen,  welcher,  so  wie  die  übrigen 
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Mitglieder    des    Vorstandes,    ihre    Funktionen    unentgeltlich    zu    versehen 
haben  und  nur  etwaige  Auslagen  vergütet  erhalten. 

§  23. 
Zu  Verteilung  der  Geschäfte  und  Erleichterung  der  Arbeiten  ist  es  dem 
Vorstande  gestattet,  aus  seinen  Mitgliedern  für  besondere  Branchen  Depu- 
tationen zu  bestellen,  welche  von  dem  Vorsitzenden  und  dessen  Stellver- 
treter auf  je  zwei  Jahre  ernannt  werden. 

Diese  Deputationen  haben  über  ihre  Verhandlungen  und  Beschlüsse 
Protokolle  zu  führen  und  von  den  gefaßten  Beschlüssen  dem  Vorstand 
Kenntnis  zu  geben. 

§  24. 
Zu  Beratung  und  Bearbeitung  einzelner  Gegenstände  können  vorüber- 
gehende Deputationen  bestellt  werden,  wozu  auch  gestattet  ist,  andere  zu 
dem  Vorstande  nicht  gehörige  Genossen  oder  sonstige  Sachverständige 
hinzuzuziehen,  worauf  im  übrigen  dasselbe  Anwendung  leidet,  was  §  23 
bestimmt  ist. 

§  25. 
Der  Vorsitzende  des  Vorstandes  bildet  das  Organ  des  letzteren  und 
hat  dessen  Beschlüsse  zur  Ausführung  zu  bringen,  Schriften,  Urkunden  und 
Bekanntmachungen  aber,  welche  im  Namen  der  Genossenschaft  ausge- 
stellt und  erlassen  werden,  sind  von  dem  Vorsitzenden  und  von  dessen 
Stellvertreter,  oder  in  Behinderung  des  einen  oder  anderen  von  einem  und 
falls  beide  verhindert  sind,  von  zwei  anderen  Vorstandsmitgliedern  zu 
unterzeichnen. 

Diese  Signaturen  sind  auch  für  Quittungen  und  Zessionen  über  Hypo- 
thekenforderungen, sowie  für  Erklärungen  über  andere  dingliche  Rechte 
und  über  Löschung  von  Hypotheken  und  Ausstellung  von  Vollmachten 
und  dergleichen  ausreichend. 

§  26. 
Zur  Legitimation  der  Unterzeichner  in  ihrer  Eigenschaft  als  Vorstands- 
mitglieder beziehentlich  als  Vorsitzender  und  dessen  Stellvertreter,  genügt 
die  Bestätigung  seitens  der  Verwaltungsobrigkeit  der  Genossenschaft  auf 
Grund  der  ihr  von  dem  Vorstande  über  dessen  erfolgte  Konstituierung 
oder  vorgekommene  Veränderungen  in  dessen  Mitgliedern  zugegangenen 
Anzeigen,  oder  auf  Grund  der  nach  der  Ausführungsverordnung  zum  Ge- 
werbegesetz §  71  alljährlich  einzureichenden  Verzeichnisse  der  Genossen- 
schaftsmitglieder. 

§  27- 
Bei  Ausübung  seiner  Funktionen  bedient  sich  der  Vorstand  der  Hilfe 
eines   von   ihm    zu    erwählenden   juristisch   befähigten    Schriftführers   und 
Beraters    (Handelskonsulent).       Dieser   hält    das    Direktorium    der    Akten, 
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führt  die  Aufsicht  über  das  Archiv,  besorgt  das  Erforderliche  für  den  äußern 
regelmäßigen  und  prompten  Geschäftsgang,  fertigt  die  Schriftstücke, 
wohnt  den  Sitzungen  des  Vorstandes  wie  seiner  Deputationen  bei  und 
führt  hier  wie  in  den  Generalversammlungen  die  Protokolle,  fungiert  auch 
bei  vorkommenden  Wahlen,  soweit  tunlich,  gleichzeitig  als  Notar  und  ist 
angemessen  zu  honorieren. 

§  28. 

Als  Hilfspersonal  besteht  außer  dem  im  vorstehenden  Paragraphen 
gedachten  Schriftführer  mindestens  ein  verpflichteter  Bote,  welcher  von 
dem  Vorstande  auf  Kündigung  angestellt,  die  Wahlzettel  auszutragen  und 
einzusammeln,  die  Beiträge  der  Genossenschaft  einzuholen,  das  Register 
der  Mitglieder  zu  halten  hat  und  alle  sonstigen  Angelegenheiten  und  Be- 
stellungen besorgt,   welche  ihm  von  dem  Vorstande  aufgetragen  werden. 

Ob  neben  ihm  noch  mehre  Beamte  der  Genossenschaft  anzustellen 
sind,   ist  der  Erfahrung  und  dem  Ermessen  des  Vorstandes  vorbehalten. 

§  29. 
Neben    dem    Vorstande    besteht   eine    Revisionskommission    von    drei 
Mitgliedern,  welche 

a)  Revision  über  den  Vermögensbestand  zu  halten, 

b)  die  jährlichen  Rechnungen  des  Vorstandes  zu  prüfen,  solche  be- 
treffenden Falls  zu  monieren  und  nach  Richtigfinden  zu  justifi- 
zieren  haben. 

§  30. 

Die  Wahl  dieser  Revisionskommission,  wobei  die  Mitglieder  des  Vor- 
standes ebensowohl  von  der  Wahlberechtigung  wie  von  der  Wählbarkeit 
ausgeschlossen  sind,  erfolgt  das  erste  Mal  in  gleicher  Weise  aus  den  Mit- 
gliedern der  Genossenschaft  wie  die  WTahl  des  Vorstandes  und  gilt  hierbei 
dasselbe,  was  §§   11  — 14  über  die  Wahl  des  Vorstandes  bestimmt  ist. 

Diese  zuerst  gewählte  Revisionskommission  hat  sowohl  die  bei  Eintritt 
des  Vorstandes  von  den  bisherigen  Handlungsdeputierten  abzulegende 
Schlußrechnung,  als  auch  die  von  dem  Vorstande  für  das  erste  Jahr  seiner 
Amtsführung  abzulegende  Jahresrechnung  zu  prüfen  und  nach  Befinden 
zu  justifizieren. 

Spätere  Wahlen  dieser  Revisionskommission  erfolgen  alljährlich  in 
den  ordentlichen  Generalversammlungen. 

§  31. 
Generalversammlungen  der  Genossenschaft  werden  von  dem  Vor- 
stande einberufen  und  ist  deren  ordentlicherweise  jährlich  eine  abzuhalten, 
welche  spätestens  drei  Monate  nach  erfolgtem  Rechnungsabschlüsse  statt- 
finden muß,  außerordentlicherweise,  so  oft  der  Vorstand  es  für  erforder 
lieh  hält,  oder  darauf  von  mindestens  50  Mitgliedern  der  Genossenschaft 
angetragen  wird. 
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§  32. 

Die  Einladung  dazu  erfolgt  durch  zweimalige  Bekanntmachung  in 
der  LeiDziger  Zeitung  und  einem  Lokalblatte,  wovon  die  erste  Bekannt- 
machung wenigstens  14  Tage  vor  der  Generalversammlung  erlassen  sein 
muß  und  die  Gegenstände  der  Tagesordnung  kurz  anzugeben  hat. 

In  der  zweiten  Bekanntmachung  sind  auch  die  von  einzelnen  Mitgliedern 
der  Genossenschaft  zur  Beratung  eingebrachten  Angelegenheiten  und 
Anträge  (vgl.  §  33c)  mit  als  Gegenstände  der  Tagesordnung  zu  veröffent- 
lichen. 

§  33- 
Der    Generalversammlung    sind    folgende    Gegenstände    vorbehalten. 

a)  Vorlegung  des  Geschäftsberichts  des  Vorstandes  und  Mitteilung 
des  justiiizierten  Jahresrechnungsabschlusses,  welcher  letztere 
mindestens  14  Tage  vor  der  Generalversammlung  den  Mitgliedern 
der  Genossenschaft  zugängig  sein  muß; 

b)  Genehmigung,  Ergänzung  und  Abänderung  des  Genossenschafts- 
statuts ; 

c)  Festsetzung  etwaiger  außerordentlicher  Beiträge  der  Mitglieder 
zur  Genossenschaftskasse; 

d)  Wahl  der  Revisionskommission  (§  30). 

e)  Beratung  und  Beschlußfassung  über  die  von  dem  Vorstande  dazu 
bestimmten  Gegenstände,  sowie  die  von  einzelnen  Mitgliedern 
zur   Beratung   eingebrachten   Angelegenheiten    und    Anträge. 

Letztere  sind  jedoch  spätestens  8  Tage  vor  der  Generalversammlung 
ihrem  Inhalte  nach  schriftlich  bei  dem  Vorstande  anzumelden. 

In  einzelnen  Fällen  kann  der  Vorstand  hiervon  Ausnahmen  gestatten. 

§  34- 

In  der  Generalversammlung  leitet  der  Vorsitzende  des  Vorstandes 
oder  in  dessen  Behinderung  sein  Stellvertreter  oder  ein  anderes  Mitglied 
des  Vorstandes  die  Verhandlung  und  hat  die  Abstimmungsweise  zu  be- 
stimmen. 

Ein  obrigkeitlicher  Abgeordneter  ist  nur  in  den  in  der  Ausführungs- 
verordnung zum  Gewerbegesetz  §  68  bezeichneten  Fällen  zuzuziehen. 

§  35- 
Zu    Beschlüssen    der    Generalversammlung   ist    in    der  Regel  einfache 
Stimmenmehrheit    ausreichend.       Bei    Stimmengleichheit    entscheidet    die 
Stimme  desjenigen   Vorstandsmitglieds,   welches  den  Vorsitz   führt.      Nur 
in  den  §  93  des  Gewerbegesetzes  bezeichneten  Fällen,  wo  es  sich 

um  Vereinigung  der  Genossenschaft  mit  einer  oder  mehreren  anderen, 
um  gänzliche  Auflösung  der  Genossenschaft  und  um  Statuten- 
änderungen 
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handelt,  ist  zu   einm  Beschlüsse  hierüber  eine  Mehrheit  von*  zwei  Drittel 
der  Anwesenden  erforderlich. 

§  36. 
Das   über   die   Verhandlungen   in   den   Generalversammlungen   aufge- 
nommene Protokoll  bedarf  zu  seiner  Beweisfähigkeit  der  Mitvollziehung 
zweier    Mitglieder    der    Genossenschaft    beziehentlich    des    obrigkeitlichen 
Abgeordneten. 

Transitorische    Bestimmungen. 

§  37- 
Die  bisherigen  Mitglieder  des  Grossohandelsstandes  (§  1),  welche  bis 
1.  Januar  1862  das  sogenannte  Börsenquartal  in  die  Kasse  der  Handlungs- 
deputierten gezahlt  haben  (§  8  der  Leipziger  Börsenordnung),  bleiben, 
wenn  sie  in  die  Genossenschaft  eintreten,  ebenso  wie  bestehende  Geschäfte, 
wenn  bei  diesen  nur  eine  Veränderung  der  Firma  eintritt,  von  dem  §  9 
bestimmten  Eintrittsgelde  befreit. 

§  38. 
Bei  Einführung  gegenwärtigen  Statuts  haben  zu  Aufstellung  der 
Mitgliederrolle  auch  die  bisherigen  Mitglieder  des  Grossohandelsstandes 
(§  37)5  welche  den  Bestimmungen  in  §  6  des  gegenwärtigen  Statuts  eben- 
falls unterliegen,  binnen  einer  bekannt  zu  machenden  Frist  schriftlich  zu 
erklären,  daß  sie  in  die  Handelsgenossenschaft  eintreten  wollen. 

§  39- 

Das  von  den  Handlungsdeputierten  aus  den  Beiträgen  der  Mitglieder 
der  am  1.  Januar  1862  bestandenen  Korporation  des  Grossohandelsstandes 
angesammelte  Vermögen,  welches  gegenwärtig  38  791  Taler  20  Neugroschen 
in  dem  am  15.  Oktober  1865  nach  Kurs  angenommenen  Kapitalwert  der 
vorhandenen  Effekten  beträgt,  geht  an  die  Handelsgenossenschaft  zu 
Leipzig  über  und  wird  nach  erfolgter  Wahl  des  Vorstandes  derselben  diesem 
übergeben. 

Die  Einnahmequellen  der  Genossenschaft  bestehen  in  den  von  den 
vorhandenen  Wertpapieren  eingehenden  Zinsen,  welche  zurzeit  ca.  1.320  Taler 
pro  Jahr  betragen  und  in  den  nach  §  9  von  den  Mitgliedern  derselben 
jährlich  zu  zahlenden  ordentlichen  Beiträgen. 
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